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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 

Vorsitzender Trenovatz: Hoher Bundesrat I 
Im e r ö f f n e die 324. Sitzung des Bundes­
rates. 

Das amtliche Pro t 0 k 0 11 der 323. Sitzung 
des Bundesrates vom 28. Juni 1973 ist auf­
gelegen, unbeanstandet geblieben und gilt 
daher als genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t hat sieb. Herr Bundesrat 
Ing. Eder. 

leb. begrüße den im Hause anwesenden 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Kirchseb.läger und den eben­
falls anwesenden Herrn Staatssekretär Doktor 
Veselsky. (Allgemeiner Beifall.) 

Antrlttsansprache des Vorsitzenden 

Vorsitzender Trenovatz: Sehr geehrte' 
Damen und Herrenl Mit dem 1. Juli ilstder 
Vorsitz im Bundesrat auf das Bundesland 
Burgenland übergegangen. Als der von diesem 
Bundesland erstentsandte Vertreter habe im 
die hohe Ehre, im Bundesrat den Vorsitz zu. 
führen. 

Ich werde mich bemühen, objektiv und un­
parteiisch die Verhandlungen zu leiten, wie 
das bisher immer der Fall war. Ich bitte Sie, 
meine Damen und Herren, mich dabei zu 
unterstützen. 

leb. habe mir mehrere Protokolle durch-· 
gesehen, habe mehrere Amtsantrittsreden 
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Vorsitzender 
meiner Vorgänger gelesen und bin zu dem 
Schluß gekommen, mir viele Wahrworte zu 
ersparen, denn allen Mitgliedern des Hohen 
Hauses ist allzu gut bekannt, welche Belange, 
welche Befugnisse der Bundesrat als zweite 
Kammer der österreichischen Republik zu er­
füllen hat. 

Eines möchte ich aber von dieser Stelle aus­
sprechen, und zwar meinem Amtsvorgänger, 
dem Herrn Bundesrat Dr. Franz Skotton, für 
seine wirklich erfolgreichen Bemühungen um 
den Bundesrat zu danken, und ich möchte 
auch für seine wirklich präzise Geschäfts­
führung Anerkennung aussprechen. (All­
gemeiner Beifall.) 

für den vom 29. Juli bits 19. August 1973 
verhinderten Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung Dr. Hertha Firnberg den 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Josef Staribacher; 

für den während der Zeit vom 20. August 
bis 3. September 1973 durch einen zehntägigen 
Auslandsaufenthalt verhinderten Bundes­
minister für Verkehr Erwin Frühbauer den 
Bundesminister für Bauten und Technik Josef 
Moser. 

. Hievon beehre ich mich, mich dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Weiter ist eingelangt ein Schreiben des 
Vorsitzender: Eingelangt sind zwei Schrei- Bundeskanzleramtes betreffend einen Ge-

ben des Bundeskanzlers betreffend Minister- setzesbeschluß des Nationalrates im Sinne des 

Einlauf und Behandlung der Tagesordnung 

vertretungen. Artikels 42 Abs. 5 der Bundesverfassung. 
Ich ersuche den Herrn Schriftführer' um Ver-

lesung dieser Schreiben. 

Schriftführer lng. Gassner: 

"An den Herrn Vor;sitzenden des Bundes­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 13. Juli 1913, Zl. 5152/13, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 13 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie Dr. Josef Staribacher 
in der Zeit vom 18. bis 21. Juli 1973 den 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs mit dessen Ver­
tretung betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

"An den Her.rn VOfSliwenden des BuIlldes­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 16. Juli 1913, Zl. 5816/13, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 13 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 mit der Vertretung betraut: 

für den vom 6. August bis 14. August 1913 
verhinderten Bundesminister für Justiz Doktor 
Christian Broda den Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten Dr. Rudolf Kirch­
schläger; 

für den vom 11. August bis 19. August 1913 
verhinderten Bundesminister für Bauten und 
Technik Josef Moser den Bundesminister für 
Verkehr Erwin Frühbauer; 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung dieses Schreibens. 

Schriftführer lng. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des 
Bundesrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 10. Juli 
1913, Zl. 819 der Beilagen - NR/1913, den 
beiliegenden Gesetzesbeschluß vom 10. Juli 
1913: Bundesgesetz betreffend entgeltliche 
Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen, übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mit­
zuteilen, daß es beabsichtigt, entsprechend 
dem letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 vorzugehen. 

11. Juli 1913 
Für den Bundeskanzler: 

Dr. Weiss" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind weiters jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Vorlag·en gemäß § 29 Abs. C 
der Geschäftsordnung den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zugewiesen. Die 
Ausschüsse haben die Vorberatung durchge­
führt. Die diesbezüglichen schriftlichen Be­
richte liegen vor. 

Ich habe daher die eingelangten Beschlüsse 
des Nationalrates auf die heutige Tages­
ordnung genommen. 
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Vorsitzender 
Es ist mir der Vorschlag zugekommen, von strati on im Einvernehmen mit dem Vorsitzen­

der 24stündigen Aufliegefrist der schriftlichen den des Bundesrates geregelt werden, dem bei 
Ausschußberichte Abstand zu nehmen. Besorgung der dem Bundesrat übertragenen 

ICh ersuche jene Mitglieder des Bundes­
rates, die dem Vorschiag auf Abstandnahme 
von der 24stündigen Aufliegefrist im Sinne 
des § 30 Abs. F der Geschäftsordnung ihre Zu­
stimmung geben, um ein Handzeichen. - Dies 
ist Stimmeneinhelligkeit. Der Vorschlag ist 
angenommen. 

Ferner ist mir der Vorschlag zugekommen, 
die Debatte über die Punkte 19 und 20 der 
Tagesordnung unter einem abzuführen. 

Die Punkte 19 und 20 sind ein 

Vertrag zwischen der Republik Osterreidl 
und der EUROCONTROL über die Einhebung 
von Flugsicherungsstreckengebühren und ein 

FI ugsicherungsstreckengebührengesetz 1973. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben. Sodann wird die Debatte über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem ab­
geführt. Die Abstimmung erfolgt wie immer 
in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben'? - Dies ist nicht der Fall. Dieser 
Vorschlag ist somit angenommen. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 4. Juli 19'13 betreffend ein Bundesver­
fassungsgesetz r mit dem das Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 ge-

ändert wird (984 der Benagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Hilde Hawlicek. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Hilde Hawlicek: 
Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Minister! 
Verehrter Herr Staatssekretär! Durch den vor­
liegenden Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
sollen die verfassungsrechtlichen Grundlagen 
für die Einrichtung einer gemeinsamen 
Parlamentsadministration für den Nationalrat 
und den Bundesrat geschaffen werden. Zur 
Besorgung der parlamentarismen Hilfsdienste 
und der Verwaltungsangelegenheiten im Be­
reiche der Organe der Gesetzgebung des 
Bundes soll demnach in Hinkunft die Par­
lamentsdirektion berufen sein, die· dem Prä­
sidenten des Nationalrates untersteht. Für den 
Bereim des Bundesrates soll dabei die innere 
Organisation dieser gemeinsamen Admini-

Aufgaben aum das Weisungs recht zukommt. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des NationClI­
rates vom 4. Juli 1973 betreffend ein Bundes­
verfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Hofmann-Wellenhof. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP): Herr 
Vorsitzenderl Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär I Meine Damen und Herrenl Die 
Größe der heutigen Tagesordnung läßt es 
wünschenswert erscheinen, aum schon bei 
ihrem ersten Punkt mit einer besonderen Zeit­
ökonomie zu verfahren. Im werde mir daher 
Mühe geben, möglichst kurz zu sprechen. 

Anderseits scheint ja auch der Tages­
ordnungspunikt, um den es sich hier handelt, 
eIgentlich außer Debatte zu stehen: Wir alle 
werden selbstverständlich gern unsere Zu­
stimmung geben, da es siCh bei dieser Materie 
immerhin am Rande um ein Thema handelt, 
das immer wieder in diesem Hohen Haus zur 
Sprache kommt, nämlich um die sogenannte 
Aufwertung des Bundesrates. 

Wenn ich schon keine andere Ursache hätte, 
die mich veranlaßte, mim zum Wort zu mel­
den, so wäre es die, hier den verschiedenen 
Vorgängern im Amte des Vorsitzenden einen 
kurzen Dank auszusprechen. Es waren dies in 
letzter Zeit die Herren Iro, Heger, Mader, 
Bürkle und Skotton. 

Ich selbst .batte auch die Ehre, dieser Reihe 
anzugehören. Nehmen Sie es bitte nicht als 
falsche Bescheidenheit, wenn ich mich aus­
ließ, aber ich hatte damals, als ich dieses Amt 
innehatte, auS!drücklich versimert, ich würde 
nimts tun im Sinne der sogenannten Auf­
wertung, weil bei mir, insbesondere gemessen 
an meinem Vorgänger, die Skepsis den Elan 
überwiege. 
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Hofmann-WelleDhof 
Ich war überzeugt, daß die verfassungs­

rechtlichen Möglichkeiten für unser Haus nicht 
allzu groß sind. Daß man die Verfassung nicht 
leichtfertig ändern kann und nicht ändern soll, 
ist uns, glaube ich, allen längst zur Gewißheit 
geworden. Die Verfassung gehört ja zu den 
festesten Fundamenten unseres gesamten 
Staatswesens, und es wäre mehr als frevelhaft, 
sie leichtfertig immer wieder dem Tagesbedarf 
anpassen zu wollen. 

Zum anderen steht aber in eben derselben 
Verfassung, daß die Mitglieder des National­
rates und die Mitglieder des Bundesrates bei 
der Ausübung dieses Berufes an keinen Auf­
trag gebunden sind. Das steht in der Ver­
fassung, es ist die Theorie der Verfassung. 

Daß die Praxis anders aussieht, wissen wir 
auch. Wenn jeder wirklich nur an seinen 
eigenen inneren Auftrag gebunden wäre, böte 
sich zweifellos dieses Plenum nach außen weit 
interessanter dar, aber wahrscheinlich wäre es 
nicht ein Sicherheitsfaktor zur gesamten Zu­
sammenarbeit, sondern im Gegenteil. ein 
wesentlicher Unsicherheitsfaktor. 

Es ist also das, was uns in der tJffentlichkeit 
immer wieder angekreidet wird, daß wir uns 
dem Klubzwang beugten und daß wir keine 
richtige Länderkammer seien, letzten Endes 
doCh nichts anderes als das Gefühl, der großen 
gemeinsamen verbindenden Ordnung ver­
pflichtet zu sein. 

Es wäre sehr naheliegend festzustellen, daß 
jeweils die Mitglieder des Bundesrates, so sie 
aus einem Bundesland kommen, den Empfeh­
lungen ihrer Landesregierung hier Ausdruck 
verleihen müßten, daß also an erster Stelle 
die Empfehlungen der Landesregierung zu 
stehen hätten, an zweiter erst die Partei­
marsdlliniej nennen wir es ganz offen. Aber 
daß sidl dadurdl nur nach außen hin etwas 
mehr Farbe darböte, in Wirklidlkeit die Effek­
tivität aber durchaus nicht gesteigert wäre, 
glaube idl, Ihnen nidlt sagen zu müssen. 

Merkwürdigerweise: Mit einer solchen Ent­
wicklung, die auf den ersten Blick sehr modern 
aussähe, wären wir in Wirklichkeit jetzt gar 
nicht modern, da von der BUIlldesrepublik als 
neues Schlagwort, unmittelbar auf· die soge­
nannte Nostalgiewelle folgend, das Wort vom 
imperativen Mandat oder vom gebundenen 
Mandat mit der gewissen Phasenverzögerung 
auf uns zukommt. Das wird sich also nicht 
ganz aufhalten lassen. Aber ich glaube, wir 
können dieser Gefahr ganz ruhig ins Auge 
blicken, weil wir sehr wohl wissen, was ein 
imperatives Mandat in der Praxis zu bedeuten 
hat. 

Aber nun erwähnte kh in der Reihe der 
Vorgänger zeitlich als letzten den Herrn 
Kollegen Dr. Skotton. Ich möchte gerade auf 
seine Schlußworte ganz kurz zurückkommen, 
weil sie mir als ein Zeugnis bemerkenswerter 
Zivilcourage erschienen und ja auch in dieses 
Thema, das ich bisher anschlug, unmittelbar 
hineinreichten. 

Sie, Herr Dr. Skotton, richteten zwar Ihre 
Blicke meistens auf die rechte Seite dieses 
Hauses, aber ich glaube, hier das biblische 
Wort variieren zu dürfen: Die Rechte soll-nicht 
wissen, was die Linke tut. Das, was Sie, Herr 
Dr. SkoUon, aus Ihrem Innersten hier vorge­
bracht hatten - ich möchte sagen, es war 
aus manchem ein persönlicher Notstand 
herauszuhören -, forderte dem Zuhörer allen 
Respekt ab. 

Sie haben im Zusammenhang mit diesen 
Ausführungen über eine für Ihren Blick auf­
ziehende Wolkenwand am politischen Hori­
zont oder über eine Verdüsterung der poli­
tischen Atmosphäre oder - über eine Ver­
schlechterung des Klimas eher am Rande er­
wähnt, daß daran die Presse - Sie nannten 
noch, wenn auch verklausuliert, insbesondere 
ein auflagenstarkes Wiener Presseorgan -
nicht ganz unschuldig sei. Ich drücke mich hier 
sehr vorsichtig aus. 

Soweit ich in den verschiedenen Organen 
ein Echo auf Ihre Ausführungen fand, war 
hauptsächlich oder fast ausschließlich dieser 
Passus, der bei Gott nicht der tragende Ihrer 
gesamten Ausführungen war, herausgegriffen, 
sodaß ich mir gedacht habe: Es ist offenbar 
gefährlicher und erfordert für einen Mandatar 
in Osterreich mehr Mut, die Presse anzu­
greifen, als für die Presse, sich an den Man­
dataren schadlos zu halten. Trotulem möchte 
auch im jetzt in diesen kurzen Ausführungen 
dieses Risiko auf mim nehmen. 

Vor etlichen Tagen las im in einer großen 
Wiener Zeitung - ich verwende das Wort 
"groß" nur hinsichtlich ihrer Auflagenhöhe -
die allgemeine Bemerkung, daß sich innerhalb 
des gesamten europäismen Parlamentarismus 
der österreimisme ganz unten, im Fußballer­
jargon gewissermaßen unter den Abstiegs­
kandidaten, befinde. 

Im fra'ge: Woher ~immt dieser Herr, der 
das leimter Hand hinschrieb, das wirklich ehr­
liche Wissen für eine solme Behauptung? Wer 
ist denn smon imstande, die Igesamten euro­
päischen Parlamente in einem korrekten 
Vergleich gegeneinander abzuwägen? Ganz 
abgesehen etwa davon, daß die Angehörigen 
der romanismen Sprachgruppe über eine 
andere Eloquenz verfügen werden als wir, 
allerdings auch über ein anderes Pathos und 
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Hofmann-Wellenhof 
damit vielleicht auch über ein anderes Maß 
an Glaubwürdigkeit für den Außenstehenden. 
Oder will man etwa den sogenannten Par­
lamentarismus in den Volksdemokratien mit 
dem unseren vergleichen? Ein Einparteien­
parlament mit besseren Exerzierübungen und 
nur mit irgendwelchen Alibidebatten. Ich 
glaube nichtl 

Bei der Leichtfertigkeit einer salmen Dar­
stellung fällt mir aber noch etwas auf. Sie 
fordert uns geradezu heraus, bei aller Toleranz 
dom festzustellen, daß man sim einmal ver­
sucht fühlen könnte, einen Gegenvergleich an­
zustellen. Man kann den Parlamentarismus 
der Zweiten Republik mit dem Parlamentaris­
mus der Ersten Republik in Osterreich ver­
gleichen. Man kann aber auch das Presse­
wesen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, der Zweiten Republik mit jenem der 
Ersten Republik vergleichen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Sie wissen, daß wir in der Ersten Republik 
Blätter von wahrhaft europäismer Geltung 
hatten. Sie wissen andererseits, wie es hier 
in diesem schönen Haus am Ring in der Ersten 
Republik war und wie in der Zeit des auto­
ritären Regimes der Parlamentarismus dar­
niederlag, wie das Volk zerrissen war, nicht 
in Parteien aufgeteilt, sondern durch Parteien 
zerrissen, durch einen Graben getrennt, der 
tief in die einzelnen Familien hineinging. Ich 
muß Ihnen das gar nimt. wieder vor Ihr gei­
stiges Auge rufen. Nunmehr, in der Zweiten 
Republik - das meine im bei aller Beschei­
denheit, aber auch dann, wenn ich damit wider 
den Stachel der Presse löcke -, hätten wir 
einen solchen Vergleich bedeutend weniger 
zu scheuen als das andere Lager. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Gerade heute mußte ich wiederum in einer 
auflagenstarken Zeitung lesen, daß wir jetzt 
an einem besonderen Tiefpunkt angelangt 
w ären. Das wurde uns sozusagen in die Ferien 
mitgegeben. Es steht darin, daß, seit Pro­
fessor Koref - wir alle haben ihn hoch ge­
smätzt - hier blitzgescheite Reden hielt -
und dann, glaube ich, waren noch die Herren 
Helbich, Gratz und Landeshauptmann Krainer 
erwähnt -, hier kein blitzgescheites Wort 
mehr fiel; es war allerdings nicht ausge­
sprochen. Wer aber einigermaßen Zeitung zu 
lesen versteht, der liest heraus, daß umso 
mehr blitzdumme Worte hier in unserem 
schönen Haus verbreitet worden seien. 

Schon diese Aufzählung - ohne jede 
Polemik - beweist doch, daß derjenige, der 
diese .A!bbandlung schrieb, nicht die wirklich 
seriöse Sachkenntnis besitzt, um einen so 
scharfen Angriff starten zu können. 

Herr Hofrat Koref ist nun schon viele, 
viele Jahre nicht mehr bei uns im Haus. Auch 
niChts gegen das Andenken des verehrten 
Herrn Landeshauptmannes Krainer. Aber daß 
gerade er hier besonders als Rbetor hervor­
getreten sein sollte, ist mir nicht erinnerlich. 

Wenn es geheißen hat, daß hier - wie es 
früher war - offenbar nicht mehr das Sprung­
brett für junge Talente gegeben sei - im 
bitte um Entschuldigung: Ich kann viele 
Damen und Herren hier anblicken und mir 
vorstellen, sie seien denn doch noch junge 
Talente. (Heiterkeit.) 

Ganz kurz als Schlußresümee: Ich glaube, 
die Presse sollte gerade dem Bundesrat recht 
dankbar sein, daß wir in ihren Augen offenbar 
so schlecht sind, daß wir sie immer wieder 
zu einer überheblichen Kritik herausfordern 
und ihr dafür Gelegenheit geben. Andererseits 
aber - dafür sollte sie uns viel mehr dankbar 
sein, und zwar dem ganzen österreichischen 
Parlamentarismus - sind wir so gut, meine 
Damen und Herren, daß man völlig ungestraft 
in voller Freiheit so etwas in den Zeitungen 
schreiben darf. (Allgemeiner Beifall.) 

Heute wird, der Sitte dieses Hauses ent­
sprechend - ich stimme mit Ihnen, Herr 
Dr. Skotton, völlig üb erein , daß gerade hier 
eine besonders angenehme Atmosphäre 
herrscht; sie wird heute durmaus nicht iinmer 
angenehm sein, aber im großen und ganzen 
ist es eine angenehme Atmosphäre -, der 
Herr Vorsitzende am Schluß dieser Sitzung 
die traditionellen Wünsche für Urlaub und 
Erholung aussprechen. Das wird vielleicht 
ganz besonders unsere scharfen Kritiker im 
journalistischen Lager reizen. Sie werden dann 
fragen: Urlaub - wovon? Erholung - wofür? 
Nein! Ich glaube, so ist es denn doch nidlt. 

Wir können mit großer Ruhe und mit 
bestem Gewissen in diese Sommerpause 
gehen, weil ich der Meinung bin, daß wir 
einen beträchtlichen Beitrag dazu geleistet 
haben, daß es in Osterreich eine unange­
tastete Pressefreiheit gibt, mag sie in man­
chen Fällen mißbraucht werden oder nicht. 
(Allgemeiner Bei/al1.) 

Vorsitzender: Als nächster ist Herr Doktor 
Skotton zum Wort gemeldet. 

Bundesrat Dr. Skotton (SPO): Herr Vor­
sitzenderl Hohes Hausl Je nach Temperament, 
Veranlagung und Einstellung, Billigung oder 
Mißbilligung könnte ich meine Ausführungen 
überschwenglidl oder skeptisch beginnen. 

Zum einen Mal müßte ich mit Vergil jubeln: 
"Arma virumque cano Troiae qui primus ab 
oris", wobei der zweite Satz des Beginns der 
"Aeneis" nur ·als Ergänzung der Vollständig­
keit des Zitats hal1ber zu verstehen ist. 
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Dr.Skotton 
Aber der Septiker oder besser der Zyniker 

würde sagen: "Gewaltig kreißten die Berge, 
zur Welt kommt ein ... Mäuslein." Horaz, 
"Ars poetica" . 

Mit beiden Zitaten könnte man die Aus­
führungen über die Schaffung einer gemein­
samen Parlamentsdirektion des Nationalrates 
und des Bundesrates beginnen, was Gegen­
stand des vorliegenden Gesetzesbeschlusses 
ist. Damit möchte ich mich im besonderen 
besChäftigen. Ich kann mich umso eher auf die 
Gesetzesvorlage beschränken, als ich mit den 
Ausführungen des Kollegen Hofmann-Wellen­
hof übereinstimme. 

Ich will also nicht über die Waffen und 
Männer - "arma virumque cano" - singen, 
die dieses zustande brachten, sondern einen 
sachlichen Bericht darüber geben - wenn Sie 
so wollen -, "wie das Mäuslein geboren 
wurde". Dies umso mehr, als ich während 
meiner Amtsperiode im ersten Halbjahr 1973 
als Vorsitzender des Bundesrates, von der 
öffentlichkeit und vom Plenum des Bundes­
rates fast unbemerkt, die Verhandlungen 
darüber zu führen hatte. 

Auszugehen war von der Bestrebung, die 
Parlamentsverwaltung rationeller zu gestalten 
und auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. 
Das setzte voraus, daß vom Bundesrat aus 
dabei - gestatten Sie mir jetzt, ein arabisches 
Sprichwort zu zitieren - nicht so vorgegangen 
wurde, als ob das eigene Unkraut noch immer 
besser wäre als importierter Weizen. Wobei 
ich natürliCh unsere bewährte Bundesrats­
kanzlei nicht mit Unkraut vergleichen möchte. 

Wenn auch die Rationalität der gemein­
samen Parlamentsverwaltung bei den Ver­
handlungen im Vordergrund zu stehen hatte, 
so mußte doch dabei beachtet werden, daß 
dem Bauern nicht erst hinterher die Schuppen 
von den Augen fallen; das heißt, daß die 
Eigenständigkeit des Bundesrates bei der Zu­
sammenlegung der Kanzleien des National­
rates und des Bundesrates in einer gemein­
samen Parlamentsdirektion gewahrt bleibt. 

Die Notwendigkeit dabei war, zu besorgen, 
daß die gesamte gemeinsame Parlaments­
direktion, soweit es Belange des Bundesrates 
betrifft, dem Vorsitzenden des Bundesrates 
unterstellt ist, beziehungsweise daß die 
innere Organisation der Parlamentsdirektion 

-nur im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
des Bundesrates geändert werden kann. 

Aber das ist eine lange Geschichte, die ich 
in Kürze schildern möchte. 

Als das Problem der Gründung einer ge­
meinsamen ParlamentSidirektion auftauchte, 
hieß es für mich, unter Bedachtnahme auf alle 

Aspekte vorzugehen. Von Anfang an habe ich 
keinen Zweifel daran gelassen, daß eine solche 
Lösung nur im Einvernehmen mit beiden 
Bundesratsfraktionen möglich ist, obwohl der 
Vorsitzende eine solche Lösung auch selb­
ständig hätte verfügen können. Unserem guten 
Klima im Bundesrat hätte das aber sicherlich 
nicht gut getan. 

Wir sind daher fraktionell in Verhandlun­
gen eingetreten und haben einvernehmlidle 
Lösungen über den Entwurf der Geschäfts­
einteilung der Parlamentsdirektion erzielt, und 
diese einvernehmlichen Lösungen wurden vom 
Präsidenten des Nationalrates audl vollinhalt­
lich akzeptiert. Beide Bundesratsfraktionen 
haben in Klubsitzungen den Aufbau und die 
Gliederung der Parlamentsdirektion gut­
geheißen. Damit war der Weg für die ver­
fassungsredltliche Regelung frei, die uns heute 
zur Besdllußfassung vorliegt. 

Ich gebe zu, daß es ein' Schönheitsfehler ist, 
daß diese verfassungsmäßige Regelung im 
Artikel 30 des Zweiten Hauptstückes der Bun­
desverfassung in "A. Nationalrat" erfolgt, auf 
den ab Artikel 34 ".B. Bundesrat" folgt. Aber 
ich glaube, daß man 'hier nidlt so sehr auf die 
juristischen Formalitäten blicken sollte, son­
dern an den Effekt denken und die politischen 
Auswirkungen sehen .sollte. 

Die politische Realität heißt: Die ,gemein­
same Parlamentsdirektion dient in gleichem 
Maße dem Nationalrat und dem Bundesrat. Der 
Parlamentsdirektor ist, sofern es Belange des 
Bundesrates betrifft, an die Weisungen des 
Vorsitzenden des Bundesrates gebunden, wie 
sämtliche Abteilungen der Parlaments­
direktion auch. Die Abteilung H, der Bundes­
ratsdienst, ist selbstverständlich so wie bisher 
die Kanzlei des Bundesrates direkt dem Vor­
sitzenden des Bundesrates unterstellt. 

Trotz aller Ubereinstimmung in den frak­
tionellen Verhandlungen hat mich aber im 
Initiativantrag der drei Klubobmänner die 
Textierung der Novelle zum Artikel 30 der 
Bundesverfassung etwas überrascht. Die ur­
sprüngliche Fassung des Absatzes 3 des 
Artikels 30 hätte gelautet: 

"Zur Besorgung der parlamentarischen 
Hilfsdienste und der Verwaltungsangelegen- . 
heiten im Bereich der Organe der Gesetz­
gebung des Bundes ist die Parlaments direktion 
berufen, die dem Präsidenten des National­
rates untersteht. Bei Besorgung der auf Grund 
dieses Gesetzes dem Bundesrat übertragenen 
Aufgaben steht das Weisungsrecht jedoch dem 
Vorsitzenden des Bundesrates zu." 

Eine ·auf den ersten Blick bestechende For­
mulierung. Aber diese Formulierung erschien 
mir unzureichend. Auf Grund eines von mir 
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Dr. SkOttOD 
als dem damaligen Vorsitzenden des Bundes­
rates eingeholten Rechtsgutachtens der' Bun­
desratskanzlei verlangte ich im Koordinie­
rungsausschuß des Bundesrates von den Klub­
obmännern der SPO untd. der OVP, die ja mit 
dem Klubobmann der FPO diesen Initiativ­
antrag eingebracht hatten, eine Änderung 
dieser Bestimmung. Sie sollte dahin gehend 
lauten, daß die Organisation der gemeinsamen 
Parlamentsdirektion nur einvernehmliCh mit 
dem Vorsitzenden des Bundesrates vorzuneh­
men ist. 

Bei dieser Koordinierungssitzung konnte 
darüber kein Einvernehmen hergestellt wer­
den, obwohl der Parlamentsdirektor betonte 
- ich zitiere aus dem Akt 332/Nationalrat 
1973 -, daß es der rechtlichen Stellung der 
zweiten Kammer nicht entsprechen würde, 
wenn eine Mitwirkung des Vorsitzenden des 
Bundesrates nicht vorgesehen ist. Oder ver­
einfadl.t. gesagt: Wenn der Bundesrat seine 
eigene Kanzlei zugunsten einer gemeinsamen 
Parlaments direktion aufgibt, muß er sidl ein 
entsprechendes Mitspracherecht in der gesam­
ten Parlaments direktion sichern. Dieser Akt 
332/73 trägt das Datum 28. Juni 1973, also ein 
Datum zwei Tage vor Ablauf meiner Amts­
periode als Vorsitzender des Bundesrates. 

Sie werden sich daran erinnern, daß ich 
mich bei der letzten Sitzung des Bundesrates 
ablösen ließ. Der Grund dafür war, die Ver­
handlungen darüber mit dem Präsidenten des 
Nationalrates zu führen. Es war mein Bestre­
ben, die Verhandlungen über diese Neuorga­
nisation der Parlamentsverwaltung, die im 
Jänner begonnen wurden, auch nodl zu Ende 
zu führen. 

Auf Grund dieses Gespräches, das, wie schon 
gesagt, in einem Akt des Nationalratspräsi­
denten unter Mitunterzeichnung des Bundes­
ratsvorsitzenden festgelegt wurde, wurde diese 
Stellungnahme den parlamentarischen Klubs 
zugeleitet, und es kam dadurch eine Ände­
rung des Initiativantrages der drei Fraktions­
obmänner des Nationalrates zustande, eine 
Änderung, welche dieser Forderung nach­
kommt. 

Daher wurde nach dem ersten Satz des Ab-
satzes 3 des Artikels 30 - den ich vorhin 
zitierte - eingefügt: 

Meine Damen und Herren I Mit diesem Akt 
ist die Neuorganisation der Parlamentsdirek­
tion abgeschlossen. Dabei bekommt der Bun­
desr·at erstmaUg einen wesentlichen Einfluß auf 
die Gestaltung der Parlamentsverwaltung, 
einer Parlamentsverwaltung, die eine gemein­
same Verwaltung ist, sofern sie Nationalrat 
und Bundesrat betrifft. Dem Grundsatz einer 
Verwaltungsvereinheitlichung wurde damit 
Rechnung getragen, trotzdem bleibt selbstver­
ständlich die Eigenständigkeit des Bundesrates 
unangetastet. 

Meine Damen und Herren I Man sollte bei 
diesem Ergebnis, von dem ich überzeugt bin, 
daß wir damit das Optimum für den Bundesrat 
erreicht haben, auch bedenken, daß im Zu­
sammenhang damit auch einige alte Forde­
rungen des Bundesrates realisiert werden 
konnten, Forderungen, die seit Jahren vom 
Bundesrat erhoben, aber bisher nidlt erfüllt 
wurden: Die Raumfrage für den Vorsitzenden 
und für die Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Bundesrates und die Schaffung neuer Bud­
getposten für den Bundesrat für das Jahr 1974. 
nämlich drei neue Budgetposten, die Repräsen­
tationsaufgaben. Offentlichkeitsarbeit und 
Studienreisen betreffen, drei Budgetposten, die 
es bisher nicht gegeben hat, wobei die derzei­
tige Dotierung dieser Posten nicht so bedeu­
tungsvoll ist wie die Tatsache, daß eben drei 
neue Budgetposten geschaffen wurden. 

Das alles soll man bei Betrachtung der ge­
samten Regelung einer einheitlichen Parla­
mentsdirektion nicht vernachlässigen. 

Wohl weiß ich - lassen Sie mich mit einem 
Sprichwort schließen -, daß die eine Genera­
tion Häuser, Straßen und Paläste baut, die 
nächste Generation sich ihrer bedient und sich 
an ihnen erfreut, die übernächste Generation 
sie wieder zerstört. Wir haben für den Bundes­
rat ein neues administratives Haus gebaut. 
Hoffen wir, daß wir uns an diesem Haus auch 
noch lange erfreuen werden! (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
"Für den Bereich des Bundesrates ist die gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

innere Organisation der Parlaments direktion 
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bundesrates zu regeln, dem bei Besorgung der Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
auf Grund dieses Gesetzes dem Bundesrat Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
übertragenen Aufgaben auch das Weisungs- Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu er-
recht zukommt." heben. 
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Kenntnis wäre für die Materie, die wir jetzt 
zu verhandeln haben, der Herr Staatssekretär 
Lauseck.er zuständig. 

Aber ich bin sicher, daß der Herr Bundes­
kanzler auf Herrn Staatssekretär Dr. Veselsky 
genügend "hingewirkt" hat, wie das so schön 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 2. Punkt im Gesetz heißt - im Klartext könnte man 
der Tagesordnung: Bundesministeriengesetz sagen "Weisungen gegeben hat" -, damit 
1973. der Herr Staatssekretär Veselsky, der also 

nicht zuständig ist, weiß, was er hier etwa zu 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind- sagen hat. 

2. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom H. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Zahl. den Wirkungsbereich und die 
Einrichtung der Bundesministerien (Bundes­
ministeriengesetz 1973) samt Anlage (985 der 

Beilagen) 

steig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Hoher Bundes­
rat! Herr Staatssekretär I Der vorliegende Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates dient der 
Kompetenzentflechtung und Rechtsbereinigung 
im Bereime der obersten Bundesverwaltung 
und soll so weit wie möglim eine klare Uber­
sicht über die Zuständigkeitsverteilung schaf­
fen. Er regelt vor allem den allgemeinen Wir­
kungsbereich der Bundesministerien und läßt 
die in verschiedenen materiell-rechtlichen 
Rechtsvorschriften verstreuten Zuständigkeits­
vorschriften grundsätzlich unberührt. Es wird 
jedoch versucht, Kompetenzverschiebungen zu 
realisieren, die aus verwaltungs-ökonomischen 
Gründen unbedingt notwendig erscheinen. 
Erstmals wird auch die innere Organisation 
der Bundesministerien im Einklang mit dem 
rechtsstaatlichen Prinzip bundesgesetzlich ge­
regelt. 

Der AussChuß für Verfassungs- und Rechts­
:angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in 
Verhandlung genommen und mit Stimmen­
mehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch mich den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 11. Juli 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Zahl, den Wirkungsbereich 
und die Einrichtung der Buntdesministerien 
(Bundesministeriengesetz 1973) samt Anlage 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Ich kann nur annehmen, daß der Gesund-
heitszustand des Herrn Bundeskanzlers die 
sofortige Abreise zur Kur verlangt hat, denn 
sonst wäre es fast nimt möglich, daß er bei 
dieser angeblim so wichtigen Materie heute 
nicht hier ist. Im kann nicht annehmen, daß 
er den Bundesrat so wenig wertet, daß er sich 
heute hier vertreten läßt. Aber, wie gesagt, 
ich entschuldige das. Ich glaube auch nicht, 
daß er das Gesetz, das wir hier zu beraten 
haben, für so unwichtig hält, daß er heute 
nicht hierhergekommen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Es ist sChon fast aus den Worten des Bericht­
erstatters herausgeklungen, daß dieses Gesetz 
ein absolutes Novum sei. Das ist natürlich 
nicht ganz richtig, denn schon bisher haben 
die Ministerien nicht im luftleeren Raum 
agiert, sondern haben ihre Tätigkeit auf Grund 
von Gesetzen ausgeübt. 

Richtig iStt, daß ·Mer jetzt zum ,ersten Mal 
durch dieses Bundesministeriengesetz eine Zu­
sammenfassung all der verstreuten ReChts­
vorschriften erfolgt. Man könnte eigentlich, 
wenn nicht bestimmte materielle Dinge in die­
sem Gesetz wären, die uns nicht zustimmen 
lassen, dieser Regelung zustimmen. Auch von 
der Regierung Klaus wurde der Versuch ge­
macht, ein solches Gesetz zu schaffen. Es ist 
damals nicht gelungen. Die Gründe waren ver­
schiedener Art. 

Dieses jetzige Gesetz statuiert also, daß es 
14 Ministerien in diesem Lande gibt. Man 
könnte sagen, eines ist bestimmt zu viel; aber 
darüber läßt sich streiten. Es wird immer wie­
der Zeiten geben, in denen diese Zahl vergrö­
ßert oder verringert wird. 

Ein freiheitlicher Abgeordneter hat gesagt, 
in der Schweiz komme man mit sieben aus. 

Zum Wort gemeldet hat siCh Herr Bundesrat Das wäre also ein naChahmenswertes Beispiel. 
Bürkle. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Bürlde (OVP): Hohes Haus I Her:r 
Vorsitzenderl Herr Staatssekretär I Der Herr 
Bundeskanzler i,st nicht im Hause ,erschienen, 
er hat einen seiner drei SbBlatssekretäIie ihlierher 
entsandt. Das ist sein gutes Recht, nur hat 
er nicht den richtigen geschickt. Nach meiner 

Ich glaube, der betreffende Abgeordnete irrt. 
Die Schweiz hat mit sieben Ministerien zu 
wenig, das ist heute Gegenstand ganz öffent­
licher Diskussionen in der Schweiz. Auch der 
schweizerische Bundesstaat, dessen Kompe'­
tenzverteilung ganz anders ist als bei uns, 
wo die Kantone weit mehr Kompetenzen haben 
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als etwa bei uns die Bundesländer, hat auch 
schon so viele Aufgaben, daß sie von sieben 
Ministerien nicht mehr zu bewältigen sind. 
Die Schweizer Regierung hat allerdings Angst 
vor dem Volk, weil sie eine Volksabstimmung 
bräuchte, um neue Ministerien zu schaffen, 
weiß aber an sich, daß die Minister, die Bun­
desräte dort überfordert sind, weil sie einfach 
zu viele Aufgaben haben. 

Bei uns müßte man sagen, daß die Vertei­
lung nicht ganz gerecht ist, wenn man "ge­
redIt" im Hinblick auf den Arbeitsaufwand 
meint. Es gibt Ministerien, die mit Kompeten­
zen überbeladen sind, und es gibt solche, die 
fast keine haben. 

Meine Damen und Herrenl Es gibt in diesem 
Gesetz einige Dinge, die uns, wie ich bereits 
angedeutet habe, einfadl nicht zustimmen las­
sen, edlt ungute Dinge. 

Zum Beispiel die Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzlers, ausgedrückt in dem Wort 
,,'hinwirken" . Idl habe .gesagt, im Klartext 
miißte man sagen "Weisungen erteilen". 

Zweitens die Bestimmung, WODJadl neben der 
im Gesetz statuierten Organisation der Mini­
sterien sogenannte "sonstige organisatorisdle 
Einrichtungen" zulässig sind. Das ist mitent­
scheidend für unsere Ablehnung. Hier wird 
nämlich dem politischen Beamten Tür und Tor 
geöffnet. 

Aber was auch wichtig ist für unseren Stand­
punkt und unsere Ablehnung ist die Diver­
genz, die Diskrepanz zwischen dem, was im 
Gesetz statuiert ist, und der Wirklichkeit, in 
der wir leben. 

Es wurde im Nationalrat davon gesprochen, 
das sei also endlidl das Gesetz, das geradezu 
·verwaltungsreformatorisdle Bedeutung habe, 
und daß jetzt die große Zeit der Verwaltungs­
reform und des Sparens angebrochen sei. Wie 
siJehtaber die Willkslidlk!eit in diJeser Regierung 
aus? 8 Prozent mehr Sektionen wurden ge­
schaffen, 31 Prozent mehr Gruppen, 14 Prozent 
mehr Abteilungen und 25 Prozent mehr Refe­
Tate als zur Zeit der Alleinregierung der OVP; 
VOn den Dienstposten gar nidlt zu reden. 

Mich persönlich stört auch im Gesetzestext 
noch etwas. Es heißt da im § 2 Abs. 2, daß 
die "Geschäfte der obersten Bundesverwal­
tung in iZweckmäßi!ger, wirtschaftlicher und 
sparsamer Wei,se .~u besoIlgen" seien. 

Eine erfreulic:he Textierung, nur mangelt 
bier etwas, nämlich das, was seit dem Jahre 
1925 im Allgemeinen Verwaltungsverfahrens­
gesetz steht, daß die öffentliche Verwaltung 
audl nadl den Grundsätzen der Einfachheit 
-und Raschheit abzuwickeln sei. Etwas, was 

gerade unseren Ministerien recht gut täte, 
wenn sie sich an diesen Grundsatz des Allge­
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes halten 
würden, auch wenn es nicht unbedingt im 
Gesetzestext aufscheint. Es wäre gut gewesen, 
wenn es darin stünde. 

Etwas, was auch neu ist. nicht in der Praxis, 
aber im Gesetz, das sind die Kommissionen. 
Ich bin im Prinzip gar nicht gegen Kommis­
sionen, sie sind an skb nichts Schlechtes, das 
kann man nidlt sagen. Nur muß man Kommis­
sionen dort einsetzen, wo sie sinnvoll sind, 
und sollte auch ihre Beratungsergebnisse in 
etwa - das ist kein zwingender Auftrag -
doch berücksichtigen, weil :sie sonst sinnlos 
werden. 

Wenn Sie daran denken. daß der Herr Bun­
deskanzler Dr. Kreisky vor Jahr und Tag eine 
Bundesheer-Reformkommission eingesetzt hat, 
zusammengesetzt aus militärischen Fachleu­
ten, aber auch aus Parlamentariern und son­
stigen an dem Gesdlehen interessierten und 
gescheiten Leuten, und daß diese Bundesheer­
Reformkommission in monatelanger Arbeit 
572DIN-A 5-Seiten an Berichten und Vor­
sdllägen geschrieben hat und daß diese ganze 
Arbeit vom Herrn Bundeskanzler mit einer 
Handbewegung vom Tisch gewischt wurde, 
weil das Ergebnis nidlt das war, das er 'Sich 
von dieser Kommission erwartet hat, dann 
fragt man sich: Wozu werden in einem solchen 
Gesetz Kommissionen statuiert? 

Die zweite Kommission, die Ortstafelkom­
mission, hat man zu spät eingesetzt, die hätte 
der Herr Bundeskanzler einsetzen müssen, be­
vor er mit der knappen Mehrheit der SPO im 
Parlament ein Gesetz durchpeitscht. 

Meine Damen und Herren I Eine Grotesk­
situation in unserem Lande: Eine Regierung 
beschließt mit ihrer Mehrheit im Parlament 
ein Gesetz. das sie nicht in der Lage ist. zu 
vollziehen, und bei dem sie seit Monaten 
schweigend zur Tagesordnung übergeht. Ein 
Gesetz, das nicht vollzogen wird, und das in 
einem angeblichen Redltsstaat, ist eigentlich 
eine Ungeheuerlidlkeit. 

Man hat eine ORF-Kommission eingesetzt 
- Rundfunkreform -, zusammengesetzt nach 
den Wünschen des Bundeskanzlers. Man stelle 
sich vor, daß ein Herr Dr. Skala in dieser 
Kommission sitzt; ein Mann, der aus dem 
Rundfunk ausgeschieden wurde und dessen 
Kündigung vom Arbeitsgericht bestätigt wor­
den ist. der nun Rundfunkreform betreiben 
soll. Da möchte man sich manchmal an den 
Kopf greifen. 

Aber jetzt kommt das Tolle: Diese Rund­
funkkommission, die ihre Arbeit fast beendet 
hat, desavouiert der Herr Bundeskanzler, mill-
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dem ·er erklärt: Es ist ja laUes nicht so. das 
bIlaucht man ja g,ar nicht; es ist jla nicht wahr. 
daß der ORF. der Rundfunk eins-eitig berichtet 
hat. man kann nicht von M·anip:ulation reden. 

Meine Damen und Herren I Dieses Haken­
schlagen des Herrn Bundeskanzlers kann man 
wirklich nur noch mit einem Feldhasen ver­
gleichen. der von der Hundemeute über das 
freie Feld gehetzt wird. (Bundesrat Wall y: 
Welche Hunde sind denn das?) Das ist die 
Frage. Die wollte ich nämlich jetzt stellen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Kolleg,el Ich hätte Igerne .g·ewußt, wer 
diese .. Hunde" sind. ob das der Bacher ist oder 
die Rundfunkleute, die Journalisten oder viel­
leicht sogar einige Genossen aus der eigenen 
Partei, die den Herrn Bundeskanzler veran­
lassen. derartige Winkelzüge vorzuführen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Im Gesetz steht - § 8 Abs. 2 -, daß die 
Kommissionsmeinung vom Minister festzule­
gen sei. 

Meine Damen und Herren I Das ist doch 
ein Widerspruch in sich. Auf der einen' Seite 
setze ich Kommissionen ein. die den Minister 
beraten sollen. auf der anderen Seite aber 
legt der Herr Minister bereits die Kommis­
sionsmeinung von vornherein fest. Das ist 
doch unerhört. Ich habe Verständnis dafür. 
daß ein Minister an die Meinung der Kom­
mission nicht unabdingbar gebunden sein soll. 
weil das ja gegen das Prinzip der Minister­
verantwortlichkeit verstößt, aber das Bera­
tungsergebnis sollte in der Entscheidung des 
Ministers doch wenigstens teilweise seinen 
Niederschlag finden. Wozu beraten, wenn der 
Herr Minister vorher festlegt, welche Mei­
nung die Kommission zu haben hat? (Bundes­
rat Wall y: Das mit "vorher" ist ein Irrtum!) 

Meine Damen und Herren I Es ist, wie be­
reits gesagt. die Wirklichkeit dieser Regie­
rung und ihre Art, zu arbeiten. die uns veran­
laßt, hier nicht mitzutun. 

Da ist angekündigt worden. in Hinkunft 
wird in Taxis gefahren werden. Na. ich frage, 
ob der Herr Staatssekretär im Taxi gekommen 
ist oder zu Fuß über den Volksgarten herüber. 
Vermutlich nicht im Taxi, weÜ ihm nach dem 
Gesetz ein Dienstwagen zusteht. Ich habe gar 
nichts dagegen, aber man kann nicht ununter­
brochen Luftballons steigen lassen, die dann 
nach kurzer Zeit einfach platzen wie die 
Seifenblasen eines Kindes. 

Die "sonstigen organisatorischen Einrichtun­
gen". Ich habe bereits gesagt. meine Damen 
und Herren: Wir haben echte Bedenken, aber 
nicht nur wir, Vielleicht ist der Herr Staats­
sekretär Lausecker nicht hierhergekommen, 

weil er sich als ehemaliger Gewerkschafter 
gegen den politischen Beamten geäußert hat 
und weil die Gewerkschaften auch in der Be­
gutachtung gegen den politischen Beamten auf­
getreten sind. Mag sein, meine Damen und 
Herren. (Bundesrat Wall y: Er ist aber Mit­
glied des Nationalrates!) Er kann trotzdem. 
als Staatssekretär hierherkommen, entschul­
digen Sie. (Bundesrat Wall y: Er hat seine' 
Meinung dort abgegeben! Wenn Sie glaubenr 

daß er dagegen ist!) 

Meine Damen und Herren I Der Herr Bun­
deskanzler hat letzthin meiner Meinung nach 
ein furchtbar gefährliches Wort ausgesprochen. 
nämlich das, daß die beste Verteidigungspoli­
tik eine gute Außenpolitik sei. 

Da muß man ,sich auch frag·en: Wo ].i-egt denn 
die <gute Auß-enpollitik di'eser Reg~erung? Etwa 
in den völlig offenen ~er.haIlldlun.g-en mit der 
Tschecboslowakei? Etwa in dem Umstand, daß 
der Herr Bundeskanzler vor französischen 
Wahlen nach Frankreich fährt. politische 
Reden hält und vom französischen Minister­
präsidenten beinahe zur Persona non grata er­
klärt werden muß? 

Wo ist diese gute Außenpolitik? Etwa in 
der so raschen' Anerkennung der DeutsChen 
DemokratisChen Republik? Im Mitgehen in der 
Entspannungseuphorie, die bereits. meine 
Damen und Herren, in den Maschinengewehr­
und Maschinenpistolensalven an der Berliner 
Mauer zerfetzt worden ist? 

Wo ist der außenpolitische Erfolg dieser 
Regierung? In Südtirol? Jawohl! Dort wird 
ein Paket realisiert und der Volksgruppe süd­
lich des Brenners ein Maß von Autonomie 
zugestanden oder von ihnen bereits verwirk­
licht. das sie kaum zu bewältigen in der Lage 
ist. Aber diese SÜdtirolpolitik hat nicht die 
Regierung Kreisky gemacht. Der Herr Bundes­
kanzler hat als damaliger Partei obmann im 
Parlament gegen diese Südtirolregelung ge­
stimmt. aber heute darf der Herr Bundespräsi­
dent nach Rom fahren und den Fehdehand­
sChuh "beerdigen". 

Meine Damen und Herren I Landesverteidi­
gung. Wie ist die Wirklichkeit? Ein Minister. 
der ein Steher ist, -a.ber ,besser gehen sollte. 
der die Armee z·erstört hat. -ihren' Geist und 
ihren matel'lteUen Bestand, und' dler einen lJeer- . 
lauf in der Armee hervorgerufen hat, der 
größer ist ·als jemals .ZUV;Of. soviel Leerlrauf 
hat es noch gar nicht gegeben. Mißmutige 
Offiziere und Unteroffizielie warten nur noch 
darmf. am Ersten ·auf thr Girokonto d.as Ge­
halt überwiesen -zu bekommen, weil sie .sonst 
keine Amgabe mehr haben. Das ist die W.ahr­
beit. (Zwischenruf des Bundesrates Wall y.) 
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Schauen Sie sich die Garnisonen an, Herr wie es jetzt der Fall ist, daß Hunderte von 
Kollege. Wir haben kein ,einsatzfähiges Millionen hinausgesdlmissen werden. (Beifall 
Bataillon. Dabei müßten der Herr Bundes- bei der OVP.) 
kanzler und der Herr Außemninister wissen, 
wie viele einsatzfähige russische Divisionen 
in Mittel- und in Südu11JQ'arn und an der jugo­
slawi.smen Grenze stehen. (Beifall bei der 
avp.) 

Er müßte auch wissen, daß wir kein ein­
ziges Bataillon' haben, das in der Lage wäre, 
auch nur ein überlaufendes Regiment zu ent­
w.affnen. Nicht einmal das !hätten wi:!. Das i,st 
das Ergebnis der Verteidhgungspolitik dieser 
Regierung. Und da wird im Gesetz großartig 
ein Bundesministerium für l.'aooesverteidigung 
gesetzlich normiert und werden seine Auf-
9,aben abg,egrell'zt. 

Das ,gilt auch für alle ,anderen Bereiche. 

Bundesministerium für Unter~idlt: Die 
größte Misere, die wir jemals .hatten. 

Eine Scb.uLbuc:hak.tion, ,bei der Millionen, 
Hunderte von Millionen zum Fenster hinaus­
geschmissen wer-den. Idl erklär,e hier, daß 
auch meine Fraktion für das freie Schulbuch 
ist, ,aber nicht in dieser Vierantwortungslosen 
Form, wie dillS heute der Fall ist. (Beifall bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Wenn man den 
Schülern dieses Landes zum Beispiel die 
Atlanten, also Bücher von langer Dauer, die 
RechtsdlreLbregelbüdler und die Grrammatiken 
kaufen würde, die übrigen Bücher aber, di,e 
jälhrlich w1edlseln,aus der Sdlülerlade besor­
gen wÜl1de, aus Schülerladen, die zum großen 
Teil von den Eltern der Kinder bezahlt und 
aufgefüllt worden sind, dann hätten aUe 
Kinder dJ1eses Landes kostenlose Sdlulbücher 
und das Volk würoe sich Hunderte von Mil­
lionen ,ersparen. Warten Si,e den heurigen 
Herbst iCb, was die ElternSJagen wenden, wenn 
sie lSehen, daß die Wegwerfbücher ... "Weg­
werfbuch" , überhaupt ein gr,auenvoller Aus­
druCkI (Bundesrat W a 11 y: Wer hat denn 
diesen Ausdruck geprägt?) Es sind Wegwerf­
bücher, d,as sind sie ja. Ihr habt ,si,e erfunden. 

In Sdlülerladen :an Gymnasien - ich denke 
an Bludenz - liegt jetzt ,etwa ,ei.ne MilJ.:ion 
Bücher nutzlos da. Aus Schüler Laden wurde 
nicht j100em Kind }edes J,ahrsinm:loserweise 
.ein neues Buch Igege'ben. Man hätte ,einen 
anderen W,eg finden müssen. Wir haben 
darauf aufunerksam ,gemacht. (Bundesrat 
Wall y: Es gibt eine Antischulbuchpartei in 
Osterreich!) 

A:ber das tst doch I ächetlidI. Haben Sie midI 
jetzt nidItgehört, Herr Kollege? Wir .sind 
für das freie SdIulbuch, nur nidIt in der Form, 

Meine Damen und Herren! W1r haben ein 
HandeI,sministeri.um. Herr Dr. Sbaribacher ist 
ein reizender und charmanter Mensdl. Blitz­
aktionen für den Fremdenverkehr weIlden ge­
startet. Alles kommt in die Computer, auch 
die Preise, die, während sie in den Computer 
eingesp,eichert werden, bereits wieder um 
8 Prozent gestiegen sind. 

Aber eines tut der Herr Handelsminister 
nicht: Sich um die Außen!handelsbilanz dieses 
i'andeszu kümmern und einmal damach zu 
sehen, wie wir heute dastehen. Unsere Hau­
delsbHanz ,sieht so katastrophal aus, daß sie 
durch die Hinnahmen ,aus den Dienstleistungen 
und aus dem Fremdenverkehr nicht mehr zu 
einer 'cuusgeglichenen Zahlungsbilanz gemacht 
werden kann. Dort .sollte Staribachereinmal 
hinsmauen. 

Sozialministerium. Der Herr Sozialminister 
kümmert sich nkht um. die Gesundheit der 
Volk!sg,enossen. (Bundesrat Sc hip a n i: 
"Volksgenossen" habe ich schon irgendwann 
einmal gehört!) "Genossen" hören wir jeden 
'f.ag bei eudl. . 

Der Herr SoZ'iaIminister weigert sich, in den 
Streit zwischen Kassen und Ärzten ein­
zugreifen, obwoihl er weiß, daß .sich der der­
zeitige Zustand auf die VoI:ksgesundheit 
außeroIdentlidl nachträglich. auswirkt. 

Vom Gesundheitsministerium ist überhaupt 
nicht zu r,eden, ,außer von einem völl'igen 
Versagen. 

Meine Damen und Herrenl Di,eses Gesetz 
ist von Ihnen im P,adam.ent gelobt worden 
und wird auch heute noch !hoch. gelobt werden. 
Wir sind ,dageg,en, weil einfach die Wirk­
lichkeit dieser Regierung :in den Ministerien, 
:im ,g,anzen Regierungsapp,arat anders ist, ,al.s 
hier d.anzustellen der VersudI gemacht wird. 
Ein Zick~ackikur's ,auf ,allen Linien, Luftballons 
und SeifenlbLase.n werden ununterbrochen 
stei,gen gelas,s,en und platzen nach kurz,er Zeit. 
Wir sind mit dieser Art, zu r,egieren und zu 
Vierwalten, nicht ,einve:r.standen, daher .stimmen 
w.ir Igeg.en dieses unmögliche Gesetz. (BeifalJ 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Als nächste zum Wort gemel­
det ist Fr'au BUIlldesrat Dr. Anna Demuth. Ich 
erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Anna Demuth (SPO): Herr 
Vorsitzenderl Herr Staatssek.r;etärl Meine 
Damen und Herrenl Zur Person .UlllSeres Herrn 
Staatssekretälis Veselsky - mr Erläuterung 
für den Herrn Staats-s-ekrretär außer Dienst 
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Bürkle -: Herr Dr. Veselsky w,ar ,bei jeder 
Sitzung des Unterrausschusses und Aus­
scb:ooses .im P-ar1ament, als diClJS gl'oße Kom­
pet~esetz beraten wuIde, anwesend. Er hat 
das Ministeriengesetz im Schoße der Regie­
rung betreut und vorbereitet und ist Vor­
sitzender der Verwaltungsrefonmkommission 
in der Bundesregi'erung. (Bundesrat S c h r e i­
n er: Also der ist schuld daran!) Im -glaube, das 
sind ,g,enUJg Ar1gaImente dafür, daß er berech­
tigt 'ist, in Vertretung des Herrn Bundes­
kanzlers, der sich bereits auf Kur .befindet, 
dieser Debatte im Bundesrat beizuwohnen. 
(Beifall bei der SPO. - Bundesrat B ü r k I e: 
Ich habe die Berechtigung nicht in Frage ge­
stellt!) 

Ich hoffe, daß die schwarzen Prognos;en des 
Herrn Staatssekretärs Bürkle nicht zu einem 
Weltuntergang .in den nächsten Wochen und 
Jahren f.ühren werden. Wi.r erw,arten, daß es 
uns unter der Regi,erung Kreisky weiterhin 
gut und vielleicht noch besser g-ehen wird, 
wenn wir mit Erfolg UI15ere Anstr,engungen 
auch gegen die OVP durchsetzen können. 
(Beifall bei der SPO.) 

Mit dem -großen Kompetenzgesetz, meine 
Damen und Herr:en, ist der Regierung Kr-eisky 
ein Gesetz g-elungen, das seit 52 Jahren auf 
seine Verwi\rkIoichung wartet, nämlich seit dem 
Zeitpunkt des Inkr,afttreteIliS unser-er Bundes­
verf,assung, denn der Arti.kel 77 Abs. 2 ver­
langt: "Die Zahl der Bundesministerien, :ihr 
Wirkungsbereich und iihre Einrichtung werden 
durch Bundesgesetz ,bestimmt.' 1 In der 
Zwismenzeit haben unsere Ministerien auf 
Grund von 52 rechtlichoen Bestimmungen g·e­
wirkt. Davon ist -eine immerhin 125 Jahre alt, 
denn der -erste Erlaß stammt a!US dem J ahr,e 
1848. 

Wir wissen, daß wir heute ·auf Grund so 
'alter Erlässe und Gesetze nicht mehr in der 
Lage sind, leine modeme Verw,altung in den 
Ministerien zu verwirklichen. Deshalb war es 
höchste Zeit, daß mit diesem großen KOIIIl­
peten2Jgesetz nicht nur die Komp,etenzen 
-zwischen den Ministerien erneuert w.urden, 
sondern daß es den Ministe~ien ,auch ·ermög­
licht wird, auf Grund dieser ,gesetzlich,en Be­
stimmungen eine moderne Verwaltung zu 
v.erwirklichen. 

Wir wissen, daß der OVP gewisse Dinge 
nicht 'gefallen; ,auch uns gefällt manches nicht, 
so zum Beispiel, daß uns der Herr Staats­
sekretär Bürkle vorwirft, daß wir nicht m­
stande sind, das Ortstafelgesetz zu voll­
zi,ehen, bei dem di,e OVPim Hinter­
gmmd gegen uns geschürt hat und. an dem 
Aufhet2len der Bevölkerung in Kärnten mit­
beteiligt war, ,auch w.enn sie sich offiziell 

davon distanziert hat. (Beifall bei der SPO.) 
In diesem :Fall 'haben Sie mit dazu beigetragen, 
die Stimmung in unver,antwortlicher Weise 
anzuheizen und uns in den Augen des Aus­
landes als zuwenig demokI1atisch erscheiIl!en 
zu l,assen, weil Sie dagegen sind, daß eine 
Minderheit -in unserem Land das Recht hat, 
in ihrer Sprache eine Ortstafel zu erhalten. 

Wir wissen, daß -wir mit der OVP nicht 
einer Meinung siud, was unsere Landes­
verteidigung betrifft, 'aber wir wis-sen, daß es 
nur die solide Außenpolitik der :sozoLalistischen 
&egierung zuwege -bringt, in diesem Land in 
Frieden zu leben. Uns würden keine ö6ter­
reichischen Armeen etwas nützen, wenn dn 
einem echten Konflikt unsere Neutrru\ität iu 
Fr-a'ge ,gestellt werden Isollte. (Beifall bei der 
SPo.) 

Dieses Ges,etz !hat, wie !g,esagt, di,e OVP 
v.er,such,t, zustaIl!de zu bI1i'I1i9'en, es ist ihr aber 
nicht gelungen. Da-s haben wir gehört. 

Wir wissen, daß damals sehr viele Inter­
essenvertretungen gegen das Gesetz waren. 
Aber wir wi'ss,en auch, daß das Gesetz, das die 
sozialistische Regierung g,eschaff,en hat, wir­
lmngsv.oll sein wird, Es überträgt nämlich die 
Erfahrungen des Ma.n,.a,gementsund der Wirt­
schaft auf dlie Minister.ien. Wenn die Schweiz 
zum Beispiel mit ,sieben Mini,sterien aus­
kOlIlJIl1.t, so ist das, gLaube ich, in der heutigen 
vielfältigen Entwicklung, in der wirtsch'aft­
lichen Entw.icklung und V,erflecbtung eben zu­
wenig. Auch Sie haben Ibehauptet und lbetont, 
daß wj,r in Osterr,eich mit den 14 Bundes­
mini,steden, da-s Bundeskanzler,amt wird als 
Ministerium gezählt, vielleicht dias Auslangen 
finden -werden. 

Ich glaube, daß es jeder Regierung zusteht, 
ihre Ministerien und deren Kompetenzen so zu 
ordnen, wie sie ,sie -am effizientesten, um :aJUm 

dieses Modewort zu ,gebreuchen, verwalten 
kann. Wir wissen, .daß mit der Schaffung von 
mehr UnteIlabteilungen, Sekti-onen und so 
weiter eine besser-e Verwaltung und ein 
besseres Regieren möglich sein wi:rd, denn 
wenn die avp mit weniger lausgekommen 
ist, so hat i:hnen der Wähler darauf die Ant­
wort gJ8igeben. Die Wähler waren mit der 
Arbeit der Ministeden nicht -zufrieden, denn 
1mmeIihin :haben wir 1911 einen Stimmen­
zuwad1s erhalten, sodaß wir mehr als 50 Pro­
zent der Stimmen hatten, etwas, was der 
OVP hisJ1er nicht gelungen ist! (Bundesrat 
Ing. M ade r: Das macht Sie ja größenwahn­
sinnig!) Beinahe muß ich sagen, besonders 
dann, wenn Sie mir die Stichworte dazu lie­
fern. 

Wir wissen, daß die OVP vorher mit w.eit 
weniger Prozenten die ,absolute Mehr.heit 
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errungen hat, ,aber wir haben die echte Mehr- . lassen, damit er dal'\aus ,seine Schlüsse zi.ehen 
heit der Wähler hinter uns und werden daher und Untedagen für seine Arbeit I5chaffen 
dieses Land so verw.alten, wie wir es für kann? 
r.ichtig halten. Wir haben stets unsere Pol1tik Ebenso ist der Minister fberechtigt, g·ewisse 
klar darg,eIegt (Bundesrat B ü r k 1 e: Transpa- Dinge zu delegieren, er lhat allerding's 'auch 
rent gemachtI), wir halben den Wählern erklärt, das Recht, diese Delegation wieder zurüCk.­
was wir wünschen und was .wir wollen, und zunehmen und sie selber zu verantworten. 
wir haben auch ·schon in d,er ltegierung.serkJä-
rung 1970 ~um Bedlsp~el ,angekündigt, daß 'Wir 
ein neues Kompe1lenzge.sebz s<haffen wierden. 

Neu und g.ut ,an diesem Gesetz ist, d,aß dem 
Management mehr Spielraum 'gegeben wird, 
daß die Techn.ik in Form der EDV-Anlagen 
Einzug hält und daß man Beamte, die befähigt 
sind, ~uch wenn ·sie in Gruppe Being.estellt 
sind, ;Clüf leitende Posten beruft, daß aJso 
auf Fähigkeit, Leistung und W,eiterbildung der 
BeamtenbesondeDer Wert gelegt wird. 

In der heutigen Gesellschaft des raschen 
Wiandels, des Umbruches und des Immer-mehr­
wiSlSen-Müss,ens ist 'es notwendig, daß auch 
der Beamten.apparat daran teilnimmt. Es 
müssen Voraussetzungen ,geschaffen werden, 
damit unsere Beamten weiter:geschult wernen, 
·sodaß die ·besten Beamten in eine leitende 
Position kommen, in der sie voll wirks,am 
unter bestmöglichen Vor,aus'setzungen eing,e­
setzt wel1den. Die ,soziaHstisdle Regierung war 
imstande, dieses Gesetz vorzulegen und die 
Kompetenzen zu klären, 

W,ir wissen, daß es heute keine Igenaue 
Kompetenztrennung geben kann, so sehr 
dieses Gesetz dies lauch v,ersucht, weil viele 
Materien ineinanderfließen. Es wurde die 
Möglichkeit geschaHen, daß, wenn sich zwei 
Ministerien bei einem Geschäft, wie das im 
Gesetz heißt, nicht einig ,sind, wer die· Kom­
petenz hat, die Bundesregierung ang,ernfen 
wernen kann. Es ist aLso dafür .g,esorgt, <daß in 
klarer Weise und in Itlaren Vel'\hältniss·en ge­
,arbeitet und regiert werden kann. 

Wir Sozialisten -begrußen dieses Gesetz, 
denn wir wi·ssen, daß wir damit einen Schr.itt 
zrur Modernisierung der Verwaltung unseres 
Landes getan haoben, daß diese VerwaItunJg in 
den Dienst des Staatsbürgers durch ein 
besseres Service lalS 'btsher treten wird und 
daß hier wirkung,svollergearbeitet :werden 
kann ,als :bisher. Die sozialistische Politik soll 
jetzt und in den nächsten J,oor,en bis zur nädl-· 
'sten W:ahl und hoffentlich ,auch d·arüber hinaus 
oDd'entHch durchgeführt werden. Ich danke .. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Wir ffeuen UIlJS, daß nun der Handels- Vorsitzender: Weiters zum Wort gemeldet 
minister, der sich sehr um die Konsumenten bat ,sich Herr Bundesrat Dr. Schambeck. Ich 
annimmt, die Preiskomp,eten~nbekommen erteile es ihm. 
hat. 

Wir wissen, daß eine Bereinigung im Ver­
kehrsmini,sterium notwendig war U!Ild daß auf 
Grund des derzeitigen Verkehrsaufkommens 
in der Luft, ·auf der Schiene und ,auf der Straße 
eine gemeinsame Hand notwenrli,g ist. 

Wir ,begrüßen ,es ,auch, daß die gemeinsame 
Politik di,eser Regierung besoooers in ,dlesem 
Gesetz ver,ankert wiDd. Wir wissen, ·daß Ihnen 
das vielleicht ein norn :i:m Auge ist, aber das 
ist Ihre Sache. Wir können eine effiziente 
Politik nur dort machen, wo der Bundeskanzl,er 
sozusagen di,e Richtlinien der Politik setzt und 
wo die Minister dem Bundeskanzler berichten 
und ihn konsultieren,denn die Bundesr,egie­
rung ·als 1501che ,gilt ·als Kollegialorgan, in dem 
di,e Politik ,gemeinsam geplant und abgestimmt 
werden soll. 

Wir wi'ssen, daß wir mit den KoIIimissi.onen 
die Mäg.I.ichkeit geben, Fachleute zu den Be­
r,atungen hei:zuziehen. Wenn Sie darin etwas 
Schlechtes sehen, ISO kann ich dem nur wider­
sprechen, denn w,arum sollte nicht der Minister 
der Kommi,ssion einen AuftI1ag geben und die 
Erarbeitung sozusagen der Kommission über-

Bundesrat Dr. Sdlambeck (OVP): Herr Vor­
sitzender! Herr Staatssekretär I Meine Damen 
und Herrenl Hoher Bundesrat! Meine Vorred­
nerin, die Frau Bundesrat Dr. Demuth, hat eine 
Konfrontation zwischen OVP-Regierung -
1966 bis 1910 - und SPO-Regierung - 1970 
bis heute - vorgenommen. 

Frau Kollegin Demuth! Sie werden erstaunt 
sein, wenn im Ihnen recht gebe. Zwischen der 
sozialistischen Regierung und der OVP-Regie­
rung besteht tatsächlich ein ganz beträchtlicher 
Unterschied. (Heiterkeit bei der SPtJ.) Wäh­
rend nämlich die OVP-Regierung - bei jeder 
Heiligen Messe betet man sogar auch noch 
nach dem II. Vaticanum ein "Mea culpa" -
den Fehler begangen hat, mehr agiert als 
propagiert zu haben, erbringt die SPO die 
große Leistung, notwendige Maßnahmen zu 
unterlassen und etwas zu propagieren, was 
in das Reich der Utopie gehört. (Beifall bei' 
der tJVP.) 

Daß wir hier nicht ganz unrecht haben, hat 
der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky selbst 
gestern abend im Osterreichischen Fernsehen 
dokumentiert, als er erstmalig, Hohes Haus,. 
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seinen Optimismus in bezug auf das öster­
reichische Wirtschaftsgeschehen abgelegt und 
sich jenem Realismus angeschlossen hat, den 
unser Klubobmann, Professor Koren, leider 
Gottes für österreich seit Monaten ausspre­
chen muß: jene Preisentwick.lung, deren infla­
tionistische Tendenz über allen europäischen 
und Weltdurchschnittswerten liegt. Das ist ab­
lesbar. (Bundesrat Sc hip a n i: Das stimmt 
nichtl) 

Bitte lassen Sie sich den Text des gestrigen 
Interviews des Herrn Bundeskanzlers Doktor 
Kreisky geben. Hier hat Kreisky sehr deutlich 
darauf hingewiesen, daß dieser Optimismus 
nicht mehr gerechtfertigt ist. 

Meine sehr Verehrten! Man könnte noch 
eine Reihe von Ressorts heranziehen. Ich 
möchte nur nom ergänzend darauf hinweisen, 
daß Sie heute am Dekanat und Rektorat jeder 
Fakultät der österreimismen Hodlschulen er­
fahren können, daß wir ab Oktober kein Geld 
mehr haben, um unseren Zahlungsverpflich­
tungen nachkommen zu können. Ich kann 
Ihnen das aus meinem eigenen Bereich bewei­
sen. Das Ministerium ist nicht einmal mehr 
imstande, heute den mindesten Beitrag dazu 
zu leisten, daß österreichische Wissenschafter 
an ausländischen Tagungen und Kongressen 
teilnehmen können. Mit aller Deutlichkeit: So 
etwas hat es früher nie gegeben! 

Wir haben nimt einmal die nötigen Gelder, 
um den Studenten die Bümer anzuschaffen, 
die sie als Lehrbümer brauchen, um ihren 
Prüfungen nachkommen zu können. Hier ist 
es ja hochinteressant, und da möchte ich. an 
das anknüpfen, was die Frau Kollegin ... 
(Bundesrat B e d na r verneint.) 

Im danke Ihnen herzlim, Herr Kollege! Ich 
habe immer gesagt, es ist notwendig, daß bald 
ein parlamentarischer Elmayer geschrieben 
wird, dann könnten Sie sich dieser Aufgabe 
unterziehen. (Beifall und Heiterkeit bei der 
OVP.) 

Meine sehr Verehrten! Wie sehr sich diese 
Bundesregierung bereits im Eck. befindet, kann 
man auch daraus ersehen, daß heute ein Mini­
sterium dazu herangezogen wird, um die 
Unterlassungssünden eines anderen Ministe­
riums auszugleichen: So hat der Herr Präsi­
dent des Nationalrates, Herr Abgeordneter 
Benya, in einer sehr beachtenswerten Rede 
darauf hingewiesen - ich glaube, es war am 
Wiener Rathausplatz -, daß unsere österrei­
chische Außenpolitik ein Ersatz für die Wehr­
politik sein kann. 

Meine sehr Verehrten! Eine noch so gute 
Außenpolitik eines neutralen Staates kann 
- was in jedem Völkerrechts skriptum und 

-lehrbuch steht - die Wehrpflicht eines neu­
tralen Staates niemals ersetzen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Hoher Bundesrat! Ich danke Ihnen, Frau 
Kollegin Demuth, daß Sie es heute ausgespro­
chen haben, weil man das jetzt wieder zitieren 
kann - da kann man jetzt neben Benya einen 
Bundesrat zitieren, wirklich eine echte Auf­
wertung für uns -, und daß Sie darauf hin­
wiesen, daß unsere Außenpolitik ein Ersatz 
für die Wehrpolitik ist. Damit geben Sie doCh 
zu, daß es hier etwas zu ersetzen gibt, daß 
eine Ersetzungsnotwendigkeit gegeben ist. 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat S c h i­
pan i: Es wäre gut, wenn Sie zur Sache reden 
würden! - Bundesrat Wall y: Sie haben 
wieder einmal ganz schlampig zitiertf) 

Wir ha:ben das doch sehr deutlich sehen 
können, als man ab 1. Juli die wertvollen 
Kräfte des Generals Spannocchi dazu einge­
setzt hat, um ein Armeekommando zu über­
nehmen, von dem man heute bei der Realität 
der Tatsadlen sagen kann, es kann kein 
Armeekommando sein, weil es mehr ein Kom­
maIlldo ohne Armee ist, oder ein Kommandant, 
der sidl seine Armee suchen und zusammen­
klauben muß. Das ist höchst bedauerlidl. (Bun­
desrat Dr. S kot ton: Das ist eine Diffamie­
rung des österreichischen Bundesheeres! Ich 
protestiere dagegen!) 

Davon ist überhaupt keine Rede. Idl bin 
nur der Meinung, daß das österreidlisdle Bun­
desheer besser ist als sein Minister. (Beifall 
bei der OVP. - Bundesrat Dr. S kot ton: 
Das muß aber ein ausgesprochen guter Mini­
ster sein, denn das Bundesheer ist sehr gut! 
- Bundesrat Böe k: Jetzt haben Sie gerade 
erklärt, es gibt gar keines/ - Bundesrat 
Wall y: Er weiß doch gar nicht, was er sagtI) 

Ich kann Ihnen versichern, daß viele in die­
sem Land der Meinung sind, daß die Solda­
ten, die Mannschaft, die Offiziere und auCh die 
Generäle ... (Bundesrat Wall y: Sie haben 
doch vom Militär gar keine Ahnung! Sie sind 
ein hundertprozentiger Laie!) Ich darf Sie 
beruhigen, idl gehöre dem Lehrkörper der 
Stabsakademie an. (Bundesrat Wall y: Sie 
möchte ich einmal in Uniform sehen!) 

Meine sehr Verehrten! Ich möchte Ihnen 
nur sagen, daß. es bedauerliCh ist, daß wir hier 
über etwas diskutieren und Ihnen erst ver­
deutlichen müssen, was Ihr sozialdemokrati­
scher Kollege Schmidt, der ehemalige deutsche 
Verteidigungsminister, der heute deutsdler 
Finanzminister ist, anläßlich einer bemerkens­
werten Rede in München vor einigen Monaten 
an Besorgnis über die Wehrpolitik der sozia­
listischen Regierung Kreisky geäußert hat. Ihr 
SPD-Kollege Schmidt! 
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Ich erinnere nur daran, daß es eine harte sie auch nicht. (Staatssekretär Dr. V es eIs k y 

Auseinandersetzung vor einem Schweizer gibt dem Redner einen Zettel. - Beifall und 
Staatsbesuch mit Bundeskanzler Kreisky gege- Heiterkeit bei der SPO.) 
ben hat, als der Schweizer Nachbar dieselben 
Bedenken geäußert hat. 

Hohes Haus I Sie sehen, ich befinde mich 
diesbezüglich in einer guten Gesellschaft. 

Ich möChte abschließend zu diesem polemi­
schen Teil, weil es ja wirklich unhöflich wäre, 
wie ich schon letztes Mal gesagt habe, einer 
Dame eine Antwort sChuldig zu bleiben, sagen: 
Ich bin genauso ... (Zwischenruf.) Sehr richtig I 
Aber diesen Ton habe nicht ich angeschlagen, 
sondern die Frau Kollegin Demuth. (Zwischen­
rufe bei der SPO: Bürklel) 

Hohes Haus I So wie ich einleitend gesagt 
habe, ich stimme mit der Frau Kollegin Demuth 
überein, zwischen der SPO-Regierung und der 
OVP-Regierung ist ein wesentlicher Unter­
schied, so stimme ich auch abschließend mit 
Kreisky überein, wenn der Bundeskanzler 
Kreisky vergangene Woche im Zusammenhang 

. mit Regierungsumbildungsgerüchten erklärt 
hat, daß Leodolter und Lütgendorf unentbehr­
lich seien. 

Ich sage Ihnen: Sie sind für die Opposition 
wirklich unentbehrlich. (Beifall bei der OVP.) 
Denn immer dann, wenn wir in Partei ver­
sammlungen in der Offentlichkeit diese beiden 
Namen nennen, beginnen alle Leute, was ich 
für bedauerlich halte, weil man dann nicht 
mehr sachlich reden kann, zu lachen. Sie wis­
sen, daß in jedem Stüdt auch einmal etwas zur 
Entspannung, zum Lachen sein soll. Insofern 
sind sie sicherlich unentbehrlidl. 

Nur der Preis, der für diese Unentbehrlich­
keit zu zahlen ist, -ist hoch (BeiialI bei der 
OVP), wie wir sehr deutlidl etwa bei der 
Maul- und Klauenseuche sehen können, an­
läßlich der die Frau Minister Leodolter vor 
kurzem den niederösterreichischen Landes­
hauptmann Maurer zu einer Aussprache gebe­
ten hat. Als er hinkam und die Erstattung 
von Vorschlägen von ihr erwartete, hat sie 
ihn gebeten, ihr zu sagen, was sie tun soll. . 

Welche Vorstellungen die Frau Minister 
Leodolter VOn der Ministerverantwortlichkeit 
hat, haben wir im Bundesrat selber vor kurzem 
unter allgemeiner Beachtung der österreichi­
schen Offentlichkeit erleben können. 

Das nur kurz zur Beantwortung der Fest­
stellungen der Frau Dr. Demuth, wobei das 
freie Mandat des Bundesrates sehr deutlidl 
war, als ihr der Herr Staatssekretär Doktor 
Veselsky vor ihrer Rede Zetteln gegeben hat. 
Ich bin überzeugt, Sie werden mir keine Zet­
teln reichen, Herr Staatssekretär, ich braudle 

Das ist reizend. Ich möchte Ihnen herzlidl 
dafür danken und kann Ihnen versidlern: Ich 
habe in meiner Korrespondenz einen eigenen 
Ordner mit wertvollen Briefen, die nicht ge­
locht werden, dazu wird sicherlidl auch der 
Ihre kommen. Ich darf Sie noch höflich um 
Ihre Unterschrift bitten, ich revandliere mich 
dann später mit einer eigenen Publikation. 
(Beifall und Heiterkeit bei der OVP.) Ich darf 
Ihnen versichern, ich werde mir erlauben, mich 
mit meinem Buch über die Ministerverantwort­
lidlkeit zu revanchieren. (Beifall und Heiter­
keit bei der OVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Frau Bundesrat Dr. Demuth hat sehr richtig 
darauf hingewiesen, daß es der Artikel 17 
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes dem 
einfachen Gesetzgeber überlassen hat, ein 
eigenes Bundesministeriengesetz zu schaffen. 
Eine unbedingte Notwendigkeit, weil es in der 
Verantwortung jeder Regierung bleibt, die 
Zahl der Minister und ihre Aufgaben festzu­
setzen. 

Ein solches Bundesministeriengesetz ist in 
Osterreich von Notwendigkeit, weil wir als 
Rechtsgrundlage eine Vielzahl von Rechtsvor­
schriften und Gesetzesvollzugsklauseln und 
sogar, wie Sie zutreffend gesagt haben, von 
Allerhöchsten Entschließungen haben. Es ist 
hier keine Rechtssicherheit im Rechtsstaat, 
sondern Rechtsunsicherheit gegeben. Die Not­
wendigkeit ist die der Rechtssicherheit. 

Sie ist aber auch gegeben aus Gründen einer 
modernen Regierungspolitik. Und hier unter­
streiche ich auch Ihre Feststellung, daß es 
gleich zu Beginn ein Aufgabenkreis des Staats­
sekretärs Veselsky im Bundeskanzleramt ge­
wesen ist, für ein modernes Management zu 
sorgen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Hätten Sie 
es früher dem Herrn Kollegen Bürkle gesagt, 
dann hätte er sich nicht so versprochen und 
blamiertl) 

Drittens möchte ich sagen, daß die Verwal­
tungsvereinfachung ebenfalls eine Notwendig­
keit ist, die in jede Präambel eines Bundes­
ministeriengesetzes zu schreiben ist. 

Staa1lSlsek.I1etär außer Dienst Kollege Bür1de 
hat bereits darauf hingewiesen, daß wir wirk­
lich der Meinung sind, diese Anliegen seien 
teilweise überhaupt nicht oder teilweise nicht 
ausreichend in diesem Gesetz berücksichtigt 
worden. 

Obgleich meine Fraktion von allem Anfang 
an kritische Gedanken gegenüber diesem Ge­
setzentwurf geäußert hat, sei doch betont, daß 

817 
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w~.r einen ganzen Pack. von Abänderungsan­
tragen audl zu der Kompetenzverteilung ein­
gebracht haben. Diese Vorschläge sind aber 
nicht berücksichtigt women. 

Bezüglich der Kompetenzverteilung er­
scheint uns ein Maximum an sachgerechten 
Lösungen nicht gegeben. Im Gegenteil. Es gibt 
nadl diesem Gesetz eine Reihe von Ministe­
rien, wie zum Beispiel das Sozialministerium, 
das auf Kosten anderer Ministerien, wie des 
Gesundheits- und Justizministeriums, eine 
SupersteIlung erhält. Dazu kommen rioch un­
klare Begriffsverwendungen und nicht unbe­
denkliche Generalklauseln. 

Hohes Haus! Bedauerlich sind auch Doppel­
kompetenzen. Im Bausektor zum Beispiel wer­
den die Ministerien für Bauten, Verkehr, Lan­
desverteidigung und in bestimmter Weise auch 
das Außenministerium nebeneinander zustän­
dig. 

Es soll audl nicht unerwähnt bleiben, daß 
zum Beispiel die landwirtschaftlidle Sdlul­
kompetenz dem Unterrichtsministerium über­
tragen wird, das Landwirtschaftsministerium 
aber für die Errichtung und Erhaltung höherer 
Schulen zuständig bleibt. 

Es ist auch bedauernswert, daß die Schul­
ärzte nicht dem Gesundheitsministerium unter­
stellt werden, sondern beim Unterrichtsmini­
sterium bleiben. 

Auf einige Probleme, we mir -alUS der Sicht 
des Bundes-Verfassungsgesetzes von grund­
sätzlicher Bedeutung erscheinen und von nicht 
geringem Einfluß auf die Innenpolitik Oster­
reichs werden können, lassen Sie mich ein­
gehen. 

Hier ist vor allem die Koordinierungsfunk­
ti on des Bundeskanzlers zu nennen. Obgleich 
ich der Opposition angehöre und daher dieser 
Regierung kritisch gegenüberstehe, wie Sie 
sicherlich schon bemerkt haben (Ruf bei der 
SPO: Na net! - Heiterkeit! - Bundesrat 
D~: S k o. t ton: Bei Ihnen sind wir vorsichtig!), 
mochte Ich betonen - und ich hoffe, daß Sie 
jetzt nicht von einem Erstaunen in das andere 
Erstaunen fallen, obwohl eigentlich bei dieser 
Temperatur verschiedene Duschbäder ange­
bracht wären ... (Bundesrat Dr. Anna D e­
mut h: Von einem Lachen ins andere! -
Allgemeine Heiterkeit.) 

Das freut mich. Das ist doch das Schöne 
daß- man einander auch mit freudiger Mien~ 
begegnet, sonst wäre es doch ein Maskenlauf 
meine sehr Verehrten! (Beifall bei der OVF.; 

Ich möchte allerdings betonen, Hoher Bun­
desrat, daß eine bestimmte Form an Koordina­
tion des Bundeskanzlers auf Grund seiner 

Stellung notwendig. ist. Das Gesetz· spricht 
von der Wahrung der Einheitlichkeit der all­
gemeinen Regierungspolitik. Das ist nicht neu. 
Bereits das Gesetz vom 19. Dezember 1918, 
StGBl. Nr. 139, mit dem der Beschluß der 
Provisorischen Nationalversammlung für 
Deutschösterreich über die grundlegenden Ein­
richtungen der Staatsgewalt abgeändert und 
ergänzt wird, erklärt, der Staatskanzler hat 
auf das einheitliche Zusammenarbeiten aller 
Staatsämter und auf die Wahrung der allen 
Verwaltungszweigen gemeinsamen Interessen 
hinzuwirken. Herr Staatssekretär I Da sind wir 
einer Meinung. 

Auch die Lehre ist dieser Ansicht. So hat 
etwa Zolger in Mischler-Ulbrich "Osterreichi­
sches Staatswörterbuch" bereits 1907 darauf 
hingewiesen, daß der Ministerpräsident der 
"berufene Hüter der einheitlichen Verwaltung 
und Politik" ist. 

Daran anknüpfend hat schon Hans Weiler 
- ein Name, den ich heute mit besonders 
respektvoller Hochachtung nennen will -, der 
übrigens im Juli 1966 bei einer Lebensrettung 
für andere tödlich verunglückt ist, ein führen­
der Jurist im Bundeskanzleramt-Verfassungs­
dienst, erklärt: 

"Es gehört zum historischen Begriff des Vor­
sitzenden im Ministerrat, daß dieses Organ der 
Sorge um die Einheit des Staatsgefüges und 
um die Einhieitlich.k!eit der Staats funktionen w. 
besonderem Maße verpflichtet ist." 

Auch Ludwig Adamovich junior weist im 
Mai 1973, also vor kurzem, in den "Juristi­
schen Blättern" in einer lesenswerten Abhand­
lung auf die Koordinationskompetenzen des 
Bundeskanzlers hin. 

So sehr diese bejaht sei - und ich schließ& 
mich dem auch an -, sei aber gleichzeitig 
betont, daß es zwei verschiedene Typen von 
Koordinationsbefugnissen gibt. Die eine steht. 
dem Bundeskanzler als Vorsitzendem des Kol­
legialorgans Bundesregierung zu und wird 
auch im Bundes-Verfassungsgesetz vorausge­
setzt; er gibt etwa die Regierungserklärung 
ab, und zwar als ein dem National- und Bun­
desrat gegenüber erstattetes Erfüllungsver­
sprechen. Ich verweise auch auf das Zustande­
kommen der Regierungsvorlagen im Minister­
rat, für die bekanntlich die Einstimmigkeit an­
genommen und verlangt wird. 

Eine andere Befugnis wäre allemings die 
des Bundeskanzlers, den einzelnen Bundes­
ministern im Rahmen ihrer Ressortführung 
eine Weisung zu erteilen. Eine derartige Richt­
linienkompetenz - und ich darf darauf ver­
weisen, daß ich bereits vor zwei Jahren an­
läßlich eines Vortrages vor dem deutschen. 
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Verfassungsgerichtshof in Karlsruhe auf die­
sen Unterschied mit allen Möglichkeiten deut­
lich hi1lJg~ewilesen habe, untd da. lag dieses Ge­
setz im Entwurf noch nicht vor -, eine der­
artige Ridltlinienkompetenz - und dies sei 
betont, um keinen Fehlinterpretationen und 
keinem Fehlgebrauch der Koordinationsmög­
lichkeiten das Tor zu öffnen - wäre mit der 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Mini­
sterverantwortlidlkeit unvereinbar. Sie er­
mädltigt nämlidl den einzelnen Minister zu 
s'eLbständ:iger, nämlich eigen v.erantworUicher 
Ressortführung. 

Klare Unterscheidung, also Koordination im 
Ministerrat - ja, Richtlinienkompetenz gegen­
über den einzelnen Bundesministern - neinl 

Die Rimtlinienkompetenz ist ni mt dem Ge­
füge des österreimischen, sondern dem bun­
desdeutschen Staatsrecht eigen. So steht dem 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutsch­
land naCh dem deutschen Reimskanzlersystem 
nam Artikel 65 des Grundgesetzes das Remt 
zu, "die Richtlinien der Politik zu bestimmen". 
Sein österreimischer Kollege ist aber, anders 
als das deutsChe mehr autoritäts orientierte 
Pendant, ein bloßer Primus inter pares, was 
sich übrigens in dem österreichischen Bezüge­
gesetz, vor kurzem beschlossen, auCh darin 
äußert, daß der Bundeskanzler und die übrigen 
Bundesminister über die gleichen Bezüge ver­
fügen. Die Abstufung ist ja hier weggefallen, 
um diese Primus inter pares-Rolle noch deut­
licher zu veranschaulichen. 

So sehr also die Koordinationsfunktion, die 
in bestimmten Bereichen - lassen Sie mich 
das betonen -, so im Gesundheits- und im 
Forsmungsministerium, schon einzelnen Res­
sortmefs zusteht, eine Notwendigkeit aus der 
Natur der Same ist, wäre sie andererseits als 
Mißbrauch zur Richtlinienkompetenz gegen­
über den einzelnen Ressortchefs verfassungs­
widrig. 

Diese Möglichkeit scheint durm den Text 
dieses Gesetzes nicht hinreichend ausgeschlos­
sen, e!in Vierdacht, der deshalb ,nicht unibegIÜn­
det ist, weil der Herr Bundeskanzler gleich 
nach Ubernahme seines Amtes nicht nur ge­
meinsame Pressekonferenzen mit einzelnen 
Ressortchefs abgehalten, sondern auch bis zur 
letzten Zeit in einzelne Ressorts eingreifende, 
bestimmende Erklärungen abgegeben hat. 

Interessant war, daß es bei jenen Ministern 
- da muß man jetzt differenzieren -, die Herr 
ihres Ressorts sind, nie notwendig war, einzu­
greifen. Lassen Sie mich betonen, daß etwa 
Vizekanzler Häuser nach seinem schweren 
Autounfall, von dem er, Gott sei es gedankt, 
wieder genesen ist, schon 14 Tage später wie-

der die Führung seines Ressorts übernommen 
hat. Es gibt aber andere Minister, bei denen 
der Herr Bundeskanzler auch dann, wenn sie 
pumperlgesund gewesen sind, in ihre Ressort­
führung durch Erklärungen eingriff und - ich 
muß ehrlich s~gen - eingreifen mußte, weil 
er ja für die gesamte Regierungspolitik ver­
antwortlich ist, wobei allerdings zu sagen ist: 
Alles verstehen muß in diesem Fall noch nicht 
alles verzeihen heißen. (Beifall bei der OVP.) 

Es sei auch betont, Hoher Bundesrat, daß es 
eine bemerkenswerte Besonderheit in diesem 
Gesetz ist - ich möchte es als begrüßenswert 
unterstreichen, und kommende Vertreter des 
öffentlichen Rechts werden sich damit ausein­
anderzusetzen haben -, daß neben den Ver­
waltungsaufgaben erstmalig in der österrei­
chischen Rechtsordnung die Aufgaben der 
Regierung hervorgehoben werden. 

Gerade in einem demokratischen Rechtsstaat 
sollte ,anläßJ.ich der BeschlußfasiSlll'I1JQ eines sol­
chen Gesetzes an die Bedeutung des Regie­
rungsbegriffes gedacht und daran nicht achtlos 
vorübergegangen werden. 

Das Wort "Regierung" kommt bekanntliCh. 
aus dem lateinischen "regere" , was so viel 
wie "Herrschaft ausüben", "lenken" und "lei­
ten" bedeutet. Aufgabe der Regierung ist Rich­
tungsangabe, Leitung und Steuerung der staat­
lichen Aktionseinheit. 

Betrachtet man das Ausmaß der Regierung, 
so sind die Aufgaben so mannigfach, als dies 
einerseits die Möglichkeiten zur eigenverant­
wortlichen Entsprechung der Staatszwe<ke und 
andererseits die persönlichen Anliegen des 
einzelnen und die organisierten Interessen der 
Gesellschaft in diesem Staat verlangen. 

Der Regierungsbegriff ist daher in ständiger 
Entwicklung und bezieht sich auf die Recht­
setzung und auf die Rechtsvollziehung, die 
Gesetze vorbereitend auf die Gesetzgebung 
und durchführend auf die Vollziehung in glei­
cher Weise. Die Verwaltung hat einen durch­
führenden Aufgabenbereich, sie dient der Aus­
führung der Gesetze. Aufgabe der Regierung 
ist hingegen die Ermöglichung einer einheit­
lichen Staatsgewalt und die Vertretung des 
Staatsganzen. Die Regierung dient der Reprä­
sentation UIlJd der Integration, wobei ich sagen 
will, daß die Verwaltung an die Gesetze ge­
bunden ist, die Regierung sich aber auch nidlt 
im rechtsfreien Raum bewegt, sondern viel­
mehr an die Verfassung gebunden ist. 

Ich betone das vor allem deshalb, weil wir 
in Osterreich vor mehr als hundert Jahren, 
nämlich 1867, ein eigenes Staatsgrundgesetz: 
über die Regierungs- und Vollzugs gewalt 
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hatten und damals mit der Verabschiedung 
dieses Gesetzes audl. gleichzeitig die Verfas­
sungs-, die Verwaltungs," und die Staatsge­
richtsbarkeit eingeführt haben, also ein be­
stimmtes Maß an parlamentarismer Kontrolle, 
das auch heute notwendig ist. 

Hohes Haus I Ich begrüße es, daß in diesem 
Gesetz die Regierungsfunktion besonders her­
vorgehoben wird. Im würde allerdings den 
Wunsdl damit aussprechen - und das würde 
auch zur Aufwertung des Parlaments beitra­
gen -, daß wir im selben Maß, in dem wir die 
Regierungsfunktion betonen, audl gleimzeitig 
betonen, daß diese Regierung an die Gesetze, 
an die Verfassung gebunden ist, und wir nicht 
den Weg einer unkontrollierbaren oder nur 
schwer kontrollierbaren Regierungsgesetzge­
bung gehen sollen, sondern den Weg eines 
eigenständig agierenden Parlaments, das die 
Möglidlkeit hat, auch in redltlidler, politisdler 
und finanzieller Kontrolle ins Gespräch mit der 
Regierung einzutreten. 

Das ist eine Notwendigkeit, die sidl audl 
aus der Betonung der Regierungsfunktion er­
gibt. 

Es kommt darauf an, daß die Entwicklung 
des Parlamentarismus audl mit der Entwick­
lung des Regierungssystems Sdlritt hält, sonst 
wird, Hohes Haus, eines Tages die parlamen­
tarische Republik unglaubwürdig und die 
Demokoo.tie Schaden erleiden. (Bundesrat 
Sc hip an i: Das ist Ihre Meinung!) 

Im Zusammenhang mit dem Bundeskanzler­
amt muß auch auf die allgemein gehaltene 
Formulierung "Angelegenheiten der Verfas­
sungs- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit" 
verwiesen werden. Sie umschließt in bedau­
ernswerter Weise noch immer die Zuständig'­
keit des Bundeskanzlers für die Justizverwal­
tung der beiden Gerichtshöfe öffentlichen 
Redlts auf Grund einer Delegation des Herrn 
Bundespräsidenten. 

Da eine diesbezügliche Subdelegation der 
Zuständigkeit zur Ernennung von bestimmten 
Beamten vom Bundeskanzler an die Präsiden­
ten nach übereinstimmender Meinung verfas­
sungsrechtlich nicht einwandfrei ist, haben der 
Präsident des Verfassungsgerichtshofes und 
der des Verwaltungsgerichtshofes, denen man 
simerlim nicht die Kenntnis des öffentlichen 
Rechts absprechen kann, mit Remt bei gleidl­
zeitiger Novellierung der diesbezüglichen Ar­
tikel des Bundes-Verfassungsgesetzes die Ein­
räumung einer direkten Delegierungsmöglidl­
keit an sie verlangt. Herr Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky hat dies zunächst zugesagt, diese 
Sache später allerdings abgelehnt beziehungs­
weise - im drücke mich präziser aus - ab­
lehnen lassen. 

Der Präsident des Nationalrates und der des 
Redlnungshofes haben in begrüßenswerter 
Weise - idl will dies unterstreichen - schon 
seit langem diese Delegierung zur Ernennung 
bestimmter Beamter. Es wäre ohneweiters 
möglich, diese Möglichkeit aum den Präsiden­
ten des Verfassungs- und des Verwaltungs­
gerichtshofes einzuräumen, die dann als 
oberste Verwaltungsorgane in diesen Berei­
chen der Justizverwaltung der erforderlichen 
Kontrolle durch das Parlament zu unterwerfen 
wären, wobei ich Ihnen sagen will, daß in 
diesem Fall die parlamentarische Kontrolle 
die Unabhängigkeit der Gerichte weniger ge­
fähl"den würde, als dies bei der Abhängigkeit 
des Verfassungs- und des Verwaltungsge­
richtshofes vom Bundeskanzler in der Justiz­
verwaltung der Fall ist. (Beifall bei der OVP. 
- Bundesrat S chi pan i: Ihre Meinung!) 

Diese Meinung ist nicht allein meine, son­
dern die des Verfassungs- und des Verwal­
tungsgerichtshofes. Ich lade Sie ein, in alle 
Papiere, die ich hier habe, Einblick zu nehmen. 
Ich stelle sie Ihnen gerne nachher zur Verfü­
gung. Ich habe das ganze KOI\.y'olut des dies­
bezüglichen Briefwechsels mit. (Zwischenruf 
des Bundesrates Dr. S kot ton.) 

ICh möchte gleichzeitig darauf verweisen, 
daß die Osterreichische Volkspartei und die 
Freiheitliche Partei diesen Wünschen. der 
Höchstgerichte Rechnung getragen· haben. 
Interessant war ja nur, daß sich der Oberste 
Gerichtshof - Herr Präsident Pallin ist sonst 
ein beachtenswerter Jurist, mit dem ich gerne 
diskutiere - den Anträgen seiner beiden Kol­
legen vom Judenplatz nicht angeschlossen hat. 
Ich gratuliere Ihnen zu dieser Parteidisziplin. 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Da ist es auf ein­
mal Parteidisziplin! Bei den anderen sind es 
selbständige Fachleute! Diffamieren Sie doch 
Ihren Kollegen nicht so! Es ist doch unver­
schämt, was Sie da machen/) Ich danke Ihnen 
herzlich für diese Atempause. (Bundesrat Dok­
tal' S kot ton: Wirklich unerhört! In dem 
einen Fall ist es Parteidisziplin, in dem ande­
ren Fall sind es unabhängige Fachleute!) 

Hohes Hausl Diesen Vorschlägen der Präsi­
denten des Verfassungs- und des Verwaltungs­
gerichtshofes haben sich die Osterreichische 
Volkspartei und die Freiheitliche Partei - mir 
tut leid, daß Sie sich nidlt zu einem Allpar­
teienantrag bereit erklärt haben - ange­
schlossen, und sie haben gemeinsam drei Ini­
tiativanträge gestellt, mit denen das Bundes­
Verfassungsgesetz im Artikel 21 Abs. 2, Ar­
tikel 66 Abs. 1 geändert wird und die Artikel 
134 a, 134 b, 135 b, 147 a und 147 beingefügt 
und das Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 
sowie das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1965 
novelliert werden sollen. 
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Ich darf Ihnen versichern, daß meine Frak­
tion für dieses Anliegen der Hömstgerichte 
des öffentlichen Remts auf dem Gebiete der 
Justizverwaltung besonderes Verständnis hat, 
denn die Unabhängigkeit der Justiz auch in 
diesem Bereiche der Justizverwaltung ist ein 
Garant des Rechtsstaates und damit der Demo­
kratiel (Beifall bei der OVP.) 

Um zu beweisen, daß dieses Anliegen auch 
der Entwicklung des österreimismen Remts­
staates entspricht (Bundesrat Wall y: Immer 
zitiert er seine Bücherl) - mir tut leid, Kollege 
Wally, daß ich auf dem Gebiete der Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerimtsbarkeit noch 
nidlts gearbeitet habe, um mich zitieren zu 
können; aber ich will mir Ihre Anregung 
gerne zu Herzen nehmen -, möchte ich das 
anführen, worauf der Verwaltungsgerichtshof 
selbst in dankenswerter Weise hingewiesen 
hat, daß nämlich dieses sein Verlangen der 
Kontinuität der österreichischen Remtsent­
wicklung entspricht, denn nach Z. 5 der in 
Ausführung des Gesetzes vom 22. Oktober 
1875 erlassenen Verordnung des Gesamtmini­
steriums vom 5. August 1816 setzte der Präsi­
dent des Verwaltungsgerimtshofs für Perso­
nalangelegenheiten, namentlich für Dienstbe­
setzungen und für Disziplinarbehandlung der 
nidltrichterlichen Beamten des Gerichtshofes, 
eine eigene Kommission ein. Bis 1930 war 
überhaupt der Verwaltungsgerichtshof hier zu­
ständig. Das heißt: Das Anliegen dieser Ge­
richte des öffentlimen Remts entsprimt der 
Kontinuität der österreimismen Redltsord­
nung. 

Erlauben Sie mir bitte einen Hinweis auf 
Kelsen. Ich sage dies, obwohl Kollege Rempl­
bauer über die Bedeutung Hans Kelsens ande­
rer Meinung ist als ich. Da verstehe ich viel­
leimt Kelsen zu wenig. In der Einleitung zu 
,seinem "Osterreichismen StJaJats!Ilecht" bat 
Hans Kelsen zum Wohle des Rechtsverständ­
nisses in Osterreich auf folgendes hingewie­
sen: Wenn man die Verfassung der Republik 
Osterreim richtig verstehen und auslegen will, 
dann muß man die Entwicklung aum seit der 
Dezemberverfassung 1861 rimtig verfolgen. 

Idl lade Sie ein, in bezug auf die Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit und 
die Justizverwaltung aum auf diesem Gebiete 
Konsequenzen daraus zu ziehen. Im hoffe, die 
Konsequenzen werden anders aussehen als 
beim Volksbegehren, meine sehr Verehrten, 
eine "nebensächliche" Angelegenheit, wie 
letzte Wahlausgänge zeigen. 

Ich hoffe, daß wir hier miteinander lernen. 
Diese Unklarheiten sollten wir gemeinsam be­
seitigen. Ich freue mich, daß Kollege Skotton 
vorhin den Zwischenruf gemacht hat: Ja ein 
Initiativantrag! 

Es wäre wirklich schön, Kollege Skotton, 
wenn wir im Nationalrat in bezug auf die 
Höchstgerichte - da soll man sich nicht in 
den Vordergrund spielen! - gemeinsam vor­
gehen könnten. (Bundesrat Dr. S kot ton: Da 
ist keine einheitliche Meinung da! Aber bei 
den einen sagen Sie "Parteidisziplin" und bei 
den anderen sagen Sie, es seien unabhängige 
Fachleute! Herr Kollege! Ich bitte Sie, andere 
Personen damit nicht zu diffamieren/ - Bun­
desrat Dr. Jolanda 0 t t e nb eck: Diffamie­
rung der unabhängigen Gerichte!) Nein, nein, 
das ist nicht der FaUl 

Ich möchte deutlich sagen, daß wir diese 
Unklarheiten beseitigen sollten. Wir sollten 
allerdings auch Unklarheiten beseitigen, wie 
etwa die im § 1 Abs. 1 und 2, wo auf die 
Sektionen, Abteilungen und Gruppen hinge­
wiesen wird. Im 3. Absatz wird diese Eintei­
lung wieder aufgehoben, es wird nämlidl im 
3. Absatz des § 1 auf die Möglichkeit hinge­
wiesen, "sonstige organisatorische Einrichtun­
gen" zu schaffen. 

Auch an diese organisatorischen E~nrichtun­
gen sei die Sonde des Verfassungsrechtes an­
gelegt. Meine sehr' Verehrten I Dieser Absatz 3 
des § 1 ist so lange verfassungsgemäß ange­
wandt, als mit diesen Aufgaben Beamte der 
Hoheitsverwaltung betraut werden oder ein 
Staatssekretär, der, wie ja ausdrücklich im 
Bundes-Verfassungsgesetz und in begrüßens­
werter Weise auch im Ministeriengesetz an­
geführt ist, neben der parlamentarischen Ver­
tretung auch mit der Unterstützung in der 
Gesmäftsführung beauftragt werden kann. 

Aber lassen Sie mim betonen - ich befinde 
mim dabei in guter Gesellschaft, wenn im 
Ihnen das sage -, daß der Artikel 20 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes dort verletzt ist, 
wo nicht der Verwaltung angehörende und 
Nichtregierungsfunktionäre mit Leitungsfunk­
tionen in der Verwaltung betraut werden. Das 
heißt, daß zwischen einem Sektions leiter und 
einem Minister eine sein politisches Vertrauen 
auf Grund von Partei- oder Interessensver­
bandzugehörigkeit besitzende Person einge­
schoben wird. Der "Politbeamte" - auslän­
dische Vorbilder kennen wir - ist mit dem 
Artikel 20 Bundes-Verfassungsgesetz unver­
einbar. Wir ersuchen, bei der Auslegung dieses 
Gesetzes und bei der Anwendung dieser all­
gemeinen Formulierung darauf Bedacht zu neh­
men. 

Im Zusammenhang mit dieser Feststellung 
schließe ich mich der Meinung von . Frau Doktor 
Demuth an. Genauso wie die Glaubwürdigkeit 
eines Bundesministeriengesetzes davon abhän­
gen wird, ob die Minister imstande sind, die 
Kompetenzen, die Blankovollmachten sind, zu 
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nützen, genauso wird es davon abhängen, ob 
unsere Beamten imstande sind, diese Regie­
rungsfunktionen auch in der Verwaltung ent­
sprechend auszuführen. 

Die Qualität des österreichischen Berufsbe­
amten ist so angesehen, daß wir alle daran 
nicht zweifeln wollen. 

Ich stimme mit Ihnen, Frau Kollegin Demuth, 
überein: Es wäre von größter Notwendigkeit, 
auch die Weiterbildung im öffentlichen Dienst, 
ob Akademiker oder Nidltakademiker, ge­
meinsam zu verbessern. 

Wenn wir den treffenden Hinweis des Kol­
legen Bürkle auf die Grundsätze der Verwal­
tungsverfahrensgesetze 1925 beachten und 
auch die Prüfungsmaßstäbe des Rechnungs­
hofes, nämlich neben der Gesetzmäßigkeit die 
Wirtschaftlichkeit und die Zweckmäßigkeit zu 
beachten, dann sollten wir uns bemühen, im 
Anschluß an das Bundesministeriengesetz auch 
die Weiterbildung des öffentlichen Dienstes 
nicht allein bis zur Ablegung einer Dienst­
prüfung, sondern auch nachher unser gemein­
sames Anliegen werden zu lassen. 

Es wäre aber auch gleichzeitig eine Notwen­
digkeit zu bedenken, daß nicht allein - worauf 
Sie, Frau Kollegin Demuth, dankenswerter­
weise hingewiesen blaben - Allerhöchste Ent­
schließungen in bezug auf die. Zuständigkeit 
der Ministerien zu beseitigen sind. Bemühen 
wir uns auch - ich glaube, Herr Kollege 
Seidl, hier könnten wir einer Meinung sein -, 
die Rechtsstellung des öffentlichen Dienstes zu 
verbessern. Immer noch gilt in Osterreich eine 
Dienstpragmatik aus der Zeit der Monarchie 
mit politischen Begriffsbildern, die unserer 
heutigen Vorstellung nicht mehr entsprechen. 

Hier möchte ich dasselbe wiederholen, was 
ich bei der Eröffnung des Europakongresses 
der Beamtengewerkschaft in Turin vergange­
nes Jahr sagen durfte: Bemühen wir uns, 
neben der Regierung im demokratischen 
Rechtsstaat auch dem Beamten im demokrati­
schen Rechtsstaat jene Rechte zu geben, daß 
er sim nimt mit Ubernahme besonderer Amts­
pflichten seiner Grundrechte begeben muß. 

Hier, glaube ich, sollten wir uns auch um 
eine entsprechende Weiterbildung des mündi­
gen Beamten, um eine Weiterentwicklung sei­
ner Redltsstellung bemühen. Ein Anliegen, das 
vor allem in einer Zeit im Vordergrund steht, 
in der wir in der österreimischen Innenpolitik 
sehen, daß nicht Koalitionsregierungen auf­
einaDider folgen, IsoDidern monoc!llone Regie­
rungen einander ablösen, und die Beamten­
schaft hier wirklich einer besonderen Konfron­
tation ausgesetzt ist. Wie sehr die österrei­
chische Beamtenschaft diesen Aufgaben in den 

letzten Jahren nachgekommen ist, nötigt uns 
allen einen Ausdruck höchsten Lobes und der 
Hochachtung ab. (Beifall bei der OVP.) 

Meine sehr Verehrtenl Wenn ich auf diese 
Möglichkeiten der Fehlinterpretation des Bun­
desministeriengesetzes hingewiesen habe, 
dann deshalb, weil der Verdacht besteht - der 
nicht unbegründet ist -, daß, je länger die 
Regierung Kreisky im Amte ist (Bundesrat 
HeUa Ha n z H k: Desto besser geht es uns!) 
- und das ist ja aus ihrer Ideengeschichte er­
klärJJich -, desto rcIoeutlkher ·ein PrOZieß ·dler 
Reideologisierung einsetzt, wie es etwa Ihre 
Hinweise auf die Fristenlösung und auf die 
ORF-Refonn oder Ihre Vorschläge zur Mit­
bestimmung deutlich machen. Wir wollen nicht, 
daß diese Reideologisierung bei der Ausle­
gung des Bundesministeriengesetzes mit man­
chen verschwommenen Begriffen ~ über sach­
lime Kompetenzen kann man streiten - Platz 
greift und in der Beamtenschaft und in der 
Verwaltung ihre Fortsetzung· findet. 

Denn, meine sehr Verehrten - und damit 
lassen Sie mich schließen (Zwischenruf bei 
der SPO) - jedem eine Freude, Sie lämeln 
wieder, Herr Kollege! (Bundesrat Dr. S k 0 t­
ton: Sie können uns gar keine größere Freude 
machen, als daß Sie endlich aufhören!) -: Mit 
dieser Reideologisierung madlen Sie zwar 
Ihren Stammwäh1Jem leine Freude und bekom­
men 1h:r.e Zustimmung, iich glal1be :aber ·nidlt, 
,alLen jeDJen, d,i,e Ihnen ddre Mehnheit fUnd die 
absolute Mehl1hetit geg,eben haben. Geroo·e .als 
R'egi'erung sollte man V Olischläge enstatten und 
-so regi'8r,en und v,erw1alten, daß es für aUe in 
diesem Staate akzeptabel und zumutbar ist. 
Ich danke Ihnen. (Beifall bei der OVP. -
Zwischenrufe bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Frau 
Bundesrat Dr. Hawlicek. Ich erteile ihr dieses. 

Bundesrat Dr. HUde Hawlicek (SPO): Herr 
Vorsitzender I Hoher Bundesrat! Im bin über­
rascht über die Heftigkeit und die La.utstärke, 
mit der die Debatte heute geführt wird, noch 
dazu von meinem Kollegen Schambeck, der 
mich das letzte Mal zur Ruhe gemahnt hat. 
Heute ist er es, der solch einen heftigen Ton 
in den BUllidesrat bringt. (Bundesrat Doktor 
S c h a m b eck: Es kommt auf die Materie 
an!) Vi~l1eicht, Kollege Smambeck, kommt das 
daher, daß heute die Frau Minister Firnber,g 
nimt anwesend ist, bei der Sie sonst immer 
sehr gemäßigt auftreten. (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Es scheint sowohl heute bei uns im Bundes­
rat als auch im Nationalrat sehr um die Platz­
frage gegangen zu sein. Kollege Bürkle war 
hier der Ansidlt, daß sich Staatssekretär 
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Veselsky nicht am richtigen Platz befände. 
Kollegin Dr. Demuth h1at·iJhn j1a.bereits richtig­
gehend informiert. 

Es war auch bezeichnend, daß im National­
rat die Debattenredner der Reihe nach irgend­
einen anderen Minister niCht am riChtigen 
Platz befunden haben. VielleiCht möChte Kol­
lege Bürkle - er ist jetzt leider niCht im 
Saal - von uns bestätigt wissen, daß er siCh 
in der Regierung damals am riChtigen Platz 
befunden hat. 

Aber iCh möchte hier lieber nur abw,andeln, 
w.as NationalI1atSla.bgeoroneter P,LsCher Ihrem 
Parteiobmann Sdlleinzer bestätigen konnte: 
daß auf alle Fälle er sich riehtig auf dem Platz 
des Oppositionsführers befindet und mögliChst 
lange dort bleiben soll. Das möchte ich Ihnen 
aum hier sagen: daß Sie siCh wahrscheinlim, 
wenn Sie in dieser Art fortfahren, möglichst 
lange auf den Oppositionsbänken befinden 
werden. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist merkwürdig, daß die OVP gegen 
Gesetze stimmt, ja sie sogar, wie Bundesrat 
Bürkle es formuliert hat, als "unmögliCh" 
empfindet, an denen sie selbst sehr inter­
essiert ist und zu denen sie Vorarbeiten ge­
leistet hat, die sie halt nur während ihrer 
Regierungszeit niCht zusammengebracht hat. 
(Bei/all bei der SPO.) 

Das war der Fall beim Gesetz über die Ein­
führung der Mehrwertsteuer, und das ist heute 
der Fall beim Bundesministeriengesetz. 

Mich erinnert diese Haltung an die Haltung 
hotziger Kinder, die sich sagen: Was im niCht 
haben kann, das soll aum kein anderer haben. 
Und dann ist es auf alle Fälle sehlemt, auch 
wenn es echten FortsChritt bringt. 

Dies ist bei diesem Bundesministeriengesetz 
unbestritten. Es bringt echten Fortsmritt be­
züglich der KompetenzentfleChtung und der 
Remtsbereinigung. Es bringt emten Fort­
schritt in der Verwaltungsreform, ins­
besondere in der inneren Organisation. Aber 
davon haben wir leider von Ihrer Seite nichts 
gehört. 

Mit diesem Bundesministeriengesetz wird 
aum ein weiterer Punkt der Regierungs­
erklärung der Sozialisten erfüllt, und viel­
leidJ.t ist das, der Grund, warum Sie es ab­
lehnen. Dann hätten Sie allerdings aum nicht 
in der laufenden XIII. Legislaturperiode, in 
der wir uns jetzt befinden, insgesamt 81,2 Pro­
zent der Gesetzesvorlagen, das sind absolut 
gesprochen 231, Ihre Zustimmung geben dür­
fen, wenn Sie Opposition um jeden Preis 
wollen. 

Ich möchte keine Motivenerforschung be­
treiben, warum uns Kollege SdJ.ambeck, wie 
Sie es heute taten, gute RatsdJ.läge erteilt 
bezüglim Reideologisierung und Verlust der 
Randsmimtenwähler. Im nehme mir Ihre Rat­
smläge vom vorigen Mal zu Herzen und über­
lasse es Ihnen, sehr geehrte Damen und 
Herren von der Volkspartei, siCh den Kopf 
zu zerbreChen, welCherart Ihre Oppositions­
politik ist und mit welchem Stil und in welche 
Richtung Sie sim profilieren wollen. 

Im möchte Ihnen aum heute nidlt ein Zitat 
aus der Regierungserklärung ersparen" damit 
audl Sie einsehen, daß es der sozialistisChen 
Regierung ernst darum ist, ihre Versprechen 
zu halten und die Regierungserklärung Punkt 
um Punkt zu erfüllen. 

In der Regierungserklärung vom 21. April 
1910 heißt es! 

"Wenn die staatlidle Verwaltung ihre zu­
künftigen Aufgaben erfüllen will, muß sie sidl 
den in ständiger Veränderung begriffenen Be­
dingungen ,anpassen. 

Die Bundesregierung wird nachdrücklich für 
wirksame Maßnahmen zur Kompetenzentflech­
tung und Rechtsbereinigung als widitige Vor­
aussetzung der Verwaltungsreform eintreten." 

NoCh präziser artikuliert in der Regierungs­
erklärung vom 5. November 1911: 

"Dem Ziele der Modernisierung der Ver­
waltungsorganisation dient aum das in der 
vergangenen Legislaturperiode bereits fertig­
gestellte Große Kompetenzgesetz, mit dem der 
seit 50 Jahren nicht ausgeführte Verfassungs­
befehl des Artikels 71 Abs. 2 der Bundes­
verfassung erfüllt wird, wonach Zahl, Wir­
kungsbereich und Einrichtung der Bundes­
ministe.ri,en dlUrch Bundesg·esetzzu l1egteln ist." 

Das heißt, wir haben mit diesem Gesetz 
nicht nur einen Punkt der Regierungs­
erklärung erfüllt, sondern es wird einem über 
50 Jahre 1ang nicht ausg,eführten Verfassungs­
befehl nachgekommen. Das müßte gerade Sie, 
Kollege Schambeck, als Verfassungsexperten 
freuen. 

Der Wirkungsbereich der Bundesministerien 
ist derzeit in einer Vielzahl von Remtsvor­
schriften aus den verschiedensten Verfassungs­
perioden geregelt. Es ist für einen moderl)en 
Rechtsstaat paradox, daß der Wirkungsbereich 
der Bundesministerien zum Teil auf Aller­
höchsten Entschließungen aus dem vorigen 
Jahrhundert beruht. 

Für eine modeme Verwaltung ist auch die 
fehlende gesetzliche Regelung für die innere 
EinriChtung der Ministerien völlig unzurei­
dlend. So wurde die organisatorische Glie-
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derung der einzelnen Bundesministerien aus 
den Verwaltungsanordnungen über die 
Ministerialeinteilung der Monarchie über­
nommen und nUT ~allWletse den jeweiligen 
Bedürfnissen angepaßt. 

Dankenswerterweise wurden -:- wie iCh 
schon erwähnt habe - bereits in der vorigen 
Legislaturperiode 1968 von der Volkspartei 
Vorarbeiten geleistet, diese Monardlierelikte 
auszuräumen. Leider war es aber der 
damaligen Regierung Klaus aus weldlen Grün­
den immer - ich überlasse es Ihnen, sich 
darüber den Kopf zu zerbrechen - nidlt mög­
liCh, diese vorbereitete und bereits dem Begut­
achtungsverfahren zugeführte Regierungsvor­
lage auch zu beschließen. Aber, Kollege 
Schambeck, die sozialistische Regierung macht 
es möglich, trotz Ihrer Angriffe und obwohl 
sie· Ihrer Ansicht naCh nicht agiert, sondern 
nur propagiert. 

Wir werden heute den Gesetzesvorschlag 
über die Zahl, den Wirkungsbereich und die 
Einrichtung der Bundesministerien be­
schließen. Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
berückskhtigt bereits das Begutachtungsver­
fahren 1968 und that :gesetzestechnisch dlie Ge­
stalt eines Kompetenzgesetzes, das bloß den 
allgemeinen Wirkungsbereich der Bundes­
ministerien festsetzt. Der Kompetenzentflech­
tung und der Rechtsbereinigung wird Rech­
nung getragen, wie wir es in unserer Regie­
rungserklärung 1970 gefordert haben. Die 
Kompetenzentflechtung in § 14 geht über den 
Rahmen einer bloßen Kombination hinaus und 
bringt insgesamt 16 Veränderungen in be­
stimmten . Sachgebieten. Einen Beitrag zur 
Rechtsbereinigung stellt § 18 Abs. 2 dar, mit 
dem über 50 alte und unübersichtlich gewor­
dene Bestimmungen ihre Rechtswirksamkeit 
verlieren. 

Nun möchte ich auf einige Gegenargumente 
beziehungsweise ungute Dinge eingehen, wie 
sie Kollege Bürkle genannt hat, auf die "son­
stigen organisatorischen Einrichtungen" und 
Kommissionen, wie sie in den §§ 7 und 8 be­
schr:ieben w.erden. Hoor wittert die VolkJS­
partei Machtpolitik der sozialistischen Regie­
rung und parteipoliUsche Manli.pul1ation. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß es die 
Regierung Klaus als erste war, die sogenannte 
persönliche Sekretäre der Minister eingeführt 
hat. (Bundesrat Dr. S c h am b eck: Kreisky 
hat mehr Sekretäre als Klaus! - Bundesrat 
Dr. S kot ton: Darauf kommt es an?) Darf 
ich Ihnen aber auch zugestehen, daß es im 
Sinne einer modernen Verwaltung und eines 
modernen Managements unbedingt notwendig 
ist, solche Berater zuzuziehen. 

Kollege Schambeckl Absatz 3 des § 7 hebt 
nämlich die Absätze 2 und 1 nicht auf (Bundes­
rat Dr. Sc h a mb eck: Er ergänzt ihn!), son­
dern er ergänzt ihn nur - sehr richtig I -, 
weil es hier nicht um Leitungsfunktionen geht, 
sondern klar und deutlidl steht, daß "zur 
Beratung und Unterstützung des Bundes­
ministers bei ihm obliegenden Entscheidungen 
auf dem Gebiet der allgemeinen Regierungs­
politik sonstige organisatorische Einrichtun­
gen geschaffen werden," Es wird hier nom 
ausgeführt: "insbesondere von Geschäften, die 
den Wirkungsbereich zweier oder mehrerer 
Sektionen berühren", eben um hier sinnvoller­
weise koordinierend vorgehen zu können. 

Außerdem mache ich noch auf den von bei­
den Rednern völlig unerwähnt gebliebenen 
Absatz 8 des § 7 aufmerksam. (Bundesrat 
Wall y: Das nimmt der Herr Schambeck nicht 
so genau! J Sie kennen diesen Absatz ohne­
dies, nur lassen Sie ihn bewußt aus. Darin 
wird der Bundesminister verpflichtet, für sein 
Ressort eine Geschäftseinteilung festzusetzen, 
die eben auch jene sonstigen Einrichtungen 
beinhaltet, und diese "zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen·~. Das verstehen nämlich wir unter 
Transparenz, Kollege Schambeck, (Bundesrat 
Dr. Sc h a m b eck: Siehe UNO-City­
Skandal!) 

Ich bin beruhigt, Kollege Bürkle, daß Sie 
an sich nichts Schlechtes an den in § 8 er­
wähnten Kommissionen sehen. Es können 
selbstverständliCh dort nicht nur Personen ver­
treten sein, die Ihnen passen, Kollege Bürkle, 
denn diese Kommissionen sollen den Sinn 
haben, divergierende Interessengruppen zu­
sammenzubringen, damit sie gemeinsam be­
raten können. 

Sie haben gemeint, daß es sinnvoll wäre, 
solChe Kommissionen sChon vorher ein­
zusetzen. (Bundesrat B ü r k 1 e: Im OrtstateJ­
konilikt, habe ich gemeint!) Es heißt hier ganz 
deutlich: "Jeder Bundesminister kann zur Vor­
bereitung und Vorberatung ... Kommissionen 
einsetzen." Genau das ist der Sinn. (Bundes­
rat B ü r k I e: Das hat der Kanzler in Kärnten 
bei der Ortstalelkommission leider nicht 
getan!) Damals hat es dieses Gesetz noch 
niCht gegeben. Von nun an :sollen zur Vor­
bereitung und Vorberatung solche Kommis­
sionen eingesetzt werden. (Bundesrat 
S chi pan i: Sie beklagen sich· ja über die 
vielen Kommissionen! Wie steht das damit 
in Einklang?) 

Kollege Bürkle! Sie unterstellen diesem Ge­
setzesbesChluß, daß der Bundesminister bereits 
die Meinung festlegt. Es heißt hier deutlich 
im Absatz 2: Der Bundesminister hat die Auf­
gabe, "die Zusammensetzung, den Vorsitz und 
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die Meinungsbildung ... festzulegen." Das ist 
ein ganz großer Unterschied: die Meinungs­
bildung. die Richtung zu bestimmen oder die 
Meinung selbst zu oktroyieren. also diese 
Meinungsbildung festzulegen. 

Es wurde bezeichnenderweise vonbeiden 
Rednern nidlt erwähnt, daß es hier heißt: 
"Hiebei ist darauf Bedadlt zu nehmen, daß im 
Ergebnis der Beratungen soldler Kommis­
sionen auch die Auffassung der in der Minder­
heit gebliebenen Mitglieder zum Ausdrudt 
kommt." Also eine echt demokratisdle Vor­
gangsweise. 

Kollege Bürklel Sie müssen sidl aber 
darüber im klaren sein. daß solChe Kom­
missionen selbstverständlidl nur beratenden 
und nicht beschließenden Charakter haben 
können. sonst wären wir hier im Bundesrat 
und im Nationalrat überflüssig, denn es ist 
ja das Recht des Parlaments. zu besdlließen. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Ganz klar, das habe ich 
ja gesagtl) 

Zu der klaren Abgrenzung der Kom­
petenzen, die Kollege Schambedt so beklagt. 
Sie meinten. daß es formal ideal wäre, die 
Alleinzuständigkeit eines Ministeriums zu 
erreichen. Aber Sie wissen ja selbst. daß es 
in der modernen Verwaltung Materien gibt, 
die nicht klar einem Ressort zuzuteilen sind. 

So war es zum Beispiel bei den von Ihnen 
zitierten landwirtsdlaftlidlen Sdlulen, wo man 
die Schul erhaltung der land- und forstwirt­
sdlaftlichen Bundesschulen im Wirkungs­
bereich des Land- und Forstwirtschafts­
ministeriums belassen hat, wo man aber 
selbstverständlich im Sinne einer einheitlichen 
Bildungspolitik und modernen Entwicklung 
des gesamten Schulwesens auch die land- und 
forstwirtsdlaftlichen Bundesschulen im gesam­
ten berufsbildenden Schulwesen konzentriert 
hat. 

Meiner Ansicht nach ist es im Gegenteil 
zu begrußen. daß die einzelnen Ministerien 
die Kompetenzen nicht so klar abgegrenzt 
haben. daß eine Zusammenarbeit nicht möglidl 
wäre, denn es ist ja gerade die Aufgabe der 
Ministerien, zusammenzuarbeiten und zu 
koordinieren, damit nicht nur wegen einer 
formal sdlön und klar wirkenden Abgrenzung 
jedes Mhliisterium isoli.ert seine eigeItJen Ge­
sdläfte betreibt. 

Uber die Koordinierungsfunktion des Kanz­
lers haben Sie genug gesprochen, Kollege 
Schambedt - Sie sind sogar damit einver­
standen -, sodaß iCh mir darüber Worte 
ersparen kann. 

wir schon - wie Ihnen nicht entgangen sein 
dürfte - auf diese Idee gekommen. Bereits 
in unserer Regierungserklärung haben wir 
eine Verwaltungs akademie angekündigt. um 
die sidl besonders Staatssekretär Veselsky. 
der heute hier anwesend ist, bemüht. 

Zum letzten, Kollege Sdlambeck, was die 
drei Hödlstgeridlte betrifft. ICh möchte voraus­
sdlicken: kh bin kein Verfassungsexperte. ich 
habe keine solche Menge Papiere wie Sie 
zur Hand. in die kh Einblidt nehmen könnte. 
Aber ich habe Einblick in die Protokolle des 
Nationalrates genommen und habe mir die 
Antworten des Ministers Broda und des Abge­
ordneten Fischer sehr genau angesehen. 

Kollege Schambedtl Das dürften Sie nicht 
gemacht haben (Bundesrat Dr. S c h a m­
be c k: Verfassungsgerichtshof/), denn 
dann würden Sie folgendes wissen, und ich 
darf es Ihnen mehr oder weniger wieder­
holen: 

Minister Broda hat darauf verwiesen, daß­
die verfassungsredltlidlen Probleme der Aus­
klammerung der Justizverwaltungsangelegen­
heiten der GeriChtshöfe des öffentlichen Rech­
tes aus der Zuständigkeit des Bundeskanzler­
amtes und damit aus der Verantwortlidlkeit 
des Parlaments bereits seit über einem Jahr­
zehnt in aktueller Diskussion sind. Das wissen 
Sie ja sicherlich, Kollege Schambeck. Das hat 
sogar Kollege Ermacora im Parlament gewußt. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. S c h a m­
be c k.) 

Minister Broda ,betonte, daß .es jetzt nicht 
einfach darum gehe, daß der Justizminister 
nicht auf die ZuständJigkleit für die Justizver­
waltungsang,elegenlheiten des Obersten Ge­
rddltshof,es verzichten wolle, sondern daß es 
sidl um das Herausbrechen eines Bauelemen­
tes der Bundesverfassung handle, wenn für 
einen ,großen Booeich in Zukunft die bisher 
unbestrittene pa.r~amental1iscb.e V:erantwort­
lichk,eit für Jusl'izv,erwaltungsangelegeß.beitJen 
entfallen würde. 

Im Ges,etzestext und~m AussdlUßberoidlt ist 
klargest,ellt worden, daß sich am -bisherigen 
Sach- und ltedltszustand der Wahrnehmung 
von Kompetenzen der JustJizvoerwaltung bei 
den drei Hömstg,erichten auch in Zukunft 
nichts ändern werde. Das heißt: Wenn Sie hier 
ISO lautsbark von der Unabhängigkeit der Justiz 
sprechen, die jetzt notwendig sei, frage ich: 
Hat es die denn bisher nidlt gegeben? 
(Bundesrat De. S eh am b eck: Siehe Fall 
PiskaI) Am jetzigen Zustand wurde niChts 
geändert I 

Was die Weiterbildung der Beamten be- Es müßte Ihnen auch bekannt sein, daß im 
trifft, die Sie hier vorschlagen, so sind auch Ausschuß alle übereingekommen sind. mit 
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Einverständnis der von Ihnen so geschätzten 
Präsidenten des Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtshofes und auch im Einver­
ständnis mit dem von Ihnen weniger ge­
schätzten Dr. Pallin (Bundesrat Dr. S c h a m­
be c k: Nein, das ist auch ein netter Mann!), 
daß Gespräche geführt werden, um eben für 
alle drei Höchstgerichte eine sachangemessene 
verfassungskonforme Lösung zu finden. 

Ich kann wieder nur Abgeordneten Fischer 
wiederholen, der Kollegen Ermacora im 
Nationalrat sagen mußte, daß er sich 
gewünscht hätte, daß dieser seine Wortmel­
dung mit weniger Hochmut vor:bringe, und dias 
kann ich für Sie nur wiederholen, Kollege 
Schambedc. (Beifall bei der SPO. - Zwischen­
_ruf des Bundesrates Dr. Sc h a mb eck.) 

Sie haben sehr lang über den Regierungs­
begriff und die Regierungsfunktion ge­
sprochen. Ich kann nur tiefenpsychologisch 
feststellen, daß der Wunsch, in die Regierung 
zu kommen, bei Ihnen sicherlich sehr groß ist. 
Aber wenn Sie glauben, daß Sie das mit sol­
chen Argumenten erreichen, die Sie heute ge­
bracht haben, die sich vor allem nur durch 
ihre Lautstärke ausgezeichnet haben, dann 
sind Sie, glaube ich, nicht auf dem richtigen 
Weg. (Bundesrat Dr. He ger: Und das ist 
kein Hochmut, Frau Kollegin? - Bundesrat 
Bö c k: Aber alles lächerlich machen!) 

Es wurde uns heute vorgeworfen, daß die 
Regierung völlig versagt habe, daß wir einen 
Zidczadckurs verfolgen, wie Kollege Bürkle 
gemeint hat, und daß wir Ihrer Ansicht nach 
n.icht agieren, sondern nur propagieren. Ich 
kann es mir daher nicht ersparen, Ihnen hier 
privat zu propagieren, worin überall wir agiert 
haben, das heißt kurz Ihnen unsere Leistungen 
vor Augen zu führen, denn für Sie scheinen 
sie nicht zu gelten. 

Es hat mich gewundert, daß heute so lang 
über das Bundesheer gesprochen wurde. Es ist 
eigentlich beachtlich für eine Regierung, die 
überhaupt nichts tut, daß es ihr in drei Jahren 
gelingen soll, das Heer völlig zu "demon­
tieren". Tatsache ist, daß in der Zeit unserer 
Regierung, nämlich am 15. Juli 1971, die Wehr­
gesetznovelle verabschiedet wurde und damit 
ein erster Schritt zur Bundesheerreform ge­
l,eistet worden ist (Bundesrat B ü r k 1 e: 
"Reform" ist gut! ---:' Heiterkeit bei der OVP), 
die in den Zeiten Ihrer Verteidigungsminister 
weder in Angriff genommen und schon gar 
nicht fertiggestellt wurde. 

Da für Sie die Regierung Kreisky ja "nichts 
'getan hat", möchte ich Sie an die großen 
wirtschaftlichen Vorhaben erinnern: an das 
Arrangement.mit der EWG, an die Einführung 

der Mehrwertsteuer. an die Lohn- und Ein­
kommensteuerreform (Zwischenruf bei der 
OV P) und an die große Stahlfusion. 

Ich erinnere Sie an di,e Reformen auf dem 
Schul- und Hochschulsektor: ,an di-e neuen 
Studiengesetze, das österreichische Hoch­
schülersmaftsgesetz (Zwischenruf des Bundes­
rates Dr. S c h a m b eck), die Abschaffung 
der HochschultaX!en und an da,s Schüler­
beihHfengesetz. .A:ber .es\i.gt ,einqebracht 
worden, KoUege Schambeck! (Bundesrat Dok­
tor S c h a m b eck: Vorschläge; und zweimal 
ist die Wahl verschoben worden/ - Bundesrat 
Dr. S kot ton: Durch Ihre Verzögerung! 
Durch die Verzögerung der OVPl Dagegen 
hat der Vorsitzende der Hochschülerschalt in 
Ihrem Klub protestiert! Wissen Sie das, Herr 
Kollege Schambeck? Wissen Sie das? - Bun­
desrat Bö c k: Doch, aber er hat es "ver­
gessen"!) Darüber haben wir .schon das letzte 
Mal debattiert. 

Kolle,ge Schambedcl Uber die SchuldfI1age, 
w.arum das zweimal verschohen werd.en 
mußte, haben wirMer das letzte Mal aus­
führlich de'batUert! Ich möchte di,ese Debatte 
nicht wieder aufwärmen. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. S c h a m b eck.) 

Ich erinnere Sie ,an die freien SdllUlf,aihrten 
und an die kostenlosen Schulbücher. die Sie 
jetzt als "Wegwerf:bücher" IbezeiChnen, obwohl 
das eine jener wenig,en Vorlagen w-ar, in 
denen Sie nur mit ullsaHein ohne Freiheitliche 
Partei gestimmt haben. 

Schließlich erinnere ich Sie auch noch an das 
zehnjährige Schul'ausbauprogrlamtn, das ins­
gestamt 14 MilHarden Schilling kosten wird 
und das es ermögliCht, wi,e wir es. bereits in 
diesem Herbst sehen. daß wirkHch alle Kinder 
jene Schulen besuchen können. die .sie wün­
schen. (Bundesrat B ü r k I e: Das ist nicht 
wahr!) 

Ich erinnere 'Y'erade Sie als Rechtsexpert.en 
an die große Reform des Rechtsw-esens: an di,e 
kleine Straf.rechtsr,eform, an die große Straf­
rechtsreform, die noch heuer fol,gen wird. an 
die Neuondnung der Rechts,stellung des unehe­
lichen Kindes, an die Herabsetzung der Voll­
jährigkeit. lan das Tilgungsg,esetz und .so 
weiter. (Zwischenruf des Bundesrates Doktor 
S c h am b eck.) 

ICh erinnere Sie auch noch ·an die sozi,al,en 
Leistungen: an die Erhöhung der FamHien­
beihilfen um insgesamt 70 S, an di,e Erhöhung 
der Geburtenbeihilfe auf 2000 S (Bundesrat 
Dr. S c h am b eck: Die Ruhensbestimmungen 
nicht vergessen!) und in Bälde auf 4000 S 
- danke ,schön für· Ibr Soufflieren. lch komme 
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schon dazu! -, ich erinnel1e Sie weiter an die 
über 40prozentige Erhöhung der Ausgleichs-
2iulage, 'an die Erhöhung der Witwenpension 
von 50 auf 60 Prozent, an die über 25prozen­
tig,e Erhöhung der Pensi,onen, an die Ruhens­
bestimmungen unrl schließlich ,auch noch ,an 
die 15.000 S Heir,ats'beihilfe, geg,en die Sie 
auch schon immer so viel polemisiert haben. 
(Zwischenruf bei der OVP.) 

Kollege SdlamJbeck! Sie zitioeren ein Inter­
view, das Bundesk,anzler Kreisky gestern ge­
geben hat. Ste haben anscheinend nidlt seinen 
Bericht über dte wirtschaftlidle Lage im 
Nationalr.at am 10. Juli und nicht den Bericht 
von Bundesminister Androsch gehört, sonst 
wür.den Sie wissen. daß auch dort bereits 
Bundeskanzler Krei'sky das .ausgesprochen hat, 
was er gestern artikuliert hat, daß nämlich 
diese Regierung , .. bereit sein WÜtIid", f.aUs es zu 
einer Entwicklung kommt, di,e selbstverständ­
lich wir als kleines Land nicht allein be­
stimmen können (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. S c h am b eck) und die nicht VOIiauszu­
sehen ist, weil j'a di,e Entwicklungen, die auf 
den internationalen Märkten stattfinden- ,ich 
denke ·an die Währungspolitik oder ,an die 
AnhebuIlJQ der Rohstoff.preise -, selbstver­
ständlich. nicht lSPUrlOS an uns vorüber­
g,ehen können. Das hat Bundeskanzler Kr'eisky 
bereits ,im Nationalrat 9,esagt. 

kber w,as Sie nicht erwähnt haben und w,as 
im Nationalrat ,auch Igesagt wuroe: daß wir 
im Jahre 1972 eine reale Wachstumsrate von 
6,4 Prozent hatten, daß wir in den drei J,ahren 
der 'sozi,alisUschen Regterung eine reale Ein­
kommensver.besserung von 15,3 Prozent 
hatten, daß die Zahl der Beschäftigten ,erstmals 
in unserem Lande di,e 2,6 Millionen-Grenze 
überschritten hat und daß die Massen­
einkommen im letzten Ja!hr um 12,3 Prozent 
gestiegen sind. 

Das alles wurde vor einer Woche rerst im 
Parlament gesagt, und sdlon heute, eine 
Woche später, ilstes notwenrlig (Bundesrat 
Dr. Sc h am b eck: 1m Nationalratl) - im 
Nationalrat wurde es gesagt -, des für Sie 
im Bundes'rat zu wiederholen. (Bundesrat 
Wall y zu Bundesrat Dr. Schambeck: Jetzt 
haben Sie auch einmal recht! - Ruf bei der 
SPO: Nachhillestundel) 

Das s'ind P,akten und vatsadlren über die 
Erfol,ge und Leistungen der ReglerllIltg 
Kreisky. Die Opposition mag in bewußter 
Selbsttä'UschuIlJQ darüber hinwegsehen oder 
zumind·est versudlen, darüber Ihinwegzureden. 
Die ö!sterreidlisdle BevölkerUIllQ . aber - seien 
Sie beruJügt, Kollege Schambedtl - und auch 
die österreichischen WähIler, seien es Stamm-

wähler oder seien es Randschichtenwähler, 
können Sie nicht täuschen. (Zwischenrufe bei 
der avp.) 

Die österreichrische Bevölker,ung hat ;in dte­
sen drei Jahren sehr wohl 'gemerkt, daß sich 
etwas tut, daß dieogo~daI.istische Regi'erung 
für jeden ·einzelnen und für den gesamten 
Sta,at viel geleistet hat (weitere Zwischenrufe 
bei der aVP) und daß Osterreich auf dem 
besten Weg ist, ein moderner Industriestaat 
zu werden. (Bundesrat B ü r k I e: Daß die 
Rentner immer weniger bekommen, merken 
sie auch, Frau Doktor!) 

Gerade die V;erabscbiedung dieses Bundes­
mini,steriengesetzres rzeigt deutloich, daß das 
Wort von "Kreisky und seinem Team" zu 
Recht besteht (ironische Heiterkeit bei der 
aVP), denn nur eine starke und in sich einige 
Regierung, die nicht durch Eifersüchteleien 
und persönliche oder bündische Machtpolitik 
zerstritten ist, kann ein solches in die Kom­
petenzen der einzeJnen Ministerien ein­
schneidendes Gesetz beschließen. 

In di,esem Sinne ,geben wir von der 
sozi,alisUschen Frektion dieser Gesetzesvor­
lage gerne unser,e Zustimmung, weil sie die 
Stärke und die Geschlos,senheit der Regierung 
Kreisky beweist, weil ,damit ein weiteJ:ler 
Punkt unserer &egierungserklä!Ung .erfüHt 
wird :und Wieil dimlit eine entscheidende Vor­
aussetzung für eine VeI'WIaltUIlJQsreform ge­
sdlaff.en wurde. Danke sdlön. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist noch 
Herr Staatssekretär Dr. Veselsky. Ich erteile 
ihm dieses. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Hoher Bundesr.atl Herr Vorsitzen­
der! Meine Damen und Herren! Uber 50 J'ahre 
mußten verg,ehen, bis der verlassungsgesetz­
liche Auftrag an den einf.achen Gesetzgeber, 
Zahl, Wirkiungsbereich unrl Eilfiifiich.tung der 
Bundesministeri,en durch Gesetz ~u regeln, ·er­
füllt werden konnte. 

Ich glaube: Heute befinden wir uns in einer 
hi.storischen Situation, weil nunmehr ,endlich 
diesem Verfassungsauftrag Rechnung getr.ag,en 
wird. Es handelt sich um einen Tag, der den 
Endpunkt jahrzehntelang,er BemühUIlJQen dar­
stellt. In diese BemühuIlJQen warren 'auch Reg-ie­
rungsvertreter und Vertreter der g.roßen Oppo­
sitionspartei eingeschaltet. Dieser T,ag sollte 
daher auch Ihnen, meine Damen und Herren 
der Osterreichischen Volkspartei, Anl,aß zu 
einem 'gewissen Rüc::kJblidt ,geben, weil Sie sich 
doch mit einem Großteil des Entwurfs schon 
früher identifizierten uI1ld weil Sie sich mit 
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einem noch .größeren 'f.eil heute ,auch schon 
identifizieren konnten, als d·asim Nationalr.at 
der Fall war. 

Ich darf daher -bei di~er Gelegenheit auch 
den Dank an die Adresse der Beamten und 
Experten lall!Ssprrechen, die in Jahr·elanger Vor­
ar.beit dazu beigetragen haben, dieses groß'e 
Anliegen der Verwirklichung zuführ,en zu 
können. 

Vom Standpunkt der Bundesregierung prä­
sentieren sich die Dinge so. daß wir der Mei­
nung sind. daß dieses Gesetzeswerk Bestand 
haben wi·rd. Ich glaube, daß die heutige Dis­
k.ussion das 'bereits heweist, weil j,a viele 
Gegensätze, die noch ,im Unter.au5JSmuß des 
Verfassungsausschusses des Nationalrates zur 
Di'skussion !standen und heftig umstritten 
waren, heute mehr oder minder als ·ausgeräumt 
angesehen werden können. 

Hoher Bundesrat! Der Wirkungsbereich der 
Bundesministerien wi,rd in diesem Gesetz so 

dtgungen, di,e zuer,st in der Offentlidlkeit er­
hoben wur.den, heute ·beiseite geschoben er­
scheinen, nämlich daß d'ieses Gesetz den Ver­
such darstellt, eine Richtlinienkompetenz des 
Bundesk>anzlers einfachgesetzJich sozusagen 
über die Hintertür hereinzuschmuggeln, ob­
wohles diese RiChtlinienkompetenz verfas­
sungsrechtlich Ja nicht ,gibt. 

Ich hin froh darüber, daß dieser Vorwurf 
niCht in seiner ganzen Härte aufrechteflhalten 
wird und daß man nur sagt: Bitte, es gibt 
doch Bedenken, daß die Formulierung des 
Gese~es nicht jeden VerdaCht zerstr-eut. 

Ich glaube, das ist eine sehr 'starke Annähe­
rung. Ich darf insbesondere das unterstreiChen, 
was ja auCh Dr. Schambeck sagt,daß nämlich 
die Koordini'er.ungskompetenz des Bundes­
kanzlers seit 1918 in OsterJleich !besteht (Bun­
desrat Dr. Sc h a m b eck: Schon vorher!) -
ja - und daß wir ,sie ja ·zur W·a.hrung der 
Einheitlichkeit der Regierung:spoHtik brauchen. 

zu regeln versucht, daß dort, wo vertikale Ich darf darauf hinweisen. daß in diesem 
Kompetenzen -allein vorJoiegen, ·eine Kompe- Sinne ·auch die Bestimmung des vorliegenden 
tenz·entflechtung vorgenommen ·wird. Das ist, GesetzesbesChlusses aukufassen ist, derzu­
wie wir glauben, ein echter Beitr.ag zur Ver- folge der Bundeskanzler das ReCht erhä.lt, über 
einfachung. vonbereitende Akte .ander,er MinDsterien infor-

Aber es stoßen nicht nur v-ertikale Kompe- miert zu werden. Koordini,erung setzt nämlich 
tenzen in der Verwaltung aufeinander, son- Information vor.aus. Diese Information soll nun 
dern es gibt ·auch 'horizontale Kompetenzen. g·ewährleiJstet werden. 

Es können nun vertikale mit horizontalen 
Kompetenzen zusammentreffen. Dort gibt ,es 
weiterhin MitkOlIIlpetenzen; ,a·ber nur in die­
sem Fall. Das zur Klärung der Frage Kompe­
tenzen tflechtung. 

ICh darf ,diese Dinge desweg,en ganz beson­
ders betonen, weil sie erst in den Unteraus­
schußsitzungen ·50 klar wUIden und weil diese 
Probleme bis zum heutigen Datum auCh von 
der Lehre niCht entsprech.end behandelt wur­
den. 

Hoher Bundesrat! Wir glauben aber, daß 
insbesonderoe die Fr.age des Z11Sammenwirkens 
mehrerergegenbeteil1gter Minister1en nun­
mehr in einer Wei,se geregelt wird, wie das 
einem modernen Staatswesen entspriCht. Es 
gibt nunmehr 'eindeutige Regelungen dafür, 
wer in welcher Weise vorzugehen hat, wenn 
mehrere Ressorts zuständig sind. Für den Fall 
von Interessenkonflikten und ~Istreitigkeiten 

gibt essog,ar die Möglichkeit, diese Frage 
von der Bundesregierung gutächtlich beurtei­
len zu lassen. Es gibt also hier keine Frage, 
die nicht geregelt wäre. 

Wir glauben, daß es siCh dabei um eChte 
FortsChritte handelt ebenso wie in dem Falle, 
der die Einrichtung der Bundesministerien be­
trifft. Wenn nunmehr die .grundsätzliche GHe­
derung in Sektionen, Gruppen, kbteilungen 
und Refer,ate festgelegt wurde, so ist das ein 
Fortschritt, talteroings ein Fortschritt, der im 
Lnt.eresse des Fortschl1itts ·einer gewi.ssen Kor­
rektur bedurfte, nämlich der Einrimtung der 
sogenannten sonstigen or.ganisatorischen Vor­
kehrungen naCh § 7 Abs. 3 des vorliegenden 
Gesetzes. Warum? Weil ganz einfach die heu­
tige Situation, die moderne Verwaltung grö­
ßere Flexibilität zur Wahrnehmung der Ge­
stCiltungsaufgabe erfordert. Verwalten <ist näm­
lich nicht nur Vollz-iehen von Gesetzen, SOIl.­

d-ern ist ,auch das Vorbereiten neuer Gesetzes­
initiativen, ist aum W,a!hrnehmung der Gestal­
tung.saufgabe im pl,anerischen Ber.eich und ,so 
weiter. 

Um diese Aufg,aben optimal wldhrnehmen 
zu können, ist es oft nicht gut, eine Linien­
orrganisation einzusetzen, sondern ,ist es oft 
zweckmäßig, zu sagen: Für diese Aufgabe 
schafft man ad hoc ein neues Inst'rument. 

Es kommt dabei die F,rag,e der Koordinie- Ich darf 'auf solme Instrumente hinweisen: 
rungsaufga/be des Bundeskanzlers auch in den Beispielsweise das Büro für Raumplanung im 
Blickpunkt der Betrachtung. Im darf s,agen: Bundeskanzleramt ist ein soldles Instrument, 
Ich bin hocherfreut darüber, daß die Anschul- beispielsweise ist die EDV-GesChäftsführung 
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des Koordinationskomitees im Bundeskanzler­
amt eine .solche Einrichtung. 

Darauf zielt dieser § 7 A!bs. 3 ab. Er rundet 
sozusagen die Normalorganisation, wie sie in 
den vorhertgehenden Absätzen des § 7 skizziert 
ist, aJb. 

Ich darf auf etwas hinwei.sen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren - kh glaube, 
das ist angesichts der Bedeutung dieses Geset­
zes, das heute zur Beschlußfassung vorliegt, 
notwendig -: Mit dem Grundsatz der Dele­
gierungsmöglichkeit wild ,auch dem modernen 
Verwalttmgsmanagement Rechnung getragen. 
Aber wenn man delegieren kann, muß man 
auch die Möglichkeit der Innenrevision haben. 
Auch diese Möglichkeit wird durdl dieses Ge­
setz- gesdlaffen. 

Etwas Weiteres: Erstmals wird audl die 
Auskunftspflicht des Staatsdieners, des Beam­
ten in der Verwaltung normiert. Eine solche 
Auskunftspflicht gab es nur in der Gerichts­
oliganisation. Nunmehr gibt es sie auch in 
der allgemeinen Verwaltung im Sinne einer 
Verbesserung des Services der Verwaltung 
am StaatSbürger. Das ist, wie wir glauben, ein 
Meilenstein auf dem Wege zu einer modernen 
Verwaltung. Ich darf darauf hinweisen, daß 
diese Bestimmung auf eine Empfehlung der 
Verwaltulligsreformkommtssion zurückgeht. 
Wir glauben also, daß die vorLiegende Geset­
zesmaterie dem Fortschritt wirklich dient. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich im Unter­
ausschuß des Verfassungsausschusses des 
Nationalrates bereit erklärt, die Personal- und 
Budgetkompetenz betreffend die beiden Ge­
ridltshöfe des öffentlidlen Rechtes abzugeben. 
Er sah in diesen Kompetenzen keine politische 
Notwendigkeit und erklärte sich bereit, diese 
Kompetenzen abzugeben. 

Die .Albgabe dieser Kompetenzen erfordert 
allerdings, wie auch die Entschließungsanträge 
der beiden Oppositionsparteien im National­
rat gezeigt haben, die Verabschiedung eines 
ganzen Pakets anderer Gesetze. Es würden 
nämlich Novellen zur Bundesverfassung, zum 
Verf.assungsgerichtS'hofgesetz und zum Ver­
waltungs-gerichtshofgesetz erforderlich wer­
den. Damit würde die Beschlußfassung über 
das vorliegende Gesetzeswerk weiter hinaus­
gezögert werden, noch dazu, wo diese Bestim­
mungen einer Zweidrittelmehrheit bedürften. 

Sie wer.den verstehen, daß es unserer Auf­
fassung nach richtig war, zuerst das vorlie-

gende Gesetz ZU beschließen und die Gesamt­
problematik weiterhin mit dem Ziel zu disku­
tieren, eine Lösung zu finden. 

Allerdings - und darauf muß man hinwei­
sen - ist das Problem denn doch auch so zu 
sehen, wie es sich darbietet, daß nämlich alles 
unterlassen werden sollte, was eine Verände­
rung in der Hierarchie der drei obersten· Ge­
richtshöfe mit sich bringen würde, denn das 
würde eine grundsätzliche Änderung der Ver­
fassung bewirken. Das zur KlarsteIlung. 

Von der Regierungsbank darf insgesamt 
festgehalten werden: Wir glauben, daß es sich 
um einen echten Fortschritt handelt, wir glau­
ben, daß dieses Gesetz einen Markstein auf 
dem Weg zu einer modernen Verwaltung dar­
stellt, und wir glauben, daß dieses Gesetz 
dauerhaft sein wird. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte list 9,eschlas-sen. 

Woird vom BeI'ichteI1statter ein Schlußwort 
gewünscht? - Di,es ist nicht der Fall. 

Wir kommen 'Zur Abstimmung. 

3. Punkt: Gesetzesbesdtluß des Nationalrates 
vom 11. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Staatsbürgersmaftsgesetz 1965 
geändert wird (Staatsbürgersmaftsgesetz-No-

velle 1973) (986 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Ta-gesordnung: Staatsbüliger­
schaftsgesetz-Novelle 1973. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Herr Vorsit­
zenderl Hoher Bundesrat I Durch den vorlie­
genden Gesetz·esbeschluß d-es Nationalrates 
soll den bei der Vollziehung des Staatsbürger­
schaftsgesetzes 1965 ,gewonnenen Erfahrungen 
Rechnung getragen werden. So ist ,unter ande­
rem vOl1gesehen, die VOl'laussetzungen für die 
Verleihung der Staats-bürgerschaft an Fremde 
in g.ewissen Fällen zu mil:dem und ebenso die 
Beibehaltung der österreichischen Staatsbür­
gersc.:ha.ft im Falle des Erwerbes einer frem­
den Staats,angehörigkeit zu erleichtern. Neben 
einer Anpassung der VorschI'liften über den 
Erwerb der österreichischen Sta'atsbürg-erscnaft 
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durch HochschuUehrer an die bereits durch­
g,eführten beziehungsweise noch beabsichtig­
ten Änderungen in der HochschuJorganisation 
sollen auch Härten bei der. Wieder.erlangung 
der österreichischen Staatsbüligerschaft besei­
tigt wenden. 

Der Ausschuß für Vedassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat einstimmig beschloss'en, 
dem Hohen Hause zu .empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Erg.ebnis seiner Ber,atung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsange1egen­
heiten sOilllit durch mich den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 11. Juli 1973 :betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Sta.atsbürgerschafts­
g,esetz 1965 ,geändert wird (Staatsbürger­
schaftsgesetz-Nov.eJle 1973), wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den soeben im 
Hause erschienenen Bundesminister für Inne­
res Qtto Rösch. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemelnet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Iro. Ich erteiLe es ihm. 

Bundesliat Dr. Iro (OVP): Herr Vorsitzender I 
Herr Minister! Hoher Bunde-Sr.at! Die Novelle, 
über die wir zu ,beraten haben, bringt eine 
Reihe von Ver.besserungen gegenüber dem 
Staatsbürgel1Schaftsg,eset'Z 1965: eine Reilhe von 
Erleichterung,en 'bei der Verleihung der öster­
reichischen Staats'bü~gerschaft und bei der Bei­
behaltung der österreichischen Staatsbürg.er­
schaft im FaUe der Erwer.bung einer fremden 
Staatsbür,gerschaft. 

Auf der einen Seit,e ist das z.u begrüßen, 
aber auf der landeren Seite wird damit doch 
das Prinzip des Sta'atsbür.gerschaftsge.setzes 
1965 ein weni.g durchbrochen, nach dem Dop­
pelsflaatSlbülig,ersmaften v.ermieden wer:den 
sollten. Das ist ein Pl"inzip, das auch in inter­
nationalen V erträgen festgelegt ist. 

Die Novelle bringt eine Reihe von Erleich­
terungen für die IGinder von Hochschulprofes­
soren. Wir sind natürlich ,hörnst interessiert 
daran, qualifiz'ierte Kräfte an die Hochschulen 
asterreichs ZiU bring.en. 

Sie .bringt Erleichterung,en für die Wieder­
erlangung der österreichilSchen Sta'atsbürger­
sch.aft für Auslandsösteneicher, und sie bringt 
eine 'ganze Reihe von Verbesserungen, auf die 
ich im Detail nichteing,ehen möchte. Ich ver­
weise di,esbezüglich ,auf den Bericht des Herrn 
Berichterstatters. 

Trotzdem iIIlöchte :ich einen Schönheitsfehler 
in dieser Novene aufzeigen. Sie ermöglicht 
di,e Einbüligerung von Ausländern vor Tilgung­
ihrer Vor,stl1afen. 

§ 6 des Tilgungsgesetzes 1972 statuiert die 
Beschränkung der Auskunftspflicht über Vor­
strafen. Nun kann man sagen: Das ist Ja gar 
nichts I W,ennman diesen § 6 anschaut, sieht 
man, daß es sich nur um ganz kleine Straftaten 
handelt. Wenn man ihn aber genauer ansieht, 
erkennt man, daß es Isichimmelihin um Str,af­
taten handelt, die Fremeitsstr·afen bis zu drei 
Monaten zur FoLge haben können, bei Jugend':' 
lichen - man !bedenke, d·aß die JlUgendkl"i.:mi­
nalität zuni·mmt - Str,aftaten, die his zu 
einem Jahr bestraft w,erden. Es handelt sich 
hiebei nicht um die bloße Androhung der 
Strafe, sondern de f.acto um die Erteilung der 
Strafe: bis zu drei Monaten hei Erwachsenen, 
bis zu einem J ilIhr bei Jug·endlichen. 

Das ist nicht uninteressant. Die OVP hat 
aus diesem Grunde einen AbänderunglSantrag 
im Nationalliat gestellt, der wörtlich lautet: 

"Im Ver.fahren zur Verleihung der Staats­
bürger.schaft finden die Bestimmungen des § 6 
des Tilgungsgesetzes 1972 keine Anwendung." 

Das Ziel dieses Abänderungsantrages wäre 
gewesen, daß Ausländer mit Votstrafen, die 
noch nicht getilgt sind - die also auf Grund 
des Tilgungs'gesetzes nicht bekannt werden -, 
w.arten müssen, :bis die Tilgung erfolgt ist. 
Leider wurde dieser Abänderungsantrag abge­
lehnt. 

Sehr richtig hat der im Hause anwesende 
Herr Bundesminister Rösch gesagt, daß sämt­
liche Parteien dem Tilgungsgesetz und damit 
auch dem § 6 des Tilgungsgesetzes zugestimmt 
und es in Kauf g,enommen haben, daß beim 
Staatsbürgerschaftsgesetz Schwierigkeiten auf­
treten, auf die ein Beamter des Bundesmini­
steriums für Inneres damals schon hingewie­
sen hat. Ich glaUlbe, der Herr Bundesminister 
hat sich zum Wort gemeklet, ich nehme jetzt 
seine Argumentation vorweg. 

Das g.anze soll nicht bestrittens,ein, aber es 
wäre trotzdem mö.glich gewesen, im Lichte 
der Erfahrung, wie es heißt, seine Meinung 
zu ändern, denn diese Erfahrung hat gelehrt 
-desha~b haben wir ja auch eine Novelle 
zum Staatsbürgerschaftsgesetz -, daß diese 
Abänderungen notwendig sind, zu sagen: 
Ändern wir das und schauen wir, daß wir 
nicht Ausländer mit Vorstrafen hereinbekom­
men, deren Vorstrafen aber nicht bekannt 
weI1den. 

Abänderungsanträge sind vielleicht nicht die 
technisch beste Lösung, aber es wäre die Mög­
lichkeit gewesen, das zum Beispiel in eine 
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Novelle zum Tilgungsgesetz einzubauen. Es 
war aber nicht richtig, einfach darüber hin­
wegzugehen. 

Ich gebe a:ber zu, daß kein Grund dafür be­
steht, hier zu dramatisieren, weil kein sehr 
großer Personenkreis betroffen ist. Sehr inter­
essante Zahlen: Seit 1945, also ungefähr in 
ein-em Vierteljahrhundert, hat es in asterreich 
nur 500.000 Eirrbürgerungen gegeben; da sind 
alle Einbürgerungen der Nachkriegszeit, der 
Zeit der Kriegswirren 1945 inbegriffen und 
alle Sudetendeutschen. In den Jahren 1966 
bis 1972 waren es insgesamt 35.160 Fälle, wo­
von 14.000 Erklärungen von Osterreichern 
sind, die Ausländer geheiratet haben, 6316 Per­
sonen, die schon über 'Zehn Jahre in Osterreich 
gelebt haben, 2806 mit über vier Jahren und 
nur 194 Personen, die unter vier Jahre Auf­
enthalt in Osterreich haben und mit dieser 
Sonderregelung österreichische Staatsbürger 
wurden, davon 39 Hochschulprofessoren. 

Es ist sicherlich nicht zu befürchten, wenn 
man die geringe Zahl der Einbürgerungen be­
rücksichtigt, daß eine große kriminelle Welle 
vom Ausland nach asterreich kommt. Aber 
immerhin soll aufgezei'gt werden, daß doch 
eine Notwendigkeit besteht, die Gefahr zu 
schildern, die sich daraus ergibt, nämlich die 
Gefahr einer generellen Bagatellisierung des 
Strafbaren. Diese Gefahr ist gegeben, diese 
Tendenz zur Nivellierung der Werte und der 
Wertvorstellungen und einer Verwischung der 
Grenzen zwischen dem, was Recht ist, und 
dem, was Unrecht ist, ist vorhanden. Freilich 
nicht in den letzten Bereichen, in den krasse­
sten Fällen, aber doch in weiten Bereichen, 
man verwischt die Grenzenzw.ischen Recht 
und Unrecht. 

Diese Gefahr wird -besonrlers sichtbar im 
neuen Strafgesetz, das natürlich nicht Gegen­
stand der heutigen Diskussion ist und das 
ich außer Betramt lassen will. Dort wird aber 
diese Tendenz zur Nivellierung der Werte 

. -besonders sichtbar. 

Es wäre eine primitive Interpretation, wollte 
man sagen, man wolle nur Zielgruppen an­
sprechen: Da versumt man einmal, die Homo­
sexuellen zu erfassen, das andere Mal die 
Abtreiber, um damit Wählerstimmen 'Zu ge­
winnen. Das wäre eine zu primitive Interpre­
tation, denn dadurch -gewinnt man in der End­
summe gar nimt so viele W~hlerstimmen, 

denn man· stößt soundso viele Stimmen, so­
undso viele Menschen damit wieder -ab. Es 
wäre eine ganz primitive Interpretation, zu 
sagen, das geschieht nur aus wahltakti.schen 
Uberlegungen. Hier liegt vielmehr eine grund­
sätzliche Einstellung vor, hier geht es schon 
um ideologische Kategorien. 

Denken wir nur an die Fristenlösung: Da 
verzichtet man darauf, das mühsam aufgebaute 
gute Verhältnis zur Kirche aufrechtzuerhalten, 
man verzichtet darauf, den Kontakt mit vielen 
Christen dieses Landes aufrechtzuerhalten, die 
sich mit der Kirche verbunden fühlen, und 
man setzt damit die Wählbarkeit der eigenen 
Partei aufs Spiel. Das tut man - davon bin 
ich überzeugt - alles nicht, um Wählers tim­
men zu gewinnen, sondern aus ideologischen 
Uberlegungen. 

Man übersieht dabei geflissentlich di-e Tat­
sache, daß die Strafe nicht nur im Hinblick 
auf die generelle oder .auf die spezielle Prä­
vention Bedeutung hat, ,sondern auch für die 
Bildung des Rechtsbewußtseins und für die 
Bildung der Fähigkeit der Unterscheidung in 
der . Bevölkerung zwischen dem, was Recht 
ist, und dem, was nicht Recht ist. Diese Gefahr 
aufzuzeigen, habe ich für notwendig erachtet. 

Meine Damen und Herren! Nom eine kurze 
Dberlegung in anderer Richtung. Man könnte 
sagen: Staatsbürgerschaftsgesetz, Staatsbür­
gerschaft - wie lange wird es in Anbetracht 
der europäischen Integration überhaupt noch 
nationale Staats1bürgersmaften geben? Welche 
Bedeutung hat das schon, wie lange wird es 
dauern, bis die österreichiscne Staatsbül'1ger­
schaft, die deutsme Staatsbürgerschaft, die 
französische Staatsbürgerschaft abgelöst wer­
den von einer europäischen Staatsbürger­
schaft? 

Ich glaube, diese Gefahr besteht nicht, denn 
es wird auch das Europa von mOligen ein 
Europa der Vaterländer sein, und je mehr 
Vaterlandsbewußtsein, desto mehr österreidli­
sches Staatsbürgerschaftsbewußtsein wird not­
wendig sein. 

Gott -sei Dank ist in Osterreich heute die 
Selbständigkeit, die Souveränität dieses Staa­
tes keine Streitfrage mehr, sie steht außer 
Streit. Vielleicht aber wird es doch notwendig 
sein, für die Menschen, die nicht die sieben 
Jahre der tiefsten Erniedrigung asterreichs er­
lebt haben, in denen seine Souveränität, sein 
Name ausgelöscht war, für die Menschen, die 
diese Beseitigung asterreichs und die Wieder­
erlangung der Freiheit nicht miterlebt haben, 
doch mehr zum Staatsbürgerschaftsbewußtsein 
beizutragen und der Bildung des Staatsbürger­
schaftsbewußtseins ,in allen Smulstufen mehr 
Raum zu geben. Man ,beschränkt sich heute 
dar.auf, Staatsbürg,ersmaftekunde zu l,ehren, zu 
slIlgen, wie viel,e Abgeordnete es gibt, wie 
viele Mitglieder der Bundesrat hat und welche 
Funktionen der Bundespräsident hat, ohne 
aber die vielleicht wesentlicheren Fragen zu 
behandeln. Vielleicht wird es notwendig sein, 
auch für die Erwachsenen StaatJs.bürgerschaft,s-
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kunde in ,einem tieferen Sinn zu ,geben, durCh 
Presse, durCh Rundfunk, durm Fernsehen, und 
mehr zu ,erzeugen ,als ,bloß ein paar Kenntnisse 
über den Staat, sondern das Bekenntnis zu 
diesem Staat zu stärken, dessen StaatSlbürg,er 
wir sind, das Bekenntnis zu Osterreichs Zu­
kunft zu stärken, zunäChst einmal durch die 
Kenntnis der Gescbimte Osterreichs, die niCht 
erst 1945 -beginnt und niCht erst 1918 begonn­
nen hat, sondern die weit zurück.reiCht und aus 
der Schlüsse zu ziehen sind, aus ,der wir g·e­
l,ernt haben und ununterbrochen lernen müs­
sen,durCh eine BeJahung der Grundsätze der 
Verfassung und durdl ein Lehren der Grund­
sätze der Verfassung den jungen Menschen 
und allen Staatsbül'gern in Osterroeich das 
demokoratische PriD2ip klarzumachen und die 
Bedeutung der politischen Parteien, daß man 
en.dlidl aufhört, di'e politischen Parteien fLU 

entwerten, sie ,als etwas Anrüchiges hin~u­

stellen, al.s etwa-s, was nur sein muß und 
eitgentlidl n'icht sein müßte, als etwas, was 
längst überholt ist, als eine Institution von 
Leuten, die nur Geldeinsteck,en, ohne für 
diesen Staat etw-as zu tun, daß man die Be­
deutung der poliUsChen Parteien für die Demo­
kratie aufzeigt, daß man bei den jungen Men­
sChen ;eine positive Haltung zu den politischen 
Parteien erzeugt und damit echte Staatsbür­
gerschaftsleistungen erbringt, daß aber auCh 
das Bewußtsein gestärkt wird, meine Damen 
und Herren, daß die Part,ei pars ist, daß sie 
Teil des Ganzen ist, daß sie dem Ganzen zu 
dienen 'hat, diesem. Ganzen, das Osterreich 
heißt. Es ist ,eine 'besonder,e Aufgabe der poli­
tisdlen Parteien, eg,al welcher Ridltung, ihre 
Funktionäre und Mitglieder so zu schulen und 
in dem Sinn zu erziehen - wenn ich das 
unter An:f.ühorungS2eichen .sagen darf -, üher 
ihrer P.artei - ob das die Osterreichische 
Volkspartei, die Sozialistische Partei oder die 
Fr·ei'heitliche· Partei ist - immer den Staat 
zu slehen, ·sodaß es niemals eine totale Oppo­
sition oder eine totale Ausübung der Macht 
der Regierungspartei geben k,ann, weil sie 
immer begrenzt ist von den Int,eressen des 
Staates her. (Bundesrat Sc hip an i: Herr 
Doktor! Ist das Ihre Meinung oder die Ihrer 
Partei?) Das ,ist meine persönlidle Meinung, 
die ich Ihnen .hier wied'E!Dgebe. (Demonstrativer 
Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte Ihnen sagen, daß ich auch !glaube, 
daß es 'sehr notwendig 'ist, daß die Regierungs­
partei nicht die totale Mamt ausübt, die sie 
auf Grund knapper Mehr-hseitsvel1hältnisse hat. 
Sie sollte das nicht tun (Bundesrat S c h i­
pan i: Das tut sie auch nicht/), sondern sich 
der Mi,nderheit so weit ianpassen, daß .si'e -ihre 
Mehrheit nicht .brutal ausübt. Das ist sehr 
notwendig. Das war gestern notwendilg, das 

ist auch heute notwendig. ICh gebe aber zu, 
d-aß es Alleinre.gierungen nicht sehr leicht sein 
wird, dieses Prinz'ip vollendet zu erfüllen. 

Ich mache kein Hehl daraus, daß ich zu 'aUen 
Zeiten,auch zu Zeiten, wo die Osteneichische 
Volkspartei die Alleinregierung hatte, der An­
,giCht war, daß es besser ist, wenn in der Regie­
rung ein großer Teil der BevöikJerung vertre­
ten ist und nicht bloß eine knappe Mehrheit. 
Ich bin überzeugt davon, daß wir ·auch in 
Zukunft nach Experimenten von beiden Seiten, 
die wir jetzt von 1966 bis 1973 oder 1974 oder 
1975 vielleidlt nodl haben werden, eine 
Periode halben werden, in der sich die EI'Ikennt­
nLs durChsetzt, daß es gut -ist, für den Sta-at, 
für die Demokratie, für die Republik, für die 
Loyalität der Staatsbül'ger und für die Erzeu­
gungeiner breiten Zustimmung der Bevölk,e­
rung zur Regioerung und zur Regierungspolitiok, 
wenn die großen Kräfte dieses Landes in der 
Regierung v·ertr·eten sind, womö.gliCh alle im 
Nationalrat vertretenen politischen Parteien. 

Es wird notwendig sein, das Bekenntnis zu 
Osterreich und zum föderalisti,schen Pr.in~ip 
zu verstärken, zum Föderalismus, der kein 
Gegeneinander sein kann, sondern nur ein 
Füreinander. OsterreiCh wird dann sehr gut 
vOfbereitet sein auf die Föderation Europas, 
für da,s kommende Europa und für die Vereini­
gung der Staaten dieses Europa, wenn es im 
eigenen Land den Föderalismus -hochhält und 
die Se1bständigkeit der Bundesländer betont 
1JiIld nicht unterorüdd. 

SchließHch - ich bin schon am Ende meiner 
Ausführungen - wird es notweIJJdig sein, ein 
Bekenntnis zu Osterreich durch ein bewußtes 
Leben ,und Erleben seines Lebensstils zu be­
tonen; eines Lebensstils, der geg,en jeden Fana­
tismus ist, -gegen jedes Ubermensch·entum, 
gegen jede Ubertreibung des Geg,ensätzlichen 
bei aHer Wahrung der Grundsätze eines Oster­
reich, das als Ort der Begegnung und der 
VeI1ständigung div.ergierender Kräfte geradezu 
bestimmt 1St. 

Entsdluldigen Sie, wenn ich hier vielleimt 
nicht ganz zum IIlhalt dieses Ges-etzes gespro­
chen babe, sondern zum Begriff der österreichi­
schen Staats:bürog·erschaft. Ich .glaube, daß siro 
jeder, der die österoretchische Staatsbürger­
schaft durch diese Novelle ·erhält oder leichter 
erhält, oder jeder, der die österreiChische 
Staatsbül1geflSdlaft schon hat, ab und zu dar,an 
erinnern sollte, daß es -etwas heißt, daß es 
eine große Sache ist, österreidciscber Staats­
bürger zu sein. StaatsbüI1ger eines zwar kl,ei­
nen, eines zwar win~iJgen Staates zu sein, 
dessen Prinzip, dessen Wesenszüge und dessen 
Ideen aber überlehen wenden. Weshalb es riCh-
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tig ist, wenn es heißt: "Austria erit in oIibe 
ultima", daß dieses Osterreich in der Welt 
sein wird. bis zuletzt. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist noch der Herr 
Bundesmini.ster für Inneres Rösch gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Rösm: Herr Vor­
sitzenderl MeiIl!e sehr ver,ehrten Damen und 
Herren! Gestatten Sie, daß ich zu zwei der 
kritischen Beinerkungen, die Herr Abgeordne­
ter Dr. Iro hier angeführt hat, Stellung nehme. 

Die erste Frage: daß wir nunmehr mit die­
ser Staatsbürgersch.aftsgesetz-N ovelle das 
Prinzip der Doppelstaatsbürgersmaft durch­
brechen, das auch in einer Entschließung uIlid 
Reso1nItion der Vereinten Nationen aufog,eführt 
wurde. 

Das ist I1imtig. Ich bitte Sie nur zu bedenken, 
für welchen Personenkr,eis wir dies'es Prinzip 
durchlbrechen. Im wes'entlichen für ehemalig,e 
österreicb1sdle Staatsbürger. Das ist der 
Schwerpunkt. Das ;heißt also für Staatsbürger, 
di'e wir bereits hatten, die aus den verschi,e­
densten Gründen - dieaufzuzählen,gJ.aube 
ich, ich. mir j.etzt lersparen kann - die öster­
r,eichische Sta;atsbül1gerschaft verloren !haben, 
die Osterreich verlassen mußten und jetzt 
gern wieder österreidüsche Staatsbürger wer­
den möchten. Für di,esenPersonenkor,eis, glau­
ben wir, ist Osterreich legitimiert, unter Um­
ständen ,auch eine DOPP'elstaatsbürgerschaft ,in 
Kauf zu nehmen, wenn diese Personen eben 
wi'ooer zu uns zurückkommen wollen und 
wieder österreichi.sche Staatsbürger werden 
wollen. 

Es liegt j-etztan dem ander'en Staoatsbürg,er­
schaftsverband, ob er Dopp,elstaatsbür,g,erschaft 
hat oder nicht. Nicht ,bei uns. Wir 5'ag,en nur: 
Wir nehmen ihn w1ed,er zurück in unseren 
Sta'atsbül1gerschaftsve:dband und übedassen es 
dem anderen, zu entscheiden, ob er 1hn jetzt 
deswegen ausbüI'lgert oder nicht. 

Für einen ganz speziell,en Pel1sonenkr,eis 
trifft das jetzt in einer sehr eigeIl!artig,en, aber, 
ich glaube, für sie nicht unbedeutenden Weise 
zu, und zwar für diejenigen Staatsbür,g.er, die 
in der Zeit zwischen 1934 und 1945 Ostel'reich 
verlassen haben und die amerik,anische Staats­
bürgers<haft erhalten haben. 

Diese Menschen sind in der Zwischenzeit 
alle ,in ein sehr hohes Lebensalter 'gekommen 
und haben den nicht unverständI.ichien Wunsch, 
ihren Lebensabend in ihrer alten Heimat zu 
v.erbring'en. Das wäre ohne weiteres möglich. 
Sie könnten nach ,allen unseren Bestimmungen 
in o.sterreich eiIlsIDal .Lhren Aufenthalt nehmen. 
Das ist selbstverständlich, es bindert sie nle-

mand daren. Allerdings können si.e an den 
staatsbür'gerlich,en Re~b.ten natürlich nicht teil­
nehmen, solange sie nicht Staatsbürger sind. 

Nach den bisherigen Bestimmung,en konnten 
sie österreichische Staat5;bürger nur werden, 
wenn sie so wie jeder andere darum angesucht 
haben. Nun bestimmt die amerikanische Ge­
setzg,ebung, daß ein naturalisierter Amerika­
ner, das heißt ein nicht ,in Amerika geborener, 
sond1erneiner, der nachträglich di-e amerika­
nische Staatsbürg,erschaft erwor:ben hat, wenn 
er um die StaatsbürgeI1Schaft eines anderen 
Landes ansucht, nicht nur seine amerikanische 
Staatsbürg,er,schaft verliert - das würoe die­
sem M,ensch·en nichts ausmachen -, sondern 
auf Gr:und a:nderer gesetzNcher Bestimmungen 
aum nicht mehr die BewilUgung bekommt, 
nach Amerik,a einzureisen. Das heißt also, daß 
Kinder, Enkel oder Verw,andte, ,die in Amerika 
bleiben, nicht mehr besucht werden könnten, 
weH für die V:eIleiniIgten Staaten kein Ein­
reilSiev1sum erteilt würoe. 

Wir waren nun der Mei,mlll'g, daß das eine 
so große Erschwernis UIlid eine 'so harte Sache 
für diese Menschen ist, daß man den Veflsuch 
unternehmen sollte, das zu umgehen. Wir 
sind hi,er einem Beispiel gefolgt, das 'die deut­
sche Bundesrepubl:ik heveits vor vi,elen Jahren 
g,egangen ist. Die Bundesrepublik hat eine 
ähnliche Regelung schon vor länger-er Zeit 
getroffen, nämlich daß ,die deutsch.e Bundes­
bürgerschaft ex lege einfach wieder verliehen 
wivd, w,enn er zurückkommt. . 

Einen ähnlichen W,eg ibaben wir hier ~u 
gehen versucht, und wir glaUlben, daß es nicht 
unbillig ist und daß das im Rahmen einer 
menschlichen Uberlegung eine gute .Lösung 
und eine .gerechUertigte Lösung i'st, ohne daß 
wi'r deswegen im wesentlichen dem Prinzip 
der Doppelstaatsbürgerschaft widersprochen 
haben. 

Di,e zweite Frag,e, die der Herr Abgeordnete 
Dr. Iroangeschnitten hat, ist schon etw,as ern­
ster. Es ist die FIIag,e der Adaptierung der 
Bestimmungen des Tilgungsgesetzes. 

Ich glaube, unabhängig vonaollen übri'gen 
u'berlegungen handelt es sich h~er um ein~ 
aus,gesprochen remtspolitiische Uberlegung. Sie 
haben dareuf hingew1es,en, daß seinerzeit bei 
den Verhandlung,en des l1iJgun.gsges,etzes vom 
Innenministerium ausdrücklich auf diese 
Schwieri,gkeiten hingewiesen wUIide. Man hat 
gtes,agt: Nein, das soll nicht ,sein. 

Nun sagten Sie, Herr Ahgeordneter Doktor 
Iro, daß man das lim Lichte der Erfahrtmg und 
der Praxis änd,ern hätte sollen. 

Ich muß dazu nur fes1:!halten: Es ,gibt keine 
Praxis, und es ,gibt auch keine Eda!hrungen 

818 
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auf dies·em Gebiet ,außer einer, und direse 
Ertahrung zwingt zur Änderung. Wir ha'ben 
im bisherigen Staatsbüng·erschaftsgesetz ·stehen 
91ehatbt, daß alle solche Verur1JeHungen unter 
Umständen - nicht elinmal zwingend - ein 
Hinderungsgrund für die Verleihung der öster­
reichischen Staatsbürgerschaft sind, aber die 
Staatsbül'lg:eI1sch;aftsbehönden haben von di,esen 
Ra·kten keine Kenntnis eI'halten, denn g·eit In­
kl'afttreten des Tilgungsgesetzes mit der be­
schränkten Auskunftspflicht bekommen sie 
keine solche Auskunft. Das heißt: Wir haben 
im Gesetz eine Bestimmung gehabt, wonach 
die Staatsbürgersch,aft wegen VorHeg:ens ,einer 
soimen v.erurtJeilung nicht ver1~ehen werden 
darf, aber dIe Staatsbürger·schaftsbehörde, die 
damit heschäfUgt war, hat keine Auskunft dar­
über bekommen, was vorliegt. Das zwingt doch 
zu einer 9,esetzlichen ~egelung. 

Nun die Frag·e: Also W~ederaufhebung so­
zus-a-g:en dessen, was vor 'einem J,ahr beschlos­
sen worden ist,entwleder NoveUierung des 
Tilgungsgesetzes oder Antr:ag de'r Osterreichi­
schen Volkispartei, der - ich muß es offen 
gestehen - natürlich zielführ·end g-ewesen 
wäre, indem man ·eben in dieses Ges'etz hinein­
nimmt, d·as ;gilt da nicht. Diese rechtspolUische 
Ulberlegung ist ,aber nicht eine Angelegenheit 
des Bundesministeriums für Inneres, sondern 
ist jetzt natürlich eine Angelegenheit der ge­
setzgebenden Körperschaften. 

Hier wurde di1e Meinung vertreten, mansoH 
das, was man bewußt - rich darf vielleicht 
sagen, sehenden Au'Q1es, was die Konsequenz 
ist - vor einem Jahr -beschlossen hat, jetzt 
nicht wieder ,autheben. 

Denn es ist joa ,etw,as, was - ich gLaube, das 
muß man schon dazusagen - nicht so bedeu­
tend ist. Sieha.ben joa di:e Zahlen tUnd das 
alles schon genannt. Dlese beschränkte Aus­
kiunftspUicht besagt jra nicht, daß vom Tage 
d·er Verurteilung ,an kleine Auskunft mehr 
gegeben werden IsolI, ·sondern sie besagt j1a 
nur, daß, je namdemabgestuft, ein Jahr, be­
vor die Tilgung erfollgt, die beschränkte Aus­
kunftspflicht eintritt. Das heißt also, wenn 
etwa ein Ti'lgung,s.zeitraum von dr,ei Jahren 
gegeben tst, so 'besteht die ersten zwei Jahre 
die voUe Auskunftspflicht. Nur ein J.ahr bevor 
die Tilgung erfolgt, besteht keine m~hr. Es 
geht ~lso .Iin .Wirkrlichkeit um di,e Verschiebung 
um ,em el:UZ'lJges Jahr. Und hier in -der Albwä­
gung der Interessen -es ist nur eine In1Jer­
eSlsen:s-a:bw~gung - war man ,der Meinung, 
daß man d~s nicht berücksichtigen sollte. 

Sehr geehrte Damen und Her.r-en I Was ist 
J~tzt di~ ~ons~quenz? Dieselbe UberLegUIlJg 
gllt naturhch lncht nur für das Staa1lsbürger-

schaftsges!etz. Da gibt es eine Fülle von ,ande­
ren Rechtsnormen, für die das 'g,enauso in 
Frag,e kommt. 

Man kann jetzt sagen: Das ist nicht so be­
deutungsvoll. Aber ich denke nur zum Be1spi,el 
an ·eine Konzes·sions·erteilung. Bei einer Kon­
zessionserteilung für einen SdlUhmacherbe­
trieb wird es allerdings nicht sehr tragisch sein, 
ob da.s ·so oder so ist. Aber zum Bei!spie,l bei 
einern Beherbergung·sbetr-iJe.b, bei einem Gast­
geWierbe und so weiter hat es schon eine 
g·ewiss'e Bedeutung, o:b der Betreffende wegen 
bestimmter Dinge vorbestraft ist oder nicht. 
Es gilt dort auch so: Ein Jahr vor der Tilgung 
g,ibt les keine Auskunftspflicht mehr, das heißt, 
es bllei-btal1es ,beim ,aUen. Geruauso i'stes bei 
verschiedenen anderen Dingen noch, die mit 
dem Spnmgmittelwesen urud so weiter zu tun 
haben. Auch dile SicheI1heitsbehörden bekom­
men nur dann Auskunft, wenn der Fall im 
Zusammenhang mit einem strefgerichUich!en 
Verf.ooroen steht. Wir bekommen ·also auCh 
dann ·kJe'ilne Auskunft, wenn es um irgend­
welche .andere Dinge .geht. 

Ich glaube also, wenn man sagt, aus be­
stimmten Uberlegungen wiH man die Reinte­
gJ;iation von Gesetzesbrechern erleichtern 
~ um das geht es ja, das war Ja der aus­
drückliche Wunsch des Gesetzg'ehers, der da­
mals einstimmig gef,aßt wurde -, daß man 
dann auch für diesen Fall dabei Mei.ben soll, 
denn ,sonst wird di,e gianz·e Maßnahme in Fr,age 
gestellt. Wenn man :sagt, ob es nicht auch für 
aUe anderen ,ges,etzlidlen V orausse1:zungen 
gelten müßte, .dann wünde das zu dem 
Schluß führen: Es wäre gar nicht notwendig 
gewesen, d,as üblerhaupt zu ,bescbüeßen, dann 
hätte man das von Haus aus nicht mach>en 
dürf.en. Denn nur so leinz·elne Punkte her·aus­
glieifen je nach Anlaßflall, würde sehr unsyste­
matisch sein. 

Ich bitte also zu berückJsichtig.en, daß sich. 
aus diesen Uberlegungen das Bundesministe­
rium ,ent'schlossen hat, das über die Bundes­
I1eg,i>erung in der NOVlel1e zu ,beantIlagen, und 
daß aus diesen Ubedegungen ther,aus auch dler 
Nationalrat .dann d:ieser Vorla.ge in der vorHe­
g,enden Form die Zu:st;immung: ,gegeben hat. 
(Beifall bei der SPO und bei Bundesräten der 
avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies. 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist ,g·esChlo5'sen. 

Wird .vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nidlt der F,all. 
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Vorsitzender 
Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der Bun­
desrat, gegen den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates k ein e n Ein s p r u eh zu erheben. 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 11. Juli 1973 betreUend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Preisbestimmungsgesetz 1972 ge-

Der Herr Bundeskanzler hat in dlesen Tag,en 
seinen Ber.icht über die wirtschaftliche Lage 
vOl1Q:elegt. Ich weiß nicht, meine Damen und 
Herren, ob les der kurz zurück.Hegende Schul­
schluß war, d,er ihn dabei veran1aßt hat, sich 
selbstUIlld .seiner R,eg~erung ein Vorzugszeug­
nis auszustellen. Ich 'glaube aber, Zeugnisse, 
die man .sich ·se~bst ausstellt, sind nicht sehr 
über~eugend. 

ändert wird (987 der Beilagen) Die Debatte über diesen Bel1icht im National­
Vorsitzender: Wir gelangen zum 4. Punkt rat hat deutHch den Unter:sdüed zwischen dem 

der Tagesordnung: Änderung des Preisbestim- Wunschdenken der Bundesregierung und der 
mungs·gesetzes 1972. rauben Wirklichkeit erkennen Jassen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich .bitte um Iden :Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Hoher Bundes­
l1atl Herr Bundesnünisterl Die Geltungsdauer 
des Pr.eisbestimmuTIlgSig'eSJetzes 1972 ist derzeit 
mit 30. September 1913 befristet. Durch den 
vorliegenden GesetzeSIbeschluß des National­
rates soll nunmehr die GeltungsdaJuer dieses 
BundoeSlg.es'e~eP5 um ein Jahr er.streCkt und eine 
Adaptierung des Preisbestimmungsg.es·etzes an 
die EWG-Zol1senkung vom L Jänner 1914 vor­
genommen werden. 

Nach Beratung und einstimmigem Beschluß 
im Ausschuß ·steUe ich namens des Ausschus­
oos für Verfassungs- und Rechtsangelegenhei­
ten den A n t ra Ig, der' Bundesr,at wolle be­
schliteßen: . 

Gegen den Gesetzes'beschluß des National­
rattes vom 11. Juli 1973 betreftend ,ein Bundle.s­
gesetz, mit dem das Preisbestimmungsgesetz 
1972 g,eänrlJert wird, wind kein Einspruch er­
hoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Walzer. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Walzer (OVP): Herr Vorsittzen­
derl Hel1r Bundesminister I Verehrte Damen 
und Herrenl Di.e vorliegenden Änderungen 
zum Pr.eisbestimmungsgesetz entJh.altoen gewiß 
keine sens'ationellen NeuerUIligen. S1e sind 
dias Ergebnis eines Kompromisses und naben 
als solches im Nationalrat die Zustimmung 
meiner Fraktion gefunden. Ich will vorweg 
tieststellen, daß auCh meine Fraktion im BWl­
desr,at der Verlängerung und der ÄOOe'I1Wlg 
di·eses Ge&et~erS zustimmen wird. 

Bei diesem Anlaß bietet ,sich jedoch die 
Gelegenheit, siCh mit Fliagen 7JU .befiass,en, die 

Die Aorlgumente, die der Herr Bundeskanz1er 
zur Rechtfertigung der Haltung der Bundes­
regierung der Inflation gegenüberanIi1h.rte,. 
sind meiner Meinung nach wenig über~ell!gend. 
Der Hinweis ·auf die Preisentwiddung in ande­
ren Staaten, der wohl oheim .gelernten Oster­
reicher die bek·annte Einstellung: "Na da kann 
man halt nix machen'" Ih!ervorrufen soll, ist 
kein schlüssiges Argument dafür, warum man 
in ,einem Bereich, in dem man seLber etw.as 
unternehmen könnte, so wenig getan hat. Man 
begnügt sich damit,daruber ~u klag;en, daß 
di.e W.irtsmaft den Pr.eisdirigiSlIIlus ,ablehnt .. 
Das ist, genau :g.es.eihen, die einzig,e Maßnahme. 
die die Bundesregierung der Bevölkerung als 
Allheilmittel anpreisen will. 

Man sieht ·aber darüber hinweg, dtaß d,er 
Beir,at für W,irtsmafts- und Sozialfragen ~n 

seinem im Vorj.ahr erstatteten Gutachten über 
den Pfiei,s- und Kostenauftriebeinen ganzen 
Katalog von Maßnahmen zur Vier.bes'8emng 
des konjunktur- und preispolitischen Instru-, 
menoo!fiiumsaufgestellt hat. Davon, meine 
Damen iUnd Herren, wurden nur wentge, sehr 
weni'ge Empfehlungen von der BunrleSIlegte­
rung auf.g.egriffen. 

Edauben Si.e mir dahe.r,zu diesem Problem 
aus meiner Sicht .einige Aussagen ~u machen. 
Sie wis,s'en, meine Damen und Herren, ich bin 
ein Vertooter jenes TeUes der Wirtschaft, von 
dem - wi.e in der NaHonall1atsdebatte zu 
Recht kritisiert 'W'UoI'Ide - in den Erklärungen. 
des Herrn Bundes~anzlers nicht die &ede war. 
Ein Vertr.eter Jener Klein- und Mittelbetriebe 
im Gewerbe, Handel, Fremdenverkehr und 
Verkehr, die nach der Struktur der österreichi­
schen Woirtsch·aft - wenn man di,e Obergrenze 
bei 50 Beschäftigten zieht - 92 Prozent d'er 
Betr.iebe und bei einer Obergrenz.e von 20 Be­
schäftigten 91 Prozent der Betriebe einschlie­
ßen. 

im Zusammenhang mit diesem Gesetz Jeden Diese Zahlen werden Sie jedoCh, glaube ich,. 
Osterreicher in Iseiner persönlichen Lebens- nicht sehr beeindruCken. Vielleicht >ist es für 
sphär:e stark herühr.en. Ich meine damit vor Sie schon interessanter, daß in Betfi.eben bi,s 
allem ,dien durch die Prei'sentwiCklung veIur- 20 Beschäftigten 29 Prozent aller Arbeitnehmer 
s'achten K!a·ufkraftverlust dies Schillings. zu finden sind. 
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Walzer 
Meine Dam-en und Heuen I Bezieht man 

aber Betriebe bis 50 Beschäftigte ,ein, so 1ieg-en 
in diesem B.eI'eidl ooreits 42 Prozent aller 
Ar.beitsplät~e, wäh-rend in dem Bereich der 
Betriebe mit mehr a.ls 1000 Besdläftigten, dem 
sichtlidl di-e gan~e Aufffiierksam~eit und För­
derung der Bundesreg.ierung ,gilt, nur 16 Pro­
~ent der Arbei.tsplätze liegen. 

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren, 
bitten, mich nicht mißzuverstehen. Ich weiß 
um die Bedeutung der Industri-epolitik, und 
man wird sie nidlt vom Tisch wischen kön­
nen. Aber ich gLaube auch, daß wir gemäß 
drer Struktur der öster:r:eichischen Wirtschaft 
dies-en hohen Prozents-atz an Klein- und Mit­
telbetrieben nicht vom Ti,sch wischen können. 

So wie ich seinerz,eit in einem Leitartikiel 
in der T,agespr-esse 1geschri:eben habe, als der 
sogenannte Koren-PI,an in die T.at umgesetzt 
und publik ,gemacht wuroe, daß Indust~iepoli­
tik ,allein nicht genügt, .so möcht·e ich d,a,s heute 
hier wiederholen. 

Dieses Problem ist nicht nur mit dem Kopf 
zu lösen, hier muß man mit dem Herzen da.bei 
sein. 

Verehrte Damen und Herren I Das ist auch 
eine GIiUIlld-Slatzfrage: W-ie steht man peI1sön­
lich zum Klein- und Mittelbetrioeb? Hält man 
ihn für notwendig, hält man ihn für lebens­
fähig? Hier ist die Beurteilung der Offentlich­
keit, ohne Unterschied der Wrelbansch.auung, 
sehr, sehr unterschiedlich. Ich glaube, heute 
das hier ,sagen :zu dürfen. 

. VireHeicht .gelingt es mir, ein w,enig Ver­
stänrdnis ~ür diese Menschen zu finden, di,e 
bestiffiiIDt k'ein Politikum darstellen, denn da­
mit kann man keine Wahl ,gewinnen, dazu 
sind si-e vie'l zu bedeutungslos. Aber es ibran­
delt sich hier um eine Grupp-e von Menschen 
in unserem Lande, die viel Ver,antwort'UIllQ' 
trägt, die s·ehr viel arooiten muß und die 
immer wieder versucht, den Konsumenten 
geg-eni1ber -ein bestmöglich'es Serviee zu ge­
stalten. 

Meine Da.men und HefIlenl Wenn man im 
Bericht des Herrn Bunrdeskanzlers vel19',eblich 
nach den Maßnahmen für die gewerblichen 
KLein- und Mitte:1betIliebe sucht, so ist ,das 
leicht verständlich, daß man hier kritisch sein 
muß, denn mit den Summ-en, di'e in den Unter­
lagen zu diesem Bericht unter Punkt 4/223 als 
Maßnahmen für das KleingeweI'be aufgezählt 
sind, kann ,selbst ein so redegewandter Mann 
wie der Herr Bund-eskanzler keinen Staat 
madlen. Dies umso mehr, als jeder, der mit 
den tatsächlichen Verhältnissen vertrarut ist, 
leicht naChweisen kann, daß von den dort aus­
gewiesenen Beträgen nur ein Teil, und zwar 

ein ganz kleiner Teil, den Kleinbetrieben zu­
gute kommt, weil die Bedingung-en, die an 
diese Verg-abe 'geknüpft sind, so geartet sind, 
daß sie von den klein- und mittelständischen 
Betrieben nicht erfüllt werden können. 

Man kann sich des Eindruckes nicht erweh­
ren, daß das einzige wirtschaftspolitisdle In­
strumentarium, das die Bundesregierung für 
diesen Teil der Wirtschaft bereit hält, darauf 
gerichtet ist, diese Betriebe -- es ist ein hartes 
Wort, aber idl empfinile es so - auszuhun­
gern und zum Zusperren zu zwingen. Den 
Klein- und Mittelbetrieben werden die not­
wendigen AI1beitskräfte dadurch entzogen, daß 
man den total ausgeschöpften inlänilischen 
Arbeitsmarkt weiter verknappt zum Beispiel 
durch den Aushau des Freizeitanspruches. Das 
Angebot an zur Verfügung stehenden Arbeits­
stunden verkürzt weiter die Arbeitskraft. 
Gleichzeitig wuroen alle Maßnahmen, die eine 
Entlastung dieser Situation durch Liberalisie­
rung der Besdläftigung ausländischer Arbeits­
kräfte herbeiführen könnten, auf die lange 
Bank geschoben. 

Als seinerzeit das Allbeitsmarktfördenmgs­
gesetz geschaffen wuroe, dessen Maßnahmen 
darauf abzielen, die Abwanderung von 
Arbeitskräften aus den Klein- UIlId Mittelbe­
trieben in die Groß-betf.i-ebe durch massiven 
Einsatz öffentlidler Mittel zu fördern, hat die 
Wirtschaft gefordert, daß Hand in Hand damit 
eine Entlastung des Arbeitsmarktes durch ein 
liberales Ausländerbeschäftigungsgesetz er­
folgt. 

Meine Damen und Herren I Darauf warten 
wir noch heute, obwahl 'auch ider Beir,at für 
Wirtsch.afts- und Sozialfragen unter sem.en 
Vor:schlägen zur Dämpfung des PI1eisauftriebes 
einem solchen Gesetz größte Bedeutung zuge­
messen hat. 

Der Klein- und Mittelbetrieb wird weiter 
über di'e ,aUg-em:einen Kreditbesmrän.k:ung,en 
hinaus über die für .sie Ig,edachte Kr,editaktion, 
die Bürges-Aktion, finanziell systematisch 
ausgehurugert und durch Änderung der Be­
dingung,en so umfunktoioni'ert, daß sie {lien Be­
trieben, für di,e !s,ie -seinerzeit geschaffen wur­
de, nicht mehr zugänglich sind. 

Daran ändern auch nichts wiedemolte per­
sönliche Aussp-rachen mit dem Herrn Handeis­
minisber Dr. Starihach-er, der immer sehr ver­
bindlich und sehr korrekt verhandelt, sich aber 
trotz der Urgenz dier Bundeswirtschaftskemmer 
und trotz verschiedener Vorspr.amen noch nicht 
dazu bereit find,en konnte, den alten Zustand 
wieder herbeizuführen, obwohl ,ger,ade dieSle 
Kreditaktion, die Kreditaktion der Bürges, 
im besondeI1en für die Bundesländer eine der 
hedeutendsten für die Klein- und Mi ttelbe-
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Walzer 
triebe überhaupt i'st. In Wii'en können wir \lJIlS 

ein wenig 'ausweit'en, weil ·es hier mehfiere 
K!red.itaktionen ,gibt, ,aber in den Bundeslän­
dlem ist das di,e Hauptkr,editmäglichlrei.t. Ich 
wüflde 'hieran die Damen und Herren dieses 
Hohen Hauses appellieren: VieUeicht können 
Sie -durch Ihr,en BeitDag dazu ,etwas !helfen oder 
mithelf.en. 

Meine Damen und Heuen! Ich habe g,es,agt: 
aushungern. Aushungern heißt ·auch: dien 
}Oein- ,und Mittelbetrieben die ,gerade für ,Stie 
so wichtige Hilf.ebei der betriebswirtschaft­
Hchen Analyse, wie s1,e etwa das Institut für 
GewerbefoIischung Leistet, dadurch zu entzie­
hen, daß man dile ohnehin geringen Förde­
rungsmittel für di,eses Institut weiter verkürzt. 

Aurn Mer habe :ich wiederholt den Herrn 
Handelsminister persönlich ,gebellen, aber lauch 
über den Dtenstweg der Buooeswirtsch..afts­
klammer ,ersucht, diesen Betr:ag -er liegt 
etwa hei 600.000 S im J;ahr - wieder flüssi.g­
zumaChen, d.amit dliie Mittel - ein Drittel, ein 
Drittel, ein Drittel - wieder zur Verfügun,g 
gestellt welld'en unddi,eSles Institut, das für 
das Gewerbe leine ,so segensreiche Wirkung 
hat, weiterhin bestehen kann. 

Auch das ist ·eine Sache der Einstellunq: 
Entweder erkennt man nirnt die wichtige Funk­
tion der Klein- und mittel,ständischen Betriebe 
innel1halb der gesamten österreichismen 
Wirtsmaft oder, meine Damen 'Und Herr,en, 
man wHllsie - was .ich ,eher glaube - bewußt 
negieren. 

Wenn es um die wirtschaftlichen Fragen 
geht, gehört das ganze Interesse dieser Bun­
desregierung den verstaatlichten Groß­
betrieben. Man will nicht wahrhaben, daß 
gerade die unabhängigen Klein- und Mittel­
betriebe einen starken Stützpfeiler der Ge­
samtwirtschaft darstellen. Nidlt nur bei uns, 
meine Damen und Herren, ist das so, sondern 
auch in allen anderen industrialisierten Län­
dern stellt die klein- und mittelbetrieblidle 
Wirtschaft einen wesentlichen Faktor dar. 

Aus dem letzten Bericht der Internationalen 
Gewelibeunion ist zu entnehmen, daß in den 
wichtigsten Industrielänidern der westlichen 
Welt die Klein- uDid Mittelbetriebe einen her­
vorra,genden Platz einnehmen. Der zahlen­
~äßige Anteil dieser Betriebe ist ,zum Beispiel 
In Deutschland 91,5 Prozent, in Frankreich 
98,6 Prozent, in Belgien 96,6 Prozent, in den 
USA und in Japan 99 Prozent. Osterreich 
befindet sich mit einem Anteil von über 
90 Prozent der Klein- und Mittelbetriebe in 
bester Gesellschaft. 

. Ich glaube, daß ich mit diesen Beispielen 
dle große Bedeutung der klein- und mittel-

ständischen Wirtschaft deutlich genug auf­
gezeigt halbe. 

Sie haben aus meinen Ausführungen auch 
ersehen können, daß die Regierung die emi­
nent wichUge wirtschaftliche Bedeutung der 
Klein- und Mittelbetriebe nicht oder nur sehr 
wenig erkennt. Sie setzt auch kaum Maß­
nahmen, um odiese Betriebe gesund und lebens­
fahig zu erhalten. 

Meine Damen und Herren! Es geht diesen 
KLein- und Mittelbetrieben nicht um irgend­
welche Geschenke, das möchte ich gleich vor­
ausschicken; das wälle nicht denkrbar und nicht 
möglich. Aber man könnte Maßnahmen setzten, 
di-e uns daiS Leben in unseren Betrieben er­
leichtern. 

Diiesen Unternehmen wer.den aber immer 
mehr zusätzlich-e Lasten 'auferlegt; man denke 
nur an die komplizierte Lohnv>erl1echnung. 

Meirue Damen und Herren! Seit 20 Jahren 
- seit 20 Jahroenl - bemühen wir uns, ,eine 
Vereinfachung der Lohnverremnung herbei­
zu~ühren. (Bundesminister R öse h: Wir sind 
erst drei Jahre in der Regierung!) Herr 
Mtnisterl Si,e dürfen nicht alles 'aruf .sich he­
zi,ehen. Es .muß nicht ,alles gut 1gewesen sei.n, 
was vorher war, es muß ,auch .lange nicht 
al1esschlecht Jgewesen sein, was vorher war. 
Von diesen 20 Jahren habe ich selbst schon 
neun J,ahlie dieses "wunderbare" Vergnügen, 
mich um eine VeI1einfachung der LO'hnverredl.­
nung zu .bemühen. 

W'ir haben in Salzburg bei v.er,schiedeIlien 
LohnV'ermchnuDlgStbüros Lohnv,errechnungen 
in Auftr,ag gegeben, und es warlen ,eine Un­
menge Fehler dabei, so V'eIibürokIiatisiert ist 
das. 

Ich erinner.e midi. dar,an, daß man sich 
s.einerzeit unter dem Finanzminister Doktor 
Klaus bemüht hat - ich glaube, damals wur­
den 18 Mim,onen bereitg,estellt -, eine ,solche 
VereinfadllUng zUWlege zu ,briIllgen. ICh weiß 
schon, daß das nicht ,einfach ist: So dicke 
Bücher haben wir über die Zulagen: die einen 
sind Sileuerbegünstigt, ,die anderen ,sind steuer­
frei, dafür ist Steuer zu be~ahllen UIlJd so 
weiter. 

Ich möchte hi,er an die Damen und Herren 
der Gewerkschaft leini,ge Worte richten und sie 
bitten, sich einmal dllese Ding,e anzusmauen. 
Es ,geht ja dabei nicht darum, dem Arbeiter 
etwas zUIliehmen,aber vielleicht können wir 
doch - und M,er können Sie auch zur 
Modernisierung, die Sie so auf Ihre Fahnen 
geheftet haben, ,etwasbeitr.agen - zu einer 
Ver,e,inf,amung dieser ominösen Lohnverrech­
Iliung kommen. 
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Walzer 
Meine sehr geehrten Damen und HerrenI 

Weiterhin müssen sich die Kleingewerbe­
tr:eibenden mit dieser sehr, sethr unangeIlleh­
men Materie ,herumquälen. Sie sind nicht nur 
VJerpflichtet, die Beremnung der Lohnsteuer, 
der LOIhnsummensteuer und der Sozi,al­
versicherungsbeiträge ohne Gegenleistung 
durchzufüthI1en, sondern sie haften ·aum noch 
für die RichUgkieit dileser Verrechnungen. 

Anläß1.ich der Einführung der Mehrwert­
steuer wurde von lIDS verlang,t, daß für di·e 
Kleinbetriebe Erleichterungen ,geschaffien 
werden. leb. Iglaube - dle FrLau Bundesrat 
Hawlicek 'ist jetzt nicht da -, hier hat di.e 
Wirtschaft :zWieHellos i,hl1e Prüfung hestanden. 
Wir 'haben ,alles, was menschJenmöglich war, 
g,etan, um unsere Unterstützung zur 'Ein­
fühl'ung der Mehrwertsteuer zu g·ewähr,en. Es 
i'st kein Geheimnis - das darf ich .ruhig sagen, 
darin liegt gar kleine böse Absicht -, daß ,auch 
die Beamten oder Finanzämter heute noch zu 
uns kommen, weil man sich noch immer 
nicht ganz mit di·eser Mehrwertsteuer zuredlt­
findet. DasioSt auch i.11g;endwie V1erständlich, 
w.eil das j,a in den letzten 30 Jlilthren die größte 
Umstellung .auf diesem Sektor überhaupt war. 
Aber die Wi.rtsdLaft hat ,mr,en Beitrag dazu 
geleistet. 

Meine Damen und Heuen! Dieser Wunsch, 
den Kleinbetrieben einige Erleichterungen ~u 
schafien, wurde, im möchte nicht sagen, ganz 
a'bgel,ehnt, es ist a.'ber nur eine Minilösung 
dabei IhJerausgekommen. Wi.r hoffen, daß im 
Zuge von verscMed.enen Abänderungs­
anträgen noch da und dort Entgegenkommen 
gezeigt werden kann, da dies bei Gott keine 
finanzielle Frage für unseren Staat sein kann. 

AUein das Ausfüllen der monatlichen 
schriftlichen Voranmeldung,en nimmt v:iel Zeit 
in Anspruch und hat eine genaue Kenntnis 
des Umsatzsteuellgesetzes zur VOI1aussetzung. 
Trotz unserer Bemühung,en, trotz uns·erer 
Schulung und so weiter ist das niCht hundert­
prozentig 'g,elung.enj das möchte ich ohne w,ei­
teIies sagen. Aber wie ich 'ffehört habe, lieg:en 
dann diese Vor,anmeldungen stoßweise auf 
den Fiinranzämtern herum, und kein Finanz­
be·amter hat Zeit, ,s1,e ,anzusehen. Ich glauh'e 
nicht, meine Damen und Herren, daß darssinn­
voll list. 

Wenn man ·aber nach einem Ventil sucht, 
um ·denberechHgten Unwillen der Be­
völkerung v·on der v.edehlten WirtschlaftrS­
politik der BUll!desregjjerungiiibzul,enken, dann 
sind die Klein- und Mitte1betriebe dazu gerade 
recht. Wenn diese. Betriebe dem Kostenauf­
trieb bei Löhnen, Steuern und Tarifen nicht 
meh'r standhalten können und in ihr:en PlIeisen 

daher dieser Entwicklung RechnUll!g tr:agen 
müssen, dann ertönt laut der Ruf nach dem 
Einsperren und Zusperren. 

Al.s geeignetes Instrument dazu hat die 
BundesregLilerung ihre Vorstellungen von 
einem Preis regelungs- und -überwachungs­
g.esetz entwick.,elt, mit dem ·sie 'g:egJaubt hat, 
ein Allheilmittel für das durcheinander ge­
rabene PIIeisgefüg.e zu finden, um es damit 
stabilisieI1en zu können. Sie g,leicht darin 
einem Arzt, der das Fieber 'bekämpft, statt 
nach den Umacben des Fiebers zu suchen und 
dieses zu heilen. 

Herr Bundesministerl Pr,eisüb!erwachung und 
Aufnotieren der Preise in den y.ersdlf.edenen 
Betri'eben h.aben eini'gJe Aufregung hervor­
g,erufen, nicht nur :bei Ihnen, weil Sie Ja den 
App·arat stellen mußten, sondern vor allem 
auch Ibei 'den Geschäftslleuten. Ich vemte'he Ihre 
SchwieI1i:gkeilten, und ich nehme mir daher das 
Recht hemus, Sie zu ·biUen, auch unsere 
SchwteI1hgkeiten zu veI'stJehen, wenn ein so 
gewaltiger Appar,at in Sz·ene -Igesetzt wioo, 
UDld es kommt dann lheliaus, daß die Kfz­
Mechani~er, die InstaUateure, dile W.agell've·r­
leiher - schl'echt wäre ,es, wenn di,e Friseure 
nicht dabei wären I - und die FriseUI'e in 
besonderem Maße Preistreiberei beg.angen 
hätten. 

Wi,r haben uns diese Listen, die wir be­
kommen ,haben, diJe durch ;den Comput-er ge­
lauf,en sind, ,angesehen, das ist 'selbstv·erständ­
lich. Ich kann esg·ar nicht klar und deutlich 
genug unterstreichen, und ich meine das auch 
ehrlich, verehrte Damen und Herren, daß wir 
Preistreibern keine Mlauer machen wollen. 
Aber der Vorgang muß korrekt seinj das muß 
ausgesprochen werden. Man kann sich, wenn 
man den Willen dazu hat, in einem kleinen 
Kreis zusammensetzen und ganz offen über 
diese Dinge reden. 

Dagegen, daß man die Fd'seure im Fern­
s,e'hen und ,im Rundfunk ,a:n den Pranger stellt, 
muß ich miCh sChon zur Wehr rg,etzen. (Bundes­
minister R öse h: Nicht von uns, vom Rund­
funk!) 'Ich weiß nimt, von wem das ausgeht, 
aber jedenfalls gab es diese Sendung. Ob es 
das Handels~'inisterium war, weiß ich nicht. 
Ich ,als verantwortlicher InnUll!g;smetster von 
Wien habe mir ,erl'aJubt, dazu ,im F-ernsehen 
ein Statement abzugeben, das mir ,alles andere 
eher ·eing,etrag,en hat lals Ehne bei meinen 
Beruf.skolleg,en, weil ich mit aller mir zu Ge­
bote stehenden Macht versucht habe, darzu­
tun, wozu wir durch die Mehrwertsteuer be­
rechtigt ,sind, näm:bich di·e Preise um 7,88 Pro­
zent - ich habe rtl'IlJd. 8 Prozent gesagt - zu 
erhöhen. 
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Walzer 

Es gibt natürlich wresenrtlicbe Untersdlied,e 
dabei. Man darf nur ,solche Leute für dj,e 
Kontrolle einsetzen, die etw,as davon ver­
stehen; Sie, verehrte Damen, Wierdlen das am 
besten verstehen, denn es ist ein Unterschied, 
ob Si,e eine modeme Kurzb.aarfrisur tre,gen 
oder ob Sie einen Mona-Lisa-Look tragen, 
wo man allein drei Stunden br.aucht, birs man 
unter der Tro~enhaube i'st; das muß sich :im 
Preis irrgendwie a.uswirken. 

Ich glaube ,a:ber, daß man durchs Red,en die 
Dinge bereinigen und in Ordnung bring-en 
wird können, das g~lt auch für di,e Installa­
teure. Ich ver-stehe nur nicht, daß manausg,e­
rechnet bei den Friseuren, die heute zu einem 
sehr notleidenden Gewerbe - von einem 
kleinen Prozentsatz abgesehen - gehören, so 
viel Aufhebens macht. 

Meine Damen und Herren I Nomein paar 
Worte zu dem. geflügelten Wort, das man 
überall hört~ "Zusperreni" Die Betriebe sollen 
zusperren; wozu brauchen wir sie denn? Di,e 
Nahv,ersorgung ist nur durch diese Klein­
betriebe :gewä:hrleistet. Man könnte stunden­
lang darüber reden; ich koann mir das aber hi,er 
vor diesem Forum ersparen. Es ist jra ,so leimt 
gesagt: "Z'UJsperr.enl" 

Verehrte Damen und Herren! Von jedem 
Betri!eb, ist er nodl so klein, rhäIllQl1: ein Sdlick­
sal ab. Man koann nicht sagen "Zusperren I", 
man muß audl 'sagen, was der Mensch dann 
weiter tun soH. In der Regel handelt es sich 
dabei um Leute, die mit dieser Sdmelläufig­
keit der Zeit, mit der Rasanz, mit der sich die 
Wirtschaft vollzi,eht, w,egen ihres Alter:s nicht 
mehr mirtkOOlmen; oder der Standort hat sich 
inzwischen so v,erschlechtert, daß es dort nichts 
mehr zu tun gr.ibt. 

Meine Damen und Herren I Wir wissen zu 
genau, daß die Struktur verändrert gehört. Hier 
müßte ich bei Ihnen allen Verständnis finden 
- das muß man doch menschlich machen, daher 
war das Bemühen so groß -, denn alle haben 
mitgeholfen, damit wir für die Selbständigen 
die Frühpension ab 1. 1. 1913 bekommen. Bis 
jetzt haben sidl ber.eits um 50 Prozent mehr 
PensioIl!sansuchen in der l>1ens'ionsver­
simerungsanst-alt der Selbständigen ergeben. 
Das zeigt, daß dj,e Umstrukturiemng, wie W1ir 
richtig voraUJSgesagt halben, in ~luß kommt; 
erSIt aan J a.hI1esende wird man genau stligen 
können, wi,e sich dieSle Dinge ausgewirkt 
haben, und erst dann kann man für die Zu­
kunft ,e~Wlas Vernünftiges planen, nämrlidl dort 
Betriebe hiingeben, wo is~e notwendig sind, und 
dort, wo sie .slich Ig,egenseitigumbr.ingen, mit 
v-ersdüedenen Möglich.k!eitJen Inach dem Rech­
tensehen. 

Meine Damen und HeI'lienl Wenn es für mich 
in dieser langjährigen Zeit der Ausübung 
eines öfientlichen Mandaltes einen schönen 
Tag gegeben hat, dann war es der der Einfüh­
rung der Frühpension, weil ich weiß, daß diese 
Menschen zu jeder Zeit zu diesem Land und m 
direser Republik gestanden sind und gehalten 
haben. Weil sie mehr als alle andeiien ge­
ar,beitet haben, mit mehr oder weniger Erfolg, 
haben wir w:en1igstens in einer menschlichen 
Art und Weise nach dem Rechten Slehen 
können. 

Ich ,glaUbe, daß es hoch an der Zeit ist, die 
Bundesfiegierunrgzu 'eJISuchen, sich mit uns 
Gedankien über ein Klein- und Mittel,stands­
konz·ept zu machen, das ja eben jetzt in Fertig­
stellung ist. Ich möchte Wiieder.holren, daß wir 
nicht darauf aus sind, ander,en etwCl!S weg­
zunehmen oder Geschenkoe zu 'enhalten, son­
dern daß 'es an rund ~ür .sich die kleinen Dinge 
des Lebens sind, 'auf dem ,bürokl1atischen Weg, 
auf demgesetz.g,ebenden Weg, di,e man uns 
sicherlich erLeichtern koou; das würde uns 
schon ein Stück weiterhelfen. 

Darf ich ,aus dem EWG-Bericht 1911 kurz 
7litieren: "Es -gtbt nicht zu viele Kl1ein- und 
Mittel'betI1ileibe .,. sehr oft gibt es nicht 
genug." Oder aus dem Bolton-Report 1911: 
"Das Handwerk und die Kl:ein- und Mittel­
betriebe sind eine Lehrstätte für neue 
Industrien und Förderer jung,er Talente." 

Meine Damen und. HerDen I Meiruer Meinung 
nach ist die Fl1eilheit ,in leinem Staat nur dann 
ganantiert, wenn eine geSiUnde und una.bhän­
gig,e mittelrständische W.i.rtscbaft ,exi'stiert. 

Ich will milt einem Wort von Professor 
Ludwig E:r.harod schli,eßen: 

"In -einer Welt, wo der Wrille, modem zu 
sein, ein Ziel in sich geworden ist und sich 
durch dJi1e Entstehung gewaltiger ProdukUoos­
einheiten VIerwirklicht, sind das Handwerk 
und die Klein- und Mittelbetriebe die letzte 
Schl1anke g-eg'en diesen unüberlegten und. 
iUusol1ischen Wahn." 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeLdet ist Frau 
Bundesrat Hanzlik. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO): Hohes Haus! 
Sehr geehrter Herr Minister! Wir haben, Herr 
Kollege Walzer, volles Verständnis für die 
Probleme drer Klein- und MitteLbetriebe; Sire 
haben ,se1bst dar,auf hingewiesen, daß 7AUIl 

Beispiel die Gemeinde Wien Kreditaktionen 
dur<hgeführt hat, um Iger,ade den Klein­
'betrWeben ,aktiv zu helfen. 
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Hella Hanzlik 
Sie haben ,an uns d'en Appell gerichtet, man 

möge nicht nur mit v.erstand an die verlsdüe­
denen Dinge her-angehen, sondern auch mit 
Herz. 

Da muß ich Sie daran erinnern, lieber Kol­
leg·e Waber, daß es die Alleinoogierung war, 
die mit den Änderungen ,im Mietrechts~ 
änderungsg,es'etz zum Beispiel Ig,erade die 
Klein- und Mittelbetr,i'elbe getroffen hat, ,indem 
sie nämlich di-e Mietzinse drei~ach ·erhöht hat. 
Wenn wir heute durch die StDaßen W,iens 
g.ehen,so sehen wir sehr viele Kleinbetriebe, 
die ·schH1eßen müss'en, weil ,sie -eben nicht mehr 
imstande sind, die hohen Mieten zu zahlen. 

Da haben wir bei der OVP, die Sie so 
gerne ·als Bartei ooZleichnen, die mit HeI"Z 

gearbeitet hat, di:eses heIlzliche Vel1ständnis 
vermißt. 

Ich möchte auch das, was Sie am Schluss,e 
Ihrer Ausführ.ungen ges-agt haben, richtig­
stenen und viel1eichrt -auch das für uns in 
Anspruch nehmen, was Sie von der Selb­
ständigenpensio.n ges·agt ha'ben. Das war eine 
Initi'ative ,des leider -so früh Vlerstor.benen 
NatiolllalI"ates Kostroun,der für die Klein­
und Mittelbetriebe wirkliCh großes Ver,ständ­
nis gehabt hat. 

Wenn ,ich bei dieser Gelegenheit auch eine 
Bitte an Sie riChten dürfte, so wäre es die, 
d·aß wir uns ger,ade joetzt -in den Sommerferien 
wünsChen würden, daß ,siCh die KleiIllbetriebe 
- -ich denke dabei an Molkerei'en, Bäckefleien 

und 'so weiter - ·auCh koordinieren würden, 
sodaß man 'nicht kilometerweit llaufen muß, 
uin endliCh ein offenes Milchgeschäft oder eine 
Bäckerei zu finden. Das ist ein Wunsch, den iCh 
heute an Si,e riChten möchte. 

Sehr ,geehrte Damen und Herr,en! Zum 
Preisbestimmungsgesetz hat Herr lug. Sallin­
ger sdlOn 'im Vorj1ahr hei ,dessen Beschluß­
fassung s~hr eind,eutig ges'agt, daß hinter die­
sem Entwurf des Prei,s:besti'IIlffiungsgesetzes 
niCht nur die beiden großen Parteien stehen, 
sondern ;aruCh di'e IIllteresSienvertr.etung-en der 
Wirtschaft, der Landwirtschaft und der Arbeit­
nehmer. Woir sind also damals sehr froh ge­
wesen, daß dieses PreiSlbestimmungsg,esetz 
einstdmmig im Par.l,ament besChlossen wurde. 

Die jetzige Veränderung des Pr,eis­
bestimmungsgesetzes 1972 ist der wesent­
limsbe Inh,alJt der Gesetzesvorlage, diie j.etzt 
zur Dioskussion stelh.t. Die DurChführung des 
Preisbestimmungsgese~s bot auch die Mö.g­
lichkeit, Erfahrungen mit umfassentder admini­
strativer Preispol-itik zu :sammeln. Mit leiner 
v,eroI"Clnung des Handelsm.inisteriums, dem 
sogenannten Entlastungskatalog, und mit den 
Vorschriften des P.reisoostimmungsg,esetzes 

wurde für eine gewisse Zeit des UbeI1glanges 
vom ,aUen zum neuen UmsatzsteueIisystem die 
Entwicklung der PI1ei!se ·aller Wiaren und 
Dienstleistung-en bindend vorg,esChr.ieben. 

Die betroffenen Stellen im Handels­
ministerium sowie ein umfangreicher Kon­
trollapparat ,im Rlahmen der E~ekutiv.e, aber 
auch die Wirtschaftspartner entsch.losSlen siCh 
zu umfanglieich.en dntensiven Pr,eisüberprüfun­
gen. NatüI1liCh ist es d,ann vorgekommen, daß 
man auch jene Betrj-ebe ihellauslg,estellt hat, die 
sich an di,esle V,eIiein:barungen eben nicht ge­
halten halben. 

Im Herbst 1972 wurde etwa eine halbe 
Million EiIl'oolpr:eiJse lin Läden registriert. Der 
Zeitschrift des Os1lerl1eiChismen Ar:beiter­
~ammertages und des OsterneiChischen Ge­
werkschaftsbundes "ADbeit und Wir,tschaft" 
vom Mai dieses Jahres ist zu entnehmen, daß 
Hs·eLbst die begrenzte BeobaChtung nur durdl 
den ansatz modernster ErhebllIl9stedmik und 
computermäßiger Auswertung mögliCh war". 

D~e Wirkung der Aktion ist a.us folgenden 
Zah1en zu -erselh.en: In Wien r·eg~stri:er.te die 
Wirtsmaftspolizei im Rahmen eillier bestimm­
ten Teilakbion 31.000 Ein~elpreise. Die 
Beamten hatten seit dem Herbst 1972 bei den 
betreUenden Firmen sdlon zwetmal vorge­
sprochen und nach Legitimi-erung Erhebung,en 
durChgeführt. Den Firmen war daher die Tat­
sache, daß ·sie kontrolliert weroen, bewußt. 
In nur etwa 900 Fällen W1U1100n bei der 
Erhebung Plleise festg'estellt, die den vom 
Computer erI1echneten Sollpreis übersChritten. 
In falst aUen Fällen genägbeein :bloßer Hin­
weis des Erhebungsorgans, um die Preise auf 
das zulässige Ausm.aß zurückzuführen. Also 
wir 'eIiSIehen daraus, daß die Kontrolle von 
Zeit zu Zeit doch eine Isehr notw,endiJge und 
wichtige M1aßuaihme ist. 

Parallel 'zu dieser Aktion wuroe eiIl!eandere 
durchg·eführt. Bei diesen Erhehung-en w,ar den 
Firmen die Tatsacbe der Kontrol1e vorher nimt 
bekannt. Von 1392 kontrollierten Fiirmen gab 
es ,bei 1296 Firmen Beanstandungen. EflSt 
nachdem dli'e Wirtschaftspolizei di,eg.en Firmen 
gegenüber durch entspreChende Korrespon­
denz und Erhebungsorgane in Erscheinung 
tr.at, wurden die Preise auf das zulässige Maß 
zurückgeführt. 

Entsch·eidend für den Erfolg der Kontroll­
maßnalhmen und das Ausmaß dler Preis­
disz'iplin der Firnnen war einer:Slei,ts der 
KoopeIiationswille einer großen Anzalhl von 
GesChäftsl-euten, andel1seits die Unkenntnis der 
Leistung,sk-apazität des Kontrollapparates Und 
der SchWlerpunktJe, ,auf Idie der Eins·atz di'eses 
ApparatJes kon~entri-ert wurde. Auch diese 
Maßnahmen ·sind AUISclruck des mühsamen 
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Hella Hanzlik 
Ring,ensum die StabHität, auch wenn l5Ii,e von 
meinem VOfIledTiier hier in Frag,e gest,eHt 
WiUrde. 

.In der großen Wirtschaftsd'ehatte im P,ar­
lament haben BundeskanzLer Kretsky und 
Finanzmints1Jer Androsch zum AlliSdruck ,ge­
bracht, daß der Stabi.lHätspolitik höchste 
Pl!iol'lität eing'eräurmt werden müsse. 

Die Taktik der Osterreichischen Volkspartei 
seit geraumer Zeit besteht nun darin, nur die 
sozialistische Regierung für die Preisentwick­
lung verantwortlich zu machen, ohne Rück­
sicht auf internationale Zusammenhänge und 
ohne Rücksicht auf die Preisentwicklung in 
ganz Europa. 

In der Gewerkschaftspresse gibt Dr. Thomas 
Lachs, der volkswirtschaftliche Referent des 
OaB, Antwort auf die Frage "Wieviel In­
flation wird importiert?": 

"Die in1Jernationallen inflationistischen Ten­
denzen werden ,aber ,auch durch die Unsicher­
heiten über die w·eitere Entwicklung des Welt­
währoungssystems verstärkt. Angesü:hts der 
Dollarschwäche müssen Expo.rt- und Import­
unternffilmung·en oft teure Dev.isen­
absicherung,s,geschäfte vornehmen; di.e Kosten 
für di,ese Geschäfte werden auf die Pr,eise 
überwäht. Ganz ,grob kann man sagen, daß 
vermutlich mehr ,allS die Hälfte des Preis­
auftriebs internationale Urisamen hat." 

Auch das sind Tatsachen, di,e man dem Ver­
braucher, d,em Konsumenten, der Offentlich­
kleit zur Kienntruis Ihr,iugen muß. Man kann al,so 
ndcht, will man nicht ,als demagogisch bezeich­
Illet w:enlen, einfach den Schw.arzen Peber nur 
der sozialistischen Regierung zuschieben. 

"Aus dieser FeststeUung soll man aber ja 
nicht den SchLuß ziehen" - 'sagt Lachs -, "daß 
es besser wäre, die InfLabionsbekäIllipfung auf­
zUtg'eben, da ,eIS ,sich ohnedi,eIS um ein inter­
nationales Phänomen handelt, 'gegen das w,ir 
uns nidlt wehr,en können. Vi,elmehr gilt es, 
die internatiolliaLe Inflation eben international 
gemeinsam zu hekämpfen. Oste'rreich hat dazu 
im Rahmen der OECD, der alle Industrie­
staaten der Welt angehören, die Initi.ative 
er.griffen. Di.e Infl.ationsbekämpfung der OECD 
wuroe nämlich von o.sterreich dIurch di'e Vor-
1age eines K.a.talogs von einander erlgän~elllden 
Maßnahmen - nämlich Budget, Kredite, Wett­
bewerb, EinkommenspoHtik betreffend - an­
geregt. Ang,esichts de,r so verschLeden geld'ger­
ten nabionalen Interessen ist allerdings noch 
laIlig·e nicht !abzusehen, wann und ob diese 
Bemühungen zum Erfolg führen werden." 

So sind ,auch di'e Äußerungen des Bundes­
kanzlers Kreisky zu verstehen, der gestern 
neuerlich im Rundfunk. und im Fernsehen zum 

Ausdruck gebracht hat, was schon im National­
rat von beiden Persönlichkeiten, also Bundes­
kanzler Kreisky und Finanzminister Androsch, 
zum Ausdruck gebracht wurde . 

Die Entwicklung des VenbraumerpreilS­
indexes .seit Beginn des laufenden Jaihres 
zeigt ·außeI1dem, daß ,es in Osterreich zu keiner 
weiteren Beschleuni,gung des Preisauftriebes 
gekommen ist und daß unser Land im inter-. 
national,en Vißl'Igleich wieder im Mittelfeld der 
Industri,estaatenaufsch:ei,nt. 

Trotzdem ist Dsteneich heute in einer 
besseren Situation als zur Zeit der OVP­
Regierung, wo zwar der Preis auftrieb absolut 
g,eringer, ,a:ber höher al,s bei Osterl'leichs wich­
tigen Handlelspartnem war. 

Die Jahre ssteiJger:ungs vaten der Ver­
bvaucherpI'ei,s,e in einig,en Industrieländern er­
geben für AprliI 1973 foLgendes Bild: Italien 
10,1 Prozent, Großbritannien 9,2 Prozent, 
SchWleiz 8,3 Prozent, Niederlande und Oster­
reich 8 Prooent, Dänemark 7,8 Prozent, Bund,es­
r:epublik Deutschland 7,5 Prozent, Belgien 
7,2 Prozent und USA 5,1 Prozent. 

Nun leracht,ete ,es die Bundesregierung allS 
sehr wichtig, das Preisbestimmungsgesetz zu 
v,erlängem und zu ver.bessern. Obwohl die 
Osteneichische Volkspartei den Eindruck er­
wec:i{len möchte, nur .sie sei die wathiI'e 
Kämpf,erin ,gegen Preilserhö'hungen, lehnte sie 
zwei bed,eutende Abänderungen des Initiativ­
antr,agl5 ,der sozialistischen Ab.geordnetenab. 

Eine neue Bestimmung ·solltees dem Innen­
mini'ster el!möglichen, ,bei W,aren OIder Lei­
stungen mit einem überdurchschnittlichen 
PreilSüuf,trieb die Kalku1ation und Kostenent­
wicklung genau zu überprüfen und auch hier 
eventuell Höchstpreise 'zu :bestimmen. 

Eine weitere Atbänderung, d·er die OVP nicht 
zustimmte, mußte dann ~n Form ,eiDler Ent­
schließung von der Mehrheit des Nationalrates 
beschlo5'sen werden: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, einen 
Gesetzentwurf auszuar.betten und dem 
Nationalrat 'Zur BeratUllJg vorzulegen, durch 
den der zuständtge Bundesminister eine Band­
hahe erhält, in jlellien Fä11eneine HeI1absetzUillg 
inländischier Prei's'e zu v.erfügen, wenn der­
selbe Erzeuger dli,e gl,eiche W,are in ,anderen 
Ländern des EWG- ooer EFTA-Raumes billig,er 
anbietet ·als in Osterr;eich, OIhne daß di,eser 
P,reisunterschi:ed ,auf untevschi·edloiche Zoll­
oder Steuerbelaswngzurückzuführen ist." 

Also zwei Isethr, sehr wesentliche A'b­
änderungen, die die Osberreichisme Volks­
p'artei abg.elehnt hat, die aber dazu bei­
getragen hätten, di,e PI1ei,se zu sbabt:Lisier.en. 
und die Plieiss1le~gerun9,en hintanz.uhalten. 
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Hella Hanzllk 

Daß der LebensstandaDd nom nie so stark 
stieg wie in den letzten Jahren, ist ein Beweis 
für di,e poslitiv,e Lage Ider öSoterreidl!isch:en 
Wirtsmaft. Das ,geht ,auch ,aus der Verbr'aums­
struktur der österJ."leichismen Konsrumenten 
hervor, die ·sich in den Jetzten J ahr,en deutlich 
gewandelt hat. 

Mit ,steigendem Einkommen geht der Anteil 
der AuStg1aben für NahIiUIlgsmittel und Ge­
tränke ständig zurück, nämlich von 48,4 auf 
31,9 Prozent des GesamtkoIllSlUIDs. 

Stark gestiegen ist dag,egen der Anteil für 
Verkehr und Nachrichten, der die Ausg.aben 
für Bellsonenkr,aftwagen -beinhaltet: Er lis,t von 
6,3 auf 12,4 Pro2ient ,gesUeg.en. 

GesUegen ist auch der Anteil von Bildung, 
Unterhaltung und BI1hohmg, in dem auch die 
Kosten für Urlaubsr,eisen enthalten sind, und 
zwar von 4,2 auf 9,8 PrO'7Jent. 

LangJ'efuirge Konsumgüter .spieLen auch bei 
der starken Steigerung d.er AUJStgaben für Ein­
richtungsgegenstände lund Hausr.ateine 
wes.entliChe RoHe: gestiegen von 5,1 ilIllf 
9,1 Prozent. 

Die Steig,erung des Anteils der AUSo91aben 
für Körper- und Gesundheitspf1eg·e .ist im 
wesentIimen aufPl'Ieis·steiJgerungen für die dn 
dileser Vierbraucb;s.gruppe' ,enthaltenen z-ahl­
reimen Dienstleistungen zurückzuführen, näm­
lich von 4,2 ,auf 9,8 Prozent. 

Der OVP-EntschUeßungsantr.ag, eingebracht 
im Nationalrat, ,auf Senlmng der MehrWiert­
steuer um 2 Prozent wurde von der Methl'lheit 
des Nationalrates labg,elehnt, nachdem F,inanz­
minister Androsm der Meinung Ausdruck gab, 
daß eine solche &eg-elung !der Stabilität ent­
gegenwirken würde. 

Das abgeänderte Preis bestimmungs gesetz 
sieht vor, daß die EWG-Zollsenkungen und 
-Preisreduktionen, die sich aus Aufwertungen 
ergeben, vom Importeur weitergegeben wer­
den müssen. 

Wir haben daber mit großer Genugtuung 
die Er,g-ebnisse der VenhandLungen des Han­
deisministeriums mit dem Sdluhimporbhand-el 
zur Kenntnis genommen, wonach Importschuhte 
um. 5 bis 15 Prozent bdl1iJger werden sollen. 
Damit gibt der Importhandel di'e sich 'anIS der 
SchilLing-aUfwertung ergebenden Kursgewinilie 
an die österreichischen Konsumenten weiter. 
Von dileser Preissenklll1lg si'D!d ·et'Wla 85 Pro­
~ent aller Schuhimporte :betroffen. Dabei dürf­
ten die italienischen Schuhe besonder.s stark 
im Prei's sin~en. 

Sehr geehrte Damen und Herr.en! Man kann 
es sim nicht so leicht machen wi,e die Oppo­
sition und behaupten, für PIieiseI1höhungen 
und für eine inßationäIle' Entwicklung ist die 

sozi,alistisdle Regterung ver.anrtwortlich. Wir 
beobachten joetzt g·anzander,e Bestrebungen, 
wonach 'es um die Erhöhung der Weizenprei.s.e 
und um die Erhöhung der Rog-glenpreise geht, 
Ja wir edeben jetzt ,in Kärnten und vielleicht 
auch in OberösteTIleicb. eiIlle Art von Blockade 
der Milchtanlieferungen, die es in unserem 
Land noch nicht -Y'egeben hat und die schHeß­
lich .dUcb. dazu g,eführt hatt, d.aß die Bundes­
reg~erung so großes V.eIlStändnis z-eigt, daß 
j'etzt ,auch der Krisengrosmen gesenkt wird. 
Wir sehen al.so, daß es woirklich das ernste 
Bestreben dier B:und:esr:egierung ist, eine 
rUJM919 P:roeisentwicklu'Illg 'Z'Il bekommen, stoßen 
aber da immer w.~eder auf das UnverständnJis 
der Osterreicb.iscb.en Volkspartei. (Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Man hat manchmal den Eindruck, als wäre 
die Osterreichisme Volkspartei an einer 
Stabilitätspolitdk gar nicht interessie:rt:, j,a Isie 
er.strebe sie gar nicht. Denn w,as soll der Vo['­
wurf eines inflationsfördemden Budgets, weil 
die AUSlg,a:ben zu hoch sind,a:ber gleichzeitig 
nach AusgabenJenhöhung für die Landwirt­
schaft, nach steuerlichen BegÜll!sJhlgungen für 
die "aufwertungsgeschädtgte Wirtschaft" und 
nach politisch motivierten Gebaltserhöhung,en 
im öffentlichen Dienst zu rufen? DieSle Wl!auf­
J."Iichtige Politik, sehr geehrte Damen und 
Herren von der Osterreichti.smen Volk,spartei, 
wiDd der SteuerziaJhler Iganll ,g,ewiß erkennen 
und daraus seine Konsequenzen ziehen. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Das sind ganz böse 
Unterstellungen gegenüber der Gewerkschaft 
des öffentlichen Dienstes, Frau Kollegin!) 

Die Wirtschaftspol'itik der B1lD.iC1esl1egierung 
steht immer wieder lim Mittelpunkt des An­
griff.s besonders der OSlterreichischen Volks­
partei. Mit großer Genugtuung .k,ann aber fest­
gestellt WleJ."lden, daß der Kernpunkt der Wirt­
schaftspolitik der BundesliegieruIll9, wie das 
W.irtJschaftsprogifamm uilid dJiJe Wirtschafts­
politik der BUilidesre.gderun-g, doch ,ein Bi1d 
von einer rubigien EnltWiickluIl!g der Wirt'smaft 
in unSter-em Lande bi'etet. Damit verfolgt die 
Bundesregierung die Absicht, den Entwick.­
lungsst,and auf das Niveau der fort­
geschrittenen IndustIlieläIllder :lreranzuführ;eTI. 
Eine rasch steigende wirtschaftliche Le~stungs­
fähigikei,t btetet auch diJe Vor,aussetzung für 
dte Beseitigung dier Ar.mut, di,e Hebung des 
Lebensstandards sowi,e den Anlsbau der Ge­
rneinsch,aftJs·einrichtUiligen. 

Sehr .geehrte Damen und Herren! Meine 
Fraktion wild der Vierlängerung der Geltungs­
dauer des PreilshestimmungSogeset2ies zustim­
uren, atuch ·wenn es sich .nur mn 'geringfügige 
V·er.besserungen handelt. Dan.k,e schön. (Beilall 
bei der SPO.) 

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 116

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 9609 

Vorsitzender: Herr Bundesrat Walzer hat dJerschlJaJg finJden. Man hatMer mehr oder 
sich zum zweitenmal zum Wort gemeldet. Ich minder eine vollständige Preisregelung oder 
erteile es ihm. einen totalen PreisdiI1tgismus einsd:L1.-eusen 

Bundesrat Walzer (OVP): Meine verehrten 
Damen und Heuen I Gestatten Sie mir, daß 
iCh zu zwei Punkten der Ausführungen der 
Frau Kollegin Hanzlik etwa's 'sag,e: 

Koolidiniüion bei der Urlaubssperre 51elbst­
verständl:ich dort, wo ,es mögHchltsti Das hängt 
nicht nur vom Firmeninhaber ab, das hängt 
auch von den Mitarbeitern ab, wo d-er Mann 
oder die FraJU in anderen BetI1ieben besdläftiJgt 
sind und RücksiCht dar,auf genommen weI1den 
muß, dJamn sie gemeinsam auf Urlaub gehen 
können. Wjr von der Kammer sd.nd 'Slehr dar,an 
interessiert und !haben auCh di,e Leute ent­
spneChend angesdlrieben, damit ihrer der Kon­
sument nicht so Wleit einkaufen I'aulen muß. 

Fr,au Kollegin Hanzlikl Zu dem, was Sie 
über di'e FrÜlhpension .gesagt haben, darf kh 
vielleicht .eine Ricbb1gstellung vornehmen. 
Nichts 'geg,en die Vieroi,enste des KoUegen 
Kostroun, die er auf dioßSleIn Gebiet hat. DCilS 

erste Mal i,st im Jahre 1960 von der FrÜlh­
pension 1gespromen wOI1den, laIs sich einige 
Berufe zusammengefunden haben, di,e heson­
ders darunter litten, daß man, wenn man ält,er 
wind, nicht mehr begebrt 'ist. Da ist die ,g-aruze 
SChöIllbeibspfl.eg-e .und sind Friseullbesuche 
nutzlos; wenn man ein bißChen älter ist, ist 
IDan bei der Kunde nicht mehr so g-efnagt. 
Damals WiUOOe dieser Gedankle der Früh­
pension geboren. 

Ich ,darf dazu sagen, daß ich mit Idem Herrn 
Prä,sidenten Kostroun nicht -einmal, 'sondern 
x-mal -über diese Fr,agle :gespromen habe. Hier 
müßte man -auch noch den verstoI1benen 
Nationalrat Gruber erwähnen, der ,sich in 
diese Sache sehr eiIllgeschaltet h.at; ,auch den 
Kollegen J odlbauer ,aus Wi,en. Ich darf meine 
Wenigkeit nicht ,auslassen. 

Ich habe daraus kein PoLitikum madLen 
wol'1en, sondern IlIUr sagen wollen, daß das 
eine der Maßnahmen war, um echt zu einer 
Strukturbereini,gung zu kommen, und ich 
würde Si,e bitten, ,da,s zur Kenntnis zu nahmen. 
Dankeschön. (Beifall bei der öVP.) 

Vorsitzender: Weiter hat sich zum Wort 
~gemeldet Herr Bundesr:at Dr. Goess. Idl 
erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Goess (OVP): Hohes Haus I 
Herr Vor,sitzenderl Herr Miniosterl Es ist k:ein 
Geheimnis, daß dieser Vorlage Lange Ver­
handlungen vorauSlgeg-aIliQlen sd.nld. Es ist audl 
kein Geheimnts, daß die ursprünglichen Vor­
stellungen der R'egi'eI1Ung und der R,egi'erungs­
partei wesentlich weiter gegangen sind, als sie 
in dem jetzig,en Gesetzesbesdlluß mren Nie-

wollen. 

Bei diesem ursprungLichien Vorhaben i,g,t 
wohl wieder einmal der Glaube des utopischen 
Soz,ira1i.smus Fateg,estandJen, daß man eine 
heile Welt -am ,ehesten dadurCh sch-affen kann, 
wenn man alles verwaltet und alles 'f,eg}emen-
liiert. -

In Wirklichkeit begibt man sidl dabei auf 
den Weg, an den Symptomen herum­
zukorrigi,eren, ohne 'bei den Ursachen zu be­
ginnen. Es ist dodl ,schon eine lalte Erfahrung, 
daß Verwaltungsakte, Polizeistrafen et cetera 
Fehlleistung,en der Pollitik, der Wirtsdlaf.ts­
polttik oder der FinanzpoLitik, wo immer sde 
gemaCht wurden, nicht wieder gutmamen 
können. 

Wir Iha.ben uns daher gag,en di,ese Bestim­
mung-en gewehrt, und es ist uns gelungen, 
diese 'UIIlg,eeigneten und, man klann im volks­
wir-tsmafUichen Sinn T'llih!ig sagen, stümper­
haften Aktionen zu vemiIlldern. Di.e Vo.rlage, 
die uns jetzt zUr Berattung vorli,egt, ist ,ein 
Kompromiß, dem wir unsere z.ustimmung 
geben können. 

Aber wir heg,en herechtigte Zw,ei-fel daran, 
daß di,eses Instrument, das wir damit der 
Bundesregierung für die Wirtsch-afts- oder 
Stabilitätspolitik wieder in die Hand 
geben, erfolgneicher ,eingeSl8tzt wiro als bisher 
oder auCherfolgr.eidlJer -als das sehr u.mfiang­
reiche Instrumentarium für di,e Wirtschafts­
und Stabilitätspolitik, welches der Bun­
desregierung schon IbiJSlher zur Verfiiqu.ng 
stand. 

Wir !ha.ben daher ein ,bißmen den EindruCk, 
daß es Stich primär um tdas BestreIben handelt, 
ein Al'ibi in die Hand ~u ,bekommen, daß man 
alles getan hat, um der Inflation zu steuern, 
daß aber aoo8l'le schuld daran sind, daß das 
nicht 'geht. Und weil di.eseaIllderen nicht wie 
vor einigen Ja:hr,en die Burudesregierun-g sein 
können, weil man sich jetzt ja niCht selber 
beziChtigen kann, .sind diese ,anderen irgendwo 
anders, in dd-eSteIID. Fiall vor alltem im Aus­
Land. 

Da möChte ich di'eS18 Gelegenheit gleich be­
nützen, obwohl der Herr Fdna'll11JIIlinister nicht 
h4ter ist und ich ;das g-erne mit ibm ,ausgetrag,en 
hätte, um darauf hli:nzuweisen, daß dieser Ver­
gl'eidl, den er da in den let7iten Wochen immer 
wieder in dte Welt gesetzt hat, zuletzt auch 
im Fernsehen in der Disku:ssion mit dem 
Schweizer Kollegen, daß dieser Vergleich mit 
dem ZUJg, an den wir angekoppelt sind, dom 
eitn bißchen zu sehr darauf abgestimmt ist, 
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dem Lieschen Müller plausibel zu machen. 
warum sie aUe drei Monate fü'rihre Strümpfe 
oder WlaS immer mehr bezahlen muß. 

Das ist ein NiV\eäu. das vor allem in. einer 
Ferns'ehdiskuss.ion mit eülJema.lIlderen Finanz­
minist~r UIlJserem FinanzministJer nicht ganz 
angern.ess'en ,ist. Was heißt e's denn, daß ,sämt­
liche Volkswirtschaften. d~e in dies,ern Zug 
~aJhren. angeblich wHlenlos hinter ,einer 
anonymen Lokomotive. hinter e,inem 
anonymen Steuermann angehängt sind. daß 
kleiner etw,as machen koann. wem ein WaQ1g,oo 
weder das Tempo noch d~e Richtung 
bestimmen kann? Ein schlechter Vertgleich. 
Dadurch W'il'd. die Veliantwortung ,auf jeman­
den abgesc:hoben, den ,es gar nicht ,giCbt. 

Meine Damen und Herrtenl Vergleiche 
l'aufen immer Gefahr, primitiv zu sein, aber 
wenn schon, dann den. daß wir uns zu einer 
Gruppe zusammengeschlossen haben, die 'ClJuf 
einen steilen Beng hinaufsteilgen will, umd 
dabei halben wir im volkswi'rtschaftlicbJen 
Nebel die Richtung vedehlt und sind dabei. 
anstatt hinauf- 'hinunterzusteigen, aber ni,e­
maud hindert d,en einzelnen, aruch uns nicht, 
dieses Hinuntersteigen zu ,br:emslen, sogar 
hinter den anderen zurückzubleiben und nicht 
vorne mitzul,aufen. 

Damit möc:hte ich klartmachen, daß wir der 
Ansicht sind, daß natünldc:h durch die fort­
sc:hreitende Integr.ation, das fortschr,eitende 
Zusammenwirken !Und die Vengrößerung des 
internationalen Waren- und ZahluIllgsaus­
austausches der Zusammenhang lauch ,im wäh­
rungspolitischen Bereich enger wind. daß ,aber 
di'e Bundesl'egierung noch lange nicht alle 
MögHchk,eit,en, die ,sie bisher hatte, ,ausg,e­
schöpft hat. 

Man kann s'ag,en, daß Versuche g,emacht 
worden sind, zum Beispiel im währungs- und 
kreditpo1itischen Bereich. Im währungs­
politischen Ber,etch mi,t der Aufwertung. Aber 
es weiß zwar nicht jedes Kind, laber doch jeder 
FadlInann, daß di'e stabildtätspolitische Maß­
naJhme der Aufwertung einer Wä,hrung, wenn 
sie !isoliert und aLlein irrn Raume steht, (He 
Br,emsw,irkung, die man ihr zumutet, .g.ar nicht 
ha,ben kann. Di,ese Erfahrungen !haben wir jia 
gemacht, und nicht nur wir, sOIl!dern zum 
Bei.spielaJUc:h unser Nachbar, die deutsche 
BundesrepubJJik. Dieg,e Maßnahme muß in ein 
Gesamtkonzept ,eing,ebettet werden und in 
eI'lster lJinie bUodg,etpoliU,sch und einkommens­
politi,sch g,estützt .sein. Nic:ht zuletzt k.ann sie 
i·hr.e Auswirkung -in .einem dosliert gebl'emsten 
Wütsmaftswacbstum halben. 

Alles sehr unpopulär, 'aber nur dann :g,ehtes. 
Aber wer >ist denn VleIpflic:htet, Wler kann denn 
überhaupt unpopuläre Maßnahmen treffen 1 

Natürlich di,e Bundesregierung, denn .sie ,ist 
d,afür ja berufen wor.den, sie hat di,e Ent­
scheidung zu treffen und die Verantwortung 
zu tragen, nicht di,e Opposition I (Beifall bei 
der OVP.) Di,e BundesI1egierung kann Isich da 
nicht nur die Rosinen aus dem Kuchen heraus­
suchen und an das Volk verteilen, sie muß 
auch den Mut haben, genauso unpopuläre 
Maßnahmen zu treffen. (Bundesrat W a 11 y: 
Da hätte man aber so weise sein und die Krise 
des Dollars vorauskalkulieren müssen, und 
das konnte und kann niemand voraussehen!) 

Herr Kollege! Selbst d!ueses Argument z1eht 
nicht .ganz, weil zumindest einer der 
1400 Experten, di'e di,e Sozi-alisti'sche ~artei 
hatte, ,auch dieSle Situation so 'wie Experten 
<in ,anderen Ländern hättJe voraus'seihen können. 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat Wall y: 
Jetzt müssen Sie selber lachen!) 

Herr Kolleg,e Dr. Skotton! Ich kann jetzt 
g,anz konkret wemen. Zum Beispi,el hatte 
General ode Gauhlle ·in ,s'einem BeIleich zweifel­
los solche Experten, di,e Idamals' bereits dies·e 
Entwicklung VOI'aJUsg,eS1agt haben. Er hat ,als 
erster den Amerikoanern die DoUar lhingeknallt 
und gesagt: Wir möchten das Gold dafür 
haben, bevor der DoI,lar dd.ese Talfahrtantr,ittl 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Das waren ganz 
andere Motive!) Ich weiß nicht, ab de Ga:uJ.ilie 
1400 Experten '9',ooabtlrat, .aber er hat welche 
gehabt, dile ihn beraten halben. 

In dies'eIIl ZusammeIl!haIltg noch ,ein Hinweis. 
Es :hat unläng,st .die Bank für internationalen 
Zahlunglsausgleich fiestgestellt, daß sie, die 
Bank, der hohe ß.ankrat - es S1ind auch alle 
FiIlJaID.zminisber dahei -, doaran 'Zweifelt, ,dlaß 
.diese Inflation in Europa abgehremst werden 
kann. Aber jetzt IlJicht, weil ein D-Zug mit 
einer anonymen Lokomotiv;e fährt, wo keiner 
aus k.ann, ;sondern mit d,er ausdrücklichen Fest­
steHung, daß sich die Regierung,en daran ge­
wöhnt hahen, mit der Inflation zu leben, und 
da!her Igar nichts mehr g:egen sie tun wollen. 
Das gilt für uns genaJUso wie für manche 
andere. 

Meine Damen und Herren! Noch einen kur­
zen Hinweis im Zusammenhang mit diesem 
Ges'etz. Die wesentliche ÄndenuIllg g'egenüber 
bisher betrifft die landwirtschaftlichen Pro­
dukte, wobei dile Entl'a,stu'Ilg d,er Pr,ei'Sle dieSIer 
Landwirtschaftlichen Produkte ges,etzlich ge­
reg,elt wind. Soweit ,in OI'ldinung. 

Ich möchte dazu nur kLar- und feststeHen, 
daß die Landwirtschaft ,an sich bisher den 
allerg,el1ingsten Anlaß 'geg,eben hat, ·in ein 
Pfiei,sregelung,ggesetz ,einbezogen zu w,eli(ren. 
Er.st heute - hoffentlich; 1ch'w,eiß es nicht, der 
Herr Minister wird 'es .besser wissen - ist 
der Ahzug, den man den Bauern vom Milch-
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preis gemacht hat, zur Hälfte wieder zurück­
genommen worden. Aber immer noch ist der 
Milchpreis für den Bauern niledriJger als vor 
Monaten. Der Prei,s für Vi,eh rz:um Beispiel 
ist durch die Aufwertung ,entscheidend negativ 
beeinfiußt. Bis auf oden Pl1eis für Welizen, der 
geringfügig ,angehoben wurde, 1st im Ber,eich 
der Landwirtsch,aft w:eitg,ehend eine Erlös­
schmälerung durch Sinken ,der Preise zu 
spüren. 

Ich möchte dazu noch einmal feststellen, 
daß die Landwirtsmaft sicherl1ich keinen Anlaß 
zur Einhezielhung ,in 'ein Preis'regelungsgesetz 
gegeben hat, besonders 'Wenn man anderer­
seits .berücksichtigt, daß die Regierung als 
Preistreiberin flott vOlr,angeht, vor ,alllelIl im 
Berelich der Betriebsmittel der Landwdrtschaft: 
Dieselöl, Strom, Kunstdüng,er und so weiter, 
GehÜ'hr:en, Tarife, laUes wurde fun Pneis ,erhöht, 
di,e Pr,eise für die ·lanJdwi.IitschJaftlichen Pro­
dukte aber 'wurden im .selben Zeitr-aum g'e­
senkt. Das ilst die nackte Tatsache. Wdr brau­
chen 'also 'ganz bestimmt kein Prelis­
bestimmUIlJg,sg'es-etz, . sondern Vliel eher' ,eine 
Förderung. 

Meine Damen und Herrenl Zum Schluß noch 
eine Bemerkung: Es ist sicher sehr Leicht, 
durch ,globale Ankündigungen !Und Ver­
sprechungen, so zum Beispiel durch die 'g,loba·le 
Ankündi'gUTIJg, die Sozia1Jisten werden den 
Preisauftrieb ,beenden, Stimmen an sich zu 
2Ji,e'hen und Mehrheiten zu IgeWliTIll.1en, denn der 
Wähler ~ann. Ja Igar nicht ü:herprüten, welche 
Maßnahmen di,e Viersprecher Isolcher Paradies,e 
ei.gentlich beabsichtigen QderCllUch nur ins 
Auge fassen. Der Wähler merkt erst nachher, 
daß zwar ein großes Versprechen abge­
geben wurde, die Wirklichkeit aber 
etwas anders aussieht, weil die Regierung, 
der der Wähler in der Hoffnung auf 
Erfüllung dieses Versprechens die Stimme 
gegeben hat, ihr Verspr,echen entweder nicht 
erfüllen kann oder nicht 'edüllen will; in der 
AuswiTkung ist das ziemlich das Igleiche. 

Das bekommen wir nun im Bereich .der 
Preise und der Entwertung der Kaufkraft 
unserer Währung zu spüIien. 

Da wir in den letzten drei Jahren die Erfah­
rung gemacht haben, daß diese Regierung nicht 
in der Lage ist, das Instrumentarium, das ihr 
zur Verfügung steht, entsprechend einzusetzen, 
um StabilitätspoHtik 1m wahfien Sinne des 
Wortes zu betr,eiben, sind wir der Meinung, 
daß das einZlig wirkSiame Mittel.gegen die 
Inflation wiederum nur ein Stimmzettel s,ein 
kann, und zwar ein Sbimm~et1:Jel, der das Man­
dat dieser Regi,eIUIlJg beendet. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Ing. Gassner. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP): Hohes Haus! 
Herr Ministerl Herr Vorsitzender I Ich bin sehr 
dankbar für die am Beginn der Debatte vor 
allem von Buoo,esr:at Walzer, aber auch von 
FI"au Bundesmt Hanz1ik a:bg'eg,ebanen Erklä­
rungen, daß wir uns doch zu einer gemein­
sam,en Linie be~ennen, zu einer g,emeinsamen 
Linie, die darin gipf,elt - wenn wir die ge­
samten Debatten des Nab1oIllalr.ates unJd des 
Bundesrates zum PreLsbestimmung-sg,esetz im 
Jahfoe 1972 betrachten -, daß wi,reinen g,e­
meinsamen Weg gehen wollen und daß wir 
nicht alle in 'einen Topf werfen mit jenen, die 
vi,elleicht doch gegen dieses Gesetz handeln. 

Ich g~aube, daßdJas sehr, sehr wichtig list 
und daß di.es v.iell,eicht auch ein Akz'ant im 
g,esamten politischen Geschehen sein könnte, 
doch nicht immer Gruppenurteile aus­
zusprechen und nicht immer zu 'sag,en: Die 
Wirtschaft oder ein2Jelne Org,anisationen sind 
schuld an diesem oder jenemI, sondern es geht 
einfach darum, ru sag,en: Wir g1auben ,an den 
posdtiv'en Akzent, wir glauben da-l1an, daß die 
Menschen oder einz.elne Gruppen in diesem 
Staate dClls Positive waUen. NatürHch gibt es 
immer wieder Mensch'en - eg,al in welchem 
Beruf oder wo ,si'e tätig sioo -, drie das Pc>si­
tiv,e nicht hU/Ildertproz-enbig ,tun wol1en. 

Ich glaube, Hoher Bundesr'at, daß dClls er­
wähnte gemeinsame Bekenntnis sehr wertvoll 
ist und daß es lein sehr :wertvoUer Akzent ist, 
daß 'es eine Richtung ist, in die wir, w,ie ich 
gJ.aube, ,gemeinsam ,g,ehen sollten. 

Natürlich. 'gibt ,es dabei immer wieder 
ProMeme. Natürlich wil1d ,es immer wieder 
SchwlefiLgkleiten Ig,eboo, ,aber w:ichbi,g wäre es 
eben, idtiJe Mehrheit der Gutwi11Ji.g;en immer zu 
sehen und lauf jene hinzuweilSlen,beli denen 
di,e Dinge nicht kLappen, für d~e wir Letztlich 
V'erantwortlich :si;oo und Gesetze machen 
müss,en. Das war der Iglemeinsame Akzent der 
l~etzten Beratung·en, wo wir ,gesagt haben: Wir 
müss'en eben jenen ,einen Rieg,el vorschi,eb.en, 
die ,ndcht Iguten Wnlens sind, be~iehlungsweise 
jene zur Ordnung ruten, die nicht Ibelieit slnd, 
entspr:echerrd dem Gesetz beziehoogsweise 
entsprechend den Vorschriften anläßlich der 
NeueinfÜlhnmg der Mehrwertsteuer zu han­
deln. 

Es erhebt sich nun die Frage: War es nQt­
wendig oder w.ar es nlicht notWlBndig, die 
Geltungsdauer des PMLSibest:immuIligSigesetzes 
zu verlä:rug,em? Es ellhebt !sich die FIiagle: Hat 
dieses Gesetz -seine Aufgaben erfüLlt oder 
nicht? 
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Wl6nn wir uns mit der FflClige aus-einander­

Slet~en, was das Gesetz an sich lerDekhen sollte, 
können wir, wie lieh glaube, foestst.eHen, daß 
es s·eine Auf.g,abe lilIngroßen und Ig,anzen erfüllt 
hat. 

Wir haben alloe !g-emeinsam bei den ent­
spremendl6n Debatten -g,eslagt, daß di'eses Ge­
setz kleine gube Wirtschaftspolitik effietzen 
kann. Wir aUe hahen -auch ,g,es-aq1:: Es ist 
wohl mit ein InstI"1lment, etwas zu tUlll, ein 
Instrument - da-s wurde g-anz konikret ge­
sagt -, das notwendig ist, ;anläßlIich der Ein­
führung d·er Mehrwertsteuer kJJa:r:e Zie1e zu 
formuHeren. Aher man ISCligte auch, daß es mit 
diesem Gesetz ;allein nicht möglidl se;in werde, 
die Preise in den Griff zu bekommen und dil6 
Inflation 'Zu dämp~en. 

Fr;au Bundesr-at Dr. Hawlkek hiat in ihrem 
Diskussionsbeitra.g zum heutJiJgen Twg,es­
ordnungspunkt 2 gemeint: "Die SPO macht's 
möglich." 

Da müßte man j1etzt ,Slagen: J,awohl, die 
SPO macht'ls möglich: daß die Steuern st-eigen, 
daß ,die Steuerprogression v;erstärkt wird, daß 
sich die Albgaben -erhöhen 'Und daß weiterhin 
auch di.e T'anif.e er:hötht werden. Sie machen 
verschredene Dinge, dli-e letztHch die Bevöl­
kerung in ihrer Gesamtheit oder zumindest 
bestimmte Be-völkenmglsgrupp-en belasten. 
Frau KoUegin Hawlicekl "Die SPO madlt's 
mögllichl" (Bundesrat Sc hip a n i: Daß das 
Realeinkommen steigt, was wesentlich istl) 

Darauf, Kolleg-e Smipani, werde ich noch 
eingehen, weil h~er Frau Kollegin Doktor 
Hawlicek -eine, nur .eine -einzige Zahl atllJS­

gle~ag.sen hat. Das ist nun -einmal typisch. Ich 
-g,est/ehe: Auch wir machen es hdJe und da sü. 
Allel1dJings soLlte der Redner es sich da!IllI1. 
letzblich -auch gefallen JlaSlsen, daß ein 
Debattenredner der anderen Partei die Dinge 
ergänzt, 'so w~e ,es ,auch mir !in der letzten 
Diskussion ,el1gangen ist, 'a1s mich der Herr 
Bundesminister Rösch looi einem Zitat, das dch 
aus den "SalzbuIig-er Nachr-ichten" qebl1acht 
habe, ergänzt hat. Auch dazu weIde ich heute 
noch 'ganz kurz Stel1ung nehmen. 

Hoh-er Bunides!1atl Wir hahen ,eine vel1stärkt-e 
und vermehrte Inflation. Ich glaube, es genügt 
halt mcht, wenn uns di,e R!eg:iel'1l1llg übeliall 
mit einer Inflation von Erklärungen entgegen­
troitt. Ich w,eiß micht, v1elleli.cht kommt der 
Regierung diese Inflation gelegen i ich nEfume 
es eigentlich nicht an. 

des Sdrillings, C1ibzu1enk!en. (Bundesrat Doktor 
Anna Dem u t h: Entwertung?) Eine Entwer­
tung nicht nach auß-en Ihlin, sO![ldem eine Ent­
wertung, 'ausg-eheIlid davon, walS ,dler einzelne 
mH dem Schming~aruf,en kann. 

Meine Damen und Herrenl Hi'er hmuchen 
Sie sich nur die Inflationszahlen, die Zahlen 
des Nationalproduktes, die Zahlen der realen 
Steigerung des Volkseinkommens beziehungs­
Wiei-se auch di'e Zahlen oder E~nkommen der 
einz-elnen Arheitnehmer anzusehen. (Bundes­
rat Dr. Anna Dem u t h: Steigerung des Le­
bensstandards gehört auch dazu!) Sie kennen 
doch diese 2Jahlen genauso gut wie ich. Ich bin 
der Ansicht, meine Damen und Herren, daß wir 
uns hier 'gar nicht in die Haar:e krieg;en sollen 
(der Redner zeigt auf seinen schütteren Haar-­
wuchs - Bundesrat B ü r k 1 e: Einige hat er 
noch! - Heiterkeit), sondern daß hier auch 
die Mehrheit -einbekJennen 'same, wi-e .die Situa­
tion wirklich ist. 

Ich möchte daran erinnern, daß wir einver­
IlJeh:mlich verschiedene Gesetze beschlosSien 
bCliben: da.s Prei'sr'egelungs:gesetz, das Prei,s­
trei,bereLges-etz, das Prelsbestimmung.sgesetz. 
Wir haben ein StabHitäts,albkommen abge­
schlossen. Nun genügt halt all das noch immer 
nicht! Dr. Goess hat richtig gesagt: Hier erhebt 
sich die Fliage: Wi.ll man mcht oder ka:nn man 
llIicht diesre Dinge in den Griff -bekommen? Und 
hiler erfüllt uns ehen eine sehr, s-ehr ernste 
Sorg,e. 

Wenn auch ber-eits Dr. Goess ein bißmen 
über di!e l!Jesamte Problematik unter Einbe­
ziehunq dler AußenwJrtschaftspolitLk gespro­
chen -hiat, möchtoe ich hiler nur noch ein paar 
Zahl-en nennen. 

Seitens der SPO wind limmer wieder argu­
mentiert, daß der DurmschniUs-W1ertindex der 
Einfuhr im J-CIIhDe 1912 um 0,3 Prozent gefallen 
ist beziehungsweise niedriger war, während 
uns,er V;erbrauchterprreisirulex um 6,3 Prozent 
gestiJegen ist. Auch ,im JaJhre 1971 stieg der 
Index der Importe ruur um 4,2 Prozent, der 
v.erbraudrerpr'e~Sliooex jedoch 'UJIIl 4,7 Prozent! 

Es li.egt al,so - ich ,glaube, das fesbstellen 
zu können - nicht ,an dien fehLenden Instru­
menten oder nur -an der !internationalen Ent­
wicklung, wie man es 'So gerne glaubhaft 
machen möchte, sondern unSJel1er Meinung nach 
an einer f.aJschen Wirtsmaftspolitik der Regi,e­
rung. 

Ich möchte noch .sepaDat darlegen, wie unso­
zial eine ,inflationäre Wirtschafts.politik ist. Am 

Mit ,einer Inflation von EIiklärungen, mit Beispiel der RentIlJer lU!I1!d der Sparer sieht man 
dem Erfinden neuer Ausdrücke und mit der sehr -anschaulich, wie die Inflation ganze Be­
Präsentation vieler Zahlen v;effiucht die Reg,i-e- völk!erungsgrupp'en henachteiHgt und dadurch 
rullig, von ihrem V:erSiaJgIen in der Grundfr,aqe "soziaie Spannunq,en er21eugt :beziehungsweise 
i.hrer Wirtschaftspolitik, von der EntWiertung sozi-ale Span!Ilungen noch Vierstärkt. 
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Der Stalllld der Spal1einLagen !betrug im März 

dieses Jlahl1es rund 117 Milli.arden Schilling, 
was an .Slich ·erfreulich ist. B,ei einer Inflation 
von r.und 7,5 bis 8 Prozent, di.e für heUler pro­
gnostiziert sind, heißt dies, daß der Spar.er 
in diesem Jahrülber 7 MilUarden S<:hti.lling 
verHeIlen wdrrl. (Zwischenrufe bei der SPtJ.) 

Ich weiß schon, dann kommt immer ddJe 
AI"gumentation: Man k!ann ja hesser einl,egen, 
man kann ja Ver.bindoung>eI1 haben. Aber ich 
gLaube, Herr Kol1egle, wir sollten 'Uns nicht um. 
jene kümmern, dlie sich''S richten können, son­
dern um den kleinen Sparer, der auf di,e Bank. 
g.eht und sein Geld dort ,einLegt. (Beifall bei 
der OVP.) 

Die Innation I1st - wi,e Klar! Auseh in der 
"Pl1esse" UThlängst feststellte - wirklich das 
"EI"g·ebnis einer schlechten Polibi,k". Für dlie 
1,2 Millionen R1entner und Pensioni·sten hat 
Karl .ÄJUsch errechnet, ldaßsie im J,ahre 1972 
einen Einkommensv:el1lust von etwa 2 Prozent 
erlitten; nachzuLesen in der "Wochenpresse" 
vom 11. Apr.i11973. 

Professor Nemschak hat in Iseiner letzt.en 
großen WlirtschaftspoMtisdren Rede zum Jah­
reswechsel lauf die großen GeflCllhren einer 
Inflation ihingewiliesen, da ,sich nicht alle sozia­
len Schichten .gleich gut oder gleich .gehledlt 
vor der Geldentw,ertung schütz'en könlllen. Es 
ist mir daher unver:stäIlldlim, 'wie hei uns der 
K!aufkraftv;erJust - um jetzt vieHekht bei dem 
echten Wort zu bleiben, im weiß g·enau, daß 
Sie verstanden haben, was -ich mit meinem 
Wort zueI1st· sag,en wollte - des S<hillings 
nodl immer verni,edlicht werden kann. Man 
glaubt offensichtlich, durch das Erfinden neuer 
Ausdrücke - les IgLbt 'Zum Beispiiel den nelUen 
Ausdruck "re1athne Stabilität" - das Problem, 
um. da.s es ,geht, lösen zu können. Das ist aber 
nicht ,der Fall. 

Gleich~eiti:g mit iden ,starken Pr,eisstei.g·erun­
'gen koam es in den letzten ,zwei Jahren im. 
Osteneich 'Zue1ner ,extremen Entwicklung des 
Geldvo1urrnen:s - das list die Summe der Bank­
noten und Srneiidemün71en, wekheim Umlauf 
sind, ohne di,e K;aSlSienhestärude der Kredit­
unternehmen - und zu einer enormen SteLge­
rung des Kreditvolumens. So stileg im. VJeI1gan­
,genen Jahr der Geldumlauf um 23,1 Prozent, 
das KredJitvolumen um. 21 Prozent. Diese ·starke 
Ausweitung, die \bereits im OECD-Bericht für 
die Periode 1970171 kritisiert wur.de - damals 
war eine solche Phase vorhanden. sie geben 
das ohneweiters zu -, hatte zur Folge, daß 
das Geldangebot im abgelaufenen Jahr stärker 
wuchs als in irgendeinem Jahr der sechziger 
Jahre. 

Durch diese verstärkte inflationäre Entwick­
lung erleben wir eine soziale Desintegration 

unserer Bevölkerung, wenn sich ein Teil durm 
Sachvermögen vor der Inflation schütrzen kann, 
ein anderer größerer Teil jedoch an nominelle 
Zahlungen beziehungsweise an sein Einkom­
men gebunden ist. Hier ergeben sich weiter­
hin auch soziale Spannungen, ,die sim auf­
bauen. Gerade das sollten oder müssen wir 
aufzeigen. 

Leider muß man feststellen, daß die Regie­
rung weiterhin nicht gewillt ist, einen Beitrag 
~ur Sta'bilitätspolitik zu leisten. Im Rahmen 
einer von allen getragenen Stabilitätspolitik 
müßte die Regierung drei Punkte er,füllen: 

Die Regierung muß selbst Stabilitätspolitik 
bet.refben, denn Stabilitätspolitik fängt zu 
Haus'e an, um es landläufig zu sagen. (Bundes­
rat S chi pan i: Aber alle Budgetansätze sind 
zu niedrig!) - Auchldlazu werde ichilloch etwas 
sagen, Kodlege S<hipani. - Das heißt kon­
kret: ke,ine Erhöhung von Tarnfen und öffent­
lichen Preisen und kleine Erhöhung von A:bga­
ben und Steuern. Das ist 1m A:bkommen ent­
halten. 

Aber auch hier gibt es natürlich Probleme. 
Hi,er gibt es das Problem. - und das sollte 
man nicht .ganz unberücksichtigt l.assen -, 
daß es dabei natürlich in den kleiIlIen Gemein­
den, die alUdleinen Beitl1ag leisten, ~ Schwie­
I1i1gkeiten kOllDID'Cll k.ann. Auch damit müßte 
sich eine vevantwortungs,bewußte Regierung 
auseiIlJandersetzen. 

Mehrjährige Finanzplanung im Rahmen 
einer v,er.bindlichen mehrjährigen Budqetpl,a­
nung mit SetzUDJg von Schwerpunkten. Dies 
deswegen, weil dJi'e wirtschafts- .und gesell­
schaftspolitiscbe Situation dringend leiner Ver­
sachtichung und Ernüdlterullig bedarf. Eine 
mehrjährige Finanzp1lanung, wi,e sd-e heute in 
einer &eithe von westHdren Staaten prak.tirziert 
wird - wie zum Bei:spiel in der deutschen 
BundesIlepublJik Ullld in der Schweiz -, ·bedeu­
teteine zukunftsorn·enUerte und vol1stäIlldig,e 
Zusammenstellung oder vOliaussidltl:imen AtlLS­
gaben und der zu del1en Deckung vorgesehenen 
ElifilJJabmen der öffentlichen Körplel1Schaften. 

Und sdlließlich ,ein genauer Finanzplan für 
,einzelne Regi.erungsvo:r.1aJg1en. 

ÄußerunlQlen 'Zum Budget 1974, die wir von 
Mitg,lJiedern der Bundesregierung sdlon hör.eIl 
konnten, zeig,en unserer Meinung nach jedoch 
,genau in die falsdlJe RichtUITIg. Die ang.ekün­
dJigte Dl'Ieiteilung des Budgets ist meiner Mei­
nu'llig nach ,ein Tl'Iick, um ein konjunktur'9le­
I'echtes Grundbwdtget vortäuschen 'ml können .. 
Die sOlg,eIllannre 'St,abiLis1Jerungsquote, deren 
Ausg'ClIben jeweHs vom ~r1ament zu beschLte­
ßen ,sein weIden, verlagert d.as ProbLem der 
konjunktungerechten Budgetpolitikauf di,e par-
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teipalibische und wahltaktisch'e Ebene. Damit 
betreibt J(jJer FiinanzminJi5ter ein Schwarzer 
Peter-Spiel, aber kieiIl.le Stabilitätspolitik. Nat­
wendig :und einzlig sinnvoll wäre es, eine 
v,erbindlich.e mehrjähl1ig,e BinaJllZplanung, so. 
wiie es j.a lauch ~Iffi ,sariaUstischen W-irtsmafts­
kan-zept - leid.er nur vor dem JIMr 1970 -
gefolidert wunde, durchzuführen, 

Meine Damen und Herren I Haher Bundes­
r.atl Bund,esr,at Wally 'hiat bei den Beratungen 
vor einem J'ahrgemeint: "Di,e Wi'rtsmaft ist 
unser SchickiSal." 

einer Wache ,seine Meinung ~u ändern? Ich 
verstehe das nicht, Ihaffe aber, ,daß es doch 
,gelingt, zu einer Prognose für ieine .besser,e 
Zukunft zu kommen, weil ich sonst 'befürch.te, 
daß wir dann nicht d1e richUg.en Maßnahmen 
,setz'en können oder, besser gesagt, dte Bundes-
1iegierung in ihrer voUen VerantwartUIllg für 
dli,esen Staat nicht die richtigen Maßnahmen 
,setz·en kann, wenn Isie von vornherein eine 
falsdle Prognose stellt. 

Hoher Bumiesl1atl Im habe ber,eits g.esagt: 
Den PJ1e'i®auftri.elb mann man mit diesem Gesetrz: 

Ich ,glaube, Hoher Bundesliat, daß dieser aUein nicht in den Griff hekommen. Ich meine 
Ausspruch sehr rutreffiend ist. das wirklich so., wlie ich es 'sag,e. Die Situatian 

i'stsehr, 'Sehr ernst. 
Aber, meine Damen und Herren, im glaube 

auch, dJaßes natwendig ist, w.enn man Wirt­
schaftspolitik und Wirbschaftsplanung .ootreibt 
und werm man 'echte Maßnahmen ,setz,en Wlill, 
di,e Entwicklung r,ea,l ·einzuschät2ien und dann 
auf Grund dieser real'en Einschätzung der Ent­
wii<kJ.ung MaßnaJhmen 'zu treffen. 

Nun möchte >ich wieder eine Fr,age stellen, 
um ganz kurz ,aIUf die Kollegin Hawlioek ein­
zug,ehen. Bei mir erhebt sich die Frage, welche 
Val1aUSIS,etzungen ich. für ,eine Pro.gnose iheran­
zi,ehen 50.11. Si,e ha.ben heutoe ,in lihrem Di.skus­
sions.beitJ:lag ,erklärt, daß vi·elleich.t Herr Pra­
tiessar Smambeck den Wirtsmaftsberich.t des 
Bundeskanzlers nicht entspIiechend studi'ert 
hat. Im darf lhnen versichern: Ich. habe ihn 
studiert. Im habe auch die "Parlamentskorre­
spondenz" gelesen, leider nicht - vielleiCht 
steht da nach etw,as drin - di·e stenographi­
schen Protakolle der letzten Nationalnats.sit­
zungen, die nam nicht vorliegen, und zwar di,e 
"P.arl,amentskarrespondenz" zur Wirtswafbs­
debatte und ~um PreisbestimmungS'Q'esebz. 
Dort finde ich van seiten der R.eg1erung, von 
seiten des Bundeskanzlers und des Finanz­
IDIin1sters noch über,all ,eine positive Auss,age 
zur künftilglen Entwicklung, 'eiIlle AUSlSage, daß 
man erwartet, daß di·e Entwicklung so. weiter­
,geht. 

Ich. velistene nicht, warum jetzt der Herr 
Bundeska.IlJZI.er lauf 'eine sehr p,essimiJstische 
Prognose umschwenkt. (Zwischenrufe bei der 
SPO.) Ich. kJann Ihnen die 2'Jeitunglsberichte 
und die Ausschnitte zur V;errugung stellen, di,e 
von ihm. stammen. (Bundesrat Hella Ha n z· 
1 i k: Da müssen Sie die "Arbeiter-Zeitung" 
lesen!) Auch die "Arbeiter-2'Jei1ru.ng"? Da ,steht 
einiges ,anders idrin! Ich bin iboe1ieit, eine voll­
kommene Dokumentatian dazu zur Verfügung 
zu stellen, nlicht nur ,eine Zeitung, Fr,au Kal­
legin Hanzlik. 

Da eIlhebt Isich dile Frag,e: Wie list ,es mögld.ch, 
wenn man dem Nationall1at 'einen Wirtschafts­
boerich.t zuleitet, auf Gru.m:l dessen eine lange 
Debatte geführt wird, kur.zfristig innerhalb 

Dr. Goes.s Ihat ,es .in etwas anderer Hezi'ehung 
,gfemeint, dch. sage ,auch. das in voller Ver,ant­
wortung: Ich bin mir vollkommen bew.ußt, daß 
Riegienmg und MehTheitspartei alle Maßni(il}}­
men treHen; um wlieder eine Wahl zu ge­
winnen. Das i,st mir vollkOIDIDen klar. 

Aher ich glaube, meine Damen .und Herroen: 
Auch wenn man ,an der Regierung ist, muß 
man doch versuchen, eine I.:in'ie 7JU finden, wenn 
es letztlich. um den Staat und um unser aller 
Zukunft Igeht! Da muß man etwas von diesen 
taktischen Maßnahmen ,abrückJen und Maßnaih­
men :setzen, diJe unser,e würtscb.laftliche Zuikunft 
.gewährleisten. Hier hoabe ich die Antgst und 
Mer habe im dIas Gefühl, daß d1e derneitig,e 
Bundes.regierung dazu nicht bereit ist. (Bun­
desrat Sc hip an i: Sie reden in die verkehrte 
Richtung!) 

Nein, Kallege Bund,esl1at Sch.lipani, ich rede 
nicht ,in die verkiehrte R.ichtung. Wir sitzen 
nicht auf der Reglief'lIDgsoonk. Ihre Freunde 
sitzen auf d'er RBig,ierung.sboankl (Neuerlicher 
Zwischenruf des Bundesrates S chi pan i.) 
Leider, muß ich sagen, weil sie nicht die ent­
'sprechenden Maßnahmen set:z;en, um di,e infla­
tioni,sti·sch.e Entwicklung in den GJ:liff bekom­
omen. 

Ich g,l.aube also., daß man echt über die 
Dinge r,eden muß, Kollegin Hanzlik. (Bundes­
rat Hella Ha n z I i k: Man muß auch bereit 
sein!) Man muß .bei der Budgeterstellung dar­
über lied:en, man muß echte Ansätze bringen. 

ICh streite gar nicht 'ab, daß ,s,ich v-iel1eimt 
auch OVP-Pinanml!inister Polster geschaff,en 
halben. (Bundesrat Hella Ha n z Jj k: Warum 
haben Sie die zwei Dinge abgelehnt?) kber 
wenn man derzeit die Dinge sieht und die 
Äußerung,an hört, dann hat man das Gefühl, 
daß eben taktisch oe Swachzi1ge gesetzt wer­
den. 

Ich g,laube, man muß a.uch echt >darüber reden· 
- ich bin völlitg Iih:r.er Meinung -, wo man 
Ausg·aben tätigt. 
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Ich bin auch der MeiiIlJung, daß man ,echt 

darüber reden muß, w.o d1'ese Regierung eiIllen 
KonSlUmv,erzicht zu leisten hat. 

Ich bin ,aum völbig der Meinung, daß man 
darüber reden muß, ob man nicht !im Bereich 
,der Steuer ,etwas tut, wenn wir jetzt vor der 
großen LOtbnwelle stehen, uIlld ob man nicht 
von seiten der lteg·i:erung versuchen ,sollbe, auf 
gewisse Ding.e zu verzlichten und zum Bei'spi,el 
durch eine Lohnsteuerrefor-m di,e Lohnforoe­
l.1ung·en ·eben nicht so hoch h!ilIl!au~gehen zu 
lassen. Auch di(l;S muß man übe degen ,und mit 
in DirSkussdon 'stellen. (Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Ich Wieiß, m.an mann Zwi,scbennufie madlen, 
,aber die Ding.e ,sind V1i.el zu ernst, KoLlege 
Schipani, als daß man nur mit Zwischenrufen 
agü,er.en- sollte. (Zwischenruf des Bundesrates 
S chi pan i.) Ich glaube eIb'en, Idlaß die R'eg'ie­
rung ,endlich ihre VerantwortUIlig erkennen soll 
und daß es Aufga:be des F,inaJIliZminlisters sein 
wird, bei der Budg:eterstel1ung lauf d1,ese Ding,e 
Rücksicht ZJU nehmen. 

Herr Bundesminister! Ich daTf nun auf mei'Ilie 
letzte Riede zurückkommen, dn der ,ich Ste ,aus 
den "SalZlbiUl'Iger Nachr.ichten" vom 4. Juli 1972 
zitiert habe. Ich habe ,gesagt, daß Sie Preis­
erhöhungen bis zu 6 Prozent erträ·glich gefun­
den haben. Ihr NachSlatz w.ar: Wenn d·as g,e­
schieht, auch wenn die Mehrwerts1:!eueram 
1. Jänner 1973 ,eingeführt wil1d, dann hin ich 
s.ehr glück.Hm darüber. Ichgiliaube, daß wir 
auf einer Dime liegen :und empfinden, daß eben 
die PrelilssbeiJgeI'Ul1lgeIl leider zu hom sind. 

1972 hatten wir noch 6,3 Prozent Pl1eisan­
stieg. Si,e :SaJgten: Mit Einbeziehung der Mehr­
wertsteuer nur 6 Prozent! Daher müssen 
6,3 Prozent OO'llle MehrwertsteUJer lauf jeden 
Fall auch Ihrer Meinung nam zu hom sein. Ich 
hoffe, daß es ,gelingt, noch Maßnahmen zu 
setz,en, die ilIDS nicht die prognostizierten 
7,5 Prozent .hils 8 Pro21ent bringen w.eIiden. 

Kollegin Dr. HawHcek! Diese eine Zahl oon 
ich Ihnen noch !schulrlliig. Sie ,hahen rimtig ge­
sagt, der Pr-ei\SlClll!sUeg he1rug ;im J,ahre 1972 
6,3 ProZient. Sie haben richtli'g ,g.esagt, das Wirt­
smaftsWiamstum betrug 6,4 Pro~ent. Aber ich 
füge eine Zahl ,an, welche di,e Situati.on für 
die Ax:beitnJehmer sehr bedenk~ich ,erscheinen 
läßt. Sie ist -bestätiigt. Sie stammt nicht von 
mir, im habe .sie nicht erfuIl!den. Die r,eale 
LahIl!er.höhung pIiO Kopf (Bundesminister 
R Ö sc h: Die reale!), ich weiß es, die l1eale 
Lohnerhöhung pro Kopf heträgt 3,5 Proz,ent. 
Gehen Sie laber in di·e Zeit vor 1970 zurück, 
d,ann werd'en Si.e heSSleIie äthlen fiIliden. Auch 
das möchte ich lanführen. (Zwischenrufe bei der 
SPO. - Bundesminister R ö s c h: Die reale 
Lohnerhöhung! ) 

Der VerbraucberpI1eisindex, um Mer weiter­
zu.gehen 'UIlId noch einpa'ar Worte zur derzei­
tigen ,SibUJation M!itte Juli zu S'ag,en, lag im 
Juni 1913 um 7,2 Prozent über dem Juni 1972. 
Im Mai war der Indexstamd noch 8,1 Prozent. 

Nunmehr werden die 1,2 Prozent, im möchte 
nicht ,sagen 'bejubelt, ,aber man st·eIlt fest, daß 
es ·w:eni.g,er ,g,ewoIiden :ist. Man s!agt aber leider 
nicht :die BegründUIlig dazu. 

7,2 Pro2lent sind meiner Meinung nam 
nebenbei bemerkt noch immer 'einebeamtliche 
Größe, ,aber di!ese 1,2 Pro7Jent war,en vor allem 
deshalb im Juni da, weil der Indexsprung 
vom Mai auf den Juni 1972 1,5 Pro7Joot betra­
gen ,bat, was ,auf die Strompr.e1serhöhung 7iU 

jenem Zeitpunktzurückzufühlien w,ar. (Bundes­
minister R ö sc h: Jetzt haben wir auch Strom!) 
Alber Il!idü in dem Ausmaß wie im ,Letzten 
Jahr. Auch dias muß man sagen. 

Herr Minister I Das ist ein Argument, d,as 
in der Ofiienbl.rich~eit ,ganz Igut ,ankommt, ·aber 
wenn wir mit ,emten Zahlen .operieren, dann 
wolLen w:ir diese Ding,e echt heI1anzlieih.en. (Bun­
desrat Bö c k: Vor einem Jahr haben Sie noch 
gesagt, daß es heuer 10 oder 11 Prozent wer­
den/) 

KoUeg,e Bödd Wir w,ar,en ,auch bereit, Ge­
setzen 'ruz,ustimmen, um dler Regierung Maß­
na!h:rilten zuenmög"lticben, weil wir Vlerantwor­
tungsbewußt :sind. Wir siIlld ,aber der Meinung, 
daß noch 'Zu wenig tgoeschdeht und daß man 
budg'etpoliUsch oder fiIlianzpolitisch von der 
Rlegienung !her noch mehr tUJIl 'sollte und daß 
man sich nicht :allein ,auf Gesetze verlaS'Sen 
sollte. 

Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Das PI1eisbestimmurugSlg,esetz 1972 wurde ge­
meinSIam Z'WILsc:hen OVP und SPO vorbespra­
chen und ,auch. ,g,ememsaID im PaJ.lLamen.t, !im 
Nationalr,at ,u'Illd auch ,im Bundesrat, besmlQs­
sen. Ich bin ,sehr froh, daß ,auch in diesem 
Jahr wieder Gespräche darüber geführt wur r 

d-en. 

Um es wi.eder sehr el1nst zu B!agen: Ich 
g,laube :ganz einfach nicht --damit smliteß,e ich 
mich Bundesrat Dr. Iro 'an und nicht der Kol­
legin Dr. Hawlicek -, daß sich irgend jemand 
anbiliedlem möchte, um 'iI1g.endeinen Minister­
sess'el zu hekommen, soIlidern ichglaIUbe ganz 
einflach, daß es g.er.ade in 'solchien Situationen, 
wie ,soie deI\Zeit vor:ha'Ilid·en 'SiIlld, in. der les um 
di.e echte BewältiJgung wirtsmaftli(:her Pr-o­
Meme ,geht, besser tilst, Wlenn dLe D~:ngJe von 
der ,sachpolitischen EntscbeiJdung und nimt von 
taktischpolitischten Entschleidung,en ,getrag,en 
wenden. Deshalb 'g,ebe ich Dr. Iro völlig ,remt, 
weil ich ,glaube, daß das der richtig.e Wejg 
wäre, weil ich eben glaube, daß ,es .50 möglidt 
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wäre, entsprechende Maßnahmen zu setzen, 
die unsemte Erfolg,e ,bring,en, und die :es er­
möglichen, nlicht ,au.s taktischen Gründen ,auf 
Vlerschiederue Dinge RüCksiCht nehmen zu mÜlS­
sen. 

Das PfeisbestimmUOligsgesetz - das iJSt ja 
bekannt - wuooe ei'9'ent1iChlaLs Begl'eitg,esletz 
zur Einführung der Mehrwertsteuer g·escbJaffen, 
um dn preispolitischer Hinsicht leinen .I1eihuDJg1s­
losen Uberg,ang zu ermögliChen. Dieses Gesetz 
sollte eine Weitergabe der Preisermäßigungen 
und ,ei:rue nur im Ausmaß der Umstel·lung not­
wendige Preiserhöhung bewirken. 

Mit der Novelle und der Verläng'erung der 
GeltungSidauer des Pr.eisbestimmung,sge,s·e1lzes 
wollte die :R!egoilerung offensichtLich den Ver­
suCh untemeih.men - latuch das wurde 'bel1eits 
von Ihnen ,alDJgekündigt, KoUeg'in HawH.oek, 
und neg,ahlv kritisiert -, mit diesem Gesetz 
allg,eme~ne ladmlin'i,strative Preispolitik zu be­
treiben. Die im neuen Entwurf vorgesehenen 
§§ 2 a und 2 b sind unserer Meinung nach dafür 
Beweise. Diese bejJden Paragraphen wurden 
jedoch ·im Zuge der Parteienverhandlungen 
fallengelassen. Ihre Partei hat im Nationalrat 
dazu einen Entschließungsantrag oder einen 
Aufforderungsantrag an die Regierung einge­
bracht. Die vorlieg-ende Novelle sieht eine Ver­
längerung und die Weitergabe der neu anfal­
lenden Zollsenkungen vor. Es wird also das, 
was wir im Prinzip vor einem Jahr ausgemacht 
haben, damit nunmehr fortgesetzt. 

Grundsätzlich ist zu sagen, daß eine admini­
strative Prei~politik kein Allheilmittel gegen 
eine inflationäre WirtsChaftspolitik ist. Der im 
Entwurf zur Novelle vorgesehene § 2 a sah 
vor, daß der Innenminister Höchstpreise von 
Waren multinationaler Konzerne festlegen 
könnte, wenn sie in einem anderen Land -
Sie ha:ben das bereits ausgeführt, Frau Kolle­
gin Hanzlicek (Bundesrat Dr. S kot ton: 

stiegen sind, zurückzuführen wären. Auch da 
ist die große Problematik: Kann man das 
durchführen? 

Wir wissen alle, die wir in diesem Haus 
sitz,eu, daß der Di1enstlteistunglSibeIleäCh i,mmer 
stärker werden MIld und daß -immer mehr 
Arbeitnehmer im Di'eDlStlle1stUll!gsbereich be­
schäftigt lsein werden. Und hier erhebt .sich 
di'e FIiage - KoHeg,e Böck, im hoflie, wir sind 
da einer Meinung (Bundesrat Böe k: Das weiß 
ich noch nicht!) -, daß es dort SChwierigkeiten 
gtiJbt, wenn man g,erade im D~ensnei,stungs'be­
reich, al'so .in p-ersonal:tntensiVienBetrieben. mit 
di'eser Kliaus,el ope'fiert hätte, es ,erhebt sich 
die Frage, ob es dann möglich gewesen wäre 
- ich hta.be in di,esem Ber,eich lechte Beden­
ken -, berechtigten Lohnforderungen der dort 
BeschäfUgten nachzukommen.. 

Hoher Bundesroat! Meine Damen und Herr'en I 
Diesebeiden Par'CIlgI1aqJ!hen wunden jedoch, wie 
ges.a,gt, fallen91el,ass.en. Auf teLer politischen 
Ebene gab ,es dann noch einebl'leite Diskussion 
über das Erzwilng,en der Weitergabe von Auf­
wertung.sg,ewinnen. Es findet ,sich weder ~n 

der beschlosISie'Il'en Novel:le noch in den soziia­
liJstismen Vorschlägen ,eine entsprechende Be­
stimmung. Experten. ,sagen, da.ß es pIlaktisch 
unmög~iCh i'slt, idlj'e WeiteI1gahe von Aufwer­
tun.gts,gewinnen l'Luerzwingen, da die Wechsel­
kurse trotz fixer Wechselkurse 'innerhia1b der 
Bandbreiten sehr ,schwanken. PoHtisdt. bleibt 
diese Frage unserer Meinung nach jedoch 
weiterhin aktuell. . 

Es muß Viermerkt .werden, daß die Bundes­
reqierlIDg jetzt .sChon ,alle preiJSpolitisch'en In­
strumente .in der Hand hat, die Inflation j,edoch 
weiter angesti,egen i,st. Es Hegt aLso uns.erer 
Meinung nach nicht daran, daß man die gesetz­
lieben Maßnahmen nicht hätte. 

Die OVP hat dlaJhe;rals wirkU'Illgsvol1en Bei­
trag zur S1labilis'i,erUng ,eine SenkuIllg des hal­
ben M,ehrwer,tsteuersatz,es ,auf 6 P:r:ozent und 
die Einbezi1ehung von Benzin, Dieselöl und 
Handelsdüng,er in d'Üe'sen Satz vOIigeschICllg,en. 
Das wurde }'~ider :abg.el'ehnt. Daß die Senkung 
des M~hrwertsteuer:sabes leinß.eitrag zur Sta­
bilisi,erung ist, zeigt Fr:ankr1eich, wo vor eülJilger 
Zeit eine ähnLich.e MaßnaJhme gesetzt WlUooe. 

Mei,ne beiden Vorredn.er, KolJiege Bundesroat 
W;aLzer und Bundesrat Dr. Goess, haben bereits 
gesatgt: W,ir stimmen di,eSIe!ID. Gesetz zu, weil 
w:ir 'gI,auben, daß es ein Beitr.ag ist - ein 
Minilbeätmg alleIldiing,s nur -, ei'nen Schritt 
weli.terzukommen. 

Hanzlik oder Hawlicek!), ,entschuLdigen Si,e 
v.i,elma1s, ich meine KoHegin Hanzlik - bilLi­
g,er ,a]'s in Osbenei.ch verkauft weIld,en. Aber 
g·erade ddJe Beratung,en darüber hatben gezeigt, 
daß es sehr ,schwierigsein wiIid, dies durCh­
zuführen. Es hat ,sich a.lso gezeigt, daß es [lOch 
weiterer Beratungen bedarf, um auch klarzu­
stellen, wie man das machen klann und welche 
Möglichkeiten man von Ost'erneidt. 'aus hat, auf 
multinational,e Konz,erne ein~uwirken. Des­
haLb, glaube kh, war ·es vorläufig mchtig - ich 
hoffe, man wild diarÜJber GespräChe führen, 
ich w.eiß ,a:ber nicht,ob 'es ,g'eling,en wird, ein­
vernehmlich zu :ei'IlIern Konsens zu kommen -, 
darauf zu vel'lzichten. Ich möchte ,abschliteßend der Hoftinung Aus­

Genau d1Cl1Sselbe ,gilt für den § 2 Ib, mit dem druck geben, dlaßes der Bundesr,egierung ge­
erreicht werden sollte, daß alle jene Preise, lingt - ich weiß nicht, ob ,si,e es nun derzeit 
die stärker als der durchschnittliche Index ge- nicht will oder ob sie es derzeit nicht k.ann -, 
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die wirtschaftliche uru:l infllCl,tJionär,e Entwick­
lung in diesem Staate endlich ,in den Griff 
zu bekommen. (Beifall bei deI OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das 
ist nicht dier Flall. 

Die Debatte ist geschlosSoen. 

Wird vom Berichterstatter das Schlußwort 
g,ewünscht? - Das ist ,audl nicht der Fall. 

Wir ikommenzur Abs1lirrnm!ung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s P I U eh zu er­
heben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1913 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz zur Durchführung des Internatio­
nalen Ubereinkommens über die Beseitigung 
aller Formen rassischer Diskriminierung (988 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Ta,gesordnung: Bundesverfas­
sungsgesetz zur Durchführung des Internatio­
nalen Ubereinkommens über die Beseitigung 
aller Formen rassischer Diskriminierung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Gisel. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Gisei: Herr Vorsitzender I 
Hoher Bundoesr:atl Anläßlich der Genehmigung 
des Internationallen Ubel1einkommens über die 
BeseiHgung liassischer Di1skrtminierung hat der 
Nationalrat beschlossen, ,daß dies,er StaJatsver­
tl1a'9" durch dLe ErLassung von Gesetzen zu er­
füllen i,st. Der vonliegende Gesetz'esbeschluß 
des Nationalrates .hiat dementspr,echend ein 
BundesverfassunglSlgesetz zur Durchführung 
dieses Diber:einkommensziUm Geglenstand. 

Dieser Gesetzesbeschluß steht im Sinne des 
g.enannten Staatsvertr,aJg,es dille Ausdehnung 
des verfasSlung'S!g,esetzlich Igar.antiertJen Gleich­
neitssatz,esanIf d1e Behandlung von Auslän­
dern untere,inander vor. Durch die in Ausisicht 
genommene NeuI1eg.elung wel1den die Ig,elten­
den Bestimmung,en der österI1eichisch,en Ver­
fassungsr,echtsol1dnUIl!g über ,dile GI,eichheit vor 
dem Gesetz l'ed:ig,~ich eI:gänzt. 

Durch Arti~el I kbs. 1 des Gesetz'e,sbeschlus­
s,es sol1 auch klangesteIlt wem'en, daß das 
Diskrimini'erung,sveI'ibot nicht ruur die Vo1lztie­
hUIlIg, sOnicLern auch di,e Gesetzg1ebung ,bindet. 
Wi'e bisher so1len sachlich gerechUertigte 
UnterscheiJC1ul1Jg;en zulässdg bleiben. Es hleibt 
auch dile MögHchkeit hes'tehen, SoIlldierreg,elun­
g,en zu treffen, die nur für Inländer Igelten. 

Der Ausschuß für VierfaSISungs- und Rechts­
angelegenheiten hat di,e 'g'9igenständliche Vor­
lage in 'seiner SitZUll1.gaID 11. Juli 1913 in Ver­
handlung gezogen und einstimmLg beschlos­
sen, Idem H()!nen Hause ZlU empf,ehLen, keli.ruen 
Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Bel1atulllg ,stellt der Aus­
schuß für VerfaJS!sungs- l1ln.d Rcechtsan:gelegen.­
heiLen somit durch mich den An t rag, der 
Bund.esrat wolle beschHeßen: 

Geglen den Geset2esbeschluß des National­
raJtJes vom 3. Juli 1913 betr:eff.el1Jd ein Bundes­
verfassunrgsgesetz zur DurdlfiilhlUllig des Inter­
nationalen Uibereiißkommens über di'e Bes,eiti­
gUl1!g aller Formen liaJSsisdrer DiskIlimirrierung: 
wird Ic.ein Einspruch lel1hoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Di,es tst nicht 
der BaU. 

Wir kommen .zur AbstimmUirug. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu er­
heben. 

6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 11. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Förderung 
staatsbürgerlicher Bildungsarbeit im Bereidt 
der politischen Parteien sowie der Publizistik 

geändert wird (983 und 989 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes Ülber die FÖI1derung staats­
bürgerlicher BndungsaIibeit im Bereich der 
politischen Parteien sowie der Publizistik. 

Berimterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich 'bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Hoher Bundes­
ratl Durch die vor.lJieg,el1Jde NOVlelle zum BUJIl­
desgesetz über die Fömerung ,staatsbürger-­
licher BiLdullIglSlarbeit NIl Ber:eich der politi-­
sChen P.arteien sowte der Publizistik soll neben. 
der BehebuIlIg eines RedaktiollJsveI1sehens dm 
§ 10 Abs. 2 klargestellt werden, daß für perio­
dische Druckschriften, die zu einem hohen_ 
Prozentsatz nicht verkauft, sondern kostenlos 
abgegeben wel1den, Ibei Vorliegen der entspre-­
chenden Voraussetzungen nur ein Grundbe­
tr,ag, nicht aber ein Zusatzbetrag im Sinne des: 
Gesetzes gebührt. 

Nam Beratung und einstimmigem Beschluß 
stellt der Ausschuß für Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten durch mim den A n­
t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 
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Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­

rates vom 11. Juli 1913 betreffend. ein Bunde,s­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Förderung staatsbüligerlicher Bildungsarbeit 
im Bereich der politischen Parteien sowie der 
Publirzistik geändert wird, wind kein Einspruch 
erhoiben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand gemel­
det. 

Wünscht jemand das Wort? - Di!es ist nicht 
der Rall. 

Wlir konunen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu er­
heben. 

7. Punkt: Gesetzesbesdüu8 des Nationalrates 
vom 3. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Arbeiterkammergesetz geändert 

wird (981 und 990 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Arbeiterkammergesetzes. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Wanda 
Brunner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichter,statterin Wanda Brunner: Herr Vor­
sitzenderl Hoher Bundesrat! D.urch den vorlie­
g,enden G-eset:oosbeschluß des NationalI1ates 
soll die bisher fiestgelegte Mindestbeschäfti­
gungsz.eit ,als VOI1Cl<usset:7Jung für d,ie WrahLbe­
rechbLgung ·entfallen und das paSSlive Wahl­
recht lanalog dem Betriebsräteg:esetz auf 
21 J.ahre herabg,esetzt wem,en. W,eiter>s soll 
aLe Hömstgrenz.e für die Arbeiterkiammerum­
lag.e künftig höchsteIlis 0,5 Prozent der für die 
gesetzliche Krank'enViersimerung geltenden 
al1gememen BeitItagsgrundLage >betragen. W,ei­
tere ÄndeI1lIl!gen betlieffen ,eine Ergänzung der 
Bestimmungen über die Rechnungsprüfer so­
wie die Vertretung der Klammern.in der Haupt­
versammlUIlig. 

Der AJUsschuß für IsoziaLe Anyel,egenheiten 
hat die .gegenständliche Vor,Lctrgle in s,einer 
Sitzung vom 17. Juli 1913 in V,ellhandLtmg 
g,enommen rUnd mehrstimmig -beschlossen, dem 
Hohen Hause zu .em.poohlren, k!einen Emspruch 
zu erheben. 

Als Er,gebnris ·seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für ,g.ozd,ale Ange1egleruheit!en 'somit dur<:h 
mich den An t r ,a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen d·en GeSiet~esbesch1uß des National­
rates vom 3. Juli 1913 betroeffend ein Bundes­
gesetz, mit dem. dars Arbeiter.roammergesetz 
geänd·ert wird, wird kein Einrspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort ,gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
lng. Gassner. Ich erteile es ihm. (Vizekanzler 
Ing. H ä u s er betritt den Saal.) 

BUTIldesr.at Ing. Gassner (tJVP): Hohes Haus! 
Herr Vorsitzender und,darf ich sagen, Herr 
Vizekaruzler, obwohl Sie noch IlIicht offi'lliell 
begrüßt word·en sind. Wir ;haben IlIUnmehr dias 
Kammerg,esetz zur Beratung. Da~u vorweg .ein 
paar Bemerkungen zu den Klammem selbst. 

Ich glaube, es ist unbestritten, daß sich heute 
jeder Osber:r;eich'er zur Einrichtung der Kam­
mern beklennt ulIld daß diese !(jammern 'eine 
gute Funktion zu erfüHen haben und sie .auch 
erfülLen. Die Kammern und vor allem die 
Arbeiterklammer haben liJhre Bedeutung für den 
sozialen Frieden, d.er in !Unserem Stilla.t hen1S<ht. 
um den uns sehr, ,sehr vLele beneiden. Aber 
sie haben auch di.e MÖlglichkJeit, Einfluß auf 
di1e TäUgkieit ,dier Regierung bemehunogsweis,e 
auch d,er 'gesetzgebenden KörpeDSmaften aus­
zuüben, timidem sie zur Begutadlwng von Ge­
s'etz.en eiDJgieladen werden. 

DLese l{;amrnern haben natürlich auch me 
Aufigabe, für den großen ,inneren Bereich, für 
ihre Kiammerang.ehö.rigen tätig zu w.el1den. 
Eine ,sehr wesentliche Aufig:abe für rdlie Arbeit­
nehmer in diesem Staat obliegt den Artbeiber­
klammern. Wir wissen, daß bei der Letzten 
A:r.beiterkammel'walhl, wo die Wahlbe:r.echtdg­
ten vtel1eicht nicht ,ganz ident waren mit jenen, 
dte wirklich KammeliangehöIl~ge sind, da es 
iJmmer wi'eder SchwieriJgkedten bei der Er:t1as­
slUng der W.arhLbe1"echtitgten gibt - auch ldas 
ist ja, g1aube ich, allgemein bekannt -, rund 
1,6 Millionen Menschten edaßt :wumen. Durch 
di,e vermeih:rte Beschäftitgten7Jahl in tJ,stJerl1eich 
und als FoLg,e der heute zur Diskussion ste­
heIl!den NOVoel1e, die ,auch mit .sich >bringt, daß 
die Einjahresfrist bei der Wahlberechtigung. 
die sogenannte Gasbar:beiterklausel fällt, wler­
den 'es .bei der nächs.ten Wahl nach Schätzun­
g,en wahrscheinlich 1,8 MillioIl!en Arbeitneh­
mer sein. 

Das heißt, daß dieser Kammer nicht nur 
durch die große Anzahl der ihr Zugehörigen. 
sondern letztlich auch bei der Wahl in die 
neun Länderkammern durch die große Anzahl 
der Wahlberechtigten von 1,8 Millionen eine 
große Bedeutung zukommt. Dieser Bedeutung 
sind sich, glaube ich, die Vorstände in den 
Kammern und die Vollversammlungen be­
wußt, die immer wieder Leistungen für die 
einzelnen Mitglieder erbringen, sei es in der 
Beratung, in der Information, in der Schulung. 
in der Hilfe oder im Rechtsschutz. Es ist mir 
voll bewußt, daß dazu auch Geld notwendig 
ist, um diese Dinge durchführen zu können. 
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Es ist aber unserer MeiDlUng IlJam lauch not­

wendig, daß die Aussagen dieser Eammlem, 
die StellungDlahmen dieser Kammern ·ein Spie­
g,elbi1d der Mein:ung de·r Arbeitnehmer !in dJie­
sem Staat sein sollt,en. Wir wissen natürlich 
genau, daß KUe Mehrheit in dd.;esen Kammern 
die Möglichkeit hat, 'infolJge mrer Mehrheit 
das durcbzu'Slet~en und das, Wias siie meint, daß 
es richtig wäre, zum Hes<h1uß lerheben zu llCllS­
sen UDld das .aum offizi-ell hinauszugeben. 

Was ,uns ·als MindeI1heit ,in diesen Kammern 
etwaiS 'bedrückt, ist der Umstand, daß man auf 
die Meinung der MindeIlheit bei offi.ziel1en 
Aussagen nicht mehr Rücksicht nimmt. Man 
ist letztlich in den Stelliungnahmen der Kam­
mern nicht dazu .bereit. Wenn man das trotz­
dem macht, so 'geschiLehtes nur sehr selten. 
Ich darf für meine K.ammer in Ni·ederösterreich 
sagen, daß es uns öfters gelingt, unsere Mei­
nung in diesen St,ellungnahmen mitzuveran­
kern. Aber wo es um das WesentHche geht, 
ist dasmaum der Fall. 

Es geht gar n·icht so ,sehr um die Stellung­
nahmen der leinz·eIDen Länderkammern, deren 
Meinung,en letztlich erst im OsterIleichismen 
Alibeiterkammertag 'Zu einer gesamten Mei­
Iltmg ver·arbeitet werden. In Stellungnahmen 
des Osterreichisdlen Arbe~terkrunmertages ist 
es - ,ich zumindestkiann mich ,bis aufeiIJJeIl 
eifWigen Fall nicht dalian erinnern, daß es 
anders war -, 'auch wenn die Minderheit ande­
rer Meinung w,ar, fast ~mmer um zur Weiber­
gabe der MehrheUsmeinung gekommen. (Bun­
desrat Böe k: Wie schaut es verkehrt aus? 
In der Buooeskammer?) 

Kollege Bö<kl Auch darüber kJann man reden. 
Ich habe auch idiese ZahLen mit, aber heute 
g,eht e,s nur um die Ffiage ,der Arbedterkamrner. 
Ich glaube, man kann ihier Vergleiche ziehen. 
(Bundesrat Böe k: Im Arbeiterkammertag gibt 
es genug Möglichkeiten, mitzureden/Genü­
gend!) Es gibt Mög·licilOOeiten, aber überall 
diese Dinge .muß man reden. 

Derz.eit ,ha.ben wir das Ar.beiterk<ammeIig,e­
setz zur Beratung. Von diesem Gesetz hatten 
wir bestimmte Vorstellungen, .die 'aber leider 
- ich darf es vorWJeg Isag,en -lC1eine ErfülLung 
gefunden haben. 

Vielleicht hat auch di.ese Arheiterklammer 
im BeWTUßtsein der Arbeitnehmer lieider noch 
nicht den ,entspredlenden Widemall gefunden. 
Das zeigt, glaube 'ich, letztLidl die :gering,e 
WahlbeteiltiJgung von durmschnittlich 62,3 Pm­
~ent bei der Wahl :im J.ahr 1969. 

Ich gLaube auch, daß aUe, die hier ,s'iizten und 
die in der Kammer tätig sind, Slehr geoou 
wissen, wie schwierig es ist, in den kleinen 
Betrieben, in den Kleinstbetrieben mit nur 

ein oder zwei Beschäftigten die Wahl'berech­
tigten 7lU ertiassen. SiJe wissen, wi:e ,schWÜteI1i.Jg 
'es ist, dort letztlich dias Inter·esse der Arbeit­
IlJehmer dJaI1a:n zu w,eck!en, . daß der Betreftend:e 
doch bereit .ist, wenn lauch die leig,enen Inter­
essen oder me dienstlichen InteneSlSlen landers 
sind - er zieht am Wahltag die Anwesenheit 
tim Betrieb, weil er viJelleicht dler ·einzigeBe­
schäftJigf!e ist, vor -, seiner Wialhlpflicht nach­
zukommen. Es i,st keine Wahlpfliicht, man. 
müßte eher sagen, es geht um die Bereitschaft, 
zur Wahl zu 'gehen. 

Ich glaube, daß das ,die Probleme sind, die 
wir sehen sollten. Das .sind die Probleme, 
die wir haben. 

Hoher Bundesrat!M,eine Damen und 
Herren! Ich habe heute 'Zu dem Wirtsdmfts­
.gesetz wi.rk11ch sehr !er.nst 'gespr.ochen. leb 
glaube,Cltuch in der Kiammer gi:bt ,es SO 'eine 
äJhnlJich·e Situation oder, bess'er gesagt, über­
haupt in der Demokrat.ie, wo es notwen.ddog 
ist, .eine ,sogenannte Demarkoati{)[llsliIlJi.e zu 
finden. 

Auch mir ist vollkommen klar, daß Mehr­
heiten versuchen, -ihre Mehll1heiren ent­
sprechend den Möglichkeiten auszunützen. Das 
ist 'auch nichts Schlechtes. Es 1st nun einmal 
.in der .o.emokratLe ISO, daß jemand, der Mehr­
heiten hiat, dazu iberufien dst,. mese ·auro aus­
zunützen. 

Nun erhebt sich laber tdLe Fr.Clig.e, wile weit 
man bereit ist, ,auch dlite Minderheiten zu ,M­
zeplti,eI1en und ·eine Urri,e zu finden, die der 
MehIlheit die Mäglimk:eitgibt, das ~u tun, 
von dem .sie meint, daß es richtig wäTe, gLeich­
zeititg ·aber die Möglidlkeit ,gibt, Meilß'Un.g1en 
oder demokr·atitsme VOI'ischläg,e ·der Minder­
heiten zuaklzeptlieJ:ien. 

Ich habe VeI'iständnis für 'die Macht­
ausnützung. Ich bitte aber auch dafür Ver­
ständnis zu haben - vor allem seitens der 
Mehrheit -, daß letztlich die Minderheit 
dort, wo Isie der Meinung ist, daß man d1;eser 
Minderheit ruicht entspf!emend Genüge tut, 
das aufezeJi.gt und das ,auCh. ,s·a!gt. Wir wolll·en 
hier nicht Fronten ,aufI1eiß.en OOer Gräben 
ziehen. Aber es ist notwendig, doch mög1Ji.chst 
einen Konsens ütber di,ese Linie !Zu finden, 
und zwar zwLschen d,er Machbausübung durch 
di'e ,Mehrheit IUDld dem d1emokrratischen Ver­
ständnis dieSier für die Minderheit. 

Diesem ArbeiterkammeI1gesetz - 'WIl kon­
kllet ~u werden - sind auch Plartei-enverhand­
lungen, sprich Fraktionsverhandlungen, 
zwischen der OAAB- und der SPO~FI1aktion 
inder Ar.beiterklammer vorausgegangen, das 
heißt lauf der Ehene des Osterreichischen 
Arbeiterk.ammertages, die sich mit dieser No­
velle ,oosCh.äftigt haben. 
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Ing. Gassner 
Seitens ,der soziialistiscbenMehI1heit waI'len 

einige Wünsche vOIlhanden, die sich darauf 
kOfilz'entfi.ert haben, dde sogle'I1lallD:te Gast­
arbeiterfria'ge, dilese B~nj'alhr,esfl'list, zu lösen. 
Ein zw,eiter Wunsch Wiar dlie Bindu.n.g der 
Höchstbeitragsgrundlage, der Kammerumlage, 
an Jene der g,esetzlidlen Kr,anken­
versichler.u.ng. Wir waren wei1ler,s der Mei­
nung, daß man ,et'WiClJS für die Juglend mamen 
sollte. WJr haben ja tn vielen BeIleichen das 
Wahlalter herunteligestetzt. Wdr wollten das 
auCh in der Kiammer rrnamen. Weiter bandelte 
assich um einig,e Änderung,en, die 'ganz e,in­
fach ,aus der Administration hel'lCllus notwendig" 
Wiaren. 

daß 'selbstViers.tändJich die Gas:tartbeiter m.eJhr 
die ,sein Wleroen, di'e der SPO dJi,e Stimme 
gehen w,enden. AheT das ist lan !Sich Illicht der 
Beweg'grund, über diese Dinge nun ,so oder 5-0 

zu ent.scheiden. Ich Igl,crube, hier 'geht 'esUlID 
viel tiefere Probleme. 

W1enn wir llpis mit den Problemen der Gast­
alibeitJer beschäftigen, so gäbe es noch sehr 
viJeLes, womit wi,r :ibnen heUen könnten. Es 
g,eht TIlieht nur darum, zu sagen: Jetzt dÜTft 
lihr 'WählenI W'as ist mit Icmde'l1en .ÄJn'9'elegen­
heHlen, in ,d~e wir fördernd ,eingreHen 
könnten? Die Arheiterkammem könnten 
ber.atJen. Manme Kammern machen es bereits, 
ehrig'e noch nicht. Es könnte sIkh um die -Be­
ratung und rum dli'e I.nformation UiIlId um die 
Erleichterung der Be'höroenwe9le und so weilter 
handeln. Wilr wissen letztloi eh , daß wir dieS'e 
GastJalib.eiter in ull.tSerer Wirtsmaft br:aumen. 

W:ir hahen e'i.'lllige Wünsche g,eäußlert, die tals 
sog'enannte Demokna1Ji,s.i,erungsvorschläge ~u 

w,erten wanen. Wir haben gemeint, daß man 
doch ,ein .bißmen mehr seitens der Mehrheit 
auf di,e MindeI1heit Rücksicht nehmen sollte. 
Will' Wlal'len ,etw,as üherIlaJscht, nadl diesen Ge- Daß wir 'ZUlID 21. Leberusj,ahr jagestag1: 
sprächen nicht ,aHe jtente Punkte, denen wir alle haben, hahe 1ch belleibs gesagt. Das i,st selbst-

VlerständHch. pos'itiv gegenübergestanden sind, in der 
Reg~erungsvorJ,a9le zu firuden. Nun zu .mem Kernpunkt - ich s.ag,e es vor­

w,eg -, waI1l1IIl wir ,diesem Gesletz ,auch nicht 
Zur Einj.ahresfrist hab.en wi'r ja g.esagt. Wir unsere Zustimmung geben. 

glauben ,g,anz ,einiiach, daß man ·auf Gruml 
von v~rfassungsmäßLgen Uberlegungen gesagt 
hat: Gut, ma'Il soU das tuIIl.. 

Aber w.ir h.aben ,auch dazu bei der .letzten 
VorstandsSlitrung der Hauptv.eI'lSla:Dmllu.ng des 
Dsterreichismen AIIbeiterkiaIIll!IIllel'tages die 
Frage ,an'QlBInerikt: Kann man die Gastarbeiter 
auf diese Art UJIlJd We!lS1e 'integrieren, indem 
man ihnen glanz ,eiruach dias ,aktive Wahlrecht 
ennöglicht, indem diese Binj,ath.resfrist fällt? 
Oder list ies nicht notw,ellldiJg, doch 'auch noch 
auf ,einlig,e ,an:der.e Dinge '9inzugehen? (Bundes­
rat S chi pan i: Eine Verfassungs änderung 
ist notwendig für das passive Wahlrecht!) 
Vi,elleieht ist ,es möglic:h, ,eiißIeneig.eIllen Wahl­
körper ,zu .biLden. ljst 'es überhaupt zweckmäß1ig 
oder notwend~g - wir haben das in Frage 
gestellt; ich sage das hier ganz offen -, einen 
Gastarbeiter ials Kammenugeih.örig.en zu füll­
l1en? Letztlich ,wil'ld nämlich durch die ~ammer, 
durch dIe StellungIllahmen, welche die 
Kammern ,abgeben, auch ei:ne poli1Jilsdl,e Mei­
nung zu Gesetzen 'geä:ußert, dfue :im Nationalr,at 
und letzUich auch hier bei urus im Burudesr.at 
behaIlidelt und vel'iahscbiedet w;eriden. Wir 
haben Igefl1agl, ob es nicht zWie<kmäßi,ger wäl1e, 
daruber ,echter zu verhandeln. 

Ich weiß ,schon, daß Di,skussionen darüber 
stattgefurucLen haben. Ich möchte miCh der 
Wortmeld'OOg des KoLLegen Wedelllig lan­
sChließen, der ,~m Nationalr,at ,gemeint hat: 
Wir - ich glaube, ,auch. Sie von der Mehr­
heit, die Sie ,Slich damitbeschäftilgen - wiss,en, 

Wir haben ,sehr lange Verband1Ul1l!gen über 
di,e All1hebtmg der Höehstbed.tr:agsgrundlage 
geführt. Wir Ibaben ,erk,lärt, dJaß W'i,r bereit 
sind - w:ir wi,ssen eben, daß dille Karrnm-em 
GeLd 'benötigen und daß auf Grund der In­
flation 'im nächJSten Jlahr mehr Geld benötigt 
wiJl1d, um lilie Aufg,a:ben durChZ'UfiiillIlen -, 
einer Erhöhung .ab 1. Jänner des näChsten 
J,ahlies ZUlZUtstJimmen. Wir wal'en ,aberruicht 
der Meinung, das permanenrt: 'Zu hind-en, SOZiU­

sagen~u ,automatisi'eren. Man !sollte vilelmelhr 
in ,der Kiammer, ;in dien LändlerkJammern octer 
im ,gesamten Arbeiterkammertag die Ents<hei­
dung,en ISO treffen, diaß man sagt: Ich habe 
dl~ese oder jene AutigaJben zu erfüHen; ktMln 
ich auf Grund der 'gesetzlichen Regelung diese 
Dinge decken? J,a oder nein? Wenn lieh das 
nicht 'k!ann, dann iIIllUß ich eben den Weg 
,gehen, der bisher ,schon zw,eimal odler dreimal 
oder öfter ,gegang;en wunde, nämliCh über ·dla<S 
Parlament, über den Nationalrat, die Ein-
nahmen zu ändern. 

Ich IgLaube, Hoher Bundlesnat, daß das dler 
richHg,e W,eg ,gewesen wäre. Man sollte eben 
nicht in weite Flerne disponieren, sondem man 
solltJe d1e ÄUJsgtaben tbe7JiJelhungiswleilSe die not­
wendigen Einnahmen von der -effektiven 
Tätigkteit dier Kammel'ln abhängiIQ machen. 
DeshaLb haben wir nein dazu gesagt. (BU11Jdes­
rat Böe k, auf ein Protokoll weisend: Kollege 
Gassner! Vor drei Jahren - ich habe das 
Protokoll hier; Dezember 1970 - hat Kollege 
Krempl daB Gegenteil gesagt! Er ist glücklich, 

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 116

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 9621 

lng .. Gassner 
daß es an die Höchstbeitragsgrundlage der 
Krankenversicherung angeglichen wird!) Ja, 
in diesem spezi,eLLen Fall. 

Wir hätten auch gar nicht:s dag,egen ,g,ehabt, 
Kolleg,e Böck, Wlenn man ,gesagt hätte: Am 
1. Jä'll.Ille;r wtiI1d w,ieder angeglichen. (Bundesrat 
Bö c k: Hier geschieht nichts anderes!) Wir 
haben nur et'Wlas gag'en die }etm :beschlosseTiie 
permaoonbe Automatik. Dagegen ih!aben Wlix 
etwasl (Zwischenruf des Bundesrates Bö c k.) 
Ich bitte, den KoU~.en Kl1empl nJieht etw;as IlU 

unterstellen. Es handelt sich .UIlll ,zwei Vler­
schieden:e Dinge, wenn ich ,s.aJg·e, ich Ibin jle1:7Jt 
konfo.mn - genau das hat KoI·Lege Kliempl 
mffiIl'er Ansicht nach 'gemeint; ich w.eiß nidlt, 
ober sich 'Z11Ill Wort meldet -: Zu diesem 
Zeitpunkt ist die Höchstbeitragsgrundlage so­
undso hoch; wir kennen die Ausgaben der 
Kiammem, wir klenIlJen diJe EiImaJhmen der 
Kammern; es i'5t notwleIlldWg, zu dti,esem. Zeit­
punilct:, 'aU:so vor dI1ei JlaJhren, 'so zu. ·enhöhen. 

Wjr haben ,erklärt: 'WIir sind Ibered.t, larn 
1. Jänner 1974 mitzugethen. (Bundesrat Böe k: 
Angleichung - Nichtangleichung!) Wir sind 
der MeiIlJUlltg, .daß in iderderzeitiJg,en Situation 
eine Angleichungam 1. Jänner 1974 not­
wendig ,sein wtilnd. Wir sind aber nich:t bereit, 
das ,auf ~rmanenz :6es~g.en. UlltS1ere Mei­
nung ist, daß wi.r den tatsächliichen Geg,eben­
heiten ;iIlls Aug,e lsehen UIl!d damach handeln 
sollen. Deshalb I·ahnen w~r d1eses Gesetz .ab. 

Wir leih'llleIl 'es iaber auch deshalb 'ab, w,eil 
sehr vi,ele VonschIäge, die wir eingebnacht 
haben und die mit der von mir 19Ienannten 
Demark;ationsli!llfi,e ·etwas zu tun haben, leider 
nicht herückJSichiJigt wenden. Wir ha.ben uns 
vorges.tellt, daß man die "Wiahlbehörden nicht 
andeI'ls ZUiSaJImIljen:setzt, .sondern jeIlJe der Ge­
meinden hel1aIllZ~eM, KleI'len Mitgl.iledJer, w·eil :sie 
Erfahrung halben. Ich möchte g·ar IlIicht ab­
stIieiben, daß laudJ. in den Arbeiterkammer­
wahtbelhöl1den zum 'f,sil erlahllene Leube 
sitzen. Wir möchten, daß für die Ar.beiter­
kammerwahlen me Gemeindewahlbahö1'Iden 
heran91ezQgten weIld!en. Das gilt auch für 
andere Kammerwahlen und ist ohneweiters 
möglich. (Zwischenruf des Bundesrates 
S chi pan i.) Zuan Teil .ist 'es 'bei aIIlJderen 
Kammerw.ahlen Ider F,all, Her.r Kollege 
Schipeni, falls Sie das nicht wissen sollten. 

Hier hätten wir me Möglichk!eit gehabt, die 
Wahibellechtigten besster zu' ,erla/Slsen. Die­
jenigen, dille in den Kammem sit~n, wissen 
sehr gut, ,daß es immer wt1eder sehr viele 
Fälle .gibt, dJaß Leute zur Wahl'geihen wollen 
und f,eststelLen müs.sen, daß sie - egal, larus 
welmen Gründen - nicht erlaßt WUI1den. 
Darüber will ich 'g,ar IlIichit reden. Wir wollen 
also eiIl!e beSlSeIIe Erfassung haben. 

W,~r wollten auch die Einführung dier Brief­
wahl haben. Hiler muß man vor diem für den 
Verkehr zustäIlJdigen Kollegen PIiechtl eine 
Verneigulltg machen, denn . bei iIhm .gibt les 
'eine 82,3prozentige WahlbeteiJiliguIlig. Man hat 
es aber dort lauch 'etw,as leichter. Ich gLaube, 
daß mir KolLege PI1echtl recht geben w.il1d, 
wenn ich lSIage, Idaß dieser Organisations­
beIleIich ,geschlossener i,st. 

Wdr haben bei den Ar.beitern - lalUch das list 
.bekannt eine WiahlbeteiUgiUng von 
60,2 Pro~ent. Wir wissen glen.au, wi;e schwdeJ:Iig 
·es gerade ,im Baugewerbe ist, da· die Bau­
stelLen 'Sehr VierstIleut :sind. Man JIätte die 
Bmefw,aJJ.I einfrÜlllIlen mÜS:Slen, um Iden Kiammer­
'antg.ehöriJgen, den Arbeitnehmern ,dile "Wia!hJ. ·,zu 
,edeichtern. 

Dile Dem.okraUSiilerungsvorschläge wmen 
darauf gerichtet, echte Bindungen einzuführen. 
Das ist ,auch in ·anderen Bereichen möglich. 
Paradebeispiel hiefür ist die Gesetz'gebung lim 
Gemeindebereich. 

M'allsohlte beim Arbeiterk.ammerg,esetz, das 
heute fiast ,eine PräsildialVlerf.aSlS'llIll9 hat, an 
die MiIllc1enheit derrklen und sagen: Jawolhl! 
Wenn eme MiJnderheit eine IgeWlisse AIlJZI8IhI­
von Stimmen ,enreicht ·hiat, dann hat sie ,auch 
die Chanoe, PositiOilien zu ibesetzen. 

Ich w,eiß schon, daß wir uns nicht darüber 
bek1agen dürfen, Wlir hätten reine V.i:ze­
präsidenten. Wlir !haben :SIiJe iin Iden Ländern. 
Aber das häIllgt - -ich sage das Iganz of1ien 
und ehr.1ich - von der Gn.ade der Mehrheit 
ab. Ich gLaube, daß les in eiIl!er Demokmtie 
nicht zweckmäßig i,st, Wienn die Minderheit 
von dier Gnade dler Mehrhe:it .aibhänQt und 
sagen muß: Bitte, ,gebt mir IdIiJe Chance, gebt 
mlir den Posten ,eines Virepräsildentenl 

DiJe Mehrheit wäre mer lQ1Ut benaten ge­
wesen, doch diJesen VOllSchlägen stattzugelben 
'UJIld -den .AnlSpruch ,einer Mi,ndeI1heit, wenn siJe 
die entspnechenden Stimmen ·erhält, in dliJeses 
GeSietz mit,einzubau;en. 

Ich w.ende mich Ider ZUJSIammensetzung der 
Rachausschüsse ~u, d~e heutle vom Rräsdtden1len 
'eingesetzt wJeroen kÖImen. Ich Wleiß, daß tauch 
das &n manchen 'BuIlldesläIlldern nicht gesch1:eh.t. 

In der WienJer Alibeiterkammer zum Bei­
spiellstellt diJe OAAB-FI1aktion, die einen -be­
trächtlichen ALntei.l hat, k.einen ei!IllZ~gen Vor. 
sitzenden ffiIlles Ausschusses. Wenn die 
Mind!el1heit 20 oder 25 Pro7Jent AnteU lan 
StiJrnmen .bei 68 oder 70 Prozent der Me.hJrheitlS· 
fIlaktion hat, müßte sie daJs Recht Ibezi'ehungs­
wei·se den moftaliscben Anspruch haben, einen 
Vorsit7Jenden von -den zehn oder zwölf Aus­
schüssen zu steHen. 
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log. Gassoer 
Hoher BundesI1atl UnSiete Uberlegungen 

war,en, hier ·ein bißchen mehr Demokra1:D.e ein­
fließ'en zu lass'en. 

In diesem Geslebz ist ·auch vemank:ert - ich 
kenne kein ähnliches Bffispielj ich hoffe nur, 
daß ,IlllLr die W.iener Pre1lIlidJe nicht böse 
sind. -, daß der PräSlident der Wiener Klammer 
automatisch der Präsident des Osterreichischen 
A:l1beiterkJammertag.es ist. 

Noch Vlerwirnender :iJSt, daß dann, wenn 
dieser Präsident VleIllürudiert ist, ihn nicht einer 
der ·anldelien Präs~d:enten, <Li,e MitgHeder des 
Vorstandes des Oslleriieichismen A'fbe!iter­
kammertages sind, ,sond,ern der .gewählte 
Vi7lepräsident Ider W~ell'er Klanmn.er, der 'gar 
ruicht Mitglied des VOl\standes des Ar.beitJer­
k.ammertages ist, vertritt. 

Hiier gibt ,es !doch Ungeneimb1refi.ten! In die­
sem Gesetz ,gibt les leJirue Bräsi!di.alv:erflassung, 
eine Mehnhei tSViertassung. 

Wir :haben an die Mehrbeit a.ppelliert, eIilll. 
bißchen V:eI1s:tändnils für d~e Mirudenheit zu 
ha'benUlllJd die Demokname in die·sem Gesetrz 
doch .stärker ru V1enankiem. 

Wir haben ·auch gemeint, daß der VorSIband 
des OstJerI'leichismen A'rbeiterkammertages auf 
Grund der WaihleIigebni,sse zusammeng.es,etzt 
wird. Wenn wir nicht !das Glück.g.ebJabt hätten, 
seit dJem J,we 1969 ,einen PTäsidenten .in 
Vorarlberg zu haben, hätten wir nach wie vor 
bei :immer.hin doch 23,5 Prozlent Anteil an 
Wählenst'immen für den OAAB und ,bei 
68,3 Prozent A!llteHan Wäthlerstimmen für die 
SPO - der OAAB ,hiat ,a.Lsoein Drittel - in 
Osterreich kein eU.lllzoiges Mitglied im Vo.l1Starud. 
(Ruf bei der SPO: Dafür haben Sie Vize­
präsidenten!) Ich weiß nicht, ob man. das wirk­
lich V1erantworten kann. Ich gl,aube es nicht. 

Da'rum iUnS!er Appellian dLe MehlihJeit: Sagen 
Si·e ja! WLr sind her,eit, ,auch dllie Mi'Ildleliheit, 
d~e 23,5 P.rozent der Stimmen hat, zu akziep­
tielloo. Sie 180.11 auf Grund iJhI1er Stär-ke dm 
VortStCllIlld des ArbeiterkJammer,tages vertreten 
sein. 

Bei einem 'einzi.qen PU:Ilkt, unJd zwar bei der 
Zusammen~ullig des Dsbenr.ekhisch·en 

. Arbeiterklammerbag,es, war d~e SPO-Mehmeit 
bereit, teilweise mitzugehen. Be,i der Ent­
sendung .aus den Ländern wird nurume:hr der 
Präsident beian po1dtitscbien Proporz berück­
sichtigt. 

Die Mehrheitsfrak1lion hat !aLso von elf Vor­
schlägen ,einen !eilIllzig,en Vorschl.ag - und 
auch den nur ZIUlIIl ~eH - 'angenommen. 

Ich möchte ,um :eines lbiItten: Uberleg.en Sie 
sich doch di.eLSe Dinge nochmals - ich weiß, 
daß es heute nicht s,ein ooann - und seien Sie 

bereit, in den Zusammensetzungen, in den 
Stärkev,erlhältnis'Slen des Osterreichi'Schen 
Ar.beiterkammer:1Ja:g8s uoo der Län.derkammem 
auch .dJi,e Minderheiten ,entspIlechend zu be­
rückSichtiglen. VLeUeicht können wir dazu 
kommen, daß dte Demoknatie .in den Kammern 
wesentlich stäT~er ,als Ibi'sher zum Tragen 
kommen kann. 

Da Sie laber diesmal nicht bereit waren, mit­
zugehen, und da wir ,der automattitschen Bei­
tragserhöhung Illieht dlile Zustimm'lln.g geben 
können, 'Sehen wir uns Illicht .imstande, Lhnem 
An1lmg, keinen Einspruch 'Zu ierhebelll, unsere 
Zustimmung ·zu ,geben. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Im begrüße den >inzwischen 
eingetroffenen Herrn Vizekanzler lng. Häuser 
herzlich. (Allgemeiner Beifall.) 

Weiter ,zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Prechtl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat PrechU ~SPO): Herr Vizekanzler! 
Ho.her Bundesr.atl Da heute das ATooiter­
kJammergesetz und 'seiIlJe Nove1ile zur Dis­
kussion 'steht rund Herr BundesJlat Gassner 
begründet hat; warum von :seilten der OVP 
eine AlhliehnungerfoLgt, möchte ich. dom ,auf 
·einige Ding.e eilIllg,ooen. 

Ich möchte im besonderen iauf da.s ~robl>em 
der Minderheiten 'zu 'spI'Iechen kommen. Ich 
kann mich nicht damn erinnern, daß in letzter 
Zled.t in 'einer KammervollvenStamm1ung auch 
nur ·eine ei:nziJg,e Resolution beschlos'sefi 
wOliden wäre, die niebt mit den Minderheiten 
abgesprochen W1'IlIndJe. AUe Minderheiten hahen 
ilhre Zustimmung geg,eben. Das .i,st die Fest­
stel1ungeiruer Toleranz einer verhältnismäßig 
qua.lifizliie-rten Mehmeit. Wlir würden uns 
wünschen, daß man auch in Lhren Reilhen 
- 'denn Osterreich ;ist zum T,eil ·ein Kammer­
staJat - die g/leiche polit~sche Toleranz walten 
lassen wünde, wie ,das in den Alrbeite.r­
kammern der RaH iStt. 

Zum Belispilel wel1den dllie Vizepräsidenten 
fast ÜJbel'!all vom OAAB gestelLt. Es gilbt kaum 
Präsil<Ualbeschlü\S1Ste, die lentgegen der Meinung 
der Viz·epräsidenten gefaßt wemen. Ich 'gl~ube, 
daß :es kleine tol,erantelie ·Einrimtunggibt,a.ls 
es geI'lade die Arbeiterk,ammern ,si·nd . 

Aber eines muß ,auch ,gesagtweroen: Daß 
dIiie MindeI"helit bestimmt, was dlie Mehrbeit 
machen soll, ,sow:eit kiann ein'e Derm.okl'iaUe 
natürlich ruicht g,e:hen. (Bundesrat Ing. 
Gas s n er: Das hat niemand verlangtl) SLe 
haben ·es nicht verlangt, aber Lhl1e Aus­
füihIiU:IlJgen haben ~aJSt diesen AmIs mein 
erw,eckt. (Bundesrat [ng. Gas s ne r: Soviel 
wollen wir gar nichtl) 

NunZIUm Gastarbeillierproblem, d,as mich 
sehr, sehr berührt. Wir haben in Osterredch 
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rund 200.000 GaJStarbeifler. Wilr Vlerlangen von 
ihnen, daß sie bei uns Arbeiten leisten, 
die ndch.t dd!e Ja.DJgJenehmsten isind und wofür wir 
Kaum noch .Qsterreicher fin,dlen. Wdr wollen, 
daß .sehr Vliele Gastarbeiter in Oster.reich v,er­
bleiben, und :sie wenden künftig vi'elJleich.t 
sogar ihr-en Wolmsitz hiler IIllehmen. 

Wir sind über diliese Entwicklung Isehr 
glüdtNch, daß hei der Konjunktur, die WJi.r dlll 
OsteI1l'!e!ich. zu verreichnen Iharben. Gott tSJei 
Dank ein Arbei1lskräf1lebed.arf g'egeben ist und 
wir nicht mit Ambeit:slosigketit kämpfen 
müssen. 

Esi,st ger,alde für ,ein demokI1ati,sches Land 
wie Osterreich. 'sehr sirnnvoH. geIiooe diese 
MelllSchen, die iClUJS Ländern kommen, lin denen 
andere .g,es.ellschaftspoliUsche Vlerhältnisse 
herIISchen, Langsam 'in ,den demokI1il1bischen 
Erzi,ehung'sprooeß leiner Demokr,atiJe ein­
zubauen und ihnen das W'ahlrecht !Zu geben. 
Ich bin j,a nun sehr glückJich. daß heute gellade 
über dieses Problem laJUch von Ihrer Seite 
sehr Isachlich gespromen wOllden ist, im 
Gegens.atz zum Nationalrat. 

Wir .harben nach -ei.ner Reme VOill W'athl­
ordnungen - 'ilIUch. bei den OsteneiChJ.i.smen 
Bundesbahnen - ,auch. dte Ga,sbarbeiter wäJh­
l~ l:aslSlen. Wirr hlillben damit Slehr gute Er­
f,ahrungen ·g,emacht. Site ihlaben größeres Inter­
esse dalr'ilID Igezeigt laLS - l'eider, muß lich. 
sagen - oft so manche öster-reichi,sme Kol­
leg,en. Sie ha:ben S[ch. sehr, sehr g'enau orlen­
tiert, Wlelche MÖiglichKed.ten sie im &a.hmen 
der Wiahlkörpersmaftletzten Endes auch. 
hahen. 

Sie sagen. man soUe den Gastarlbeite,rn hel­
fen. Genade die Wliener Kammer -UIIld das 
Büro der WliIener ArbeiterkJammer ist ,auch 
gleichz:eitig für den Allbeiterkammertag zu­
ständig - tut das. Täglich kJann man test­
stellen. daß die Rechtsbellatungen der Arheiter­
klammem sehr 2lahlreiCh von GilISlJarobeitern 00-
anspliUcht w,emen .und daß ,eigene DoJmetsmer 
aIJ!g,estellt werden mußten, Uln diese Mensdren 
beraten zu können, da sie der Spnache oft 
kaum kJunddg Isind. Ich muß ,ehrlich. sagen, 
daß die Gas1laI'beiter finaDlZbell sehr ausgenützt 
wer.d'en und die U~enntnis der Spnache ilhnen 
sehr zum sozialen Nachteil g;ereicht. 

Zur ,andenen Rrage. diJe in diesem Zu­
sammenihmg -erwäJmt wird, daß nämlich. der 
Wi'ener Präs~dent 9'leichzedHg PrälSlident des 
Aribeiterkammertages ist. Die Wiener 
.A!rbeiberkliiilDmer .ist nun ,einmal dii,e :größte 
A1rbeiter:kJammer.Bs list meilstens so, daß die, 
dre die meisten Wahlher,echtigtJen und WäJh1er 
stellen. in diesem Zusamme.nh!ang auch gJJe i ch­
~eitig den P.räs:Ddenten stellen. 

Ich möchte ·auch tdliJe W,iener Kolleg,en und 
dde Wi1enier Kiammervollv:eDSIamIIllung nicht 
abWierten. Ich nehme immer ,an, daß einer dier 
Tüchtigsten ,und. Besten 7Jllm Präsidenten ge­
wählt wird. Aber im RJarhmen dies Kammer­
taJgSVOl1sta!Illdes haben j.a lalle Plräsidenten die 
MägHch.keit, zu ,ad.l dies,en Dingen Stell'UIl9 
zu nehmen, die letzten Endes behandelt 
werden. Der Vi.zepräSident ist deshalb auch 
gleichzeitig Vertreter des Kammertags:büros, 
Wieil ,das Büro in W~en ist. Jed'e ·arutere Rege­
Lung würdeZIUr Folge .haben, daß ein Präsident 
aus Tirol oder aus Vorarlberg oder aus irgend­
einem ,anderen BunJdes1and sofort in Wi.len 
Sitz nehmen müßte, wie da.s ,seinerzeit der 
Rall war. als der Präsident der Wiener 
Arbeiterkammer leider einen Herzinfarkt er­
litten hatte und IClUIS IgesuIlldheibllichen G.ründen 
monatelang ausgeschaltet gewesen ist. Es 
würde sich dann wieder eine Bürokratie eta­
blieren. die Sie ander.erseits unter Umständen 
angreifen würden. 

Sie WlaJIIeTI. heute sehr, Mst möchte ich :Sag'en, 
jovial. Aber ich möch.te hier etwas ZiitieI'M, 
w.as am 30. Juni von >Seiten dies OVP-Presse­
d~enstes eliSchi.enen ist. Es ist no tw.endig , auf 
dieses Problem ein2lUgehen. Ich .darf ,also 
ZlitieI1en: 

"Die Erhöhung UIlld Dynamisilerung der 
Ar.betiterkammerumlag.e. die in einer Novelle 
zum Arbeli.terkammeI1gesetz vorgesehen iSIt, 
wird den österreich.iJSchen Ar-beiternehmern 
jälhdich etWla 100 MiLHonen Schilling kosten. 
die in dias Säcklel dier Arbeiterkammer fließen. 
Mit diesem Gesetz soLl dlie Höchstbeitrags~ 

grundlage zur Arbeiterkammerumlage von 
derzeit 4800 auf 6300 S erhöht werden." 

In dies'em Albs,atz wiI1d - man kann 
fast sagen - eine Unterstellung unternom­
men. indem nämlich so getan wird, als ob 
an irgendeine anonyme Körperschaft Beträge 
fließen würden, wobei nicht klar ersichtlich 
ist, was mit diesen Beträgen geschieht. 

Wi[' wi.ssen ganz 'gen:au, daß es in der Zwei­
ten Republik kleinen einzigen Rechnungs­
aJbschluß der Arbeiterkammern geg,eben !hIa.t, 
gegen den irgendeine Fnaktion einen Ein­
spmch ellhdben hat. (Bundesrat Ing. Gas s­
n e r; Stimmt nicht! In Salz burg zweimal Ein­
sprüche des OAAB und einmal Einspruch der 
FPO-Fraktionl) Kann möglich sein. Ich laS!Se 
mich 'geme korrigiel1en. Aber SOIlJSt - muß 
ich. sag:en - ist dlasDlirgends in dlieSJem Zu­
sammeIlihang erfolgt. Die RechnungsabschlÜiSse 
Ueg.enauf. 

Nun zu den ,Beträgen. Sie sagen, den Kam­
mern erwachsen große Ausgaben. Man muß 
a'ber auch wissen und ·soll auch diese Dinge 
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offen sagen, welche Leistungen die Kammern 
elibringen müssen. Wir wissen, daß da oft ein 
großer Unterschied ist. 

Ich ,greife :rum Beispiel - weil das im 
nächsten Tagesordnungspunkt zur Diskussion 
stehen wiro - die WohIllbauförderung heraus. 
Sie wissen, daß die neun Länderkammern 
untersdliedliche Finanxierungen ha'ben. Aber 
wenn ich zum Beispiel eine Ziffer der Wiener 
Arbeiterkammer bei einem Budget von etwa 
135 Millionen Schilling her:ausgreifen darf, -so 
sehen wir, daß allein auf dem Wohnbause'ktor 
die Wiener Arbeiterkammer den Arbeitneh­
mern 100 Millionen als zinsenloses Darlehen 
für den Wohnungsbau zur Verfügung gestellt 
hat. Also eine echte Sozialleistung ... (Bun­
desrat B ü r k I e: In welchem Zeitraum? In 
25 Jahren oder in fünf Jahren ohne Zinsen?) 

Das kann er sofort beanspruchen. In fünf 
J.alhI1en rückJzahlbar, 001lle Zinsen. TolerantJer 
kann ,es nicht mehr gehen. 

Um Sie 7JU beruhilgren, Herr Bundesnat, 
möchte ich Ihnen lauch sagen, in welchem Zeit­
I1aum. Wi,r hatten eIist Igestern ,eine Sitzung, 
lin der wir 5 Millionen für 250 Wohnungs­
suchende und 43 Siedlungshäuser zu geben 
beschlossen haben. 

Also wir ,sind ISiehr tlia.TIISpaiient. Wir können 
diese Ziff.arn ohne'WieiteIis IClIUf Iden Tlisch liegen, 
weil wir ganz genau wissen, daß oft Mitglie­
der oder KiammerumI.agepflichtiJge, wenn Sie 
waUen, Eigentumswohnungen erw.erben oder 
Sied'lungshäuser :bauen. DielSe GeLder sind 
eben dazu da, lihnen rur Verfügung 9',es1lellt 
zu weI1den. 

Zu einer anderen Geschlichte, clie im Zu­
sammenibJang mit der Mit'bestimnmng und milt 
der Mitsp'l1ach:e !Slehr w.eSlentlich 1St. Das soU 
man ,auch sehr deutlich sag,en. Wir sprechen 
sehr viel von der Mitbestimmung und von der 
Mitsprame. Wir WilS'SIeIIl ,aber lals Gewlerkschaf­
ter lUIld ,als Kammerumlagepflichtige g:enalll, 
daß wir auch einen Apparat von Runktio.nären 
bnauCh'en, dwe aJUch die VOI1auss:etZlungen 
haben, in einer ISO. hoch komplirierten und 
memanisierten Wirtschaft mitdenk!en zu kön­
nen. Allein ,auf ditesem Sekto.r wer:den von 
allen Kiammern jährlJich fast 100 Mi'll,ionen 
SchilHng ,aufgewendet, damit di,e Schulungrs­
tätigkeit durchgeführt wer:den kann. Das geht 
quer. durch laUe Fraktionen, 'einschließlich die'r 
Sozialakademie, di-e !aJLeIiIn von der Wiener 
Arooiterkammer -einen Betnag von etw.a9 Mil­
lio.nen Schi Hing ,erfoIderlich macht. 

Zur Frage der po.lititSchen ToleIianz möchte 
jCh auCh etwas ,s'atgien: Uns-er sehr veoohr:ter 
HeI1r Vi21epräsident der WiJener AI1beiterk.am­
mer ,ist qm mir gekommen und hat qesagt: 

"Du. ich habe ,einlan, IderiJSlt von Uln!s'erer Rrak­
Hon, und ihr ,seid j!a ISO .stark Im dier Gewerk­
schaft der Ei-s.enJbaJhDJer, ihr haht schon f.ast 
90 Prozent. Kiann nticht jlemand unter Umstän­
oden zu lseinen Gunsten v,erzichten?" 

Dieser Mann, für .den interveni-ert WUlIIC1le, 
hat ein ,s;ehr hohes Niv-eanI. 

Wlir haben ,auf einen von uns verzkh1:let, 
damit ,auch ein Ko.lleg,e der OVP-FIIaktion 
Letzten Endes do.rt teUnehmen k.ann. Warum 
IlIiehl? Sie 'sind so. kLein, daß wir uns dort 
gar nicht ~u fürchten .bl1auch:en, 'w.enn einer in 
dieser Fomn teilnimmt Ullld 1etzten Endes ,auch 
do.rt die Menschen mit einem objoektiven und 
saChlichen Wissen 'ausgiestat1let wenden. So 
smd dieSle Dinge. 

Und wlenn Sie in ,dIi'esem ills·ammenhang 
von einem wleitelien P,robLem, von den Lehr­
Hngen 'Sprechen, -so muß ich Ihren SIClJQIen: 
AlleilIl für den LehrliIllQ'sschutz müssen 10 MiJ.­
Ho.nen Schlitlling 'aufg,ewendet Wiemen. 

Ich darf Ihnen die Situation di'eser ehI1en­
amtliChen Helfer sooldern. Was sich auf dem 
Lehrli.ngssektor heute noch abspielt, paßt k.aum 
in eine mooeme Zeit: In BäckJereiobetrieben 
müssen Lehrlinge manchmal um 3 Uhr früh 
aus den Mistkübeln herausgezogen werden, 
wo sie versteckt werden, wenn eine Ko.ntrolle 
kommt. Letzten Endes muß dann die Lehrlings­
ausbildung in diesen Bäckereibetrieben ein­
gestellt werden. 

Dafür s'ind ,große Beträge notwenrlilg. Diese 
Kollegen sind 'ehIieiliambllich tä1l1g, damit laum 
für die jungen MeMmen ,g,esoI1gt werden kiann. 

Ich möchte in di'eSieIn Zusammenhang auf 
etwas Besoodeoos ihinweiiSen. DalS ist sehr 
weS'enUichim Hinblick auf diie vO'lkswirtschaft­
liche, auf die wissenschalt1iche Abteilung, 
die w,ir haben. Das ~st das sinnvolle ZUS!aJm­
menaTbeiten der Anbeiterkammern mit den 
Gewerk!smaften. Es !Lst s,ehr ,erfreulich, daß 
iJn den ArbeiteI1IDammern sachliche Unt!e.r.l1agien 
geschaHen werden, um UDJS GeweIlksdllaftem 
di'e Mög,Lichkleit zu -geben, letzten Endes in den 
Verhandlufllg,en jene Grund1a1gen ~u halben, 
damit wir nicht nur ,als ,gleidllberechtigte Ver­
hanrliungrspartilier 'am \T.eIlhandlung,sUsch lS!it­
~en, ,sondern auch j,enes .geistige oder ma1le­
ri,eUe Funda.ment haben, um als .eb'enbür:tigJer 
Vierhantdlungsparmer zu eI1scrueinen UDJd die 
VieIlhandlung,en letzten Endes zum Positiven 
für unsere Kollegen 2lU führen. Das sind j.ene 
Probl,eme, dJile wir uns s,ehr stark überlegt 
haben. 

Deshalb .ilst in diesem Zusammenhang für 
uns von entscheidender Bed:eutnmtg gewesen.. 
daß sich die Ausgaben der AI1beiterkammern 
'Slehr wesentlich erhöht haben. Um diesen Be-
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trieb, den ich bisher geschildert ihabe, nichrt: 
einzuschrän~en, ISIind wir verpfllicht-et gew,esen, 
di'esen Wiefgzu gehen - einen sehr unpopulä­
ren Weg, das ,g,ebe ich ome weHenes zu - und 
die finanzi'ell'en Mögli~eiten ,ausrzuschöpfen. 

Daß Sile nicht ;dafür Istimmen, iJst mir aus 
drei Gründen v.erständllich. Er,steIllS i,st jede 
Erhöhung ,unpopulär - dIas WlilStsen wir -, 
zweitens finden tm nächsten Jathr Wahlen in 
die Arbedterkarnmern Istatt - das ist ein Argu­
ment -, und drittens, weil wir einen Großteil 
der politischen Forderungen, die Sie gestellt 
haben, nicht erfüllt :haben. Das Stinrlalso die 
drei weSientllichsten Punkte, w,arum Sie da­
g,egen Istimmen. 

Daß w.ir als V:eI1antwol1tliche Funktionäre 
di1eoom Gesetz die Zustimmung 'geben können, 
freut uns sehr, w,ei'lw.ir ,grLauben, daß es zum 
Nutzen der ,anbeiteooeifi Menschen in Oster­
reich ist. (Bei/aII bei der SPO.) 

Vorsitzender: Ich begrüße den soeben ein­
gelangten Bundesminister für Verkehr Früh­
bauer. (AIIgemeiner Beifal!.) 

Zum Wort ist niemand mehr gemeLdet. 

men. Di'eg,es Ubereinkommen wunde ,auf Grund 
eLnes Antrages der BUJndesregierung vom 
Natirollfalliat wegen ,des P.ehlens entsprechen­
der .inneI1staatlicher geset~:icher BesUmmun­
gen iam 10. Mai 195021unädlJst JJediglJi.ch zur 
~enntnJis 'genommen. Da nllt dem AI1beits­
marktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, und 
den IhtezIU iergang,enen DurchfÜlhnlIIlgJSvorschIlif­
,ten dioe Fordel"UIlJgen des lJbereink>OII1IIlIe1l!s in 
Osterreich rur Gänze erfüllt l5ind, .soll dLeSies 
Dbereinkommen nunaudl ratJifizJ..ert wenden. 

Der Nationalrat hat bed der GeIlIehmigJUD.g 
des vorHegenden Ubel1einkommeIlJS Iim Sirure 
des Arbi:~els 50 Abs. 2 Bun<:lJes-:V;erfassurugs­
gesetz Ibeschlossen, daß dileser Staatsvertmg 
durch E~lass:ung von Gesetz,en zu erfülJen ist. 

Der Ausschuß für IsoziJaJ.,e Ange1leg,enheiten 
hart di,e lQ'egeTIlStäOOlime Vodage in Sleiner 
Sitzl1!ng vom 17. Juli 1973 in VeIlhland1\LIllg ge­
nommen und feiTIJStimmig besdllos.sen, dJem 
Hohen Ha'1lS'e ,zu ,empfehlen, keinen Einspruch 
zu ,erheben. 

Als Er.gebnis seiner Bem1ru.ng Istellt der .Alus­
schuß für sozial,e Angelegenheiten somit dmch 
mich den An t r la g, der Bundesrat woH-e 00-

WÜ11lScht [llOch Jemand das Wort? - Dies ;i:st sch1i-eßen: 
nicht der Fall. 

Die Debartte :ist ,g,eschloss.en. 

Wilrd vom Ber:ichtlersftattJer ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wur kommen zur Abstimmung. 

Gegen den Bes<hluß des NationaJ.Iiabes vom 
3. J11Jli 1973 hetI1efiend lein Ubereinkommen 
(Nr. 88) über die Ol'lg,anisation der Arbeits­
mal1ktverwa'lJtUIllg wand klein Einspruch erho­
ben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand .gemel-
Bei der A b s tim m u n g beschließt der det. 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu er- Wünscht jemand das Wort? - Dies iJSt nidlt 
heben. der Fall. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juli 19'73 betreffend ein Ubereinkommen 
.(Nr. ·88) über die Organisation der Arbeits-

marktverwaltung (991 der BeHagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 8. Punkt 
der Tagesordnung: Ubereinkommen über die 
Organisation der Arbeitsmarktverwaltung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schipani. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Sdrlpani: Herr Vorsitzender I 
Herr Vize~anzler! Herr Minister I Meine 
Damen und Hemen! Ich bringe IIhnen den 
Bericht des A1lJSlSchUiSses für sOlltale Ang'eLe­
genhei1len über den Beschluß des Natdonalrarbes 
VQßl 3. Juli 1973 hetl'leftiend ein Uhereinkom.­
men (Nr. 88) über .wIe OJ:lglanisation der 
Arbei tSoilliarkty.erwal tung. 

Die Al1geme'ine Konferenz Ider Internationa­
len Arbeitsol1g'anisation hiat am 9. Juli 1948 
das Ubel'einkommen (Nr. 88) ü'ber die Orga.nli­
sation der Arbedtsma:rktverw,aLtung an.genom-

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu er heben. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juli 1913 über ein Zusatzabkommen zum 
Abkommen vom 21. Dezember 1911 zwischen 
der Republik österreich und dem Großherzog­
tum Luxemburg über Soziale Simerheit (992 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 9. Punld 
der Tagesordnung: Zusatzalbkommen zum Alb­
kommen vom 21. Dezember 1971 mit Luxem­
burg über Soziale Sicherheit. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Wanda 
Brunner. Ich hitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Wanda Brunner: Herr Vor­
sitzender! Herr V,i21ekanz1erl Hetr Ministerl 
Seit der am 21. De21em!ber 1971 !erfolgten Untler­
z,mchnung dJes ös:terJ:leichJiJsch-Iuxemburgisdlen 
Albkommel1lS über Soziale Si'cheDbeit iiSIt in 
Luxemburg eine das Abkommen wesentlich 
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berührende ltechtsändel'Ul11lg ieingetreten, die 
bisher die Einleitung des Ratifizi'erungsver­
fahIle·n/S dlll Lmoemburg vemindert hat. Durch 
das vor-liilegenJde Zusa~abkommen soll di!eses 
Hindemi's .beseitigt und ein haldi,ges Wirk­
samwerden des Vrertragswerkes ermöglicht 
wer:den. 

Gleid:rlleiItig wUiI'dlen im Interess.e ,einer mög­
lichst weitgeJhenden Harmonisierung der Ver­
t~agsreChfJsI,aQle !im zwisch.enstaatlichen BeIleiCh 
der Soz~a1en SicheriheH ieinigre BestJimm'\11l'Ql6Il. 
des~einerzeitirgen AbkammeIllS über Wunsch 
Osterreich.s ,g:eringfügdg modJifiziiert und da­
durch die Rech1lsLag1e ,im V,erhältnis zu Lux'eID­
burg der !im Verhältn1is ru anJdJer,en v.er.tnagrs­
partnern OsterIleicb.s beiieits bestehenden be­
ziJehung:sWeJils.e in Entstehung befindlichen 
ReChts1age ,angeglkhen. 

Dem Nationalratersmien :die Er.1assung von 
besonderoen BunldeStgeS1etZlen dm Sinne des Arti­
kiels 50 Albs. 2 Bumes-VerfassUlI1JQlsgesetz zur 
Uberfühmmg des Vertiitligsinbaltes in die inner­
s1laatllicble Rech1lsoronung nicht 'erforderlich. 

Der AUlSIschuß f,ür ,sozira:Le Ang,elegeDlheiten 
hat die ,g,eg,enstänldliche Vorlage in ,s:einer Sit­
zung vom 17. Juli 1973 in Vierhandlung ge­
nommen umd ieiIl!smmm1ig beschI oss'en, dem 
Hohlen Hause 'zu 'empf.ehlen, keinen Einspruch 
zu ,em,eben. 

Als Ergebni,s seiner Ber:atung stellt der AIus­
schuß für 'soziaLe Amge'lregelIllheli.ten somit drurch 
mich den An t ra g, der BundesI'lat wolle be­
schließen: 

Gegen den Beschluß des Natiornalrates vom 
3. Juli 1973 über .ein Zusatzabkornmen Zlllm 

Abkommen vorm 21. Dezemher 1971 zWlirschen 
der Republik Osterreich und drem Großherzog­
turn Luxemburg über Soziale Sich'eI!heit wäre 
kein Einsp,ruch erhohen. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meJdet. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist IlIicht 
der Fall. 

Wir kommel!l zur AbstimmUIllg. 

Bei der Ab s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e j n e n Ein s p r u c h zu erheben. 

10. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
3. Juli 1973 über ein Zusatzabkommen zum 
Abkommen vom 15. November 1967 zwischen 
der Republik Usterreim und der Schweizeri­
sdlen Eidgenossenschaft über Soziale Sic:her-

heit (993 der Beilagen) 
Vorsitzender: Wir gelangen zum 10. Punkt 

der Tagesordnung: Zusatza'bkommen zum Ab­
kommen vom 15. November 1967 mit :der 
Schweiz über Soziale Sicherheit. 

Berichterstatter .ist Frau Bundesrat Wanda 
Brunner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Wanda Brunner: Hoher 
Bundesrat! Seit dem InkI1afttreten des öster­
veiChism-JSchw,edzertismen AbkommeIltS aber 
Sozial'e Sicherhrelirt ,am 1. J ärrmer 1969 .sind ins­
besondere in Osterreich R,edÜ'sändeIlUllgren rein­
gretre1len, dIurch die 'einzelll1!e Bestimmung,en des 
Albkommens wesentlich berüihrt Wlerden. Im 
InteJ1esse 'einer mögJichst weitgoorenden Har­
momsierung der Vertna'Qisrech1ls1age im zwi­
schenstaatJichen Bereich der Sozi,a.ilien. Sicher­
heit WillMeI!l daher durch das vorHegende Zu­
SlatzÜober:einkommen einLge BestimmungIen des 
seinlerze'itirgen AbkommeIllS moddfizLert und da­
mit die R,ech1ls1age ,im Verhältnis zur Schweiz 
der lim V'erhältn~ zu a.nd~en Vertragspart­
Il!ern Osterreichs berei1lsbestehenden heZliJe­
hungsweise ,in En1lste!huny begriffenen Rechts­
lage ,ang,eglimen. 

Dem Nabionalr:at ellschilen Idie Erlrassung von 
besondellen Bundesgesetzen im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 2 BUlndes-V.erfa!SSlUngslg,esetz zur 
Uberfühnmg 'des v,ertIlagsiIlJhaltes än die ,inner­
staatliche RJechtso:rrllIlungIllicht erforoedich. 

Der Ausschuß für .soziJa,le AngeLegel1lheiten 
bat die '9'egenständlime VOIlLagle rin .Sleiner Sit­
~urug vom 17. Juli 1973 tin Verhandlung ge­
nommen und ,einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause 'zu empf,ehlen, kelirnren EiIllspruch 
zu ,eI1heben. 

Als ErgebIlli.'s seiner Ber,atung st!eLlt der A\l5-
schuß für Isoziale Angelegenheiten somit durch 
mich den An t r ,a g, der BunrdesIlat wolle be­
,schliJeßen: 

Gegen droo Beschluß dies NatiOilialrates vom 
3. Juli 1973 über ,ein Zusat2Jatbkommen zum 
Abkommen vom 15. November 1967 zWischen 
dler R,epufblik Osberrleich und der Schweirzeri­
schen EirdgenoS!Sernschaft üher Soza.ale Sicher­
heit wird ke.in Einspruch ellhorben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist nidlt 
der Rall. 

WiJ: kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p ru c h zu erheben. 

11. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates. 
vom 3. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Verwendung der zußleßenden Mittel 
aus dem Vertrag zwisdlen der Republik Uster­
reim und der Volksrepublik Polen zur Rege­
lung bestimmter finanzieller Fragen (Vertei-

lungsgesetz Polen) (994 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun 'zum 
11. Punkt der Tagesordnung: Verteilungsge­
setz Polen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schwarz­
mann. Ich ,bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Schwarzmann: Hoher Bun­
desrat! Herr VorsiitmeI1lderl Sehr ,geehrter Herr 
Minilsterl Ich br,iDJgie den \Beridlt des FillIanz­
ausschu9s'es über den Gesetzesbesdlluß des 
Nationalr.atles vom 3. Juli 1973 ibetreffend ein 
BunldesgeSietz über die V,erwendung dier zu­
fli!eßenden Mittel laus dem Viertl"ClIg zwischen 
der RepUibl1ik qsterr.eich und der Volksfiepu­
blik PoLen :rur Regelung .bestimmter finaTh7Jiel­
l,er Fl'ayen (VierteHungSog'esetz Polen). 

Der gegtenstäOJidliche GesetZiesbesdrluß si'eht 
vor, daß die Globalentschärli·gtung dn ,der Höhe 
von 71,S MillioIllen Sdlilling, die Polen ,auf 
Grund des V!ertliages zur ltagelang bestimmter 
finanzi1el1er Fnag,en teistet, 'abzÜlg1lieb. ;der 'Ober­
weisuIlJgtSkosten quotenmäßig \Zur Verteilung 
gelangt, Nach dem Anmelodegesetz Pol'en W1ar 
die AnmeLdung von enbseb.ädi~fä:hJigem 
v,ermögen durch den Anspruc::hs!berechtigtJen 
bis ,spätestens Ende 1972 vorzunehmen. Die 
Quote wind ,aus der Geg.enüJbensbellung der 
V'erllUiSte de-r EinZielfäUe zur GlOobalsumme er­
recb.n:et. Für dlve V.erteilltmg dies,er MIit1JeJ Wind 
die auf Grund des V.erteiLuißIgSgielSletZleS Bulga­
rien ,errichtete Bundlesvertetilungskommission 
zuständig sein. 

Der Finanzausschuß hat die ,gegenständliche 
Voruagoe m Iseliner Sitzung vom 11. Juli 1973 
iJn V!enhandluTIlg g.enommen uoo ,einstimmig 
besdlJoss,en, dem Hohen Hause ~u em.pflehLen, 
k-einen Elinspruch zu 'enheben. 

ALs Ergebnis semer Ber,atUIDtg 'stellt der 
Finanzaussmuß somit durch mich den A n­
t ra-g, der Buooesnat wolle beschließ,en, gegen 
di,esen Gese~eshesd1J.uß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1913 kleinen Binspruch 'Zu ,erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort i.st niemand ,ge­
meldet. 

Wünscht Jemand das Wort? - Dies iSit nicht 
der Fall, 

Wirr kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu er­
heben. 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juli 1913 betreffend ein Protokoll über den 
Beitritt der Volksrepublik Bangladesh zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 

(995 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Edtert 
(den Vorsitz übernehmend): Wir ge1Ja.Illgten zum 
12. Punkt .der l1agesortdnung: ProtokoU über 
den Beit~itt von BangladeSlh rum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen. 

BerichteI1staUer wst Heu Bundesrat Schickiel­
gnuber. Ich bitte dihn Illm den BeJ1ieb.t. 

Berichterstatter Sdlickelgruber: Das vorlie­
gende Protokoll sieht den Beitritt der Volks­
republik Bangladesh zum GATT unter den­
selben Bedingungen vor, die bisher in Geltung 
gestanden sind; insbesonrlere sieht die Liste 
der Zollzugeständnisse dieselben Zugeständ­
nisse vor, die ,bisher seitens der Volksrepublik 
Bangladesh gewährt wurden. 

Durch die Annahme dieses Protokolls ent­
steht kein Einnahmeausfall, da die von Oster­
reich im Ra!hmen des GATT vereinbarten er­
mäßigten oder ,aufgehobenen Zolls ätze auf 
Grund der Bestimmungen des Bundesgesetzes 
vom 19. Dezember 1972 über zollrechtliche 
Maßnahmen gegenüber Staaten, Gebieten und 
Gebietsteilen, auf die die Bestimmungen des 
GA TI nicht angewendet wel"den, auf Waren 
aus Bangladesh angewendet wenden. 'Oberdies 
wenden ·anläßlich der Einfuhr bestimmter 
Waren aus Bangladesh Vorzugszölle gemäß 
den Bestimmungen des Präferenzzollgeseizes 
angewendet. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorlieg,enden Protokolls die Erlas­
sung von ,besonderen Bundesgesetzen im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz zur Uberführunog des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Reeb.tsondnuIl!g nicht er­
forderlich. 

Im Auftrage des Finanzausschusses stelle 
ich den An t rag, gegen den gegenständlichen 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Juli 1973 
keinen Einspruch ,zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist nicht 
der Flan. 

W:ir kommen Z1ur AlbsUmmUIllg. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s pr u eh zu erheben. 

13. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 4. Juli 1913 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Zollgesetz 1955 geändert wird 

(996 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Edtert: 
Wir gelangen zum 13. Punkt der Tagesord­
nung: Änderung des Zol1gesetzes 1955. 
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Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Etkert 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar, 

Ich ,bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hoher Bundesrat! 
1m Zusammen:halfllg mit dier Neugestaltung des 
BundJeSJha'UlShaltsrechtes und der EntWticklung 
in der inteffilabioruaJ'en ZUIS,ammenarbeit der 
lJuftverkehI1sgeseHsmaften sollen durch den 
vorliegenden Ges.etzesbeschluß des National­
mtes in zwei zollr.echtJichen Sachbereichen 
Änderungenerfo.1gien. Sie betreff,en eineme1its 
Amtsräume sowie Aufentibalts- und Ubemach­
tunglsräume für ZollOl'lganle und ,aooereliSisits 
zollreChtliche Erleichterungen hei der Ober­
holU.ID.g von dm Liniemlienst eingesetzten Luft­
fahrzeugen. Dadurch sollen insbesondere ~m 
RJahmen der Zusammenarbeit der AUA mit 
dler Swlissairdie UbeI1holungsar.beiten im Zoll­
ausland 'erl,eichtert w.eroen. 

Der F1irua:n~ausschuß h.at die igeg'eIllStändliche 
VorLage in seiner Sitzung vom 17. J um 1973 
in VenhillIlldlung g,e'lllommen und ,einstimmig 
besChlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Im Auftl1aJg des F1nanzlausschus'Ses stelle ich 
daiher iden A n t r la 'g, :gBglen dien Gesetz:~ be­
schluß des Nationalrates vom 4. Juli 1973 be­
tr,efiend ein Bund'eSig,esetz, mit delIIl d$ Zoll­
gesetz 1955 .g,eänJd!ert wliId, keinen Bi,DlSpruch 
zu erheben. 

Vor:sitzenrller.,Stelhr,ertDeller Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu er­
heben. 

14. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Gewährung von Krediten an inter­
nationale Finanzinstitutionen samt Anlage 

(997 der Beilagen) 

den Ank:auf von US-:Dollar-BeträYell zwecks 
Gewoonmg von Kl1editen an lintemationale 
Finanzinstitutionen abzusdllti1eßen. DieSier 
österreich:ilsdre EntwickJ1lI1lglS,hilfiebeitr:ag soll 
kreJditmäßilg zu 60. vom HUllIdJert der Interna­
tionaLen Bank für W'roenaufuau und EntWlick­
lUDJg unrl zu je 20 vom Hundert der ASlilaii­
sch,en EntwickluDglsbank. und der Int,eI'lameri­
kanUschen Entwickihmglsbank zur Verfügung 
gestellt Wiemen. 

Nach der ltechtsansicht des BundeskanzLer­
amtes unterliegen von dem ,geg,eD.SJtänd1icbJen 
Gesoetzlesblesd11uß des Nationalrates § 1 Albs. 1 
und § 5 sowie § 6, soweit er sich auf § 1 Abs. 1 
und § 5 bezieht, im Sinne des Artikels 42 
Abs. 5 Bundes-Verfassungs'gesetz nicht dem 
Einspruchsrecht des Bundesr,ates. 

Der Finanzausschuß hat mich in seiner ge­
strigen Sitzung ermächtigt, dem Hohen Haus 
zu empfehlen, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 10. Juli 1973, soweit er 
dem EinspruChsrecht des Bundesrates unter­
liegt, keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. ECkerl: 
Zum Wort 'gemeldet ist Herr Bundesrat Doktor 
Heger. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Heger (OVP): Herr Vorsitzen­
derl Herr Bundesrrninilsterl Meine verehrten 
KoUe,ginn.en und KoHegenl Ich möchte von 
v.orne weg, um KLa'rheit zu Ibaben uOO um 
meine Position festzul'egen, s-e'Lbstver.ständ1li.m 
btejahen, daß EntwickluIllglSlhHfe für Osterfleidl 
eine ra,bsoliu.te Autigabe ist. Ich hatte Gelegen­
heit, dies schon bei mehlieren Reden vorher 
zu ,beteuern. 

Woas mich ,aber hei dieser Vor1.Ja:g,e bestimmt 
hat, mim an Sie, meilDie KoHegJnnen uDld Kol­
Legen, !Zu wend,en, ist der Satz in den Erläute­
rlIDglEllIl, der da .lautet: 

"Der e'I"Wälhnte Kredit 'hat keimen expansiven 
Effekt BlUf das Geldvolumen unddtamit auf die 
NachfrCJJge naCh ösl\Jerreichisdren Gütern und 
LeilStungen, weil er in US-Dol'Lar 'g,ewährt 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckerl: wird, dtevoraUiSlsichtldch ruicht in OsterreiCh 
Wir gelangen zum 14. Punkt Ider TagesOIid- verwendet wemen," 
nung: Bundesgesetz über die Gewährung von Meine Damen uDld Herren! Zu einer soldren 
Krediten an internationale Finanzinstitutionen. Äußerung muß !ich mich von tSleiten der WHt-

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Kubanek. schaft 'aus meLden. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat! Herr Btmdesministerl Durch den 
vorheg:endJen Gesetzesbeschluß des National­
Dates soll der BuDJdesminlster für Finanzien 
ermächti'gt wenden, mit dler Oesterroelich.isch:en 
Nationalbank eine Vielleinbarung überdte Auf­
nahme 'eines KI100ites der Reprublik Osterreich 
in der Höhe von einer MiHtanle Schilling für 

Der Herr Ko11eg,e Reichi und ich hatten 
GeLegenheit, in Rom bei ,etner Konfrontoation 
eWn!er bestimmten KOIlllIDiJSision des Europarates 
mit den internationalen o r'ganisationen, die 
siCh um Bntwick.lungshilfe bemühen, dabei zu­
sein. Wir konnten von all den Schwierigkei­
ten, dile dI1e internationalen Org'an1Siationen 
mit der Abwickllung der Entwiddru.ngshilfe 
haben, hören. Nicht von UIlJg,efäJhr wurde dort 
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Dr. Heger 
ein Slogan verWJ6ndet, der in der UNCTAD 
das erste Mal gef.aUen sein iso11, nämlim: 
"Trade not ,aide'" 

Jetzt erLaube ,ich mir, mich an Si,e direkt 2lU 

wendien. LaiSIsen Sie mich bitte ,ein paar Worte 
zur Beurteilun9 ider Lage finden und Ihnen 
etwas über den österreicMschen Außenhandel 
und seine gegenwärtige Position sagen, um 
Vterständnis fÜlr jlenen T,m.} der Erläuterung des 
Gesetz,es 1JU finden, der meiner Meinung na.ch 
einer Kritik ,bedJarf. 

Wrußten SiJe, meine Damen und Heuen, ·daß 
'f,ausende Scbdffe, die in den Klonks - das 
sind diiJe kleinen Flußarme von Hongkong -
~ahren, zum überwiegenden T,eil mit öster­
reicbdsmen Außenbordmotoren ausgerüstet 
sind? 

Wußten Sie, mei,ne Kolleginnen und Kolle­
gen, daß die Smubschliffe auf dem Nil, die 
zum TDansport von EIldöl und Erz di'en,en, Istolz 
die 'rot-weiß-roten Farben und ,das "Made in 
AUlStria" tragen? 

Wußten Si'e, meme Damen und Henen, daß 
öSit'err.eichisme Fahrrä.dier .in den Vereinigten 
Sbaa1:!en IUngrLaublich ;beHabt ,siiIld und einen 
durchschlagenden Erfo1g hatten - hatten, 
meine Damen und Herren, weil auf dem ameri­
kanismen Markt längst die italienischen Fahr­
räder die österreichischen Fahrräder überflü­
gelt haben, weil sie um 30 Prozent billiger 
sind? 

Die automattsi'erten Prod'lllktioIllSvorgänge 
von -heute ermÖlgl'imenes, Losgrößen in so 
kurzer Zeit und in .einem solchen Ausmaß zu 
eI'7leugoo, daß der ,ideale Markt für del1ClJrtige 
Produktionstechnlik:en eiIlle Größ,etloDdnu.ng 
von 200 bis 250 MillioIl!en Mensdlen 'hat. 

W,as tut man ,aber, wenn di,eser Markit niCht 
gegeben ist? Man 'simulliert ihn. Wiile simuliert 
man ihn? Uber iden Export. Dies sp;i,egelt ;sddt 
deutlich im Anteil des Exportes IBm Brutto­
nationraJprooukt . der IIlldiustrileS!baJaten wider. 
Jie 'größer .das StaatsgebiLde dst, desto W1enlirger 
ist der Export von Bedeutung. 

Nahmen Sile ,das BeiJspiel USA her. Da be­
trägt der Antell des Exports ~aum 4 Prozent, 
hingegi9ll liegt der Exportanteil Be1giens 'über 
40 Prozent und der Anteil Hol1aru:lsbei ,:rund 
36 Prooent. 

Di,e Mätnner, di,e in den fünfrzdgler Jahmn 
- das woUen wär UIllS in Erinnerung rufen -, 
in der österrreichJismen, Regierung waren, 
w.aDen k.,lug genug, :um. diesen ZUISammenhang' 
zwi'schen Export und W oIhlstandSlS1Jeig,eruIlIg 
zu ,erkennen. Sie blaben d,aher 'auffi ldie Be­
mühungen der österreichJismen Wirtsmaft, der 
österreich:ischen IooUlStri'e, des Gewerbes rtmd 
des Außenhandelts, di'e Wiel1rrnärkte zu erobern, 
maslSli.v ThIlterstützt. Damals wurde das gJlan­
dlios'e System Id'er Ums,atzsteuerrück.vergütung 
g,eschaffen, dias viele PirImen erst dazu ani­
mierte, sich. in den Export zu wagen. Damals 
hat die Bundeswirtschafbskammer damit be-
gonnen, über dlbe g,aiIlz;e Welt ein Netz von 

Wissen Sie, daß die .Ä!gypber ilhre SchUlb- AußeIllhandelsstellen 7JU zbehen. Dioetse Außen­
schiffe nicht mehr in OsterI1eich besteHen, weiJ. h~dels:S!te.uen bemühen sich, der ölsterreicbJi­
wir Mcht IdieSie Lie~erkonJditJioIlJen und lang- sehen Wirtschaft dien notw:eIlldi'gen Absatz -in 
fri'sti\gten ZahI'llIllgtsziele \gewähiien konnten? der 'ganzen Welt 'Zu VleI'5chaff,en. Alle d!i,ese 

Wi'SlSlen Sie, daß die Schiffe in Hongkong 
nunmehr mit ,amerikainlismen Motoren, weli.l 
sie biLHrg,er lsind; hetr,i<e:ben weroen? 

W,as ist ,geschehen? Um die Tllagweite des­
sen, was tatsächlich ,geschehen ist, Ü1berrbHcken 
zu können, gestatten Sie mir, daß ichemen 
ganz k'l1fZ1en Rückbl.ick in die fünfu1ger Jlahre 
mache, als es damals in österreich einen Raab­
Kiamitz-Kuns gergebenhlat und als das W.irt­
schaftswuru:ler für Osterreich begonnen hiat, 
ein Wirtschaftswunder für 'einen kleinen Staat, 
wobei der Export für ,dLe Hebung unseres 
WohlstalI1des uner,läßlich war. Der Expom äst 
nicht ruur eirn Dev,i:S'enbriny,er, 'sOIlldiern .auch 
ein Garant dafür, daß die Indu:strieprodJuktion 
mit der lintemationaJ..en Entwicklung Schritt 
hält, was wiederulIll Vor.aUlS'setzUillg dafür wst, 
daß dLe im ,eigenen Land er~eugte Ware jm 

I:ru1a.nd selbst zu konkurr.enzfähig,etll Preis'e!ll 
und damit pr:eisdämpfentd angebot,en weroen 
kann. 

Anstrengungen blieben nicht ohne Erfolg. 

Der AlntJeil des Exports Oöterreichs am. 
Bruttonationalprodukt ·konntesukz'es.siv ge­
steigert wenden ,und :beträgt nunmehr rund 
20 Proz'ent. Damit liegt Osterneich zwar über 
dem EFTA-Durchschnlitt und EWG-Durm­
schnitt, ,alber hinter v.eIlg,leicbbaren Länldern, 
wie den soeben lerwähntenLänder.n HolLand, 
Belgii'en, ,aber ,auch Schweiz. 

Seit zwei J,aihren ,aber - gestatten Si,e mir. 
dalSruhirg und ,samUch zu ,briIllgen -, seitJdlem 
die lliellJe Bundeslletg1i1erung lim Amt ,ilst, 1st nach 
den Erflaihrung,en der Wirtschaft di,e Grund­
einstelhmg dieser Reg,iJenmgZlUlIIl Export 
anders ,gewol'lden, ,al,s ,es di.e der vorhergegan­
genen Rergi'eI'U!Illglen w.ar. J,a es 'wurden rSOgtar 
Stimmen LaJUt, d!ie ,gesagt ,haben, der Export 
würde das In1andJsangebotder Wia:Ilen verteu­
ernl 

Meine Damen und Hierr.en! Es würde zu 
weit g,ehen, di,ese abenteuerlidle AUJsslag,e 'hier 
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zu widerlegen. ,Es 'i,staber für ,einen. National­
ökonomen :spielend leicht, das ·zu tun. 

Ei,oos steht fest: daß sich dieSle BUllJdesnegi>e­
runy offeIlJSichttich di-e AlIlJSlicht zu ·ei-gen ge­
macht hiat ...:.....- derun 'es ist anders kaum zu 
gl:auben -, daß dile Ölsterreidrische Export­
wirbsmaft eine Be1astJu.ng nach der ·anderen 
aufgehalst ibekiommen kann und daß man ihr 
das .auch !ZumUJbet. 

Ich ;erinner.e idar,an, daß di,e Mehrwertste:U.er 
und. 'damit d1er WiegfiaH der UmSlatrz:steuerruck.­
ver.gütung .ger.ade zu elinem Zeitpunkt 'statt­
fanden, .(I)ls diie österreichiIsme EJIlpor.twirtsch!aft 
in Bedrängnis IkJam und Istetgende Rohstoff­
pI1eise und Wiachsende Kasten zu Vierkraf1len 
waren, we 'U!IlS mit den Preisen ,auf den Welt­
märkten in 'eine ange Gefahr gebr.acht haben. 

Dazu kommen dile Dol1al1abwertung l.1JIlId das 
De ·tiacto-BeteiLiglen lan dem berühmten Block­
floaten, dJi.ie aUg.emleine Kr.editkQlStenver1:teue­
rung und di'e Senlmmg' des Obligorahmens beim 
Exportfonds. Auch dias WaITenWieiteIle 'fiilef­
schläge für unsere östenreichi'sche Exportwrl.rt­
schaft. 

Nicht genug damit, meine Damen und Her­
ren, mÜissen wir Idlie .letzte O-Mal'k-Arufwertung 
und derlen Auswirkung ,auf Osterl'eich, wo wir 
knapp Idamach Illachgezogen haben, ebenf.alls 
aLs kritisch hetI'lachtien. Halben wir denn bei 
der ganzen SachlagenbewrteHu::ng V1ergeSlS'eIl, 
daß die Bundesretpuobldk ·eilIJle :hochaktive Han­
delsbilanz und natürlich eine ebensolche Zah­
lungsbilanz hat, während die österreichischen 
Handelsbilanzpassiven in den vergangenen 
Jahren die immense Summe von 30 Milliarden 
Schilling erreichten? (Zwischenruf des Bundes­
rates Dr. S kot ton.) 

Lieber Freund Dr. Skottonl Du w,al1St nicht 
im Raum, aLs ich 9'eSlagt halbe, daß ich vel'­
suchen muß, raus einer ErkläriunJg laer öster­
l1eichis<hen ExportLage zu Idem Punkt zu kom­
men, der dann der eigentliche iiJst. 

Ich steUe ihIter .ruur f'ulhilg 'samUch fest, :daß 
di,e Ha.ndeLsibHClJIl.i iim Jah:r!e 1971 'ein Defizit 
von 26,7 Mhlliaroen hatte und 1972 ber.eits 
ein solches von 31,9 Milliarden,' das ist um 
19,5 Proz'ent mehr, dlaß die DilenJStleistUlllglS­
bilanz hdngeg,en nur um 15,2 Rrozent zUIliahm. 

Meine Damen und Herr-en! Ich wage :zu be­
haupten, daß wlr lin der östJerreichtsmen Ex­
portw.irtsdllaft,am RJanlde eines largen Dilemmas 
stehen. Ich glaube, daß bald d'ire Zett kommen 
wird, ,in der wir nicht mehr am Rande, :sondern 
tiJefst drlinDJetn in dien TOten. Zalh:l'en. manipul:ie­
lien werden, wenn WJirr' lUIliSeDe Wirts<haftsbe­
triebe IlIicht mehr mit den Preisen rarbei'ben 
lass·en körul!en, di,e sie brauchen. 

Ich Ibalte ,es für verfehlt, dier Wü:tsmaft 
des ölteren vOl'ZlUw.erf.en, daß sie zu schreben 
ibeginnt,b.evor,es bliennt. Ich bin der Meinung, 
daß man schon dann :aufmerksam sein :soll, 
wenn e'5 zu glosen beg.i:nn:t, und nicht er:st 
darun dje Feuerwehr rufen muß, :wenn das Ge­
bäude Osterreichs .in puncto Wirtsch·aft in 
Filamm!en 'aufgeht. 

Wrer ,hiat rei.nen Nutzen davon? Niemand. 
Wir hahen IUIlJS in dien V1engantgteIl!en Zeiten 
bemüht, ,aHe Werbe, die dier ösbemeichiJsche 
Arbeiter, di'e die österreicbi!Sme Industni,e, die 
das produzierende Gewerbe geschaffen und 
di,e der A:ußenhianldellgebracht mt, zueribalten. 
Wir ha.ben 'ein RIecht darauf, dieses kl'eine 
ösberlleichilsene Wirtschaftswunder, ,um Idas wJr 
gekämpft haben, rauch in Zukunft zu el1ha:lten. 

Jietzt kÖIm!en Sie mifr die FIIagestellen: Wrat.5 
hiat das ,aHes, W;(I)S ich lihnJen go85;atgt habe, mit 
dem Gesetz über die GewäJhruilig von Krediten. 
an internationale Finanzinstitutionen zu tun? 
Ich gehe Ilhnen ldie Antwort ldal1auf: 

Es ist ral1gemein 'uilid hinlänglich bekannt, 
daß diie östetteichische BntWlick:iltung'shdUel.ei­
stung ibeschämeilid niledri'g ist. Dies trifft vor 
·allem für die öffentliche Hilfe zu. ~on dem 
Sollwert, zu dem wir uns vor !intematioIlla,llen 
GI'Iemi.en verpflichtet haben, nämllkb 0,6 Pro­
z.ent, erfüllien 'Wiir IlJUr 'ein Zehlntel, iIlämllich 
0,06 Prozent. 

Osterreich wUl1de di'eSlbezüglich .bereits des 
öfberen. 'sleitens intemationaler GIiemien, vor 
allem ,seitens der OECD g!erÜigt. Mit diesem 
niedrig,en AiIlteil .der öffentlichen Hilfe am 
BruttOllJat~oIllalprodukt liegt Ostoerl1eich ,auch lan 
beschämender ,letzter S"bel'le laUer InIdustriJe­
sta.aten, die EntwicklunglSlhilfe rgewähren. 

InteIless.ant ist ,es ,aber, festzusteHen, daß 
wir in noch eiIlJer Hi.ThSlicht den zweifelhaften 
Ruhm in AIlJSpruch nehmen können, an letzter 
SteHe der looUlStdesbaaten zu 1Stehren, nämlich 
hinsichtldch dies Antei.les des Ex,por.tes in die 
Entwicklungsländer ,am Gesambexport. Ich 
frage mich nun, ohzWlitschen dem Fleh1Jen einer 
österr:eich'ischen EntwiddunglS1hilfe, die wirk­
lich ,als ..solche hez'eichnet weliden kÖlIlIlte, UJDd 
der Schwäche IUnsel1es Uhers,ee-Exportes nicht 
ein unmittetba:rer ZUlSlammenlhang besteht. 
Wähmnd laIllder:e Industriestaaten die Entwick.­
luugSihl1Ue mit GnandJez~a als haDJde1spaliä­
senes lIliS.tnmnent ,einlSletmen, tut man in Oste[­
r.eich so, \alIis ob es ailase Mägllichkeit gar IlIicht 
gäbe. 

Japan ihat sich unter den Entw.ickhmgshiJfe 
g;ebenden SUa!a1len nach doen USA auf dIen 
zweiten.R!ang v;orgeafibeitet. Glaubt hier wirk­
lich j.emand, .maß Japan dJi;ese massiven Ent­
wick.lungshi'lf.eleistungen aus christ1ich-lhuma-
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nitär.en Uher,legungen, ,aus dem Motiv "Bruder 
in Not", gemacht hat? Ist es nicht vielmehr 
so, daß diese japaniJSche EntwickJ:u;n9sh~lfe 16m 
sehr wesentllicher Motor für den 'enormen j,ap,a­
nischen ExportaIllStierg war? UiIliSere Harud:eLs­
deleg.ierten kÖIl!nen Idavon ,ein 1m IsiIllg,en, 
wenn :SIiie VIersucht haben, ösberrei<:hiJscble 
Unternehmen Igegen j'apaillJi'Sche KonkiUr~enz 
und vor ,aUem IdeJ'len FifIllanZiLeDUlllglsmögI.ichkiei­
ten ins Spiel zu 'bningten.. (Bundesrat Wall y: 
Darf ich etwas sagen? Liegt nicht Belgien an 
zweiter Stelle mit 0,06 Prozent?) 

Was Isollies mit Belgi'enzu tun haben? Weil 
ich belgischer KODlSul Ibin? Daruberreden wk 
ein ,ander:es Mall Ich Ihabe lim östeTr:eichiscben 
Bundesl1at dJa's BundesLand Sal~burg zu ver­
treten ,und nicht das IbeLgiJSche KonsuLat. (Bun­
desrat Dr. S kot ton: Nach den Unterlagen 
liegt Belgien an zweiter Stelle und Japan an 
fünfter Stelle! - Zwischenruf des Bundesrates 
Wally.) 

Ja, !bei der Entwicklungshilf.e Istiehen die USA 
an -eI'ster Stelle und J'apan ,an zweiter Stelle. 
Haben SieedJll.Ie ,andere Zahl? (Bundesrat 
Wall y: Ich habe andere ZahlenI) Bitte, das 
klann geklärt werden. 

Der Bundeskanzler Dr. Kreisky hat in seiner 
Regierungserklärung vom 5. November 1971 
- nadlzulesen in den ·parlamentarischen Pro­
tokollen - wiederholt auf die wirtsmaftliche 
Bedeutung der Entwiddungshilife hingewiesen. 

Kreisky sagte im Rahmen eines Vortrages, 
den er im vergangenen Jahr in Alpbach hielt, 
wortwörtlich - im zitiere -: 

"Ich -bin mir 'bei allem, was ich s·age, des 
uner.freulichen Umstandes bewußt, daß Oster­
reich auf dem Gebiete der Entwicklungshil.fe 
bei weitem nicht das tut, wa,s' es tun sollte, 
könnte :und müßte." 

Wenn nunmehr Osterreich 1 Milliar.de Smi1-
ling für internationale Finanzinstitutionen zur 
Verfügung stellt, so w~I?d. /Zwar Entwicklungs­
hilfe damit ,geleistet - unJbestritten -, aber 
gleichzeitig werden damit die Interessen der 
ausländischen Industriestaaten, die in diesen 
FiruaD7Jinsbitutioruen vOI1h!ernsrnen, Ig:efördert. 

Für die österreichische Exportwirtschaft wird 
dieser Schritt so gut wie keine Wirkung.en 
haben. Das wird ja auch in den Erläuternden 
Bemerkungen, die ich eingangs zitierte, fest­
gehalten, wo es heißt, daß der erwähnte 
Kredit keinen Effekt auf :die Nachfrage nam 
österreichischen Gütern hat. Wir werden also 
mit Hilfe dieses Kredites, den w.ir gewähren, 
unsere -ausländische Konkurrenz fördern, ·so 
wie wir das vielleicht auch - in Parenthese -
bei der Schillingaufwenung getan haben. 

Dabei wäre es ein leichtes gewesen, diesen 
Betrag so einzusetzen, daß dieser auch der 
österreichischen Exportwirtschaft zugute 
kommt, ohne daß desha~b kurzfriostige zusätz­
liche inflationäre Impulse ,gesetzt worden 
wären, sondern einfach. in der Form, irudem 
man den Betrag langfristig wirksam eingesetzt 
hätte, es aber dadurch der ExportiIlldustrie er­
möglicht hätte, sich auf den Märkten der Zu­
kunft einen entsprecheniden Platz zu sichern. 

Hier hätte die Möglichkeit .bestanden, die 
noch dazu im Einklang mit allen internationa­
len Verpflichtungen gewesen wäre, unter Be­
weis 'zu stellen, daß man nicht nur die kurz­
frisUge Konjunkturpolitik vor Augen hat, son­
dern auch die Notwendigkeit einer langfristi­
gen Handelspolitik erkenne, und 'Unter Beweis 
zu stellen, daß jene nicht Recht lhaben, die 
- wie dies vor kurzem in einem angesehenen 
Wirtschaftsjournal, in der ",Internationalen 
Wirtschaft"geschah - der Ansicht sind, es 
könne kein Zweifel Idar:an bestehen - jetzt 
variier·e ich, um nicht diesen harten Ausdruck. 
der Zeitung zu verwenden -, die Regierungs­
politik halbe für den österreichischen Export 
kein Verständnis. Muß wirklim erst die 
Feuersbrunst ausbrechen, meine Damen und 
Herren, muß wirklich erst unsere Exportwirt­
schaft, die so Enormes geleistet hat, in Trüm­
mern liegen, müssen wirklich ·erst Arbeiter 
gekündigt werden, :bis man sich wieder der 
nationalökonomischen Binsenweisheit er­
innert, daß der Außenha-ooel ein entsmeiden­
der Motor zur Hebung des Wohlstandes list, 
ein Motor, in dessen Getriebe man aber bereits 
genügend Sand 'gestreut hat? Es ist ihöms.te 
neit, lSich da'mn -~u 'erinn:ern, daß ,ein Motor, 
nämlim die ExporbwirtsdlIaft, ,auchg6scbmi-ert 
weroenmußI 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen 
aLs freiter Mmdatar meine MeIDUil1!g gesagt. 
Ich habe wiederholt d!i:e AuffiaSlSllIlIg von ditelS'er 
Stellie ,aus mitgeteilt, Idaß ,es Aufgabe auch des 
Bundesnates .ist, gLeichgültig, ob ,er zu ,amer 
Vor,lage positiv oder neg·ativ SteUung nimmt, 
auf joedienFall ,auf das Kontrol1recht, wile ,es 
in der "PoliteiJa" beschri'eben wlird, ZIU achten, 
damit wir nicht :b1i1Il1d lan den Di[llgen vorbei­
gehen, gLeichgültig, w,elmerPartei 'wir ange­
hören. 

Ich möchte das, was Hofmann-WeUenhof an 
dien .A!nfioog des ihleutigen Tiages IgestelLt batt, 
unterstr:eich!en; er salgte 'llämlJich ung-efähr: 
Wenn wir dile DiIllg;e einfach kritiklos hJin:neih­
men oder :uns rein .nach parteipolitischen Ge­
sichtspunkten äußern, idanngeschehe uru; recht, 
wenn woir in der Zeitung 'so kmel6rt w.ertlJen. 
Aber wir tun -es nicht. Im Gegenteil. Wir WIe!r-
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den tglerade den Zeitungen beweisen, daß wü 
die Ansidlten, <die ,sie über den BU!IlIdesret 
äußern, lad 'abs'undum führen. 

Idl weme, meine Kolleginnen und Kolle­
,gen, dJieSler Form der Entwick,L1.mgtshiUe heute 
schWler<en Herzens meine ZUJStimmWl:g .g'elben. 
Idl danke Llmen, daß Sie mir rugeJhört haben. 
(Bei/all bei der OVP.) 

Vorsitzender-SbellViertI'ieter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort i.st niemand mehr gemeldet. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Dies list nicht der RaH. 

Die Debatte iist ,gtesd1:lossen. 

Wir kommen zur Abs1limmung. 

der V,eIlWlClltulllQlSVle'foeintiachuIllg sieht llIUDlllehr 
der vorl~egende Gesetzesbesdlluß des Natio­
nalr/ates ein~ Velldoppelung dies bisherigen. 
Fr,eibetr<Cliges ,auf 200.000 S vor. 

Der FinlMl7Ja:UlSschuß hiat die g.egenständliche 
Vor,Lage lin lSIe!i'Iller Sibung vom 17. Juli 1973 
in Verhandlung genommen und ,ein:stiltnmiJg 
beschlossen, dem Hohen Haus zu ,empfehlen, 
kei,nen Binsprudl ZtU 'enheben. 

AllS EryebniLs Iseiner Beratung stelLt der 
FinanzaJuJSlschuß somit durdl midl dien A n­
t r ,a 9, Ider BuIlld'e5I1at wolle ·besd:l.lIießen, gegen 
diesen Ges/etzesbesChluß des Nationalrates 
vom 10, Juli 1973ktednen Bimpruchru emeben. 

Vo:r:sitzlemtder~StellViertI'iete.r Dr. h. c. Eckert: 
Bei der A b s tim m u n g beschließt der Wir 'gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates, soweit er der Besch~ußlassung Zum Wort gemetdet hat sidl Herr Bundesrat 
des Bundesrates unterliegt, k ein e n Ei n- Wally. Ich erteile es ihm. 
s p r u c h zu erheben. 

15. Punkt: Gesetzesbesdllu8 des Nationalrates 
vom 10. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über eine Abgabe 
vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken 
und über eine Änderung des Einkommen­
steuergesetzes 1953 zur stärkeren Erfassung 
des Wertzuwachses bei Grundstümsveräuße­
rungen geändert wird (Bodenwertabgabege-

setznovelle 1973) (998 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
15. Punkt der Tagesordnung: Bo.denwertab­
·gabegesetznovelle 1973. 

Beridlterstatter ist Herr Bundesrat Schwarz­
mann. Ich bitte !ihn um den BeriCht. 

Berichterstatter Sdlwarzmann: Hoher Bun­
desrat! Idl hrilJlig.e den Ber.kht des Fiinanzaus­
schUlSses über den Gesetzesbeschluß des Natio­
n.alrates vom 10. Juli 1973 betr~ff.endeiin Bun­
desgiesetz, -mit dem das Bundesgesetz über eine 
.A!bgabe vom. Booenwe.ft ,bei unbebauten 
Grun.dstü~en und über ,eine AndteruIllg des 
Einkommensteuer/gesetz/es 1953 /Zur stärkeren 
Erf·assung dIes W,ertzuwachses bei Grund­
stü~sv'eräußer1li[ljgen g,eänrlert wind (Boden­
wertaibtgabegesetznovel1e 1973). 

Auf GrlllIlld der neuen Haup-Ueststellung des 
EinheitsWiertes des GrundlV1er.mögeI1lS wil1d. bei 
unbebooten Grundstücken eiIlle ungefähIie Ver­
doppelung .ihres Wertes eilntI"eten. Dies führt 
j'edoch !in jenen Fällen, in denen d·er bisherige 
Freibetrag von 100.000 S nur unwesentlich 
übevschliitten Wlird, nicht zu eiIlJer Vierdoppe­
l'UIlIg, ,sondern zu leiner Vlervtelfachung der biJs­
herigen AbgabenvoIisch.neibUIllg. Zur Ve:rmei­
diung solcher Härten und auch aus Gründen 

Bundesrat Wally (SPO): Herr Vorsitzender! 
Her.r Bundesminister I Hohes Haus I Wenn Iich 
mich der Gepflogemeit voo heute, daß 
SpI'edler lauch 2lU Voriiednem Stellung neh­
men, kurz ·anschUeß;en darf, so möcht,e ich ,auf 
meinen !letzten Zw,ilSchienruf zur Rede meines 
gesdlätzten VOligäng,ers Dr. Heger 'Zurück­
kommen, weil es gel1ade für Osterr.eidl widltdg 
'ist 2lU ISiaigen, daß ,es wOlhI stimmt, daß in der 
Masse der Entwicklungshilfe die USA an der 
eI"stJen StelLe lieg,en, nidlt ,aber ,in der Pro­
duktion der öffentlidlJen Entwickl'UlIltgshlUe ,Du 

Proz'enten des GesamtJsozialprodruk1Jes. Da 
liegt Australien ;an. ,ellster SteUe, Be1Jglilen an 
zweiter und im Jahre 1972 nicht Osterreidl an 
Iletzter SteHe, scmdern Itamen. Das möch1:Je ich 
'Zur Begünd'um.g memas Zwischenrufes von vor­
hin ,s·agen. 

Sehr verehrte Damen und Herren I Zum 
Thema mödlte .ich ,aUiSf.i.ithroo: Die vorliegende 
BodenwerbaibgahagesebznoveUe 1973 bewirkt 
substanbiiell, daß für den Steuern·ahler Härten 
v,eliIIlli'eden werden, die durch He:r:aufsetmmg' 
der Einheitswer.te .ab dem 1. 1. 1974 de facto, 
,ex I,ege ,ab 1. 1. 1973 ,entstehen 'wü1idJen. Durdl 
die Verdoppelung der Fr.ei.beträge ·ergibt sich.. 
nämLich, dJaß di'e Höhe der ,bisherigen Boden­
wertabgabevorschI"ei'bUIlIgen .ruidlt etwla dalS 
Fünffache und mehr beträgt, sOlIlldem neben 
.der Hi.ntanlhaltung dieser au{!gezeiJgten Härten 
bewirkt dlLeste vorJ/iJegende NOVieUe Wieiter eriDJe: 
gewisse verwaltunqstechnisChle Viereilnfiachung, 
und sote v,ermeildet z1.1JQ1liekh eiIl!e Erhöhung des 
Sach- uoodes P·ensonaLaufwamies. Der Steuer­
·einnehmer Vlerzidltet iin der A'UlSwi,rkung dj,e­
.Sier vodd.legenden NovelLe auf 'IiUnd 3 Mil­
llicmen Scblilling Mehreinnahmen, di,e 'anstatt 
eine Höhe von 10 eiIlle Höhe von 7 Millionoo._ 
SchiWng eflieichien weDdten. 
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Verehrte Damen .1l!IlId Herren I Ich möchte 

laber, WÜle das heute vielfach geschehen :ist, 
·bei No.V!eUen, di,·e .substantiell relativ wenig 
Gesetzeswirkung beinhalten, so. wie einige 
me.iJn.er verehrten VOO'Ioodner -auf -eilll all­
gemeines Problem in d!~esem ZUSIammenhJan.g 
-etWlaS -einJgehen, und zw.ar auf lein Isich geI'larle 
j,etzt rap:iJd lentwickellllcLes Pro.blem:auf den 
WuCher mit Gnmdstüc:k'en, lauf die Boden­
spekiUlatio.n. Der Debatbe ~um Assanierungs­
beziebUllllgSWeise BodJelllbeschaffungsgesetz, die 
vo.r uns Isteiht, Iso.ll ,dJu.rch dtese Alusführungen 
nicht vo.rg'egrHf.en w-eI1den. 

Ich nehme als osiCher :an, daß rueses gesell­
,schaftspo.litd.sm 'I'Ielevan1le P,ro.blem ,ger,ade den 
BllIlIdesIlat ISmon laus den Kompetenz­
tatbeständen im Bereim der Ländler -'oosmäf­
tigen wild, Als VOIiboten ·erJieben Wlir j1etzt 
zaJlllr:eiche Anträg:e, Entscbli,eßungen und 
Iteso.lutio.nen, die v:on politischen OIlQlaJlli­
sationen Igef.aßt würden isind 'lIDd lau~erul ge­
f.aßt weI1den. Auch .in Iden Gnemien unseI1er 
IntelleSlSlenvertr:emngen, in den Gememde­
stuben und Landbagen IUIlId. nun auch ber-eits 
im Natio.nalnat, :etwa :in der, letzten F:r:agle­
stunde, tritt das Problem der Bo.denspeku­
latio.n mit seinen Nebenwirkungen immer 
vem'ehmldcher in den Vo.roengrund. Dazu 
kommen jetzt auCh rue ersten Meinungs­
umfIlagen und Aktivitäten im Smne von 
Bürgerini:bi"ativen. 

V.erehrbe Damen und HerIienl Die maßlose 
Steilgenmg mancbJer GI1\l!OICLstückiSpIieise g.eht 
nicht etw.a ,aufoosondiere LeilStunQlSlSteigerun­
gen durCh Iden GIiWlIdmgentümer zurück, iSo.n­
dem Jn de-r Regel ,auf den steigenden Boden­
bedarf,auf die stärklere wirtschaftliche Etnt­
widclun9, ta!Uf das Anw.amsen der Be­
völltJerung, ·auf die AnJ,agte !bessener V,e~kelu1s­
v.erhindJ11ngen, 'auf AufischUeßumgen und auf 
die weitläufig,e Viersor,gung mit Wla,sser, GCils 
und Elektrizität. Di'ese Leistungen der Gesell­
schaft ibeneidlem ldie Eigentümer von Grund­
stücken, die in d!en Genuß ,di:aser Aktivitäten 
gelangen. Mit öffentlimen Mitteln aufgewer­
tete GrunrlstücicJe UJDd mit öffenblJicher Arlbeits­
leistung v.ollbrachte Vierbessenungen der 
Infrastruktur maChen den Besit~er der anJie­
glenden Grundstücke :h'eute dn -einem Maße 
reicher, das iCh miCh nun bemühen werde, 
etw.as zu rbeleuchten. Nur iCilll7lUoft, wie genug 
Beispiele7Jeigen, 1Stellen Slim ,geI"Cilde so.ldl.er­
art -gefönderte Gruooeig,entümer den öffent­
~ichen AnlJhegien lals .uIl!barmher~iJg:e Sp'eku­
ha!n.ten .ent'9legen. 

Olme zu IgteneI!aLisiJeren IlUfe im lals sympto.­
matisch die Praktiken des berühmten Grund­
besitzells M. 'in der Sbeiermark in EniIme.rung, 

der ·es nachweisJ.im zuwege g,ebI"adJ.t hat, 
i'Ilill.erhalb VOIll drlei Wochen ein Gru.ndstüde. 
um 850.000 S 2m k1auf,en und um 3,8 Milli()lIl!en 
SchUling QlU verkauf,en. (Zwischenruf bei der 
avp.) Wienn Jemand fr,agt, wdJe maJIl das 
machen klann ... Oder Wlar !der Z'Wlhschenruf 
anders gemeint? (Bundesrat Ing. M ade r: Wir 
haben nur das M. ander.s gedeutetJ) In meinem 
Bun.dlesLand Salzbur!g li,egen lentspliechende 
Unterlagen lauf. 

Das Isind P:r:aktHren, V'eliehrte Damen und 
HerDen, di'e im WJaJhIiSiben Sinn-e des Wo.rtes, 
im glaube, ILadl 1liIlSIer aller Meinungads un­
morelisdl zu quaHfizieI'len .sind und nicht 
weiter hirn.'QlenOmmenWieliden können unrd auch 
nimt weiber hingenommen wemen. 

Die Debatte über die NotwendiJgkeit 'eilller 
BewältJiglung Ider BodenspekuJ:atJion drst 'Urll­

widerrufliCh in Gang gekommen. Ein BUde. 
auf die Vienhältn~sS1e dn den vengtleich:baren 
Nambarstaaten 7ßigt, daß sich do.Iit das 
Problem womögliCh nodl vi,el dring-licher stellt 
als hei uns und ,aum die Allseinander": 
setZUlllrQlen bereits weit forbgesdl.11iUen sirud. 

Es ,geht dabei ,um die BewäLtigung eines 
Problems, um dii8 Pliaktizier,ung des Vor­
l1anges ,alLgemedll1Jen Interessle5 vo.r Einzel- um! 
GrupperuinteresS'en. Alll !S'idJ. dst dliese grund­
sätzliche EntscbJeidUDJg längst vo.rw·eg­
g,enommen. In der Pr,axilS 'Stehen hier dem 
hilstoniJSch begründete ge5ieUschaftspolitische 
W,er.tung,en ,entgegen, di-e zum Teil im Fieu­
dalismllS Wllrneln als Grum:lbeSliitzvorredlte. 
geselllschaftrspo.lJ.itJisch:e Potenz und IdJamit ver­
bunden pollibische Positio.n mit inbegriffen. 

Auf der aruderen Seite graJb es - das Wli,ssen 
wir - liadikJale TlheorJJen W1ld SdlLagwo.rte, 
denen tim Rarhmen lmserer GeseIJJsmafts­
o.l1Chnung zu keiDJeIIl Zeitpunkt leine V·eIWliTk­
lichurug foIqen ko.ntnbe. Heute ist les wohl nicht 
mehr 'so., daß !Sich lall dren no.twendigen ltefo.r­
men - rund wir sbeben vor solchen Refo.r­
men - der Rechtslage die Gei'ster ,scheiden. 
müßten. 

Grund ,und BOIdJen -ISO. meine ich -, ,besOlll­
dersaber das BauLand im Bereidl der Ent­
Wlide.lungsräume unserer Städte und Gemein­
den kÖImen nimt mehr ,als Wlare wie jede 
amere Igelten :Ullld dem. freien oder dem !Speku­
lativ herbeiJgeführten Spiel von .Antgebot und 
Nach.fuiage überlaSlSleIl wernen. Ho.rrend 
eI1höhte GrundplieitSle dünen nicht w.idltirg.e 
kommunale Bauten und Anlag·en verbarrika­
dieren, 'Wie 'Wilr ,es ,eIlleben, den so.ZlilaJ,en 
Wohnbau ,abwül1g,en und günstige SiedlUlDlQlS­
räume für besondeIis zahlungskräftige, womäg­
lim ,(l:u:sländiscbie Gr.U:IlIdIk.äufer privilegi.er:en. 
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Wally 
Ich verweise, verehrte Da1llleIl und Herren, 

in diesem. Zusammeruh!mg auf den Sa12blllng­
Plan der SPO, in dIem wir idJieses ProMem 
aufgegrUfen und festg;ehalten haben, daß vom 
Jahre 1968 bis 1971, ,ei,nem Zedtr!aum von vi,er 
Jahr:en, der Abverk!auf von Grundstücken an. 
Ausländer trotz de,r lbestehenden gtesetrlichen 
Regelungen !Um 628 Pro~ent .gestiegen ist. Im 
JaJhr,e 1968 wuroen im L:and Salzaburg 
72 Grundstücke an AUlsländer V1erkauft, ,im 
Jahre 1971 waren es 229. 

Die Geschichte von dem Bergbäuerlein, das 
mit 'eJi:Iliem deutschen Grumlkäuf.er ver,bandelt, 
gehrandelt und ,gesagt Ibat, 80 wäI"en ihm 'Zu 
wendg, woreuf der lande re nachgeg,eben und 
g,esagt hat, I1la. gut 90, dann dii'e AIWahlung 
geleistet hat und das Bäuerlein fast einen 
Herzschlag gekriegt hat, wedJ. der Käufer nicht 
in Schilling, sooKlem :in Mark ,bezahlt 'hiat, 
di!ese Gesdlichte wird bei :uns ,als ein Symptom 
dieser Situation ,erzähllt. 

Ich kerme in diesem Zusammenhang auch 
die Zahlen d,es Landes Tdrol, laber es sei den 
Kollegen di1eses lJa,ndes vorbehalten, sie hiler 
bei Oelegerulreit darzUisteHen. 

V:eI1ehrte Damen .wnd Herren! Wenn ich 
vorhJin bemerkt habe, es .handelt sich bei der 
Bodenspekulation und ~hI'en Nebenerscheinun­
gen iUDl ein Poroblem, das uns aHe serhr beschäf­
m,gt und. 'beschäftigen wth'd und das in :abseh­
barer Zeit 'gelöst wenden muß, !so darf ddl 
dazu noch ,alls :CielsetzuoIllg formuJi:eI"en, daß es 
UIllS um ,eine gellechte Bodenondnunq geht, daß 
'WlirMittel amd Wiege :dIa7JU in laller Offen.tllich­
keit autigez'ßigt haben und aufl!eigen und daß 
wir unsere Forderung,en eIlheben. Wir woBen 
und W1i'I werden - das ist meirue Uber­
zeugung - dieses heiße Problem auf.greifen, 
wir werden es lösen. 

Der vorliegenden GeSlet:resnovtelle W1i·rd 
mein.e Fr,aktion die Zusllimmunq er1leilen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Emert: 
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ilSt nicht der Pall. 

Wiir ischooitenzur ~bs:timmuIlig. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein B p r u c h zu 
erheben. 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. JuH 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz. mit dem das Kraftfahrzeugsteuergesetz 

1952 geändert wird (999 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. ·h. c. Edtert: 
Wir gelangen nun zum 16. Punkt der Tages­
ordnung: Änderung des Kraftfahrzeugsteuer­
gesetzes 1952. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus' Nach 
dem vor'l~egenden Gesetze5ibesdlluß dies 
NatiolllalIlates soll Ia.b 1. Oktober 1973 dile 
Kraftfalhrzeugst,euer .in Form von Stempel­
mark!en entrichtet wellden, di1e den Aufdrutk 
"Kllaftiahrzeugsteuer" wa.gen. Dadurch ,soll 
eine l-eichtere Enmittlung des Kr,aftfahrmug­
steuer.aufkommens ,ermöglicht weIden, das 1:Jds­
her aufwendtg efIiechnet werden mußte. 

Der F,inanza,usschuß hat die Ig·egelIlJStändlldche 
VorllClige ·in seilner Sitzung vom 17. Juli 1973 
in V:emandlung genommen und mit Stimmen­
mehrheit besdllossen, dem Hooen HaIUSe zu 
empf.ehlen, kleinen :mIllSpruch zu ,erheben. 

ALs EIIgIebnis 'seilller Beliatung stellt der 
PilllaD.ZIaU6schuß ·somit durch mich den 
A n t rag, der Bundesrat wolle beschließen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Juli k!einen Einspruch zu er­
heben. 

V:orSJitZiender-Sflellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort hat sich Herr .Bundesrat P.ischl 
gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Pischi (OVP): Herr Vorsif:2ender! 
Herr Minister! Meine ~sehr geehrten Damen 
und Henen! BedaUJeIilidlerweise ist der Herr 
F1i!Il.anzminliister nicht fim Hause, obwohl jetrzt 
sehr wichtige Materien Iseines Raes,sorts behia!n­
d!elt werden. 

Meine Damen und Herren I Der vOI'ltiegende 
Ges'etzesbeschluß auf AJbäIliderung des Kraft­
faihr2JelliglSbeueI1g,ese1:ms 1952, hei dem es um 
e:itgelne Kl1afttialhrzelllglSteUletmaI"loon, das heißt 
Sternpelmarkren mit dem Auf.d.ruck. "KI"afUahr­
zeugsteuer" geht, ist ein Schulbtelispille1 dafür, 
wtiJe man eigentldch ein Ges'etz nicht mach,en 
sollte. 

Es ist memas El1achtoos tiast UIlVierantwort­
llich, wenn man ,ein. Gesetz, das iIlIicht ausgereift 
und durchdacht ist, unter Zeitdruck stehend 
einfach durchpeitscht. Eine :solche VongaIl!Q1S­
Wleilse der ltegtLE!III1llIlJgspartJei ooi Entstehung 
und Beschl1ußfassung eines Geset7les, gerade 
beli diesreID Gesetrz, ,es ist j,a letzten Endes 
ein Gesetz für H'UiIlldJerttauS\eIlJde von Oster­
reichem, nämlich 'a1le:n Auto~ahrem, ist für 
mich als jungem Albg-eo.Ddn:eten in diesem. 
Hause, das"muß ich ISiagen, 'elinfiach un.V1erständ­
lich. UnveJ:'lstärudllich deshalb, wadI ~ch bilSher 
immer der Meinung war, daß lalle Abgeord­
neten \in diesem Haus eine Gesewes'vodag;e 
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VlerantwortWllg!Sbewußt behandeln, sachlich 
diskutirel'len und .dann ,erst hesch1ießen. Se,lbst­
verständlich klann man nach gewlislSen 'Dis­
kussionen zur Auffiassrunrg gelangen, W\i·r 
werden keinen .gemeiJIlsamen Standpunkt 
finden; dann muß man eben so in das Hohe 
Haus g,ehen. 

Frau Bundesrat Han~1ikhat heute in ihrer 
&ede betont - ich möchte fjast ,sa!gen: ,an ,alle 
Abgeordneten dieses Hauses appelliert -, 
man möge :mit etwas mehr Herz 'bei der Same 
sein. 

Dazu möchte ich sagen: Bei. diesem Gesetz 
war man eigentlich mit rS·ehr wendg Herz, ja 
herzlos bei der Sache, ich möchte fast &aJgen, 
es hat eine Vergewaltigung ,in puncto Kraft­
f.alhrzeugstJeuengesetz Igegeben. 

Meine ,sehr Igeehrten Damen und Herren I 
Dies.es Gesetz wunde nicht V18DaIltwortungs­
bewußt durchberraten. Die Rregierunqspartei 
ist ·auf keinerle1i VOl'lsdtläge drer begutachten­
den Körpersmaften eing,ega.nrgen und :bat alle 
EinwälIlde der Opposition - .das i'5t selbs.t­
verständlich ihr lQ1Utes Recht - .ignoriert, OIb­
wohl die verschliled,ensten Seiten danauf Mn­
gew.iresen ha/ben, daß '9,erade ldJi'eses Gesetz 
in dieser Form k'einJe Erlreichterungen,sondem 
eine Erschwel'lIlii's bringt. Leta;ten Emdes ,woLlIte 
man ja &leichterung,en und Vereimachu.ngen 
schaffen. 

Meine Damen u.nld Herren drer Regieru.ngs­
part,ei! Ich muß mich dn diesem Zusammenhang 
wtirk1.ich fI1agen, ob diese Vorrgangswreise das 
Il/eue DemokI1atievlerstä'ndnis der Regierungs-
partei ist. . 

Hohes Haus I Im J,Cl!hlie 1911 wuI1de eiille 
SubkommirssiOtll ,eingesetzt, die Vorschläge füT 
eine Novellierung cl:i<eses K:raftf.ahrzeu.gsteUler­
gesetzes 1Cl11sar:beitern solrlte. Diese KolDi1I1iJsSion 
hat in den Monaten September und Oktober 
1911 g,etatgt iUnd VleJ:lsm'iJederne VOI1Sdtläg'e ler­
aribeätet und ventil:i'ert. 

Zum Beispiel, ob man die Kraftfahrzeug­
steuer gleich mit der HaftpflichtVleIiSicherung 
ellJ.bezrah1en kÖJllIlte ad'er ob man sie viertel­
jälhrlim mit Erliagsmein emza:hlen könnte urnd 
so weiterjaum der Vorschlag mit denedgeIllen 
Stempelmarkien für die Kraftfiahrzeugsteu:er 
wurde gemacht. 

Nur tb'atte man in diesem GIiemium, :in dile­
sem AuSISchuß lewer Gottes k.eine Mög1lichkedt 
mehr - dieser AuSSchuß wurde nicht mehr 
ei.nberufen -, die Vorschläge durch­
zudiskutieren.. Jetzt lIliacb eiindreiVliertel J'athiieIl 
bekommt man ,eilIlen 'solchen nicht durch­
d~skutierten Vor:sdlllrag 'als Vorlage, er 'W1iro 
Gesetz, und das, obwohl man weiß - und 

das, ;g1aube :ich, muß ma/lleinfiach ,aum von 
seiten der Regierungspartei wirs:sen ......" daß es 
,in dies·er rFolim nureinre IbJalbe Sache Iilst. 

Es kldngt fast wile ein Wutz, iclIber idllgl'aube, 
man kann ,auch hier den Herrn. Ahg,eoodneoon 
Dr. KÖnJig zitireren, der im Nationalrat ·sagte, 
das Ganz'e Ischaut Mst w.i,e 'ein SchJildbüryer­
streich ,aus, 'wenn man jetzt StempelmarkJen 
mit dem nauen Aufidr:uck "KrafUahrz,eug­
steuer" dru~en 'läßt, ,allSo laib 1. Okrober wi~k­
lieh n:eu heginnt,aber :nicht bereit list, diese 
Neudrucke den heute rgültilgen Wer1lenfür die 
AutorStE!lUler - 37 S oder 42 S -anzup,assen. 
Ein AutofahJ'ler ist ,also auch. dn Zukunft [ge­
zwungen, weiterhin das isogenannte S1lempel­
markenpUflzlleSpi:el zu betrei.ben. 

Leider Gottes ,ist d,er Herr Minlister nimt 
da, aber im ,gtlraube, man muß !ihm hier schon 
sehr Jaut und deutlich Isagen, daß -die Auto­
fahrer fü[" dliIese "fortJschritt1idle, a/Uf­
g.esc:hl06sene U!IlId. zukunftsorientiertle Haltung" 
wenig VeI1Ständms haben werden. (Beifall bei 
der OVP.) 

Meine Damen luDKl Herrr-en! Wre sieht die 
Si buati on durch dliJeses Gesetz bei den Trafi­
kanten und Voerscbleißem ·aus?Für diese 
Berufsgruppern. 'ist es gBI100ezu .selbstV'eIiStäOO­
'lich, daß sie ldie MehM.r.beit, rdJiJe dUTeh. dieses 
Gesetz rClJUf ,gire zukommt, einflach lerfüllen 
müssen, ohne daß der Herr F,Lnran.zmi.nister 
bereit wäre, ·einen entsprechenden Ausgleich. 
zu schaffen. Es wünd'e V'eI1Schiedeilie MögUch­
keiten geben; die praktikabelste Möglichkeit 
wäre wahnsmeinlich ;eiIlle ProvisiollS'erhölwng. 
GeraIde die TI1afikJanten 1.liIlJd Verschleißer wer­
-den rdieses Ges·eta; besonders 'spülIen, weil es 
für sie infolge dieses Gesetzes einiJge Wege 
mehr Ig,eoon wiIld. 

Msine lsehr g,eehrrten Damen und Herrenl 
Ich habe seLbstvrerstän(Uich Vrerständms dafür, 
daß .man von ,gleiten drer Regierungspartei nicht 
unbedingt auf Vor.scb.lä,ge der Opposition, auch. 
Wienn ,es gut gemeinte und sachllich. fundliterte 
VOIischläge ,silIld, eingehJen möchte, aber lieh. 
habe weni,g VeIständnivS dafür, daß man a~le 
Bedenken dies RechnUIlig,shofes, der bei masern 
Ges,etz di,e Meinung -v-ertr:eten that, daß die Ab­
wick.hmg mehr kosten w,trd und daß :si'e ,auch 
etwas koanpU7J~ertJer sein wind, ,einf.adlunbe­
rücksichUgt läßt 'UIlIdnJicht zur .Kenntnis neh­
men .mll. Ich ,glaube, das hat mit Urberhebilich­
kJeit nichts ,mehr zu tun. Die R1eg.:Ler:unQlSpaxbei 
bJat ,soga:r im dives·em ZUJSIamlIlenihang nom den 
Mut, von Vlerw.altung,sv.enein.fiachung und P,er­
sOIllal'ein:spa11lllIllgen zu sprechen. 

Meine Damen IUIlid Heuen I Den AUlSIs.agen 
des Herrn BundeskanzLers odrer s-ei'ller 
Minvs·ter dm puncto VerwaltungsveI'leintiamung 
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und PersonaleilßlspaIlUIlJgen mÜlssen Wlir '&ehr 
skleptisch glegenüberstehen. Sie reden 'in den 
letzten zwei Jahren stälßldi.g, ~ast bei j'eder 
Geset~esvonLage, ldavOill: Hier werden liligend­
Wlelche Beam1JeeiIllg,espart 'beziehungsweise 
wiro les ErJ.eichtenmgen qeben. Ich gl'aube, 
geIlade das GegenteilliJst der Fall. 

Die ~eO.1Ju'IlJQ "D1e PIIes.se" lbJat lam Fr-eitag, 
dem 13. 1. 1913 in Iilhrem ArtiJk!e!1 UIIloor dem 
Titel "R'eform dn KretiJSkYls Handschrift" unter 
ander,em - ich zi,tier.e wörtlich -tgieschrieben: 

"Wenig FnetJidJe :kJann man a.,ueIdilß9ls an dier 
Aufbläihung dies VeI'WIalt11Il!gsapP'aIiates halben, 
die - von dler Regrierung un wdJdersp['ochen -
schon jtetzt mit 6500 iZusätzliicben Di,enstpOiStJen 
zu Buch tSdllägt W1Id. in lekLatantem WiitdJer­
spruch !Zu den genannten Majc)imen 's.teht." 

Ich IgWatube, meine Damen und Herren, dJiIe­
sem. Arti:~ellist nlichts hinzuzufügen. 

Hohes Haus! Di~ Gesetz tbemaltJet ISO 

V11:eI,e Mängel 'l1llld Ulll!beklannte unld ,enthält 
wch kein Wort daIÜlber, w~e der UhergaIlJQ 
aurssehen so~lte. Ist gewährleistet, daß ru'8se 
neuen ~aftfahr;Deugsteuermark!en übeIiall 
rechtzeitig zur V,erfüguIllg Istehen? Das Gesetz 
soU ja mit 1. Oktober in Knaft tneben. Oder 
besteht durch EdassWllg von Uberg.imgiS­
bestimmuDgen die Möglidtkleli1, daß .AJUto­
fahl1er, die Isdlonbis Bnde des Jla!hr,es 1913 
StempeImarken ,eingekauft haben, diese noch 
venwenden können? OdJer,Wlenn Tr.afikanten 
iI1g'endwo 'm ,ent1egen.en Gebieten lirrn Septem­
ber noch lIlicht dJn der LaJge waren, diese neuen 
Kr,aftfahrzeugstetUiermark:en zu fiassen, kann 
man ;in dtesem :RaU Id!ile lalten, 'biJsheIligen 
Stemp,elmar:kJen bis Ende dteses J.aihres kl,eben, 
ohne daß man ,alLs .A:utoiiahner dadurch ,ab 
1. Oktober str.affäll1dg wird? D~es wäre !im 
Interesse ,aUer österooichi,sdlen Auto~aJhrer Ige­
leg.en, l\lIlid man kÖ'IllIl.te dadurch einilge Mänlg·el 
dIiIeSles GelSletzes wettJmamen. 

Hohes Haus I Di.e OsterreichiiScbe VoLks­
partei kann diJeSlSllll iIlfieht lausgle:rteiften GeSietz 
a.us Veliantworbung,s'bewußtse!in dde Zustim­
mung nicht geben, hofft alber im InteIleSse 
aUer österreic1::JJilscben Autof.aihIler, daß das 
FinanzmiIllisterilUIIl für die VerwirklichUIlig dlie­
ses Gesetzes ,bes:ser gerüstet ist, laIs ,es das 
UnternichtsmiIllisteIliwn !im September 1972 !bei 
der GrICltbiSlSd:l:ulbuch:akt1on war. Danke. (Beifall 
bei der OVP.) 

.. Vorsitzeooer-StellvertI1etJer Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort ,hat sich weiter Herr Bundesr.at 
Böröczky gemeLdet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Böröczky (SPO): Herr Vorsitzen­
der! Herr ,Mirusterl Melinegelhr .geehrten 
Damen und Herren I Wir hahen heute über 
den Gesetzesbescb1uß dies NationaJlr.ates vom 

10. Juli 1913 betreffieIlld lein Bundesgesetz, mit 
dem das KIlafttiaihmeugsoouengesetz 1952 ge­
ändert wänd, ':m} ;benaten. 

Mein Vorl1edner ihJat eingehend zu diieser 
Gesetzesvor1agle StelJlung genommen. Es ist 
das vo1lre Recht der OppOlSitlion, ,alLes Neue zu 
kritiSiiJelien und ,schon im vorbinein zu sagen, 
daß ·es schledlt ist. 

Mein Vorredner hat mit keinem einzigen' 
Wort ,geSlagt, warum. ,es überhaupt notwendig 
W!UIdre, 'eine Äniderung d1i'eses Kr.aftfaihrzeug­
steuergesetzes Ihrerbeli.zuffihren. Er eI1Wähnte 
wohl, es ;s00Je eine V:erwal1lunrgsvereinfachulIl:g 
damit 'bezweckt werden. 

Es wurrlien verschiedene BegutJadlrurugen 
eingeholt. Es iJSt ridltirg, daß d'iie Riegi'e:rungs­
partei .nicht ,al!l'e Ergebnlisse von Begutachtun­
gen, dieeliIllQ'ehoit wunden, berücksichtlilgt hat 
und eiDen ,eigenen Wieg Ig,egantgen ist. Aber 
wir !dürf.en'Illidlt ÜJbel1s·ehen, daß dlitese neue 
Gesetzesvorlage voraUem von den Läntdem 
und Gemeinden 'besorndlel1s ,geforoert wUIde, 
da ihIie Anteile l,eidlter ,errrech:net wemen 
köIlJIlien und lein sdm!elleres Zuteilen der Mittel 
,an Länder und Gemeinden möglich rirst. 

Davon wul1de nimt ,gesprochen. Man ISpIlidlt 
davon, daß eine ,MehribelastUIllg fiM' di'e Ver­
schleißer zu lerw,arten Iilst. Man Ispricht davon, 
d'aß les Sd:l:wieliigltJeitJen ,mamen könnte, wenn 
die MarkeI1lauslg:abe nicht roecht2eibirg erfolQlE!ll1 
kÖllJIlbe, SchrwWerigkeliten, wie .sie ähnlddl Ibei 
der SchUilJbuchaktion der Fiall waren. A}so malll. 
bekI1i:ttJeJ.t 'gnuoosätzlrich ,aUes, ohne über.hraupt 
entspremerud!e AlternJativ.en zu Isetzen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Auch lich bilIl. der Mein11Illg, d:aß diese 
GesoetzesvorJrage besseral\1SfiaUen hätte 
können, ,aber les list gerade lailis Abgeondnete 
unsere Aut.gabe, dafür Sorge zu tIlagen und 
V'ilelleidlt audl einen Beitmg !dazu zu leiiSten, 
um ein brelsseres Gesetz zu ,schaffen. 

Das ist nlicht einfach. Kr.itik zu üben, ist 
immer 'leiChter, Herr Kollege, ;irrnmerl Heute 
haben w:ia' 'es schon den 'ganZ/en Thg lerlebt: 
Wenn 'eine ÄlßIdeIWlJg 'herbeigefürhrt wIiffi, 
wurde grundsätdich Kritik damm geübt. Das 
'ist eine Selbstver.ständlichkleit: J,ede Ällidenmg 
hat zwei Se:iten, eiDe positive und eine llJega­
tiVie, das w.ar noch ammer ·S.o. (Ruf bei der 
OVP: Sie sind im Ausschuß nicht darauf ein­
gegangen!) 

Herr. KoUegel Ich bilIl. der Mein.ung, wlir 
müssen jetzt ,einmal laibWlaJI1len. Ich hoffe, dJa6 
sich Ihre Prophezeiung nicht bewahrheiten 
WliIld unld daß me StempelmarkJen imdt dem 
entsprechenden AuMruckredltzeitirg bei dien 
Verschl;eißsteHen vOl"handen ·sein WJeIden. Im 
bin ,auch übeJ'lZeugt davon, daß der Finanz .. 
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mini.ster dafür SOI1gle tragen wird, daß nicht 
gl:eidl Straf.en ,erfoLgen, W:eIlIIl im Oktober der 
eine oder ,andel1e nodl nlidlt ·semer Verpfltich­
tung machg,ekommen list. 

Aus diesem Grund gl,aube dch, daß wir emt 
einma~ abw,arten soLlten. D~e Zukunft wird 
erw.ei's,en, ob diese neue Gesetz-esänderung 
von Vorteil ist oder Oib g:r:oß:e ISchwteriJgkiefiten 
dlUrdllSii,e hel1Vorgerufen weMen. 

Eines steht fest: Die R!egterungspartJei hat 
diese Vor1a'g'e l~iIlJ9lebracht, ulßld meine Frak­
tion wil1d ,dazu ihI1e Zustimmung ,geben. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vo:r.sitz·ender-Stellvertroeter Dr. h. c. Emert: 
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Wünsdlt der Herr Beridlterstatter ein 
Sdllußwort? - Das list llIidlt der F:all. 

Dann kommen Wiiil' zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu 
erheben. 

17. Punkt: GesetzesbesdlluB des Nationalrates 
vom 11. Juli 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 

- mit dem das Familienlastenausgleitbsgesetz 
1967 geändert wird (1000 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Emert: 
Wir gelangen nun zum 17. Punkt der Tages­
ordnung: Änderung des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967. 

Berichterstatter ist Frau 'Bundesrat Hermine 
Kubanek. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat I Bei dier Gewährung von Familien­
beihIilfe e11gi/bt. sidl bei Kinrliem, die eilIle 
WiaJisenpension von über 1000 S mODlailidllbe­
ziehen, eine Härte, da in diesen FälLen etin 
Ainsprum. auf FamliILi!erubeihilfe 'ausgesdllossen 
ist. Durch ,dien v:or.ltegenJden Gesetwesheschluß 
des Nationa.Ir.a1les IsoLl IlIUIIlIDehr ,beWlirkt wer­
den, ,daß W'ai'5enpenSlionen, wie dJies ;bei. Leb,r­
lilIlgs·entJschädwgllIllIgen sdlon derzeli t der FaJ1l 
i'st, ohne RückJSicht ,auf dhre Höhe dem An­
spruch .auf ~amißi'oobeihilfe mcht mehr ent­
gegenstehen. DarÜfber hina.us ;beinhaltet der 
g'egeIlIstänJdlliche GeSietzesbes<hluß die An­
passung leiniger BestJimmungen des F.amhl.ien.­
}astenaUisgleichsg1ese.tzes 1961 lan das Ein­
kommerusteuergesetz 1972. 

Der Fdruanzausschuß hat die 'g'egenstämllliche 
'Vor,1Iage Im seimer Sitzung vom 17. JWi 1973 
i,n VertbaOOlung genommen und einstlimmig 
besdllossen, dem Hohen Hause ZIU empfehlen, 
keinen EinJSpruch zu erheben. 

Als Er:gebni's semer Berabung stellt der 
Finoo71a'llsschuß 'somit ldurdl midl den 
An t r ,a g, der B:u.nJdes,l1at woUe besch1Ji.oeßen: 

Gegen den Geset7JeS'beschluß !des Na1liorual-
1"ates vom 11. Julli 1973 Ibetl1efterud ein BlllIlIdes­
gesetz, mit dem IdIaJs F1amiliIeIlLasten;a,usg[elichs­
geSletz 1967 geänrlJert wild, !Wind klein SiIll­
spruch ,eIlhOiben. 

VOfSlitzeooer-Stellverweter Dr. h. c. Emert: 
Zum Wort hat sidl Herr Bundesrat Ing. Mader 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat lug. Mader (OVP): Herr Vor­
sitzenderl Herr Ministerl HOIher Buntdesmtl 
Wieder eiJnlmal, ·beooiJbs !Zum dnittIenMal ii1llIller­
ha~b eines Jahres, sllehttd!er F'amilieJlJLasten­
ianllsgJJeidl auf dler TlCI1Qiesondnung. 

Wlir haben ums heute mi,t eilllleiID. Gesetzes~ 

beschluß zu befassen, der sidl eiq.enUidl 
erfreulich von dem Gewohnten abhebt, ,aum. 
wenn dies Idas lein.7Jig Erfreu1kbe dar:an ~st. Es 
blandelt slidl nämlidl 'llIIIl eine VoI1l.agte, die alUS 

eiIllOOl Inlitota1livantl1ag geboren i'st - einem 
Antrag der Frau Abgeordneten Metzker, die 
,sich Ja ,sdlon seit vtielen J.ahI'len mit diesem 
Thema und ProbleIJ1kJl1eis beschäftligt - und 
llIicht ,auf einer RiegieIlUlIliQ1srvoIiLCIIge iberuht, ·wile 
das leider somst als hetdauerWidre 
DegenerationseIlSdtJelinung der östeI1'eidtiJScbJen 
Ges'etzwerdung die R!egellist. 

Wegen der I'angen 'f,agesol1dmmg weI!cLe 1idl 
um leine enbspl1edl!enlde Kür2e bemüht sem, 
obwdhl Igemde dieses Thema Z'1l hl1e1te11en 
und IgruTIldsäblicheren Ausfühl1Ulll9'en Gelegen­
heit böte. 

In dien heiden Debatten:zum RamHienlasllen­
ClJUsgol,eich des Vorja.lllIJes vom Jruß.i und Dezem.­
'ber haiben w,ir IbeIieibs a.usffrhrMdl über .unsere 
iiami.lienpo1JitilSche EIDstielJ'UIIlg .gesprO<Den, lan 
der :sich nichts .geäJn,dert hat . .AJ]J'erdings halben 
'Sich 'iIll'Z'Wlischen uns elle Al1gumente lauf Gr.und 
der :hi.lfilosen Wirtschafts- und Fiin'ClJllQ;po1i.1Jik 
der BtmdesnegierulIl.lg lerhärtet. 

Die Debatten w.a:r:en sogar 'hier !im Buntdes­
rat - ,im GegenStatz !Z'1l einem Artikel dn der 
hoeut~gen TagespD6SlSIe - ogri1rudBic:bJer, was 
Il'idlt w:unldemimmt, rwenn man weiß, daß man 
vor ,einem JIWlr im NatiOllJaJIiat die Änlderung 
zum FamiJJiJenIas;tenJa'UlS!gleimSlg'esetz. ·an eimem 
Ju1isonntagvormitbag, von ,a11len ·~aI"tetien lbe­
klagt, durchgepeitscht hat, da Ictie mcis1:Jen Alb­
g:eondrreten lauf Grund eiJnesfa1tsdren.odJer 
eben ,micht leli.nhIaltbaIleIl A",irsos ,bel1eits lihren 
nidlt eliollJösbarlen U111a.ubsfahl1Sdl!ei,n Im der 
T'itsme hatten. Und meses Mal wlar.es wieder 
lim Juli, und ZWiar um 23 Uhr, alJS man im 
NationalI1at die vorld!egenJCLen Lruitilativ:cmuäge 
behandelt hat. 
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Die Familien leiden also niCht nur unter der 
Politik der RegieIiung, sondern auch unter dem 
Parlamentsfahrplan, wie Frau Abgeordnete 
Hubinek im Nationalrat riChtig feststellte. 

In der heutigen Vorlage geht es ,sChließliCh 
darum, zwei Dinge zu bereinigen, die läng,st 
bereinigt gehört hätten, ,aber bei dieser rasChen 
Art, Gesetze zu verab.sChieden, eben immer 
wieder übersehen werden. 

Zunämst geht es darum, daß man vergessen 
hat, im § 5 des Familienlastenausglekhsgeset­
zes bei der Aufzählung jener Beträge, die bei 
der Ermittlung d,er EiIlikünfte des Kindes außer 
BetraCht bleiben, e·ben auch die Waisenpen­
sionen und Wa-isenversorgungsgenüsse anztU­
führen. Waisenpensionen über 1000 S haben 
daher den Ansprucbauf Familienbeihilfenaus­
geschlossen, obwohl die betroffenen Familien 
durCh den Tod des Erhalters metst viel weniger 
Gesamteinkommen haben. 

Inzwischen ist die Zahl der betroffenen Fami­
lien, wie die antragstellende Frau A.bgeord­
nete Metzker in ihrem Antrag auch ausführt, 
noCh größer geworden, weil thei den Waisen­
pensionen das WeJ.'lbungskostenpauschale, das 
bei der Ermittlung der Bruttdbezüge a:bzuzie­
hen war, eben weggefallen ist, weggefallen 
allerdings auf Grund des neuen Einkommen­
steuergesetzes, das am 24. beziehung,sweise 
bei uns hier im Bundesrat am 28. November 
des Vorjoa!hres beschlossen wurde. 

Trotzdem hat man einen Monat später bei 
der nächsten Änderung des Familienlastenaus­
gleiches darauf nicht Bezug oder, wenn Sie 
wollen, nicht Rücksicht genommen. 

Dasselbe -gilt für den Rest des vorliegenden 
Initiativantrages der Frau AJbgeOIdneten Metz­
ker, die dankenswerterweise ihre Genossen 
darauf aufmerksam machte, was sie damals 
ebenfalls übersehen h~ben, nämlich die Be­
stimmungen des FamiLienlastenausgleichsge­
setzes 1967 an dalS EinkommenJSteuergesetz 
1972 anzupassen, sodaß seit 1. 1. 1973 im Fami­
l,ien1asrten.auS9,leici:1slglesetz noch laJUfend StJellen 
der Einkommensteuergesetze 1959 bis 1961 
zitiert wurden, die dort längst nicht mehr zu 
finden waren. 

Es ist daher selbstverständlich, daß wir in 
heiden Fäillen dem IlIl'itiilltivantIiag beitreten 
w.eroden. 

Uberhaupt nicht verständlich ist es aller­
dings allen jenen, die Lhre echte Einstellung, 
meine Damen und Herren von der SPO, zur 
Familie nicht kennen und die nicht wissen, 
was sich hinter .Ihren Verbalbekenntnissenan 
Gedankengut versteckt, warum Sie den übri­
gen Anträgen der Oppositionsparteien ,auch 
nicht einmal teilweise stattgegelben haben. Die 

Anträge Hubinek, Leitner, Melter beabsich­
tigten eine ahsolut lizitationsfreie Verbesse­
rung für die Faanilien, die Sie rundweg abge­
lehnt haben. 

Wer Ihre Haltung, meine Damen und Her­
ren von der augenblicklidlen Mehrheitspartei 
in diesem Hause, aber näher kennt, hat ,sich 
dies von Ihnen nicht anders erwartet. Wie 
sprach doch weilanJd, und zwar am 13.7. 1972, 
Frau Dr. Hawlicek ~u di·esem Thema und von 
dieser Stelle aus? 

Sie Slagte: "Uns ,sind nicht nur die Kiindier 
aU!S F'amilien .lIllit mehr als zWiei Kindem moor 
Wlert, iSondem uns 'SIind ,alle Kii,nider in diesem 
Staate 9'leich viJel wert." 

Ja 'wir wissen, daß ]innen und Ihrer Plartei 
dJiJeungleich ,hÖlheIle Belastung k,inderreicher 
FaanHilen völllLg ,egal list, wetitJ. Isio8 diese ga.r 
nlicht haben wollen. IIhlie di'esbezüg.tiche ,g·esell­
scbaftspolriUsdl:e Halbuintg unterst:reicht dJiJes 
,ebeiliso W1i:e Iwesbezüg,ltime Gesetze. Wie IStagte 
Fr·au Dr. Hawlioek doch damals weilter? 

"Sie" - die OVP, meiJnte siJe - "sprechen 
immE![' nur von Geld, von der ErhÖhung der 
Beihlilfien, Wienn Ste von Flamilienpolitik spre­
chen. Wdr ·betIlach'Ilen .sile 'als 'Deil der GeStell­
schoaftspoldtik.' . 

Ja wir wiJSlSen da'S. Leider list di.e Kolleg,in 
nicht im &aum. Wir W1i!ssen genau, daß immer 
nur wir um di,e EI1höhung der Beihilfien 'be­
müht Wlaren, für welche Bestätigung ich midl 
namens mein:er FilaiktlioOll noch nachträy,]äch 'be­
d!ank;e. Sdü~eßlich halben war 1Jhnen lauch dLese 
letzte 'geri<ngfi1gig,e ErJ.J.ölmng lim Zusammen­
h.ang mJit dEm StaibiJJisierun:glSlaJbkommen alb­
rilligen müssen. (Bundesrat Dr. Re ich 1: Ein 
Heroe!) 

Nur IbetIlachten wi,r RaIIlÜllienpoLitIi.-k nicht laLs 
'f,eH sOZlialisUsch!er Gesehlsch!aftspolitik, san­
dernalis WäJh1er:auftIlaJg -zigta:UIS'ender Foami­
lierr, GenJeIl Ihr "moderIlIes OstJeneidl" Infla­
tion, EnttäUlschung, EntnedJilnmg und NiVielllli,e­
runggebfoacht !bat. 

Wd,e Isagte FIlaJU Dr. Hawlioek sch1ließJJich 
IlIach Ziitioerung von R!ene König, der vom fort­
sdrI1eitenJd.en Ubergrang fiamHiärer Funktioo.en 
in die AufigaJbe der Gesamtgesel1sCbaft gespro­
chen hat? Sie 's.agte damals, es ginge Iheute 
"nicht mehr darum, die RamHJie miit Geld 7JU 

fÖI1d!em". SelbstVlefständlich,aber mit einer 
Dauerberteselung mlit IsoZlilaHstischen Parolien 
llIadl dem MUlS1ler !des Ostblocks wird diesen. 
Ramliilli:en schon Ig,ar ruidlt ,geholfen ·sein. (Beifall 
bei der OVP. - Bundesrat Böe k: Sie hören 
vom OSf.b1ock und applaudieren!) 

Meine Damen unlCl Herren I Sie· kennen die 
einstimmilge Fondlenmg des Famil:ienpoliti-
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schen Beirates heim BtmdeskJ8mlleremtSJelhr 
geIliatU, nämliich ,eine 50prooentlige Kinder­
kostendeckung durch Beihilfen zu err,eichen, 
WlId 'anueI'leDSeli.ts doch lauch die Rlegi,eI1lIligS­
erklärung vom 27. April 1970, in dier es heißt: 

"Die Mittel des Fanilltenl,astena'llsgilJeidts­
fonds Wiemen laJUlSlSchliJeßlich zur Föroerung der 
Familien ibeI'laJIl.g,ezogen.·· 

Eine 50pro~entige Deckung ist derzeit aber 
auch un.ter Elinrechn.WlIg der baI1ge~dloS'en Fmnti­
lien- oder KindesföndeI'lUiIl!g, di,e ja zu :eilnem 
Großtelil .leider nur den Gebietskörperschaften 
7JUgUte kommt, weiter 'entfernt 'als Je zuvor. 
Dama'IJs, 'als dJiJeses Ges,etzgeschaffen wurde, 
betrug die Deckurug !WeDlilgstens noch ein Viler­
tel !der ,echten Kinderkosten, heute beträgt sie 
nach den offiziellen Berichten, die nicht wttll' 
V'erf.aß t Ibalben, 18· Pro2lent. 

Eine ErhöhuIlJQ" der BamHierubelihilfen. ü'ber 
das Maß von 10 S ab 1. Ju1li 1973 hinaus wäre 
daJher ·eberuso wi,e atme Staffelung der Erhö­
hUlllQ'S'beträge dringtend notWlelIlld.ig· iUnd 'geredlt 
gew€lSlen., weil ;eben geIlade dIbe Mehrkinder­
f,amiliie das Defizti.t il.IIl deutlichsten zu ,spüren 
bekommt. 

Auch die AIibeiterkammer SaJlIz.burg hat eine 
Vierarmungs- urud Vellschuld'llngstendenz bei 
den FamiJlien ~estgeste11t, deI1en Vlel\alntwort­
Liche Vertreter unserer polHiJSmen Gemein­
schaft wohl nicht sehr nanesteben. 

Es wird 'Ulns ,auch immer wieder geSiagt, Wlir 
1iziitJieren 'in diies,em ZUSlammeIlJbrang. Ich dall'f 
darauf verweLsen, daß gestern unter dem Vor­
siitz der FIIau Sta.atssekretär K:arl der Familien­
politische Bffi,rat wieder ,g,etagt und mit 8 zu I, 
a1so mit er,drückenrler Mehrbeit, eine Forde­
rung a;u~g,estellt Ibat, dli,eWJeSlentllich höhler 
l~egt. Man ihat v.eI'l'imgt, idJie Beithilfe für ein 
Kind pro Monat um durchsch.Dlittlich 60 S zu 
erhöhen. Mit unserembeschaiJdenen, aber ver­
antwortoogsbewußten AntIlag wolJ.ben w,ir nUiI' 
bewe~s:en, daß wir UßIS auch Iwen Kopf2ler­
brechen, im Gegensatz 7JU lliren AUlSfü'hrungen. 
(Bundesrat Hella Ha n z 1 i k: Was haben Sie 
mit den 4 Milliarden gemacht, die Sie den 
Familien während der OVP-Regi8'rung entzo­
gen haben? Darüber schweigen Sie!) 

Frau Kollegin I Ich sehwletge da~u keines­
wegs. EllSIteIliS widensprechen Sie Ihr.er KolLe­
gin Dr. HawJicek, we sieh beslSler ,alsSie mfor­
miert bat und ,dJi'etms lSleinerze1t, Um DeZiember 
1972, vQDgeI1echnet bat, daß ·es 900 Millionen 
unld nicht 4 MiJ1lialden wallen. (Bundesrat 
Sc hip an i: Das war ein anderer ZeitraumI) 
Lesen Si1e das Protokoll nach. Ich haJbeden. 
Zieitr.aum der Mleinl"egilerung hel1genommen 
und 'Illieht den ,der KoaLition, wo es dom jedes 
Jahrgemadlt wuroe. (Bundesrat Hella H an z-

li k: Ich spreche jetzt von der Alleinregierungl) 
Ich ,gehe Jetzt von meiner Rede falb, ich beant­
worte j1etzt diese Fnagre. 

Zweitens \haben Sie dem RedIDungsabsmliUß 
in diesen d~ei JaIhr,en, 1966, 1967 lUIld 1969, 
wo das vortgekoanmen list, Z1lges1limmt. W·arum 
bJa.ben Sie das g,et'Cllll? Sie .haben es getan, weil 
Si'e wußt'en, daß UIl!seoo Politik, dli.le S1Ja.bilität 
gebracht hat trotz Vollbeschäftigung und 
Sicherheit, den Familien mehr zugute kam als 
Ihre jetz.ilge Fami1liienpollitlik. (Beifall bei der 
OVP. - Bundesrat Böe k: Bel der Vollbe­
schäftigung widersprechen wir ernsthaft!) 

Wenn. Sie schon 'so ,eine Frage !steHen, wOhin 
willr dieses Geld IgetCbIl ha.ben, dann darf -ich 
auch 'eine Fr,age steHen: Wohin ihJaben Sie, 
meirue Damen und Herren von rlm Unken, 
das Geld getan, diese 600 MiJlIiOIllen SchiJllling, 
die Sie den FamhldJen OUll'ch die HerabsetzUillJg 
des VoHjährtitgk!eitsat1.1leI1S entzogen haben? 
Haben Sie die tiamHienpOlllitisehgenützt? Im 
habe damuf noch keine Antwort I (Beifall bei 
der OVP. - Bundesrat Dr. Fr u h s tor I e r: 
Schulbücher und Schülerfreifahrten sind 
nichts?) 

Ich habe das se1bstvenständlich vorihin mit 
eingesehlassen, trobdem sa,nd Wlir1e!ider illJUr 
auf 18 Prozent Deckung gekommen. W o1len 
Stezu den SchüLerfneitiaJhr,ten laum nom eine 
Antwort, Herr Kohlege? "Votum geg,en Grat;is­
bücher", lese im hier, "Vorsitz Elfriede Karl"~ 
ViieUekht lesen Sie auch, was in der Pirtesse 
über die gestrig,e Sitzung des FrunJi.1ienpoliti­
sehen BeU.I1atJes im BuooeskanzleffiIllt steht. 
(Beifall bei der OVP. - Bundeslat Sc h re i­
n e I: Nicht mit Steinen wellen, wenn man im 
Glashaus sitzt! - ZwischenruJe bei der SPO.) 
Ich weißes, diaßes für Sie em 1liIlIMlIgenehmes 
T'hema äst, 'aber ,es muß gte5laJgt weIden. 

Meine Damen U!Itd Her,renl Eine BeiJhhlfen­
enhöhungab 1. Juli 1973 von 30 S für die 
Familie mit einem Kind, von 70 S für ,eine 
Flamillie mlit zwei KJi,ndern und von je 50 S 
mehr für jedes Wleitere K1ind hätte ein· Meib.J;' 
von 400 MilliOIlien SchiHingerfordert, weldler 
Betrag .auf Grund der EtnIllah.Inenentw.icklung 
in der letzt'e\Il Zffit gedeckt qew.esen wäl'le. WIi,r 
WliSisen, daß 1912 940 MilJiionen SchJilllin.g Uiber­
hlang da wa:ren und daß -es lim kommenden Jlahr 
- der Herr Firuanmlinisrter w:ar mit 8 Prozent 
Slehr vor,sidltig, es werden. 15 Pr07Jent sein -
wett über ,einie MiUiand!e Sdtir1ldng lsein w,errlJen. 
Da'S Geld ,i'St da. Ich Ihabe nom Diidlt vom 
&esefVlefonds gtespromen, von Idiem Sli!e einmal 
im Natiorualnat g.esl()jgt Ibaben: Wiir iassen iJhn 
nicht 'atU'Sräumen - um miese 6QO M11lliorren 
Sch:iJlli.ng, die ich anglezog·en habe. Also.es war 
mehr Geld. ,aLs jle 7JUvor in diesiem Familien­
lastenatUstg,leicblsfondsl (Bundes,at Hella 
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Ing. Mader 
H a nz I i k: Wir haben ja auch einen guten 
Finanzminister! Daher ist das Geld da!) Sie 
haben es jla 'den FamiI1Ii!en weggenommen. 
War.um .geben Sie es i1hDlBIl .aber nidtt ~urück, 
frage :idt? DaT'Ulll geht .es }al (Bundesrat HeUa 
Ha n z 1 i k: Wir geben es ja zurück in Form 
von Schulbüchern, Schülerfreifahrten und so 
weiter!) 

Es mag ja sein, daß Sie unsere Anträge im 
Dezember 1972 .abgel'ehnt haben, wenJ Sie be­
fürdt1Jeten, daß der Uberthang zu gering s.edn 
wende, wobei dJamalJs v-om ReservefoDJds noch 
k!eine &edew:ar. AndeJis ist es wohl auch nicht 
zu erklänen - ·es sei denn, der Herr Bundes­
kanzLer hätte ,bewußt leine fiaJIlSche Ausikunft 
gegeben, [WalS idtkleli.nesfaUs ,annehmen 
möm.1Je -, daß dem Tiro~er L~upt:mann 
Wall!l1öfer damals vom Herrn BunJdesklander 
:smrdftlich ein ~erwartender U.bellhang von 
100 Mi1lJi.onen SchliJIBin,g genannt wunde. Ich 
halbe VOllhin !Schon erwäJmt, daß der Uber­
hang ,i.n Wil"kllidtkieit 940 Mi13lionen Sc:brulling 
beträgt. 

Warum ist aber dann lema lSolche ErhölllUng 
plötzlich !I1Iidtt mehr 'aUlSI1E!Ii.chenJd, um ddJeISIe ge­
Ili!l1.ge EI1höhung der BeilhiUen für di,e FamilÖJen, 
die HäJlfbe der vom BamHienpoli1J1sdl:en BeiTrat 
gefol1dernen Erhöh'UDtg, zu finanzieren? (Bun­
·desrat Sc hip an i: Damit kann man etwas 
·anderes machen!) Ja, laber w,arum finanzi·emn 
'Sie nlicht wenigstens mit eill'em Teil d:iJeser 
600 MhlJionen Scbilli!l1ig, die Sie den F,amiJlJi.,en 
entzogen 'naben, dlite Fa.m~Hen? (Bundesrat 
S chi pan i: Wir betreiben eine SPO-Politik 
und nicht eine aVP-politik, nehmen Sie das 
~ur Kenntnis!) 

Der Herr Abg,eoodDiete Melter hat seitens 
der Fremeitllimen:Aarbei IdIDesen AntIlag, der ja. 
von beiJdJen OppositionsparteilEm eingebr.acht 
wurde, :beglÜndet. Er ihat dasselbe gesagt, Wlas 
ich. Ihnen vorhin kla.I\zumamen V'ens'lldtte: 'dlaß 
dile . Erhöhung damit begründet ils'1, daß diJe 
Rilnlcm7Jieru·ng ,aus dem Raam,liendJastentaUiSlgleich 
möglich. dst, daß dabei der Fonds nicht ange­
griffen WliIrl, daß emdere Finl(l;nxierungsmÖlg­
lichk:eiten vorhanden sind und daß durch dd.e 
gesteigerten Einnahmen 'auch. ~n Zukunft der 
Mehraufwand ·abgedeckt ens<nEnnt. 

Im Ülbnigen wind das Ausmaß - und das 
ist ;auch noch ein Argument - weiters damit 
begrüru:Let, daß rue PeIllsiol1'sd}'1IlJamik seit Jän­
ner 1968 inISIgesamt LeiJS.1lootg!sver.besserungen 
im PelliSdons.beI1eich um. 42 Promnt ermöglicht 
bat. Eine EI1höhUilllg der lSIeinerzeit ;besch.lOSSle­
nen BeiJhilfen für dJals 'eI1ste Kiind rum dieslE! 
·42 Pro7Jent wÜIlde eben den beantI1aqten Betmg 
·ergeben. Auch. :mer leine fiundliert.e,· sachUche 
Begründung .. 

Daß .d!ie Regierungspartei, .a~len Verspre­
chungen 'llDld aJUch 'aUer Viemunft zUJW1iK:Ler­
lauf.end, Idlie Anträge Ider Opposition nieder­
ges1:!i!IIllIl.t hat, wind VOlll der hetroff.eI1len Offent­
Hchkleit nicht :unregistm..ert bleiben. D~e kläg­
~iche RoHe der Frau SflalatJslSlekretär lin diesem 
ZUSlammeooaJllg iJSt ber.eits hlIlllängldch be­
klannt. Sile hamelt im AuftI1ag urnd ,arm GäJnJgel­
band der jewei1i9'etIl ltessortminli·srer und dies 
ltegierung:schtefis und ·erfül!lt ial1es, nur nicht 
die InteressenvertJl1etJuntg der FamiHen. Stile 
fehlt typ~smeI'W1eise ,auch heute. 

Ich pfldchlle meinem 'f.Lroler Kollegen im 
Nationalrat Dr. Leimer voll bei, wenn er fest­
steUte: 

"Erst wenn i,n dJies'em Staat meder PolitJik 
für die F.amHiien 'UlIlId nlich.t P,artJeipolitik. über 
ilhre Köpfe .hlinweg gemaCht wind, kenn es 
wieder Fortlsch:I1iotte ;aIl1f dem Gebliet der Ftami­
li,enpo1itik ,geben." (Beifall bei der OVP.) 

Hoher B\llIlIdIesl'atl Dem R1epa:r1aturantI1ag 
werden wtiIr· heute ,selbstV1emtäJndlJi.ch zUIStim­
men, Ihl\er Haltung lin diesem ZusCllIDllIlle!Illang 
zur Fami1Ji.enobsonge joedoch nicht. Sie haben 
fhr GeWissen für die FiamiHen, :das Sie U:IllS 

so lange in der OppositionSJrol!le rwä:rmsten'S 
empfohl'en JbJaben, ,ansdlJeinend dn der Reg1ioe­
rungsfunktion längst .ei'ng,emottet. Si:e wenden 
aber noCh öfter lallS in d,en Vel'lha.Dldlungen zum 
Fiamli!lilenlastoena1lSlgl1ei.dJ. zur Kealntndts nehmen 
müssen, daß unseres wachgebHeben ist, wie 
es siCh die Famillien ,erwarben iClJurften und 
erwartet halben. Ich IdankJe sChön. {Beifall bei 
der OVP.) 

Vor-sitzendter .. S1lelhner1Jrieter Dr. h. c. Emert: 
Zum Wort hat .sich weiter ·gemeldet Frau Bun­
desrat Pahl. Ich erteile ihr Idieses. 

Bundesrat Leopoldine Pohl (SPO): Herr Vor­
sitzenderl Herr Mini'sterl Meine Damen UJnJd 
Herren I Idt wollte ,eigentlich. nich.t ,der heuti­
gen Gepflogenheli.t foLgen. l1IDd Iden Vorrednern 
an.tworten oder lSIi,e ~tliJeren - Herr Ing. Mad,ler 
hat jla manche Antwort ,gLeich selber Igege­
ben -, ,aber ,einJiges möchte ich doch mriick­
weisen. 

Er.stens hat er glesagt, daß das der 'einrzigle 
erfr.euliche Abäniderun'Q'S'antrag l50eit langer Zeit 
sei, dem die OVP I7JUlStianme. (Bundesrat lng. 
M ade r: Nein! "Wieder einmal" habe ich ge­
sagt, und: "erfreulicherweise"!) Wieder ein­
mal. Ich welidJe IJhnenin meinen Alllsfiilirungen 
sag,en, daß wir heI1eßfIs einige ,erfl"eul:icb.e urui 
bedeutende Änderungen des FiamiJlienlasten­
aug,gbeicbsgesetzes ibesch.lOlSlSoenooben. (Bun­
desrat Ing. M ade r: Frau Kollegin! Sie haben 
mich mißverstanden! Ich sagte: Keine Regie­
rungsvorlage, sondern ein Initiativantrag Ihrer 
Kollegen im Nationalrat!) .A!ber ganz eingangs 
haben Sie ,glesagt: die eilll7Jig edreultiche. 
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Aber ganz zurückweisen möchte ich, d!a.ß Süe 

unsere tiamilli,enpolitischen Maßnahmen mit 
einer 'BeIllesrelungstJakllik in iden Osbstaaten 
Vlergl,eichen. D~s möchte ich ogam; enbschileden 
zuruckrweiJSIen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Sie h!abenerklärt - Sie !baben idJas Ja aUlS 
der "Par.l'amentskornespOIlldenz" zitiert -, daß 
dile Ang.el,egen'beiten dler BamiUenpol'itik unter 
der derz:eitilgen R1eg11erung sdlOn durch d/i.e 
&angondnunglei1dJen, wleil die Behandllmg ein­
mal a.n 'einem Sonntag UlIlId meses Mal sehr 
5pät in der Nacht 'erfolgt 'ist. 

Ich möchte Ihnen saglen: Die Famillie leidet 
nicht unter einer SOZJialLiJstischen R1egdenmg; 
auch dals wende ich Ihnen noch ,einmal ans 
Gewissen bringen. 

Zum Schluß halben Sie Igesagt, daß der F,ami­
lIi.en.politilsme Beina:t diesen BesdlJ.'Uß mit Stim­
menmehrheit 'getiaßt Ibat. Es 'steht aber auch liIn 
der ZJeifluing, daß die Fl1aJU Staa.bssekr.etär l{oalI'l 
der Regierung di,esen Beschluß zur K:enntniJS 
br.ingen. wiro. OaiS list ein Gremium, d:aIS eine 
bera1JeIllde Funktion hat, UiIld sie -bat dCllS 'Zur 
Kenilltruis genommen. Also lich ,g~aJUbe nlieht, 
daß man I1hr da gleich untembeHe.n kiann, daß 
sie nicht für di,e F,amHien tätig W1ar. Ich möchte 
audl diClls IlUiIÜckweiJSlen. (Bundesrat [ng. 
M ade r: Wir haben bis jetzt noch nichts ge­
sehen!) 

Ich muß dann eilßliJges Wlieder.ho1en, lIieber 
Herr Kollege, was ISchon meine Ko1llegilIl Dok­
tor Demuth Iin:n verg'<mgeIllen JlaJhr hier gesagt 
hat. Ich Wlende das IClIUch heute meder isragen. 

Wir SoziJalisten .begrüßen die heute vorldJe­
gendle Äoolerun-g des FamiJienlCliSteiliausgleichs­
gesetzes. 'Si'e berüihrt ZWiar llIUr eiInlen kleinen 
F.ensonenklieils, der 'alber - lhJiler ,stimme ich 
mlit hen überein - von Ibesonlderer Häl'ltle 
betroffen wa'r. 

Ich isage ,Mer aber dazu: Wir haben in den 
v,el'lgängenen Jahren schon viel,e und lbedeu­
tende ÄLndleIiUlIllgen illIIlId Vierobes'seruntgen g,eI'ade 
des Fammen.lJaisbeiliausg1eichsg.esetzes durchge­
führt, weil !Sich die ,SltUJation der lanspruchs­
berechttg.ben Poensonen limmer rwileder verändert 
und weil ,eben ,ein LCliSbeDlaJUSglleich ,stattfinden 
soll uillld muß. Das ,halben wir ,aUlS der PooXlis 
erfahren, und damach handeln wir ,auch. 

Wi'e !dile Froau BerichteJ!statterin ,bereits be­
tont :bat, Wlird nun die Ändemmg ei.ntJ!eten, 
daß di.e W-aitsenpeIllSlion wile dJiJe Lehrtingsent­
schädiglmg ;bebandelt whu. Ich bnauchle idJals 
nicht mehr 'Zu ,erläutern, Sie haben dCllS j'a 
<jetan. 

Im Nationalrat - :auch das blahen Sie 
7J.tiert - wuro-e diese Änderung miot StIimmen­
eimlbe11:i:gkieit beschlOSlSleD.. Ich muß nur be-

dauern, ,dJaß d~e Spnedller der bedden Opposi­
tionspartei'en an ilhl1en R:eden da7JU bemerkt 
haben - das 'halbe ich iaum,schon gesagt ~, 
die FamiLien hätten durch die Regierung 
Kire~sky nichts profi1liert, 'Sii,e WIenden .stiefmüt­
terI.i'ch hehJaooelt. 

Ich 'WleIrle IIhn,en, meine ,sehr geehrten Damen 
und Herren, heute nicht -alle LeistuIlIglen der 
VleI'g.angenem drei JlaJhre einer iSoziaHJStischen 
ReglierutDJg ,aufzähLen. Sie wurden heute schon 
g'eIlJan'llt, ich weroe mich nur ,auf 'eimge Ibe­
schräD'kJen. 

Aber, Henr VorredJlller, wenrn Sie daraJuf Mn­
gewiJesem balben, daß lhI'e Kohlieg.en :in An­
trägen ~f:oere V:er.besS'eI'UIllg8n verllangt 
halben, d,arnn 1gesbatten Sie mir, doch etWlCliS 
7JU wiedel'lhoIen, was ·eine KoUegin ]hrer FlIak­
mon diID Hohen HaJUiS, F,naJU NabiOIlla1nat Solar, 
einmal IgteS1CIIg.t lhJat, ·als wir in der Oppositlion 
waren. Wir :schätzen FIIau SoLar .sem, Ulß.d tim 
möchte .dCllS hdler w1edeI1h.ollen. Si,e hat geSlcugt: 

"Für ,eilne Opposition ist es fr.eiMch leimt, 
FondJe1'lll.'lllgen hochzuspieLen, wenn man keiner­
lei VenalIltw,ortUll1lg für dli,e Bedeckung zu tIla­
g,en hat. 'Es besteht eben ein großer Unter­
scbiled zwischen dem FOI1dem ohne "'em:nt­
wortung und dem AubleiJgten und ErJ.renn.en 
soz'iaLer Härten iIDlit der Ig,I,eidl.ziedtJigen Dem­
sbung der vollJen v.enantwortung für ,allie Be-
1ang·e desgesamben Volkies;" (Bundesrat Ing. 
M ade r: Darum haben wir es begründet, die 
Bedeckung genannt und nur die Hälfte von 
dem gefordert, was von Frau Kar1 akzeptiert 
wurde! Das war ja unsere Verantwortung!) 

Idl betone noch ,einmal: Das ,gfilt beute noch, 
auch bei leilllier so7JiJalilStJiJsdlJen Rleg:ierung. (Bun­
desrat Pa b s t: Die Deckung ist gegeben! -
Bundesrat S ehr ein e r: Nur der Wille ist 
nicht da!) 

Auf die Gefiaihr hiln, Idaß heute hier tim 
Hause vieUeicht noch einmal gesaglt wind, 'WIia' 
lieben ,es, .immer 'Il11ld hei jeder Geleg.enhed.t 
auf UIllSeITe LeilS1nmg.en zt.lIQIU!nlStJen der Flami1de 
hinzuweisen, tU!e ich es trotzdem: Die R:egie­
rung Kr,elisky hat ,auf dem Gebiete der Somal­
poLitik und vor lal,I,em beim FamiJderuasten­
ausgleich eiInJe ISielb.r V'enantwoIillungsbewußte 
PoHtik ,gemacht, und zwa[' in emem 1UIlJVeI'­

kJennJbaren Kontrast 'Zum SoztaLstopp LhJler 
Al1einl'legilenmg, meine Damen UlIlId Herren 
der OsterI!eidlli'Sdlen V olk'Spartei I 

Heute vrunde Mer sdlon eli.nmM g,esagt, .daß 
ein ibeadltLimer Untel'lscbiled zwischen Ihrer 
Al1einreg~erun'QlSzeiit und der ruIlJSll'liglen besteht. 
Auf diesem Gebiet lbesteht bestimmt elin ibe­
achtldcher Unterscbli'ed! MaJIl muß doch zur 
KEmntnis .nehmen, daß wir dlie Ftami1JiJen,bel­
hilfen pro KiiiIld Ii~ den vengangenen vier Jlah-
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J1en, also von 1970 hils 1973, um 70 S erhöht 
haben. S1e !Selber mben laIlJgefiillu1t, daß wir 
fast jedes halbe Jlahr einle Erhöhu'Illg hesdllHe­
ßen. Am Ende des Jraihres 1972, lam 21. Dezem­
ber, haben wliT hWr .iIn BunJdJesöIlat die feIlSt­
maliJge Eri:nffrhI1llIlig einer zmätz.lichen F,ami­
]ljlenbeilhilfie für 'behinderte Kiooer !beschlossen. 
(Bundesrat Ing. M ad e r: Nachdem sich die 
Frau Egger ständig darum bemüht haU) SLe 
machen res mir JeiCht, denn liCh 'ZiU~e Fmu 
Egger. FI1au E9Iger hat bei dieser Besdllluß­
fassung g,esag.t: 

"Irmmenhin ,ist die heure zu tbeschUeßende 
oder 9Utzublei'ßeDtde Erhöhung für die Rami­
~i'en !ei'Ille Ermutig.ung. Lmmerhin ist 'es 'so vJ,el, 
daß ldIiese Fami1liJen sehen, daß lauch fsi,e nicht 
vergessen Wiemen, rsandlern daß I1lWl ,s:ich be­
müht, für sie dazu lSIein." (Bundesrat Ing. 
M ade r: Das untelstreichen wir ja heute 
noch!) 

Dife so:zJLalistiisme Regilerung fisrt ;wlso für dIie 
FlamiJIien da, Herr KoUeg:e MaidJerI (Bundesrat 
Ing. M ade r: Da haben Sie es endlich ein­
gesehen gehabt, das ist das Schöne/) WiT 
Sozi:almshm /SInd 'sChon Ider Uberz.erugung, .daß 
wfur für die Flamilien da sioo. Das beweisen 
auch dlile .beachtlichen Beträg,e im Budget 1973, 
tmd 'zWlar 9500 MilLionen Sc.bliJHng a'1.JlS dem 
RamiJilemasllEmalUsgLelidlisfODtds !UIIlJd 1040 Mil­
lionen Schwling ;aJUS Buooesmitbeln für F,amd­
llten beilbii1:f,en. 

Diese SteilgeI1U!Illgen IsiOO nicht zul,etzt auf 
die zwe1maJ;igen ElThöhungen im heurigoen 
Jahr zurück2lUfühnen. 

Dazu hat Frau Bundels'nat Eglger -bei oder Letz­
ten Besmlußfass'Ullg 'gesagt, es wäre lIlur ein 
NachziehVierfahDen. Das ihat meine Kollegti!Il 
FIlau Dr. Demuth zurückJgew1i1esen. Ich wÜJ1C:Le ,es 
aber Igelten 1aJSsen für di,ese Zelit; es ist jla 
ein Nachziehverfahren, weil les eben in den 
Jahren vOir 1971 keine Erhöffimgen (Bundes­
rat S chi pan i: Bravo! ),IlichbigeT ges.agt, nur 
eine Enhöh1mg gegeben !hat, und zwar :um 
20 S, meine Herlienl 

Es hat wohl ,etwas gegeben in diesem 
Jaihr ... {Bundesrat Pa b s t: Glauben Sie, daß 
damit auch die Pleissteigerungen entsprechend 
abgegolten sind für die Familien? Das glauben 
Sie selbst nicht!) Daß sie Z'UJIlllirndest labgegolten 
sind, gbauJbe ich schon, Her,r KolLege. Ich be­
tone noch ,eiillmal in diesem SiIme, daß in den 
JIalhI1en vorther nlichts geschehen ,ist 11InId daß ida 
ein Nadl:zJteth'en inotwendig 'w.ar. 

Aber kieilll NadIi7JiJeben, Herr Kolleg1e, son­
dlern erstmaJig unter eiIller Iso7Jilali/Snsdren 
Regie:r:ung - um das tut Ihnen ja besom:LeIlS 
weh - gibt es dm 'Rlahmen des FfamiUen1a:sten­
ausgleicJles für 750.000 Klilllder die f.reti.'e SchUJl-

fahrt und für 1,4 Mi.~llionen Kiilnder das freie 
Schulbuch. (Beifall bei der SPO.) AuCh das 
wunde heute ... (Bundesrat Sc h lei n e I: Das 
waren keine Mehrleistungen! Das haben Sie 
aus dem Fonds herausgenommen! - Bundes­
rat Sc hip a n i: Sie haben es auch herausge­
nommen und woanders hingetan!) 

Herr Ko11Jege! Darf ich J!hIlien da :zJitier.en, 
daß Mer dm Hohlen B1ll1ldesl1at Ihr Kollege 
Dr. Bitschmalfiin Lhr Henausiliehmen ,aus dem 
FOIDUS oder IhTie zweckentfremdete Vierwlen­
d'UIllg der GeldJer laIlldeI1S beurteilt hlat. Er hat 
geSlCllgt: Da haiben WIeIIliJglstens laJle 'Büllg'er des 
Landes 'etWlalS ·bekommen. 

Wlior vertreten etwas, was ldie Kinder und 
d~e ,Familien bekOlIDtIllen. UDtd Wlir 'glauben, 
daß mit diesen beiden erstmaligen Aktionen, 
freie Schulfahrt und freies Schulbuch, den Fa­
milien wirklich die zusätzlichen finanziellen 
Limsten, die wäih'renld der Schulzeit entst·ehien, 
fühlbar ledeidltert wel1den,. meine Damen 1llIld 
HierI1en! Wiir sind ieben dler Meimmg, daß durch 
dile fulelilen SchultiaJhr1len, die kostenlosen Schul­
bücher !Und Id~'e ,F,amillJiJellibedlhiJIfien, ,aber daIÜJber 
hinaus durch alle nicht :iIm FlamiliJeln\lla:sbelliaus­
gleichsgesetz g,edeckten Kosten, wre Heimbeti­
hilfe oder SchulbeILhilfe, weitaus mehr gege­
ben lWind, 'als fdialS mit Iihnen VOI'Schlägen dler 
Fall g.ewesen wäre. (Zwischenrufe bei der 
OVP. - Bundesrat Hof man n - WeIl e n­
hol: Wenn man eine große Familie hat, gnä­
dige Frau, da ist es ungleich teuler/ Bei allen 
Bemühungen, die wir gern anerkennen, aber 
per saldo ist es ungleich schwieriger in dieser 
Gesetzgebungsperiode als in den letzten Jah­
Ien! - Gegenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen IUnd Heroen! Si,e sind eben 
eineraIllder,en AuffwssuIltg aLs W1i.1r, was Flami­
lirenLCI!sten:aUJSrg'leich ilst. Wir glauben, daß dieSle 
hohen Be~a:s1JuIllQ1en für d!Le FoamiIien 'eben laus 
dem FaJIIlIi,bjlenlarg1Je[ljamgLeich. getragen w;e:rden 
könnten. (Bundesrat Ing. M ade I: Abgelehnt 
haben Sie es! Nicht: Sie glauben es! Das 
Gegenteil ist der Falll) 

Aber, mei!Ilie HeMen, nicht nur Wlir Sliind der 
AuUas.'SllIlIg, daß nicht DlUr fiDtanzieHe Heihil­
tien gegleben werden sollen, sOIlld,emauCh lin 
einem Gu1ladl1Jen ,dies Kiathollilschen F.ami.tielIl­
veI'lhaIDdes wuD.d-e iQl6S1algt: 

"Di1e UlberwJ'IldUiIlg :der DiskIiepanz zwischen 
Einkommen IUIDd BedJarf der F,amilie list gruml­
sätzlich in 7lW.eifacher Form mägllich: Entweder 
dturch Einfluß·IDahme lauf td~e Ei!I1/k.ommensge­
staltung oder dl.llfdl ounmi:ttel!bar.e kollektive 
Bedla:rfidedwngsmaßDtahmen. Im 'eIlSteren FaH 
erfolgt ;ei'Ilie AbsdlwächUDtg dier dlIl Ider einzrel­
Olen F:armi1lile'eIltstebJeIlld,en EinkommeIliSloola­
stUlllg mittels BinkOlIIlmeIl/SÜibertmg,tmg (so zum 
BeliJSpiel durch die Fami~~enbeiliilfe IIllach dem 
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SystJem des RamilienlastenausgleichsgesetzJes 
1967). 1m LetzteJlen weI1den dJife Kinderkasben 
selbst beeinflußt (-zum BeiJspiel durch Besei.td­
gung des SdlUIgeldes, Lernmittelfreiheit, 
Schulbe~hllfen, Ubemahme der Fialhrtk.osten frür 
Schiller). Benes kan.n ws FamiJd.:enl,asbeD!aJUJs­
gleich bezeichnet we,roen." 

Eine SteUUIlignaihlme, die Wlingen vom Ka.tiho-
1isch:en ,F.alIlü1lieIliVlerobarul.gegeben .bat. 

Dem sch1ießen 'WÜIr UIlJS an. Audl wir sänd 
der AuftiCIJSstmg, daß dieSle Las.ten ·aus dem 
FiamHien!llalsteIlla'l1!5lg.Leich g;etriaJgen wertden sol­
len. (Bundesrat Ing. M ade r: Wie hoch sind 
die Kinderkosten gedeckt?) 

Meine Damen unJd Her:l"en! AHe Thre jetzi­
gen Einwlendungen ,haben wir :bei der Be­
schlußf,aSSUI1fg (Bundesrat Sc h re i n e r: 20 
Prozent Kreisky-Inllation könn~n Sie nicht 
totreden!) dieser RreifahrtJen lU!.Ild Bücher ge­
hört, und ich briIllQ1e sie nlicht mehr !in Erinne­
rung, wenn IidI lauch beute von einiJgen KoHe­
gen ... (Bundesrat Ing. M ade r: Ich habe 
kein einzige8 Argument gehört, warum Sie die 
Initiativanträge niedergestimmt haben! War­
um kann man nicht aus dem vorhandenen 
Geld den Familien etwas geben?) 

Wir ,sm der Auftiassung, daß wätr den Fami.,. 
lienlastenldlllSgleich nidlt 'UIlIbedJilnJgt ibIiJs ·auf den. 
letzten Groschen .a'll/Slräumen Isollen. (Bundes­
rat Sc h r ein e r: "Wir sind die Mehreren!" 
- Bundesrat lng. M ade r: Mehr als 1 Mil­
liarde ist da/ Ein Reservelonds ist da/) Das 
stimmt. (Rul bei der OVP: Na a1s01 - Bundes­
rat Ing. M ade r: Und 600 Millionen haben Sie 
wo verstecktf) 600 MiHioilien !halben w:ir nidlt 
versteckt, Herr Ing. Mader! 

Meine Damen und Her.renl AUe di'ese Bin-
-wendungen blaben Sie ja !Schon bei .a.Uen vor­
ber.geg;MlIQiellJen BescblÜlSlsen gebIlacht. Es ist 
bedauerlich: Herr Ing. Malder hiat ,,dokumen­
tJiert", daß nur Sie für die Fia!mlilile echt ein­
treten. (Bundesrat Ing. M ade r: Frau Doktor 
Hawlicek hat es bestätigtl) Es 'is.t 'Slehr IruskDi­
minie~end, wenn witr !anläßlkh der Ber,atungen 
hier unrd. lauch im Nationalrat hÖ,l'Ien: Raubzug I 
Es sind IllUl' ~leitndJgkJeitenl Es 'Slind nur kosme­
tische Opemtionenl Ahnlichie UiIlpassende 
Worbe blaben Sie bei laJllen diesen Maßn:ahmen 
in Ihren DlLskUlssionsbeiträgen IZJUID AUtSdruck 
g,ebracht. (Der Vor s i tz end e übernimmt 
wieder die Verhandlungsleitung.) 

Ich betone noch leinma.l: Wd:r sind ubeNleu:gt, 
-daß wir ,in den vel1gangenen drrei J aJb.l1en durch 
eme aktJiVie SoziJalpoli1lik und leiOO fortschritt­
liche RamiUenpohitik vor aLLem den ,schwächte­
lien Mitgliedern unSierer BevölkJer'UDig erstmals 
den .ilhnen Z'UlStehenden Antei<l geben konnten. 
Wir sind stolz dallauf, daß unsere ReglieI'U1llQ' 

dIiJe Soztal- und FamiJ~renpo1itik lauch ~m Jahre 
1973 zu Schwerpunkten der Boogetlpo1itik ge­
macht hat. O-afür werden belmllllltlichrund 
32 MilJliarden Scbi,lling vorgesehen, ffinlanz­
minister Dr. Androsch \SIaJg,te damaLs zu RIecht: 

"Die MUtel !dies PamiJlienlas1:lenatU!sgleichs­
fOlIllds für die Abg,eltung der den BamiJJien tat­
sächlich 'entstehenden Lasten leinzuset7Jen, dJst 
'soziJal gerechte FlamilItiJenpolitik." (Bundesrat 
Ing. Mader: Wenn Sie es täten, dann ja/) 
Wir tun ,es! (Bundesrat Ing. M ade r: Leider 
nicht!) 

Meine Damen und Herren des Hohen Bun­
desrates! In dJieser unserer Uibterzeugunq, daß 
auch ,in den kOiIIllnenden JIB'hrten .rum Besten 
de[' Bam!Hie ;in eirruer sozi1aliJstismen Regti.erung 
dJie Belmg,e 'UM Be~astuIllQ'en der FlClIniJie an­
erkanlIlt bezliehUllllgSWteise di,ese Lasten ausg.e­
glichJenWleIden, 'Q1eben wtir heute dieser Rege­
lurng !des' Ramli.1:iJerualStenausgI1eiches gem 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der SPO. -
Bundesrat lng. M ade r: Da werden keine 
Lasten ausgeglichen, das ist nur eine Repara­
turf) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies 
ist nicht der P,all. 

DiJe Debatte list gresd:»lOSlSen. 

WliJrd vom Berich1leJlstattereilll Schlußwol'lt 
gewüIllScht? - Di:es dJst m;cht der Falt 

Wk kOlIIllIDlen mir Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p ru eh zu er­
heben. 

18. Punkt: Gesetzesbeschlu8 des Nationalrates 
vom 11. Juli 1973 über ein Bundesgesetz, mit 
dem das Katastrophenfondsgesetz neuerlidJ. 

geändert wird (1001 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 18. Punkt 
der Ta'gesoronung: Neuerliche Änderung des 
Katastrophenfondsg,esetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte:um den Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus I Der 
vorliegende Gese~esbeschJ.uß des NaJtiona.l­
roates sieht eine Umschichtung beIi.m KatJastro­
ph:enfondJs vor. Vom Subkonto für diite Vergü­
tung von PnivatschädJen, das deItZJe!it emen 
Stand von nmd 366 Millionen Schilling alUf­
weist, ISOlllJen 70 MHJlionen SdlI1l:Ling a.uf das 
Subkonto für vorbel1'9leooe Maßnahmen über­
tragen wendlen. Von dli'eser Summe 'sollen 
30 Milllioilien ScbillJi.ng für vorbeug·ende Maß-
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Bednar 
na:hmen im Itahmen 'elines l:a'lllgfnistigen lJawi­
IlIensoorlerprognamms VeTWetrudung finden. 
Wieitene 40 MHläonen Schlillling sollen !im Zu­
sammeIlihang mit Hoch'WIaJSSel'leretilgnilSs'en dn 
der SteiermtllIk für Sofortmaßnaihmen ~ur SdJia­
dlensbehebwng lan den Geoonen rund aUenfaHs 
für voI1betllglendJeMaß'IlIalhmen zur Verfügung 
gestellt wenden. 

Der Filllanzausschruß hiat lClie g'egelllStämllime 
Vorlag,e !in lS'einer SU:Z1U!D.g vom 11. Julli. 1913 
in VertbarudlJunq iQlEID0mmetll ll1IlId einstimmig 
beschlossen, Idem HohJen Haus zu lempfehlen, 
k,mruen EÜ.lnspruch zu ler.neben. 

Als ElIgebnlilS seiner Berat'l1Illg stellt der 
FiIlialrulJanJlS!SchIuß somit td'UJrm mim den A n­
t .r·a 9, der Buooes:ret walle bescblließen, gegen 
d~esen Geset21esbeschlJuß des NatlionalI1a1les 
vom 11. JlUIli 19'13 kei:nen Einsprum 7JU enheben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet 'hat sich Herr Bundes­
rat Heinzinger. Idl bitte. 

Bundesrat Heinzinger (OVP): Hohes Hausl 
Meine !sebr geeJhr1len. .namen und Herrenl Wie 
wir bereits Igehört haben, handIelt es sich bei 
dieser GeSletxesäooenmg .um ,eine Umsch!ich­
hmg von Mittelin. Es ist in diesem ZUISoammen­
hang ,interetSlSlant, kurz ClIUf dias Stallnmges1etz 
und ·auf die DilSlkuSSlionen um dies,eJS Stamm-

so v~e1Jen Jla:hl'lell dem Lawmen- und Schutz­
WJaiSlSleIlbaU den VOfI'lantg einzuränJmen, den Sie 
l'aulillla'ls VlerJ;angt Ihaben, wi-e .im 2litiert habe. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. Fr u h s t 0 r­
fe r.) HeIiI KoiUeg,e, lseien Sie vollSlich1lLg, jletzt 
kommen erst .die tscbJlimmen SamenI 

W1e lSdl!aut das dIß. der Pl'IaJOis aus? Im J,ahre 
1968 wurden 7lum BeispLel f.ür Iden Konkull'l1enz­
Wlasserhau 83 ,MiJHOßIeIl SchIhl.1liing rur v.erfü­
gUIlig lQIes1lellt. Im J,MIte 1912, ,alJS Sie dJie Ge­
Legenheit g,ehabt hätten laufz'USto<ken, Wlaren 
es 44 MHlJtoIllen. Da'Silst idiJe HäUte dler Brundes­
mittel, meine sehr Igeehrten Damen und Her­
ren! 

QOOr wile steht es hei den Bundesflüssen 
aus? Im JlClhr.e 1968 194 MH1Ii!onen, 1m J'aJb.:re 
19'12 85 MiUlioIllen: weIlIilger lallS die Hä.lfte. 
(Bundesrat fng. M ade r: Das hat Frau Solar 
gemeint!) 

Und Wlile sieht es hei IdJer WdldJbach- uml 
LawinenverbClJuuDJg aus? Im Jab·re 1968 
141 MLllioßleIl und im Jalhl1e 19'12 40 Milllionen! 

Es lIst heute von der AUisräumung von FOß/cIs 
die Rede ,gewesen. Hi-er prak1Ji0ienen Sie die 
AlusräumlliIlig, lindem Sie Fondsmioltel dafür ver­
Wlenden, um BllJdgietmitllel nddtrt einzusetzen. 
Sie machen gtenau das Gegenteil von dem, was 
Sie IseiruerzeWt 'a:l,s Opposition Vlel11angt haben. 
(Beifall bei der avp.) 

g,esetz 'Zu v.erwei'S'en. Ein weiteres eklatantes Breispliel vom Un1ler-
Albgeol1dIl1eter Czettlel mein1le IheIi. dler Bel1a- sdlli,ed zwismen Ihller Verspre<benspolätlik und 

tung des Stammgesetzes - das wa.r im Jlahre der l'Ieallen, harten Wi.likiLichkeit für d.ie Be-
1966 ruach dien großen Homwasserkatalst1io- troffenen: 
piren, und ich zitiere -: In uruserem Bunrl.tes1cmd StJeWeIllllJaIik (gab es 

im Vorjlahr HochW:aJSISierschäden im AU'SIIDlaß 
von 150 MJilIJionen SdlliI11mg, wir ihlaben im 
het1lI1igen J,ah,r 130 Millionen SchJiHing Hoch­
W1a!slsenschäden. 

Hinter diIesIen. ,gi:gatIltiisdlren ZIath1en verbirgt 
sich ruatürlich lauch menscbliChJeis Elell!d. Wler 
als Abgeondneter dile Ge1Ietgenhleit gehalbt !hat, 

Ich ,biltbe Sie, sich dJie Forderung l7JU merkien, in ,solchen ihochwa5S'eIÜberflutJeten Gebieten. 
der .ßtmd saUe einen .zusät~1icbJen Anteil 'l.ei-

"Wir -haben IUnspriIDglfich die Ansicht Vler­
tI'leten und vertreten lS'ieaum in. UIliseIiem 

.A!l1tliag, daß :ml dien eilIllgeb.nachben H.i:lfsogeldem 
aus der Bevölkierung der Bund :SIelbst durch 
Gesetz noch einen Fö·ndellUngts.beJitl1aJg leisten 
soll, ... " 

sten.. 

Smon !im J athre 1954 foIldeIte C'2lettel mehr 
Gehl vom Bund für Lawinellv,erbauUJng1en, umd 
am. 26. NOV'€IIITber 1969, lalS wieder ,einIe Ände­
rung benaten wunde, meilß.te AlbgeordIlieber 
Wielandner: 

zu iSlein, idJi.:e immer WÖJeder überflutet WlerdeIl, 
und wer lSIieht, wie dJi;e Leute fiCllSsl1!lJlglSllos vor 
der V,ernichtung lilh!rer Existlenz Istehlen, wird 
umso weniger Vellständnljs dafür taufbI1iIlJ9len~ 
daß maIß. iheutJe noch immer nlieht ,erkJenm.t, daß. 
Vor.beug1en Viiei, Vlilel ibeStSler list taJ1s Heilen. 

'. ... Ich möchtem IdliJesem ZUSlammen!h:ang noch. 
"WH ,geben daher dem Gmetz ,grundsatzlJich etwas SlatgJen: Wir .~eben iheute lineiner Ge-

d~e Zusti'lDmlUllg. Wiir forder~ ,aber nochm~s i meiIllSchlaft, dn der "SolildaI1ität" immer 19.rößter 
dlie Auf~to~ de~. ol1~ent1ichen BWlIdesIIut- geschri,eben Wlilrd. DLe Gemef1nlSdltaft schafft 
tel auf die frühere Höhle. V1~ehe EiiILI1ichturugen, um den SchwämeIieIl· zu. 

Meißle ,sehr Igeehr:ten Damen und Herren I unbenstütren und lilhmru heUen. Diese Hilfe­
Was 'ilst der logd'sche Schluß darms? Daß die steUrung dJst laber in einem ru geI1ingen Aus­
jetzige Bu:ndesreg.~el'UIllg 'darauf gebrn:nnt hat, maß für jene vorhantden, die permanent untJer 
dJie Budgetmittel .a:utizustodoon, um ,endbich. :IlJach den HomwiClSSIetI'kiatastrophen :LeidenI 
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Heinzinger 
WiT lhiaben lim 'steimschen Bereich Flußtäler, 

wo es dmmer w.iJeder7JU schweren Uberschwem­
mWligeIl kommt und wo limmer wieder die 
Betr:oftenen VOl" der VemlichtulIlIg lihrer Erote 
stelren. Wirr sind tiast 'geneigt, 'es Ihi.nzunehmen, 
daß tdrl.e Suhm, diJe &a:a.b, dJi,e Lafnitz und diJe 
Mur immer meder .fiber di,e Uf.er treben, und 
zwa,r ,alls ,ein - wenn Sie 'Wal1len - Natur­
ereignis, mit dem 1d,iJe Leube foerbig wertden müß­
ten. Wir I~a:ssen 'UIllS nur 'aufischreckJen, wlenn es 
eine IllatllonaJte Kabastrophe gibt. A:ber lieh bitte 
Sie m bedenkien, dJaß für den elin~nen Be­
troffeDJelIl. jede Ka1lalStrophe eiJne IlICttiOiliale 
roabaJS,flrophle ist. 

Ich darf ,im. dtilesem ZUisammJelnihJang seihr 
dringend bitten, daß Sie in Dhrem Bereich 
darauf einwdlrken, daß für Hoch'WlCllS'liemehutz­
basuten mehr getan wiIld und daß nicht erst 
dann ein großer AufsdUiei kommt, wenn es 
erIlleut leine Kiatastroph,e Igiht. 

Meinte Damen Wlld HeJ.'lIlen! Alber neben dien 
Schälden im p11ivaben Bereich 'gi!btesauch 
Schäden Iim öff.enblliehen B'eretich. Sie von der 
so7JialistJischen Fnaktion haben Istich sehr oft 
a~s SprecbJer für kommUlI1a1e Einrichtungen 
hervoDge1lan. Ihr Wiener Notherlf:er m der jet­
ziJgen Si1mJation, der Herr AbgeorrlnJe.te G:ratz, 
hat ,seinerzeit zu dliJesem Stammgesetz ge­
mmt: 

" ... les g.eiht lauch darUlßl - das \Sollte ilDIaJIl 

Dlicht Vlerges'Slen -, daß 'alle Gebtietskörper­
schaften, die n'Ulll/IllJeih'r WliedJerherstJellJUngen 
vorzunehmen hCilben, heuer WiJslseD.. müssen, Otb 
StiJeim nächsten JlaJihr iCllafür Geld 'bekommen 
'UlIlJd wtevd.e1 Geld Istile lbekommen.·· 

Auch mler das hewäJhrte Doppelspiel: Eine 

Ja, das 'ist ein gut,er Zw.isdlJenIiUf. DaJs fügt 
sich WJU[]Jderbar in lhren Leiitst'UIllglSkatalog ein •. 
Das hat übI1igtetnls vorhin ibei der Auti.zähhmg 
rgefiehlt. ,(Bundesrat Dr. Fr u h s tor f e r: Sie 
fordern immer bezüglich des Budgets, daß wir 
einsparen, einsparen sollen! Jetzt ist wieder 
das Gegenteil der Fall! Jetzt brauchen und 
fordern Sie mehr! Das ist ein Widerspruch! 
- Bundesrat S ehr ein e r: Sie sparen am fal­
schen Platz!) 

Ich bekrenIlle mich g.anz konkret dn diJeser 
schwileniJgen SitUlation dazro, beli. dren Hodt­
Wlassenschutmbaut'en nicht eimusparenl kh 
bitte Sie von. lhIi.er aus noch einmal zu beach­
ten: Der Igrößte Fehler, den Sie machen könn­
ben, wäne ein EitllSpa:ren bei. dren Hochwasser­
ISmutzbcrutenl Denn ldaJS, ;was heute ei'IlIQ'esprart 
wind, muß mori91en dreifiacb heZla.hlt wemen! 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat Doktor 
Fr u h s tor I e r: Beim Bundesheer dürfen wir 
auch nicht einsparen! Wo dürfen wir eigent­
lich einsparen?) Ich habe tiast das Gefü.h:l, daß 
Sire iClJile Frage der Hoch'W1asserschäden ein biß­
ehen unernst :sehen, ,denn !SOIl'St könnte lich 
nUT ,eiIllen !Saleben ZWÖlschenruf nicht vorstel­
~en. 

Um aber dias rich1li'ge VieI1h.äl1mli!S ~u mesern 
Problem m blekommen, darf dch SieeinrLaden, 
'WJeDn leilIllsoldlJes Elieilgnlils 'W1iIeder kommt, sich 
das ,elimn.a!l an:zmlSrnalllen. (Bundesrat Doktor 
Fr u h s tor f e r: Das weiß ich/) Das ist sO' 
schI1ecklNch, daß Sie 'sagen wemen: Jlawohlt 
für d1tese Fälle mÜSlSlen me/ll! MitteleiJngresretzt 
wendJen. Ich möchte IdrilJligl6Illd darum ·ersudlenf 
Danke. ,(Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
Dr. Fr u h s tor f e r: Dann dürfen Sie aber 
nicht kritisieren, daß das Budget höher wird!) 

große Forderung, eine große Ankündigung. Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Aber wie schaut das in der Praxis aus? Herr Bundesrat Tirnthal. Ich erteile es ihm. 

Ich darf Iihnen WliecLer Zahlten 'atlJIS meli.lllem 
Buooesrland, 'aJU5 der. Steiennal'k, vortragen: 
Im Jiahr 1972 wurden nur 23 Pro:~ent de'! ,ange­
meldeten Schäden ,aus dem GemeiOOebereich 
vergütet. Das Jist der ,Illi!edrdgstte Prro7Jentsatz, 
der biJslhrer jl6lIIllals in einem JaJhr Vlengütet 
W1Urde, und idd:es entgegJen ,aU Lhren ErkJärun­
,gen voI1her. 

Davon, meinJe Damen und Hernen - das 
bitte ich Säe qmbeachben -, W1erden di'e klei­
llIen Gemeinden und diJe finaM.5mwachen Ge­
meioo,en betroffen, die nicht in der Lage 'sind, 
ihre Brücken und ilhDe Wiege zu sanrieren. Sie 
befinden rsich heute doll der Situatdon, !Schwer 
ver:schulJdet zu seli.n, weiJ sie iian Jahre 1972 
dren ge!I1ingsten Pro~entsatz an Scha.derusvergii­
tung ,erhalten ihralben. (Bundesrat Sc h re i­
ne r: Das gehört in den Leistungskatalog hin­
ein!) 

Bundesrat Timthai (SPO): Meine sehr geehr­
ten Damen und HerDen I Ver.ehrter Herr Mim­
:ster I Hohes HaJUJSl Mein Vorredner, Hmr B,un­
desnat Hein~lIlJgIer, hat natürlich :wü.teidereilll­
mal, wre wäl'e es ;aJucb. ,anders ldeD.ikJbar, dien 
Bund angegriffen. (Bundesrat Ing. M ade r: 
Aber für die Steiermark!) 

Ich darf dar,auf rhlinWlei'sen, daß ,es nreben dem 
Bund auch das Land S1Jed,enmark giJbt (Bundes­
rat He i n z i n ger: Das Sie hier mit vertre­
ten/) - jiawohl, das tieh. mit Hmen ViertI1ete -, 
dlaJS eben~aJ11s verpfl:ichtet list Zru iheltien. AJber 
ich komme ,im Laufe meilIler AusfühIlU.llgteIl 
noch damufzurück. (Bundesrat H ein z i n­
ger: Das ist Gegenstand der Landtagsdebatte/) 

Das KataiStrophJenfoIllds9lB'S,efIL, das wtieder 
nO've1liiJert w.erden mußte, glibt fiIllanzie1Le Bei­
hilfen für iCllie Sofortbehebung ,entSltaJnldener 
Schäden undermögllicht Vorbe\lJQU1ll9ismaßIl!aih-

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 116

www.parlament.gv.at



9646 Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 

TImthai 
men für evtentJuell ,entstehende Schäden :in be­
sondlers gefähIldeten Gebi'eten Osterneichs. 

Dire LawjIllenklatastropihen ,des vergangenen 
WinteIlS und Erhe.btmg1en :des Bunldesministe­
Jliums für lJand- und FOO1stwtkbscbaft v·erpflich­
ten den BUIlld, im Rlahmen der vonhand,eIl!en 
Mögldmkeiten, Hierr Btmdesrat Heinzinger, 
HiU,e zu .Jemben und vOIibeUJgend .ein langfl'lis.ti-
9185 Saruierungsprograanm zu .reallLsdleIien. 

Die I1aJSme Ausweitung von Wlirtsmafbs-, 
Verkehrs- 'UJIlId Siedl'lmtg1Slrämnen lauch in die 
SeitentäJ1er 'llruseI1e1" HocbgebiIgsr.egioIllen er­
fordert lSicherldch timmer mehr Mittel für lJawi­
nerusch1lltzbauten. (Bundesrat He i n Z i n ger: 
Sie geben aber immer weniger BudgetmittelI) 
Ein ,liangfrirs1li!ges LaWlililiensooderpr.ogIlamm mit 
ei'ner Jtahr,esIIate von 30 MillIioneIl! SdlIilling 
wi:r.d noch dieses J·alhr begonnen :wenden. (Bun­
desrat He j n z i n ger: Katastrophenlonds/) 
Ziel dieses Pro9ll1amms itst die V,emiIlldJeI'U!Ill9 
von LaW1in!en.k!atastrophen, Ider Sdmtz von 
Men:smen1eben iUIl!d der Schutz VOlIl Sachwer­
ten, di,e mit w'el Alrbei.bs- und Kostenaufwand 
durch und für die Merusmen in diesen Räumen 
geschia.ffen WlUroen. 

Aber man muß lauch daI'lauf ihli:nw-eLsen, Herr 
Bundesnat Htcinzli.:nger, daß glenade :in diesen 
Gebieten w'elf.am von P,rivatbesli.tzem Uiber­
schlägeru.ngen noch und nom durchgefmrt 
wunden (Bundesrat He i n z i n ger: Das 
stimmt nicht/) und daß dabei Gewinne von 
MHliQne!Il UIßld. Milll'ionen er,Z'ielt wunden. Aber 
vom Bund VleI"Langt lInaJIl dann idliie 'Aiuffonstung 
meser Gebiletet -(Beifall bei der SPO. - Bun­
desrat He j n z i n ger: Das stimmt nicht! Wir 
haben heute die größte Waldfläche, die wir 
jemals gehabt habeni) 

Ich möchte noch dlaJIlauf h'i!llw,eisen, mJed 
Damen unld Henen, daß ,geliade dieSle gefäJhr­
deten Rle.gionen meilst ia!Uch beneibs bestelhende 
oder angehende Fremdenv.erkehl1SZlentI'Ien ,sind 
und dald!urch für Il.l!IlISiere Igesamte WdrtJsch:af.t 
<eine große Bedeu1lunig .en}.cmtg,en. Dies,e vo·rbeu­
gerumen SclmtzmaßnaihmenköIllllen daher mit 
Fug 1UI1id. Rledlt lalS WlichtJLge Invi6StitiOIlJen - s.o 
bezeichnle ich '511e - für Idie Igesamte Wirtschaft 
auf dem Gebiete der InfnalStnuktur hezedchnet 
Wlenden. 

In zweiter, aber ni'cht .mu'IlIder wichtiger linie 
dJi/ent .dJi.,e NOVleHiertllIllg des Kabastrophenfonrls­
gesetzes der Sofor.tJb.iUe1eistung tür dlie Stleier­
mark, 

Wi,e Sie alle wiSisen, meine Damen und 
Heuen, 'WIUIIIde die SteieImark in der zweiten 
JUJIlIilhäUbe von 'etner veI1h!eel'lelIllden Hochwals­
serkJatastrophe heimgesumt. Die Wasserfllu.t 
bloCklirerte weite TeiLe unseres Landes. BesolIl­
deI'lS betroffen wurden. die Bezirke Deutsch-

'I.a.ndSOOl19 und Voitsberg .sowie dJas Obere 
Mur1Jal. Das Hochwasser forderte leider ·auch 
zwei Todesopfer. ZahlIlei.che Stnaßen mußten 
Igesperr.t w.er.dlen. Es Igab eine RJeiliJe von Erd­
rutschen, welchJe Str'aßlen unpasslierbrar und 
Eli:senbahTIlStnec:k!en 1mbefiahrbar machten. 
Vliele, V1iele HektJar Lanid 'WillJCden üJber­
,schwemmt. Gimze WohnJSlied1ung.en W1ll1"Iden 
von den Wi~s.eI'lIIllalssen ,eiJIllg,eschIOlSSlen. In den 
~e1}em und Erdg,eschossen vj'eler Hä'l1'5er stand 
das 'WialSiser meterhoch. DillS Ausmaß des :ang;e­
Dichteten Schladens in der Steie:r.mark - 'das 
bezifferte j:a ;gerilIde me Ln V,orIiediner, Herr 
BurudeSlrat Heinzti..IlIger - er:r:eimte :di·e Höhe 
von 130 MiUionen SchliIllmg. 

Gr:oße Vemi'ens.tJe um dLe Bekämpfung die­
,Ster vel'lbeereooen Katas.trophe - und draI1&uf 
muß man laum im Bunidesliat !hinweisen -
balben ISIich UIlISiel1e obIlC1fVlen Feuerwehrleute ;und 
Tauserude flleiwill,uge Helfer erwor.ben. S1e 
Is:band\en lin ldJi1esen 1iagen pausenlos dm FJ1IlJsa11z. 
Aum ,d!a1S BundeshJeer 'Wurde ,ei!IllgelSlebzt, UJIlId 
'llnISleI1e Soldaten haben dabei UbeImeIllSdLlidllels 
.geleistet. 

Ihn1en aJ.Len Igelbülhrt unseraufIlidltiger Dantk.. 
SLe haben, ohne ruach Lohn und Anerkennung 
zu fr:agen,im. :~hIlen meLst getiaihrvo11en Ein­
sätzen mitgeholfen, !das Ammaß der Kata.stro­
phle in G.I1enzen ~u ,halten. Si,e haibleIl dJie dn 
Notbet'i!ndillidren Bin:relmenschen und die Ge­
meiTiismaft vor noch größer,en Schäden be­
WJahr:t. 

Es gdlt nU!ll, den ,betrofienen GE!!bieten lZlU 

'heUen, me fau~getre1leIl!en Schäden zu 'beheben 
und die betroffienen Menschen VQr soziJa.ler 
NoUa91e zu ,bewahr:en. Ich ,bin mit Ihnen, Herr 
Kolle'ge Heim.zinlgie,r, einer Meinung und sage: 
Hillfe is,t gut und notwenrlJig. Wlir alle :alDer 
wJiJssen, daß aLles IIlIUlr Stückwerk 'bleiben kiaIm, 
wenn man rdIas U,bel nicht lan der W/llI~el fußt 
'Und heseitig.t. Bs IIIlIllß rl:ahIeralles unternommen 
wenden, um vOl'beugende MaßlIlIaihmen in laillen 
gefährdeten BeI1eichJen ;in .größtmöglich·em A'UJS­
maß ~zu tI"efien, 

LetdJer 'hat - Sliie haben das fgJJeiche .getan; 
wie ,wäre es auch iaOOel'lS denkbar? - 'audt 
unser steirischer Landeshiauptmcmn', Heril' Dok­
tor Niederl, :aus der Hochwa'SiS'erkiatas,trophe 
po.Litisches KiapitJaJI zu sch!lagen Vlensucht. (Bun­
desrat He j n Z' j n ger: Die Hälfte der Budget­
mittel! Da muß es Ihnen die Rede vei.schlagenl) 
Herr KolLegel Herr Dr. Ni,edeTl ihJat 'in diesem 
Zusa.rrnmoo,hang dJile Bu.rudesre91~erung mehr­
fiach 'aIligeg.nffen (Bundesrat Sc h r ein er: 
Mit Recht/), 1.lIllld SiJe haben IdalSlS<e'llb!e IgelSlagt. 
(Bundesrat H ein z i n ger: Mit Recht! - Bun­
desrat S ehr ein e r: Darf er das denn in einer 
Demokratie?) Ich balbe das nu.r f.estgestel1t, 
Herr Sch'l1einer. Im bin dler MeiIl!ung, wenn 
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man vom Bund d,mmer und dmmer nur ver­
l'oo.gt, diaß man dann iauch vor der 'eilgenen 
Tür kJehren muß. (Bundesrat Pa b s t: Die 
Katastrophenlondsmittel sind vorhanden!) 

MeimJe Damen und HerIien, die Sie aus der 
S1Jedlerinark sind, bittre nehmen Ste zur Kennt­
nis: Wir \SoMten doch ,endJich vor unserer ,eige­
nen Tür ,klehren, deIllIl in der StJereIimark 'lWegt 
Vlieles, viel!es im. al1gen. (Bundesrat Pa b s t: 
Reden Sie in der Steiermark auch so?) Jawohl, 
auch in der Steiermark rede ich so. 

Es lJiegt desh!aJLb vieles im aIlglen, weH diJe 
polilli,sdl'e Situation in lder Stei,emnark sett 
27 Jlahren durch ;eine OVP-Meihrhieit in der 
La:IlIdesregierung gekenn.zeidliIllet ist. (Bundes­
rat Pa b s t: Gott sei Dank!) Diese OVP-Mehr­
heit OOt weLe JlaJh:re jede sinnvolle PLanung 
im Keime ,erstickt. Sbe Wlilssen dodl, daß die 
OVP-MehI1heit itn der 'steiTioschen Landes,regiJe­
nmg jederzeit iIIl Idler Lage dJst, oSIidl dmmer 
wi,eder durchzusetrzloo. Sehr demokrabiosdl list 
die OVP-Mehrheit in dier Laooesregliel'llllI1g 
kei.nesfiillJs. (Bundesrat Hol man n - W e l­
I e n hol: Jetzt wollen Sie, verehrter Herr 
Kollege, politisches Kapital aus dem Hoch­
wasser schlagen!) 

Meine Damen und HerlIen! L:iilSSen Sie mich 
weiterspre<henl Ich bIliIllge Ihnen Zahlen. (Bun­
desrat Kr e m p 1: EinsNmmige Beschlüsse in 
der Landesregierung und im Landtag! - Bun­
desrat Edda E g ger: Sie regieren mit in der 
Steiermark!) 

Dbese ,eristenZ'bedrohende Gesinnung konnte 
nicht ungestI1aft bLeiben, und Idie Rechnurug, die 
alle S1leil"er be7Jaihlen .mÜISISlen, wurde UIllS ja 
alU<h prompt präsen1!ilert. (Bundesrat H 0 f­
man n - W e 11 e n hol: Doch nicht durch das 
Hochwasser! Verzeihen Siel) Das i,st ,ei,neall­
gemeine EntWliddung, Herr Kollege, und die 
fä.rbt ,ab .'auf vor.beugende Maßnalbmen, weil 
dann vom Land 'CIIUlS kieim. GeLd da ist. (Bundes­
rat He i n z i n ger: Der Bund hat gekürztl) 

Bei ,ein'em V,efog'leich der Beschäfbigtenent­
wickliU!lliQ' - und jletzt, hitbe, passen Si'e gut 
auf odJer schreiben Sie di,e ZClIhlen mit, Herr 
Kollege HeI:i.onZ'inger - über emen Zeitrlaum. 
von 20 J'ahren, nämlich vom Jum 1952 'blis 
Juni 1972, list ldiire Steiermark mit einer Zru­
wacbsI1at'e von 18,2 ~roZient prakti'sch das 
Schlußlicht 1at1ler österlleichilSchen BundesUiIIl­
der. An der Spitze ldegen ldias Burgenland. U!Ild 
VOIiadberg. Diese ibeschämendJen Daten, meine 
Damen und Herren, lSIind leine Bankrotberklä­
nmg der OVP-Me11111heit lin dier Sbeilerm.ark 
(Bundesrat Hof man n - We 11 e n hof: Das 
hat doch nichts mit dem Katstrophen/ondsge­
setz zu tun! - Weitere Zwischenrufe. - Bun­
desrat Ing. S pi nd eIe g ger: Warum soll 
dann die EUn nach Linz?) 

Sie wissen 'ganz IgetnaU, daß dWe Ehiin nJidlt 
nach DiIllZ kommt. (Bundesrat lng. S p i n d e 1-
e g ger: Das hat doch der Geist gesagt!) Aber, 
meine Her~en, dia ,geht es um leinen Großtrans­
fomnatoroenbau, und ,es würoe nur eine Erwei­
berung der Produktion 'in W,eiz 'bedeuten, w.enn 
,gewisse "f,eiLe, dli'e ,mcht tOOIlJsportabel sind, !in 
Unz ,gemacht w:el1den würoen. Dals 1st der 
Grund. Man soll rudlt Zwioschenru1le machen, 
bei !denen in Wirklichkeit das VeI1Ständnis 
fehlt. 

Und nun, menDle Damen und Herren Ullfd 
Herr BundesIiat Hein~inlger, kOOllIl1ie ,idl zum 
Steuerwfkommen. ffier g!ebe ich Ihnen einen 
~ehnjälhrigen UberbJlick, und 'zwar über den 
ZleitI1aum 1961 ,bils 1971. (Bundesrat He i n­
z i n ger: Ich möchte wissen, was mit den 
Steuern geschieht!) Denn ich glaube, meine 
Damen und HerI1ell, daß man Igerade aus dem 
Steuemufkommen 'eines Landes !SIehr wohl aruf 
,dias aLLgoemeti'llle W dhLsta,ndsniv.eau schließen 
klann,aber 'auch ·auf seine EntwtiddUillg im 
letzten JlaJhrz,elmt. 

1961 ,La'g dile Steiermark ,bei ,einer Kopfquote 
von 1515 S lan Isemster SteUe in OstJerreidJ., 
vor Burg-enlamd, NilederösterI1ei.ch und Käm­
ten. 

1971 lSIiiIld wir Stei'l'ler ,an die sieben1le Ste.lJ1e 
abgerutscht, wd:r wurden von Kärnten über­
holt. Ntetd.erösteN1eich, das 1961 noch iU1ll 

12 Prozent ihinter der SteiJermark laJg, ha.t 
pI1ak1iilsch Igleichgezogen und liegt nur lIIleihr 
um 8 S hinter der Steie.rmark (Bundesrat Ho I­
man n - WeIL e n hof: Da gibt es aber auch 
keine sozialistische Regierung!) 

Wenn man noch IdJi,e Steuerwacbs1:nJlmsr,a1len. 
anschaut, dann muß j,edJem Steir:er angst und 
baIllg,e weI1den. D:i.e Ihiim..1Jer uns Uegoe!IlidJen Län­
der BUl1genmnd \lIIlId Niederösterneich kOIllIlten 
,iJhr ProkopreufkolIllmen von 1961 ib!i's 1971 um 
307 beztehJungsweise 278 P,ro:z.ent remöhen. Die 
Steiermark ilieg.t mit 250 Rrozent wteder weit 
lim Hintertreffen. 

Im '9,esamtöstenei<hischen DurchschntLtt 1ag 
1971 die Kopfquote Ibei 4718 S, wäihrend mIT 
Steilier heti 3800 S .liegen, das siLnid 20 Pro:z.ent 
unter dem .gelSiarrntöster:r;eichischen Durdl­
schnitt. (Bundesrat Kr e m p 1: Warum gehst 
du dauernd auf die Steirer los?) 

DileSie EntwtiddUlJ]lg, :medne Damen und Her­
I1en, ;ist der Ausfluß einer !sd:lll,echten Pollitik 
der OVP-Mehrheitim. ,der 'steimsmen Laru:lJes­
neg.ierung (Bundesrat Sc h r ein e r: Wollen 
Sie aus der Steiermark eine Steuermark 
machen?), denn W1eIllIl dbe Steuerleils1rung .so 
weit ,zurü<k.h1ebbt, .da'IloIl 'ktann man auch nur 
sehr wenig GemeililismaftSiltei,stunqen ellbrin­
,gen. 

821 
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Ähnlich liegt die EntwickJung im FreIDJden- Bei der A b s tim m u n g beschließt der 

veJ.'lkehr und .in vielen aooeren IBereichen der Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
WirtlscbJaft. Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu er­

Im StraßenlbaJU hat Ider Bund Idlie Steiermark, 
sOlLcmge Idlie OViP lan der Macht WlCi!r, effektJiov 
benadltletiJ!ilgt. (Bundesrat Pa b s t: Zur Sache!) 
EiIIl Muster.beispiel hiefür ist die BumLesstraße 
61 von BruCk nach GI1az, icJli.e sogenaJIllIltJe Gast­
taIibe1terroute. lihrr Ausbau ~ eiD!er VlieIlbalh.ni­
gen Sdmel,ltstr1aße wurde dmmer meder hiin­
C11l1!sgezägert, alles ,aniderte UnwtichtiJglereWiUrde 
vorgezog-en. (Bundesrat Pa b s t: Herr Vorsit­
zender, zur Sache! - Bundesrat He i n z i n­
ger: Das ist eine Steiermark-Beschimplung!) 
Der OVP-StraßenbauIIefeJ.'lent hiat nde ,eilllen 
Druck auf das :schWlarZie BaJUtenministerirwn 
.ausgeübt. Das Brgebnlis, medtrue Damen lUIIld 
Herrten, dJClIS WlilSSIen SiJe sehr geDlaJU, 'SIind Vliel,e, 
viIeie V:erkJeihrstote, wie stile auf k-einem anrlJe­
\fen StJ.'laßeIllstüCk Osberoeidls in VleIigleichbarer 
Länge lau~schleliil1Jen. 

Eilst der iSozilalistische ,Bautenmilniister MO!Ser 
bat mer Aibffiltie g.esmaffen. Die B 61 Wlird n'1ltll 
mit Vol1Idampf laUiSgebaut, und ,etllidte Teil­
oStü~e konnten, vier.balhnig alUSlglebaut, tbel1eitts 
dem Vle'fk,ehr übergeben Wiemen. 

.AtMe diese DiIllge, meline Damen ,1ltI1Jd Hernen, 
die ich ihLer lange führt babe, engreben Z'lllSiaffi­

men genommen ein tl'laull'lig;es 'EntwickLungs­
'b1Ld von d'er 'sChönen Igrünen ISteiJermark. Di,e­
.ses Billd is.t das EI1gebrüs eillier nun hald 
30 Jlahl'e rwäJl1JIiendJen OVP-HerllScbJaft in dIe'r 
Steiiermark. 

Dile Steirer würoen :sich aber ,einJe bE!iSlS,ere, 
fortschrttt1!i,chl8re Poll1tik vendi.eIllen, IUD.d es dist 
höchste Zeit, daß wile im Bund 1910 in der 
Steiermallk im JalhI1e 1915e1i·IlIe Ablöse durch 
die SoziaHsben lerfolgt. (Bundesrat H ein z i n­
ger: Das wird nicht gespielt werden!) Dann 
W1W!in Ider Süei'eIlJDlCllfk Hemd in Harnid mit diem 
Bunld ICliuCh ,auf dem Gebiet des Hochwasser­
schutzes i1llIlJd .auch auf dem Geooet des Lawi­
neIllSmut~es p.ltanvoll gaarbelLtet Wleroen kön­
nen. 

WIi,r SomaltiJsten stimmen !däleser No.velillile­
rung des KatJas.troplhienfondsgesetzes gerne ~u. 
Da.nkle. (Beilall bei der SRO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Diles 
ist nicht der FaLl. 

Di,e Debatt-e dst Igeschlossen. 

Wlimd vom Berichterstatter lein SchlußwOI'it 
gewünscht? - D.as iiJst nicht der Rall. 

Wir kommen zur Atbstimmung. 

heben. 

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juli 1973 über einen Vertrag zwischen der 
Republik österreidl und der EUROCONTROL 
zur Erneuerung und Ällderung des Vertrages 
über die Einhebung von Flugsidlemngsstrek-

kengebühren (1002 der Beilagen) 

20. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1973 über ein Bundesgesetz be­
treffend Flugsidlemngsstremengebühren 
(Flugsidlerungsstreckengebührengesetz 1973) 

(1003 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir Igelangen nun zu den 
Punkten 19 und 20 der Tagesordnung, über 
die eingangs ·beschlossen wurde, die Debatte 
unter 'einem ·abrzuführen. 

Es sind dies: 

Vertrag mit der EUROCONTROL zur Er­
neuerung und Änderung des Vertrages über 
die EinJhebung von Flugsicherungsstreckenge­
bühren und 

FlugsicherungsstreCkengebührengesetz 1913. 

Berichterstatter über Ibeide Punkte ist Herr 
Bundesrat Ing. Spindelegger. Ich bitte um die 
Berichte. 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Herr 
Vorsitzender I HOIher BllIIlIdesnatl Der Viertrag 
zwilschJen der RJep1llbld-k Ostermich und ,dler 
EUROCONTROL übeT dlile Edruhebung von 
FlugsicherungsstreCkengebühren, BGBl. Nr. 56/ 
1912, tritt Igemäß lseinem Ar-Uklel 8 Abis. 2am 
1. November 1913 laußer Kraftt, sofern er nicht 
,erneuert wird. Die Edalhrung.en in der seit 
Wlirk'Slamkeitsbegdnn des Ver.tmges VIeI'­

strich:enen Zeit LSpredllen für Id!i;e ZWieckmäßJig­
keit ·eilfllelI' UJnbef\l'is1letJen EmeueI'Ulllg des Ver­
tmges. Diesem Umstaoo trägt der vorHeg.ende 
Beschluß des NationalJretes RechDUIlIQ'. 

Atn1äßlich dler Genehmigung Ides Vier,tmges 
besdlloß der NatJionalI1at ,im Sinne des 
ArtikefLs 50 .Nbs. 2 fumdes-V,erfalSisun.gsgeSletJz, 
daß diies'e,r Staatsvlerlmg durch :me Erlassl\lIlJg 
von heson:d8ll'len Bundlesges,etzen zu 'erfüllen 
list. 

D-er AUSIsmuß für wiTbscbJafUicbe Angelegen-­
heUen hat dliie '9iBlQleIllStärudllidre VorJJage in 
seiIlJer Si tzUTIlg vom 11. Juli 1913 in Ver­
hiamtlung IglenOlIIlmI6Il iUOO lelißlstimmJig Ibe­
sdllossen, dem Hohlen Hause ®u emp~e'hlJent 

keinen Einspruch ru 'ellbaben. 
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Ing. SplDdelegger 
Alls Ergebntis seiner BeI1atung steHt der Aus­

schuß für wirllsdllaftldche Angelegenheiten 
somi t durch mich den A.n .t 'l" ·a g, rlIe.r Bundesrat 
wolle beschließen, gegen diesen Beschluß des 
Nationalretes vom 3. Juli 1973 keinen Ein­
spruch zu e:r.heben. 

Der Bericht über das FlugS'icherungs­
streckengebührengesetz 1973 lautet folgender­
maßen: Mit 1. November 1971 wurden in 
Osterreich Gebühren für die Bereitstellung von 
Flugsicherungsstreckennavigationseinrichtun­
gen und -diensten eingeführt (Flugsicherungs­
stredoongebÜlhren) , und zwar rzunädhst für 
einen ZeitIlal\lm von zwei Jtahren. Da !Sich dla.s 
von Os1leneich übernommene F:LugJS'ich!erungs­
str.eckengebiihrensysbem der EUROCONTROL 
bewäJhrt OOt, soll ,es für unbestimmte Zeit 
beibehalten weIlden. Dies bedJa.rf 'aJUßer der 
Erneuerung des Ver:tnages mit der EURO­
CONTROL entspr,ech!enlder 'gesetz:licher Maß­
nahmen zur Erfüllrunq des ,emeuerten Ver­
trages. Dabei eI'lWlei.SiEm ISIich form&e Änderun­
gen in einlem Umfang -für erfonderlich, der die 
Neuflassung des F1Juglsicberurugsstliecken-
gebÜJbI1Emges'e~es IZWieckmäß,ig ,erscheinen 
läßt. 

Der Ausschuß für wdlftJSdmftlliche Angelegen­
heiten lhiat me Igeg:eIl'ständ1idliE! VorlCligie im 
Slei.n1er SitmDJg vom 17. Juli 1973 m v.erh:and­
hmg genommen U:Illd eiil1!S.timmig Ibeschlossen, 
dem Hohen Ha'lllSle zu ,empfehlen, kleinen Ein­
spruch 7JU ,emeben. 

Als EngebIris sein.er Beratung s1leUt ,der AUJS­
schuß für w1i.1liJsc::hafthlme AnlgeLeg:eruhei1Jen 
sOllll!it dmch mim dien A n t r la Ig, der B1lI1JdJesmt 
walle heschließen, gegen ditesen Gesetrz:es­
besdlluß des Nationalr,ates vom 17. JiUlJi 1973 
keiruen Einspruch 2m enheben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über die zusammengezogenen 
Punkte unter einem abgeführt wim. 

Zum Wort gemeldet hat ,sich Herr Bundesrat 
Prechtl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Pred1t1 tSPO) : Herr Bundes­
ministerl Hoher Bundesrat I Meine ,sehr ge­
ehr:tern Damern und Herren I Wtenn im mich 
zum Wort gemeldet lbIalbe, ISO deshailib, w.ei..I ich 
91Jaube, daß diIese Vo.rlage eim Gesetz ,ist, dJa:s 
beilspli'e1gebend für dile übrig,en Verkleihrsträger 
,sein wind. Enstmailis WIeIden die InfI1alstrukbur­
kosten den Benü:1rlIern iantge1a:s1let, me -effektiv 
me Diens1lleiJStUDJg,en der FlIutg.gese.llschaften 
und 'auch die dler EimIlichtung de'!" Flug­
SlidJJerung !in AlIlIspruch nehmen. 

In diJesem ZJus.ammenihang ist festzuste!1len, 
daß deI'ZleitI1llIld 6500 Einlbeitenauf der g'anz.en 
Welt in Betrieb \Stehen. Die P,ragnOSte für den 

Weltluftvrer~ehr 'hat engeben, daß - wären 
die Jumbojets n~dlt d,n BetniJeb genommen 
woroen - Ms zum Jahre 1980 rund 9000 Bim­
heiten erforoen1dch gewBSeiIl wären, wobei es 
schon jetzt eine bedrOihlic::he UberfülloUDJg des 
LuftraWIlle:S IgiJbt. 

Wenn man dtiJe exoI1bitan1leill S1leigeI'lLDJglen 
des Wte1tWftverkehrs !betnachtet und diJe 'TIat­
,sache spIIec::hern läßt, daß lbelied'1ls derzeit uM 
,auch in den näcbsten JJath'Ilen m* aLs 400 Mil­
lionen MeIllSchen R1lu.g2e1lQie ben:ütmn werden 
und dJaß der Wieltluftfliachtverklehr, der derzeit 
rund 20 Prozent ,aJUSIDl.'adlt, im J'a.b.rte 1985 aJUf 
Grund emter PrognoSie 80 Prozent ,betmgen 
Wliro, da.nn kann man ,ermessen, daß dde 
Sicherhleit im Luftverktehr VOJ'il'laJDJg blaben muß 
und daß es große Kosten machen wiIld 'llIlICI 
hOlh:e Budgetmit1lell iaJUf!gtewendet werden 
müssen, /Um ndcht nur Iden ~agier wieder 
:sicher zur Ende 7JU 'brinlg!en, lSondern letrztJen 
Endes IaJUdl übler .1anqe Strecloon zu befördern. 

Osterneich wild dlerz:ett täglich VOil1 etwla 
800 Hugzeugen überflogen. Wenn man das 
auf me StuDJde WIlI1echnet, so überfliegen l1llJIld 
33 Flugzeuge 1n ider Stunde den ÖlSter· 
reidli!schien Luftra.um. 

In diesem ZUJSammenlh.ang ist ZIU sagen, daß 
in Osterreich - und ich klopfe jetzt auf 
Holz - ,sehr weruilg Unfä1lie paslSiert !Sind. Es 
,Lst dimer notwendig, iSpeziell jenen Menschent 
di,e ISIich mit die'!" PLugsicherung hesdJ.äftigenr 

den Dank dafür ,auszusprechen, daß OsteIlI'eich 
'zu jenen Ländern zäblt, die bisber di,e W1eDJiJg. 
s1len Unfälle um FlrugVlerk!ehr gehla:bt halben. 

In den nächsten !Zw.ei J,ahI1en !SolLen nmtd. 
30 Prozent der Flru!gS'icherunrglSkosten U1lId der 
Dienstleistungen be7Ja!bJ.t werden. Bis zum 
J:ahne 1981 soUen ungefähr 100 Pro~ent der 
Kosten der FIU!gsddlewDlgreimödltungen er· 
setzt werden. WUT von seiten der sOZ1iJaJlism­
sehen Fl"aktion stimmen dieSIeID. Gesetz !Sehr 
gerne zu, weil das Ubernehmen dieser Kosten, 
die diIl dien nächsten Jahren ,aJUf Grund der 
Dichte des Fl'Ugvte'!"kehl'ls v:ermutlidl. noch .exor~ 
bitant latnSteigen rwenden, letzten Endes eilne 
Entltas1ltmg des Budgets hieI1beifüthren wiIld. 

/ 

Himilidlt1tim idJer SimeI'h!eit im Welttufwer­
klehr, die sicherldch Vonnang hat, den wir selhr 
Ibegrußen und den wir hesondens im FlUig­
verkehr aJJs notWiendig ellachteill - ich denke 
an me U:IlISic::herthei.t, di,e in den letzten J:athren 
durch den T er.rorismus, ;alber ,cmch durch die 
Oha.rt~lischafllen :hel'leingebracht wanden 
ist -, jst 7JU begrüßen - ldami.t komme dm. 
zu einem WJeiteren Gesetz, um mich ida.nn nicht 
neuerloich zum Wort zu melden -, daß heute 
im Hohen Ha'UIS noch ei!ll Gesetz hesdll1.ossen 
wird, in dem speziell die UnternehmUDJgen des 

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 83 von 116

www.parlament.gv.at



9650 Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 

PredlU 
OharterV'erkehrs, die di.·e medsten Flugunfällle 
bitshJer vt8Il1.U1Samt :haiiJAen, in Ost\erJeich etWlaiS 
stIlenger lan die Kandare ·genommen Wierrllen. 

Es list ISI~hr sdlön und sehr gut, bei billdgen 
Tiarifen zu f1i.egen, la/ber man ,sieht dann idire 
furchtbaren EreignIDsse und dJie :damit 'Ver­
bundenen Kosten, die ISIich .auf Grund des um. 
'Sich gll'9ifenden Oha.IiterVie~kehrs nicht flur m 
OsteI!IIeich, lSonldJem auch auf der ganzen Welt 
abz·eichnen. 

Wiir ~l1euen uns darÜlber - ISpe.zn.ell rich aJs 
Eisenbalhn!er -, daß man nUJIl begiIlJllt, 'dIiJe 
Infl1a1Strukrurkosten den Benützern 1an.xtll1aJsten, 
in der Hoffnung, daß man sich einmal auch 
dazu entschließen wird - im. glaube, das ist 
ein viel 'heißeres Eisen -, im Straß·enverkehr 
die Kosten den Benützern anzulasten, die nicht 
nur die Unfälle, ·sondemaum. die Zerstörtmg 
unserer Str.aßen verursam.en. In dieser Rd.ch­
tUIl!g ist dieses GeSietz, das heute beschlossen 
w,ird. beispielgebend für alle übrigen Ver­
kehrsträger. 

Wlir von der sozialistism.en FIIaktion hoffen, 
daß leg 1IDSIerem. sehr geehrten HeItm MinliIster 
gelingen möge, ,auf Grund des neuen Kom­
pet'eoogesetzes, das Wiilf So.z]aUsten ,schon sehr 
lange VeI11aIllg.t 'halben, eine KooI1d!imJierung dies 
gesamten Vierkehrswesens in OsteIlIeich her­
beirufüihnen, weil es 1\1!DS nichts nützt, von 
unseroer ISchönJeD. UmWle1t ~u spr.ed1len, wo wi.r 
doch wissen, daß der Verkehr zu j<enen 
"Erregern" zählt, ,d!i.'e unserte Umwelt .7Jel'­

stören. W'enn l1IUIl die Kompet~en in ,ei'll.'em 
MindstertilWIl Zlusammenge~aßt siInd. ·WÜtIld es in 
Zukunft -möglich Isein, hier ei'llJe positive Lei­
stung :7JU erbrtingien. 

Noch zu 'Mem 'Wieiter.en Putnkt Ib~ügr1dch 
der FJuglSlicheIlUIlIg. Genaldte di,e JJetzten Wocben. 
und MoIl/abe halben ge:relitgt, wli!e schlecht me 
sozi'aLen VeI1hältniJSse in ,gewissen LäiIlIdem 
sind und. welme verheereIllden Folgen ein 
Streik der F1JUIgsicherung thel1beifÜthren ikJann. 
Wlir baoben das lflrauniJgle Bnei'gnJiJs lin Saulx..ll!es­
Ohartreux im Fnankneim. ,gesehen, wo ein 
F,lug~eIl1Q' abgestürzt wst. Wir ha/ben von den 
sehr unliebsamen EiieitgniSisen lin der Btmdes­
republ'ik ~eubsmJiand. '91e1esen. 

Es ist hiler der GewlerkJsmalt und dem 
großen VienständnJiJs der Bunrlesregiteruntg zu 
verdJanken, daß [n Osterneddl zei.tIg'erecht wenn 
auch nlicht ,aHe Probleme, 'so doch wele gelöst 
woItd·en lSd·nd, 'Sooaß wir nJim.t tLn eine so 
schwierige Situation kommen. 

Es rzeicimJet vdJelleidlt dJi·e österreridlliJsm.e 
GeW1erks<hafbsbewegung, aber ,aum. die ver­
antwoIitunrgsvoLl,e Haltung der IF1Jrug9icberunrgs­
beamten lalUlS, daß .sie 'letzten EIlIdes nicht ZIU 

j,enen ,Mitteln IQIB9iriften haben, die nicht den 

Unternehmer treffen, 'Sonldern 1Jetzten Endes 
den Flugreisenden, der irg·endwo seinen be­
'schaManen Urlä.'lllb V1enbnilIllgt. 

DesIb:alb fr,eut es .uns, Idaß dtie Kasten an'Q'e­
I'CIlSltet weiden und :d!aß darüher hinaus - ISO 

hoffen wdr - talUch in Ostel'lreich die 'Il.och 
offeIlJen Probl,em.e 'einer positiven Lösung zu­
geführt wenden, damit dieses Gesetz auch für 
die Ö5terreichilsme lJuft:fialhrt von ganz ent­
:scheildeilldier uIlld posdlIi.'Ver BedJeutunrg ist. 
(Beifall bei der SPO und bei Bundesräten der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

WÜlllscht noch jlemand das Wort? - Dies 
ist nicht der Fiall. 

Di'e Debatte ist geschlos!sen. 

W,i'M vom Berichtel1statter ein Sdl!lußwort 
9ewüllJscht? - Das ist nicht der FalJl. 

Die AJbstimmung über diile vorlliiegenden Be­
sdrlÜlsse des NatioIllalrates lerfoLgt 'getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b B ti m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen den 
Beschluß und den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu 
erheben. 

21. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juli 1973 betreffend ein Europäisches Uber­
einkommen über die internationale Beför­
derung gefährlidler Güter auf der Straße 
(ADR) samt Unterzeidmungsprotokoll uild An-

lagen (1004 der BeHagen) 

Vorsitzender: Wir ,gelangen nun zum 
21. Punkt der Tagesor.dnung: Europäisches 
Ubereinkommen über die internationale Be­
förderung gefährlicher Güter ·auf der Str.aße. 

Berichterstatter -ist Herr Bundesrat Wagner. 
Ich Ibitte um den Bericht. 

Berichterstatter Wagner: Hoher Bundesrat! 
Da,s EuropäiJsche Ubenei'llko:rmnen über die 
internabionaJ,e Beföndlenmg .gefährJdc:ber Güter 
auf der Straße l\1J1Iliiaßt den ,eig.en.tI1idlen Uber­
einkiammenslext, der linsbesoIl!deIie VOIl1Schrtif­
ben ü'ber den Am.wenldungsbeIiedch, die ReviJsion 
und die KÜ'llJMgt.mg des UbereinkommeIllS ent­
hält, SOWÖle rzwei AnLClJ91en. AnLag,e A en1fu.äJlt 
dJ1e AufzähJltlIlJg 'gefährLicher Güter samt Vor­
schiliften über we Verp'ackllJIllg '1md Kienn­
~~ichn1mg. AnJage B 'enl1lhält Bes1limmungen 
über dile BeföItdeIlUIligsmittel und die Beför­
tdel'iUIllg • 

Dem NtatiOIllaliIlat eIlschien ibei der GenJehmi­
;gnmg dies vorli'egenden Ulbereinkommens die 
EnlalSlSWltg .besoIllderer Bundesgesetz.e im SliIme 
des Ar.bikellS 50 Abs. 2 Bundes-Verfa/SlSlUlIllQlS-

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 116

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 9651 

Waguer 
gesetz !Zur UtberführUJIllg des ViertnagsilIl!ooltes 
in die !inIl!erstJaatUche R!edttsOIon:ung n!i.chJt 
erfoI1dJerJtich. 

Der Arussdruß fÜif IWirtschaftJlliche Angelegen­
heiten h'at diJe tQIE!Igenstänrlliche VorlageiID. 
Iseiner SitzUJlg vom 17. Ju1li. 1973 dn Vellhanld­
hmg genommen 'l1Il:d ,eilIl!sbimmdg bescblOlSlSlen, 
dem Hohen Hause ~u 'empf,ehlen, keinen Bin­
spruch zu ,enheben. 

Ich .möchte ,aber nicht ru diesem Uberrelin­
kommen UIIlIllittelbar rSp11echen, SOIlIdem 'auf 
das letzte tIlagisdle EreignWs, das ISIich in Lnnis­
hruCk abglespielt loot, 7JU spremen kommen. 
Dort .ist ,ein TankwClJgenzug bei der A'UJf~rt 
Inn'Slbruck-Ost 'explodiert, und der Fahrer ist 
leider tödlich verunglückt. Wir können sagen: 
Gott ,ssi Dank list keim. größeres Unglück ein­
.getreten. 

Wenn wir l\l11S noch lan das Gr.azer Ereü.gruis 
Als Ergebnds lsem:er BeI1a1lung stellt der Aus- erinnem: Dort list ein T'ankWiagenzug mitten 

sdllUß für WliTtschaftlichie Angelegenheilten. Id!urch die Stadt gefiaJhrren, und pilötzllich 'Wlaif tdJie 
somit durch mich den An t.r a 9, der BundesIlait HöHe 10lS! 
wollte beschließen: 

Gegen den BesdJJiUß des NamonaiLI1ates vom 
3. J.u:1li. 1973 ,belreftentd ein Em.opädsches Ober­
einkommen über die JntemartJionale Beför­
derung gefährlicher Güter 'auf d'e! S1Il,aße samt 
Unterz.eichmmgsprotokoll und Anlagen wim 
kiein Einspruch ,erhoben. 

Wenn wir uIliSheute fI1ClJgJen, Wlas auf diesem 
Gebret geschehen ist, 'so müssen !Wir bekennen: 
Nichts. Die "rollenden Bomben" fahren weiter­
mn dJurch die Städte, und wir ibeschHeßen in 
di,esem Ubereinkommen Iltedli.lg.1!idlr wie Salpeter 
oder Mumm'OO. tnaiIlSporu,er:t werden mÜlS5eI1. 

Das ;a11lets wird ,besdrloSlSien. Aber Wtie Benzin 
transportiert Mnl, darüber gibt ,es nm V 00:­

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. schIliften hinsddllblidl Tankw:ayen. 

Zum Wort geme1det hat sich Herr Bundesrat 
Prechtl. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Prechtl (SPO) : Herr Bundes­
ministerl Hoher BundesI1atl Meine sehr ge­
ehrten Damen .und Herl'len! Dieses Ubereiln­
kommen über den 'firanspOll't gefährlimer 
Güter !ist, glJaulbe >im, ,ein Ubereinkommen, 
das, wenn man les !g1enalU.er dunDsdeh.t, formal, 
bürokratisch ISiehr WiUiOOeI1bar ,abg!etaßt alst. 

Wilr, <He wir in der V,erkehrswirtschaf,t tätig 
sind, sollen Ialber dlteses Ubelleinkommen real 
sehenUlDld vielleicht lCl!uf Jene Lücken hJin­
weilSeIl, von denen Wlir glalllioon, daß dde 
SicheI1heit des VierkehI1S lim Igesamten eur:o­
päisdlen Ra'lliIIl. nicht allein durch dd,eses Uber­
einkommen Ig,er.egelt WIemen kann. 

Derzeit sirudrund 100 Mi.llionen PKWs und 
LKWs :in Betrieb. Die Veremg,ten SbaJa:1le!n 
haben lSeit Beginn der MotoIli'sruerung 1,5 Mi:!­
Honen Menschen 'an VeTkiehIlstoten verloren. 
Das iJSt mehr, laIs die VieIleinigten Staaten. dm 
EI1sten und Zweiten WieltkIlieg taIl Mensmen 
verloren lhalben. Auf den westleu:ropäischen 
Str,aßen s.tJeIlben jährlich 40.000 MeIllSdlen. Wdr 
versuchen, WlJS lbei der Vietnamhilfe schadlos 
zu :halten, :und g~auben, dlaß der MeIliSch, der 
auf der Str:aße stli.·r:bt, weniger !Wert ilst. 

In der Presse einschließlich des Fernsehens 
wird schon ,bei einem Eisenbahnunglück 
von drei Toten gesprochen, während 
fünf Tote im PWK kaum mehr erwähnt 
wellden, wennnlicht ein AiutobUJs verunglückt. 

Hier haben, gl!alu!be ich, der Journalli'Smus 
und die Ml8.5ISIenmecHen eine große VeT.antwor­
tung zu trügen. 

Wiir ·besch.Iü'eße.nlauch nidlt, wie l!anige ein 
Kraftwaqenlenker ein Fahrzeug lenkJen darf. 
Wdr besch1lileßen kieilnJe 'WÖchentliche und keine 
tägliche Arbeitszeit, lUIld Wlir besdl.ließen keine 
Ruhezeit. Wi'r lbaben :in OsteDI'edch für Kraft­
Wlagenlenkier nlidlt eimnJa1 ,einen Kollektiv­
vertIlaig.Die hohen Viendlienste, dlie diese 
,erreicb:en,erooimen ISIire ja nur mit einrer 
wöch:ent1imen Arbeitisz'eit von rund 90 StU!ll­
den -in Kler Woche. DClJS ist mehr,als Jeder 
'anderearr'beitende MeIliSch in OsterTeich ge­
willt und in der Lage ,ist zu leisten. 

Ich gJJaru:be also, Wienn. dd'elSes Uberein­
kommen ·betsmilOSISIen ist, 0a'IlIl müßte dn Oster­
reim ,aJUdl die LüCk!e geschlOSlSen werden, daß 
künftig dIie ,sozilaJen Vonsmriften auch im 
Straßenverkehr rrigoros ,gehandhabt werrden. 

Auch Me :Mas'sen:medilen und wie Pnesse 
ha.ben ,sillie große Vellantwortung. Im kann 
mich noch sehr gteIllau lan die Zeirt eIliIllIliem., 
als der Wdlener GemeiJllrderat IbesdlHeßen 
wallte, daß die Ttankw.ag.en'LÜlge aus dem 
Stadifigehilet ;auf die UimMhrnmgss.traß.en umge­
Leitet wero:en ,sollten. Die gesamte Presse 
wunde mdbilJli.'siert, und 'es Wiuroe mirt !Gagen 
beim VerlalSSungs- 'lllIlICl VeIWIaltuIllQl5lgeI1idlts­
hof Igedroht, um eine :EtIDschränkJung dieses 
Verkehrs zu verhimJ.lem. Daher falhren .diese 
"roUenden Bomben" weWtJer durdl die Städte. 
In IDlIlISIbruck haben wir 'es dann er.Lebt: 

Wir solten UDIS nicht ,auf dte Polizei 'Wld 'auf 
die Gendarmerie ausreden. Diese sind in die­
sen Be1JClIlllQI6n übeI1foro:em, weil sie nicht ein­
mal dJie 'gesetzlicben Möglichkeiten aus­
schöpfen können, um !(lUch hier regelnd lin den 
Verkehreilß.ll:UiQ1I1e1Uen. 
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Predltl 
Ich möchte 'Wlterstreimen: Nicht ,allein dlas 

gefährlich,e Gut, ,das lliaJIllSporti,ert wird, dlst idJaa 
Entscheidende, sondern d:i,e sozialen ges-etz­
lichen Bestimmungen. Bs imuß dem Mensmen 
vOIigeschrieben wenden, Wlann 'er die Falhrt ZiU 

untJerr:b~echJen hat. 

Idt komme nun WJi,edler laIuf das JlJeue Kom­
petenzgesetz zu iSprechen. Heute vormittag 
atJat Herr Dr. Schambeck - wi'e 'Soll ich 
,sagen - ,als Theoretik,er von der UniV'ersität 
(Bundesrat Dr. Sc h a m be c k: Als Ver­
fassungsrechtler, als Praktikerl Aus ver­
Jassungsrechtlicher Praxis/) das KOIDlpetenz­
ogesetzin lalJien seinen Detailis IZUI DiskiuJssion 
gesllellt. 

Im R1albmen der EuropäiJSchen Gemeillllschlaft 
steht jletzt ldie Lenkz'eit zur Diskrussion. MiaJn 
Wti1ly.eIlsumen, Is~e von neun ,mf acht StJuDJdJetn 

Ich sehe es ,alber melhr von der Pl'IaXlis, meihr herabruSlet7Jen. 
von der menJSchJ.d<hen Seite tUnd von der 
humalIllilstiJsmen Seite !her. Daneben wst j,etzt eine zw.elitJe große DiJS­

kuJssion Idariilber entbI1annt, wa.seigen1llich 
Wir lSollen nicht nur Ihier im Bundes'l"at 'UIlId unter LeDlkzeit ~u verstehen ist. Da nianmt 

'1m Hohen HaJUS diJslruUeren und sprechen, son- man ZlUlIl BeilSpiJel, wie das die FI1anzosen /in 
dem wUl1' ,solilen laum vensuchen, ,echte ~hrer Auslegung mac:hen, ,aus der LenkZled.t 
Initiativen zu setzen. Wdr sollen nidlt von al,le Zeiten 'heI1aUlS, !in Idenen man im Stadt­
Humanismus und von Menschlidlkeit ,spredlen, verkiebT vor leiner Vierkiehmampel stehen muß, 
Wienn Wiir IlIimt gilieidlzeli.tig in OsteI1I'eidt jene und wiU1lIUr diJe l1eine FialhIlZeit nehmen. Man 
gesetzlidten Mög:}li~etiten :aUSlSchöpfen, me- übemiJeht, daß der Mensch in !der Stadt, ,aber 
notwel1lCÜg sind. auch über Laoo, wenn er lanihlaJlten muß, 

WeDlll der Herr Vierk!ehI1smintilster Iin !Sem­
vorsidltioger Weise die lOO-Kilometer­
Geschwim:lJilgkleitsheschränkung ,cruf Be7Jirkls­
'1lIld Landiesstl"aßen rur Diskussi'OIl ,g;est'e!llt hiat, 
dann ·isrt odalS nui' zu begrüßen. J,edoer, der lCluf 
diesen StIlaßen 'sdme1Ler fahTt, d,stein Irrer. 
Man Isol1 sidl, ;auch 'Wenn man 'ein Abgeolid­
neber ,ist, der angetiilDlgen von der UNIDO 
über ,dien Verkehr ,scheinbar lallies weiß, nich:t 
auf die Ebene der Popularität Ibegeben. Der 
Mensch lSolllUIlJS höher unJd wertlvoU'er ISeilll. 

Sichen1ich, es IQ1iIbt keme Gewähr diaf.üi', 
bei 100 ELlometer StJuntdengesdtWliIlldig'keit 
einen Untiall lZ1U Ü1bedeben; nlidlt ,einmal hei 
50 Kilometern. Man muß bedenklen, welm 
kompldziel"fle Falhrzeulge mit hOihler PS-Anmhl 
heute pnakrbiJSdl j'edem Mensmen dn die Hatnd 
gegeben cweDden, vom. LKW -Vierkielhr g.aJI' IIlIidlt 
zu sp:re<:hen. 

Es ,gibt nm !ZWlei 9-r06e UnterDJeltmungen 
- das eine dlst der Kmftw.ageIlldieDISt 'der 
Ostel1reichismen Bundesbahnen, idalS zWieite Iilst 
der der Postv.erwiCrltlmg -, dile m,e ;streIllQlSten 
tmd d~eri..90roSletSllien eilDlSchlägdlgen Bestim­
mungenhJahen, 'lll1d zwar in jeder Weise. 

Wlir k!ennen -aber kieine Is{lIlche Bestlim­
m1lIliglen für den gesamten LastW!agleD.'V1erloohr 
und für den ges'amben BUlSVlerkehr. Bei UIliS 

weDd!en me Leute ISO fort -abgezogen, wenn sie 
sdllecht ,semen, während ,abeT k,eine Vor!SdlIlift 
besbelht tüJr etiiIlen Len,ker mitS!echs, lSIi,eben 
oder .7Jehn Dioptri!eI1, der leinen Bus m lenken 
hat lll11Id der vilel1eidtt - ohne dieses Auto 
jetzt abwertJen zu waLlen - gteI1atde noch den 
Puch 500 lauf .der Straße erfassen kann. 
Dariilberbestehen }Qajum f~rgendwelld1e V&r­
sdlriften. 

physisch ,g,eIlia:UJSo bellaJStet dJst wi'e dann, weIliI1 
er ,eine liaI1ige StlieckJe dW'chfährt. 

Auch d'le RIuh~eiten !Sind in k,einer Weilse 
vOJlgeschll1ileben. Die OsterreicbdJsch'en BunIdles­
bahnen Ihaben we DienstdaueIIVorschritit. 
J'eder SdlIaf:tiner ulnd jeder LokfÜlhrer weiß 
gooau, waIllIl. ler vom DieIllS1: abzulösen liIst. 
AlUdt im lJuftvierkiehr 1S1ind ILm Rlalhmen der 
FlJugverkJeihmgeselo1scblafben IstI1enge BesUm­
mung,en vO[1hcmden. A'ber iJm StraßenViel"kehr 
IiJSt man toleI1a!Iltf:. 

Und da kommt noch ,ei'llJe Bel'cmgseooung, 
lieh glaube, von der Bum:l:eswirtsdta.ftskJammer 
dürfte slie IQ'IE!fW1esen sein, in d'er gesagt wind: 
Wie sich Ider k1edne Mrud Idlie Verkehrspolitik 
vorsteHt. Und dann zeigt man leinen Bau, zu 
dem z,i'egeltr'fmsportLert Wiemen ,müssen, und 
einen Bäc1reI1e~betDieb, wo das Brot nidlt mehT 
tranlsportiert wenden kann. 

Da.ru muß lich iSIC1igen: Hi,er hegliamt drie Vier­
antwortungslQlSiigkleitl Denn klein MeDlSm 
denkt damn, e1n V;erkJehr.smittel, das für die 
BalUwirtsmaft ooer für me VeIlSOIIgung oder 
Bevölkerung lIlrotwendig ist, von der StlIlaße 
zu VleI1bannen. Alber man VleI1Sumt hoi-er zu 
manipwlliel1e1Il. 

Wllr müsoSlellder BevöbkJerrung Uar und deut­
lidlsagen, Wlas!Wlir wollen. W\iIr wo1Len sdtÖDe 
und wi'f wQflllien gute Stilaßen. Wir wollen aber 
auch einen lsic:hellen V,erkJehr, !UIlld dalZ'U :ist 
jetzt, wie W1iJr ,gJialulben, rd:ile Grund~age g;e1egt 
wond,an, indem das Kampe1lenzgesetz lQIe· 
schaff.en. woI1den i1st, w<madt die Kompeten~ 
der Straßenverlrehrspolizei mit in das Ver­
kehIlSmimsteDium laJUfigenommen wonden sind, 
datzu auch der Ig,esamte Güte:rrvJerkieh:r sowie 
der ,gesamte GelegeIllheitsverkehr. 
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Predlt1 
Das 'sage :ich nicht deSlhallb, WI9iJ. ich ein 

Ei'8eDiballmer bin. WliJr ·W!iStSlen genaR.l, daß die 
heutige WirtJschta.ft laLle VerkJehrsmittel 
benötigt. Wir leben in einer Isogencinnten 
modemen KQnsumgeseUscbaft und müssen 
dialber dn diesem ZUJSammenhm:lq feststellen, 
daß jedem. V.erkehrsträg,er jener TeiJ ZUJge­

ordnet werden isoH, der es ihm gestattet, dlie 
Güter :am ,naticmeUOSIten und sichersten zu 
t!OOnospQrtli~en. Bedenken wir, weldle gewatl.­
tigen Schäden durch schwere Verkehrsunfällle 
entsbamlen sdml. Es wä're von ,um; vemnt­
wQrtungslos, über dieses Pr.ob1em hlinweg­
zugehen. 

In di!esem SiIllIle hat die Bundesr.egie:rung 
IbesdllloSlsen, ein eigenes Komi1leeeinzUlSetzen, 
das mit der Prüfiu:Illg der Fl'1age ,beauftragt iJs.t, 
wieweit es möglich ist, den Tllansport .gefähr­
licher Güter ,auf liaIligen Stredt:en VOtll der 
StI1aße w«'eder lauf die Sch!i'ene zu V'eIl'1egen. 
VOl'auSisidlt1li.dl !Schon im Hemb!St wird :ein dies­
beziigl1icbJer Entwurf in dde B·e9l1ltadltung 
kommen. 

Da .dlileste Fnage 6ber nJidlt nur nl8ltli,<mal 
behiandelt wlerden. kJann, ISondem im Hi!Dlbmdt 
auf me IntemamonaliJtät Ides StnaßenverkehIIS 
über Osterreidl hinausgeht, habe idl auf der 
letzten Sitzung der Europäisc:hen Verkehrs-

Im möc:hte aber noch auf ,ein 't miIDstertkontierenz hea.ntDagt, idJiese Fmge aJUf 
KUROSIUm IhlinWJeisen. Wdr kenne-:

e1
': dalS Allbeilbsprogramm. der Verkleh~Ißlis1leT­

genaue Bestimmungen _ auch das geht aus k?~tieDenz zu lSe'ben~.·um Ia:U~ dort 1m wro­
diesem Ubereinkommen hervor _ über den pa-lsdlen, also grenzubel1sc.hr:el~Dde~ Ralhmen 

. .. .. . entspnechende R!egehmgen für eInte Ver-
Transport radIoaktiver Stoffe. DIese Bestlm- 1 ,~._~ ISeh 1._1., -~'t ,f::'1._Uch 

. d d' t t d" d' agemmg l\.IJaj WeI'VIerAlOlITS lll.IIJ: ge Q1I.lill1 en mungen sm le s rengs en, le m ,lesem G" •. ~~ f d: Schi .. ....L., 

Ubere ' komm ··'b~-1.,-, t ",,1.-I~~- ._,~ UUCU'l1 lau lle ' ene 12lU ,erI1e11UJlen. 111 : en U I::'.LIlJla!UP eI1UUJa. ~~ ISl.uJU. 

Für eiIlJen TlCUlkwage:nzug ,aber, der durch 
ein Wassenschutzgebie1fährt, 19i1bt es über­
haupt keine Bestimmnnlglm. Wenn ein 1iank­
WJagenzug letwa durch das Gebiet von MOQ5-
,brunn fälhrt und letzten Endes im StI1aßen-
graben. loandet, :wodllrm die Wia'SoServersorgung 
nicht mIr für Wien, sondern zum Teil 'auch für 
Niederö-sterreidl gefährdet wird, ,so gibt 'es 
dagegen k,cwm gesetzliche VOI1SchIliften. Man 
müßte sdm dIiJesIes Problem. sehr geIllaU ülber­
legen, .sQ w~e ·es die Gemeinde Badga'stein 
getan oot, WQ les keline Tankwagentr.ansporte 
mehr Igtbt, w.eiJl es für dien Flfemden'VIeI1kelbr 
Vel1heeiierude Folgen hätte, Wlenn dort ein 
'f,ankwagen!unt;all, ISQ wi:e das 'I,etzte Wodle 
im Grundw.assergebiet der LobaiU der Fa11Wlar, 
passieren. wüme. .Dem Mi.nIiJsterilllm wi:nd ,allSQ 
in Zukunft lein sehr Ig'fQßer Aufgabenbereich 
obliegen. 

Wir 'hoften, daß mese n1llnmehnige lnilJi.atiVle, 
die von der BunldtesDeg~erung 'entwddtelt WOl'­
den ist, m leiner ,Erhöhung der VerkehIlS­
sicheIlhedt beiitDagen Wlld /im besonderen die 
GefähI1d1llIl!g der Um'Wlelt in dem Ausm·aß ein­
schrä.nken W1i.I1d, wie dies dJurch eine Bes<hrän­
kI1mg der T'oonsporte auf der Stra.ße möglich 
Sledn 'WiIld. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum WQrt ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünsmt nQm jemand das WQrt? - DietS 
iISIt IlIieht der Ball. 

Di!e Debatte IitSt tgesdrloSisen. 

W.ind vom Be:r:ich1leI1Stat1ler 'em SmIußwort 
gewünscht? - AumldJies '~st nidlt der Fall. 

W:ir kommen lzur AlbstilmmUlllig. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

22. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 4. Juli 1913 betreffend ein Bundesgesetz 
über den zwlsmenstaaWdlen Luftverkehr 

(BGzLV 1913) (1005 der Beilagen' 

Meine Blitte lan tdde W,trtschaftJspartner 1iIst, 
diese ProbJJeme 'W1i.rklidl objektiv W1Id wi1"klich 
sachldch ~ ,prüfien, fDeii von politischen Auf­
tiassungen und Meologilen,um :Letzten Endes 
dem ösberreddlJilSchen Volk 'Ulnd der öster­
reicbiJSmen Wdrbsdraft ~ dienen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 22. Punkt 
Vorsitzender: Zum Wort ist nQch der Herr der TagesoOrdnung : Bundesgesetz über den 

Bundesminister 'gemeldet. Ich erteile es ihm. zwischenstaatlichen Luftverkehr 1973. 

Bundesminister für Verkehr Friihbauer: 
Herr VQrsitzenderl Sehr g,eehr.te Damen urul 
Herren des BundesIlcWesl &; !ist Aiuflgabe der 
BUIlIdtesnegienmg und der Verkehrspoltitik, 
vQIIZIUISOrgen, daß e:rlSteIllS die VerkJehI1SS-icher­
helit gehoben witrd iU1IlId zWJeitens, daß .auch die 
Probleme des Umwel1lsmu1rz.es eine ent­
sprechende Beachttmg finden. 

Berichterstatter list Herr Bundesrat Mayer. 
Ich !bitte um ,seinen Bericht. 

Berimterstatter Mayer: Hoher Bundesrat I 
Die Enttw:i.ckJloun.g des ·mtematiOIllalen. geweIib­
ldcben LuftV1eI'kielhI1S /Wird immer mehr du.rch 
Pro.bLeme des BedlaJr.tisverkehr1s 'lJIDd der Tal1if­
bildung ibeeioflJußt. Durch den vorlieg,enden 
Gese~beschluß des NatiolllaJmtes soLlen 
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Mayer 

Ill11IllIIlIeh. neue diesen ProblJemen .geredlt wer­
dende :RJedltsgmmdLagoen für den AJbsdlJuß 
zWlis<helD!sbalatllimer VeDelin.banmgen über den 
Luftverkehr gescblaffen Wlerden. Ziel der Neu­
IiegeluIllg ist es, den Bedartisvoerkehr ,in edrß.em 
den Anfondel1\llDlg,en der gesamten inter­
nati<maJlen ZiV1i1Jluf.Ualhrt entsprechenden Rah­
men zu föndJern U1IlJd in Anlehmmg ran dlie für 
den Li!DJieonv.erkehr gleltenlden BesbimIIl1llIlJQl6ll 
jene VOIla!U$Set7JUngen oru smaffen, die einen 
sicheren und. wirtJscblaftllichen Betrieb g,ewäihJr­
leisten. 

Der Alulssd1lllß fm wi,rtscbaftldche Anqeleg,en­
heUen hat d~e gegenständhime Vorlage in 
seiner Sit7JWlg vom 11. 1100 1913 in Vienh:aml­
lung genommen ,UJIllCleinstdmmig beschlossen, 
dem Hohen Hause 7;U empfehlen, keinen Eän­
sprudl ~u erheben. 

Als Erg,elmis 's'einer BeIl8!tung 'stellt dJe.r Aus­
scbuß für wirtscblaftlidle Angeleg,eooeliten 
somit durdl mim den An t rag, der Bundesoot 
wolle hesmließen: 

Gegen den Geset7Jesbescb.1uß des National­
rates. vom 4. Juli 1973 'betreffiend eitn Bundes­
gesetcz über den zw.ischenstaiiJt:lichen Luftver­
kehr wilI'd kein EIl1sprudl ellhoben'. 

Vorsitzender: Wir gehen nun in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Buooes­
rat Dr. Sdlwaiger. Im erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Schwaiger (OVP): Herr Vor­
sitzender! HeI1I' ßuntd,esmlinis,terl HO/hes Haus 1 
Zu diesem TtagesoIldnwJ.gsptUIlkt, wi.mmr be­
richtet, wurde dm NatIionalnat nicht g·espromen. 
Vi,elleimt.1lD/aIg dereilßle oder der landere der 
MeimIDg'5ieilll, deswegen bräuchte man dm 
Bll!Ildesmt ,auch ll1idlt zu 'spnec.blen. 

DieSe Meimmg teile ich a!lleIldliIIllQS nkht. 
GeraJde wenn ich .an den ,er:s1Jen TtatgeS,. 
oMnuDJgISpunkt von heute über me ArufgCllben 
und Kompete~en und die Bed.ietuWDJg odJer 
Nidltbetdeu1rulIllg d,es Bundesr,ates erinnere, 
dClll1n ,broomen wir uns, gdIa'Ulbe im, DJicht 
damn 7;U lhIaltJen, ob im Nationa'lnat über einen 
TlagesordIW1IliQ'spunkt .gesprochen worden ilSll: 
oder DJimt. Das W1ar .sogar mit ,ein Grund, 
WJarum idl mlic.h 7JU!IIl Wom gemeMet hliiJbe. 

Nun möchte ich ,ednleitend ,auf etwas zurück­
kommen, wats mein Vornedner Pr,echt! zu den 
Punkten. 19 fUIIlId 20 gesagt hat. Im wollte mim 
dazu nimt eigens :rum. Wort melden, möc.bJte 
lihm a.ber 7JU Punkt 21 JlfUIr saqen: 

Die .. größ1len Sbra~n, die die Fiahrer 
'großer Flalhrzeuge auf .Isich zu nehmen baibten 
- da. können Sie fDa.gen, wen Sie woHen -, 
i'St Dient das Fahren, ,sondem der Aufenthialt 
an den GrenZlelll, das stunden-, tBlge- und 

näcbte1ange HerumstJehen.und Warten. Natür­
lich liist das :nti.dtt nur leine Kompetenz Oster­
retic:hs, wie das der Herr Bunde6mini'Ster ge­
sagt,hat. 

Aberm dieser Richttmog eimnal einlLU­
schooi·tenund :lJU Vioosruchen, daß Slim wrnin­
dest die mitleleuropälismen Staaten ZIU­

sammenfinden, und die Fahrer nicht auf diese 
WeilSle 7JU maJI1Jem, ISO wie es -bis 'Zaum heutigen 
Tage üblich ist, das würden Ihnen, Herr 
Minlister, gWa'llbe tim, ~l,le F,ahrer, diIe von 
Iitalti·en nach DeutschltaDJd und Belgli.en oder 
von Griechenland nach Franlm',elich fabren, sehr 
danken. (Bundesrat Dr. Re ich 1: Es gibt 
leider auch Haschisch-Schmugglerl) 

Nun zum Punkt 22, Jedes Lufitfahrt­
cibkommeniJSt - wie es Hel1l" Bundesnat 
PrechUoodl a,ngedeu1Jet hat - irgenrl!wo eine 
BesdItränkitmg der Soureränität etinJes St'<lia:tes, 
das hiegt :aW deT Hand, lbesonders für einen 
kleinen Sta:at, der ja nidlt für sddl FJugregeln 
erfinden kann, ,sondern der Fluqregeln nur in 
dem sdlmalen Spielraum der Souveränität des 
LuftI'ledltes fiestleQIen klann. 

Wie Predltl gesagt hat, hat der Welt1uftver­
kehr in einem ungeheuren Ausmaß zugenom­
men. Das Gesetz au.s dem Jabre 1961 entspr.idlt 
sitherlidl nimt mehr ganz den heutJigen An­
forderun'gen. Damit äst j,a dlie BegründJtmg ge­
geben, ,dieses Gesetz 7)U nov;eUlilenen bezie­
h'llJ1J91Sw,eise ,ein :Il!eues Gese~ 7JU ,schaffen. 

Wenn wi,r lan dem RJJesenaufsmWllng der 
LufMiahrt dn den Letzten J mr-eIl nimt in dliesem 
A1l:SImaß tei1nelmnen k<mnten, dann -lieglt es 
wohl 'au der etWIasextJlemen Lage Ostenmic:hs 
gegenüber den OststCllaten. Es Jlieglt alber :aum 
daran, daß lUIlSere Flougpläl.z!e tedJwleilSle nicht in 
der W,eise illJStand gesetzt wunden, 'Wlie es den 
heutJyen Anf0n<!oerungen .entspredlen würde. 

Ich gebe zu, dlaß man dile Fl'llIgplätzoe o.n Sa,llz­
blllfg und K1agen1iu1it mit großem Geschidt 
gemaCht !hIa.t. Aber wem der Flugplatz Im1IS­
brutk ,erwälhnt worden ist, darf im aJUm. dlaVOtll 

etwas sagen, denn es äst ja unser VJerfassungs­
märug.es Remt, ,auch von IUDSereID eigenen 
Bundes.1and ein AmlilegeI1,eine Kritik oder 
ein.e Meinung zu Viertlie1Jen. 

Herr Bundesrat PIIedlltl! Ich darf Ihn-en 
sagen, daß ich selber die Pilotenprüfung und 
audl die F.lugfunkprüfung gemacht habe und 
daß idl mir .deSihalb zumute, davon eine 
KLeinigkeit zu veDSiteh!en. Wenn Sie von RlIl19-
mmgabstürzenIlOOen, iSO kann ich Iooen 
sagen, daß dm leider lauch das ausprobiert 
habe (Heiterkeit), tUnd ~war in IlllDISbrudt, was 
mir IZwei. JICIhr.e Gips, davon ein Jahr mit 
Kr.a'ru1renbausaufenbha!lt, ,beschert Ihlat. D.amn 
war ·abermdllt. die FlugSimerunogschulid, son­
dernoodere UmstOOlde. 
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Dr. Sdlwaiger 
Säe werden .aJUJS dem Ferns.eben und ra'UlS der 

Presse vi'eUeic::ht gehört haben, WalS in den 
letzten Wochen um den ffiuglhraren InIllSbruCk 
für ein ußsac::hillicher Wirbel !Q,emacht W1Uroe 
und da.ß man mit Volklsbefnaq.ungen Emotio­
nen gezüchtet \lmt, wozu !s.ich 'leiK:ler .auch poli­
tische Maooatare ihEn1gegeben haben. In emr 
solch reinen Sach- und :Rachfrage halbe ich es 
mcht für nicbrtig, die BevölkJerung mit 
Bmotion-en genadezu zu m[ßbra!Uc::hen. Es rist 
eine UberfondeIUIliQ' vetsc:hiedenrer Leute, wenn 
man sie oa.uffonde~t, daa:u mit einer Unter­
schrift ein U rbeilaJlYz:uJgeben. 

Tatsac::he ist, daß der Flughafen besteht. Was 
es bedeutet, einen Flughafen aufzulassen, da 
kann ic::h mich, .glaube ich, besonders an Sie 
wenden, meine Damen und Herren von der 
linken Seite, weil ich mic::h an den Ausdruck 
"modernes Osterreich" erinnere, und ich habe 
noch nie gehört, daß ein Flughafen und die 
Fliegerei eine altmodische Sache wären. Jeder 
Negerstaat reißt sich um Flughäfen. Daß man 
bei uns daran denkt, einen Flughafen auf­
zulassen, finde ich wirklim geradezu absurd. 

Aber daß ein Flughafen funktioniert, dazu 
ist nun einmal der Instrumentenanflug not­
wendig. Diese Same wurde aber seit Jahren 
verzögert. 

So ist es ja auch nimt, daß man in Innsbruck 
keinen Instrumentenanflug mac::hen kann. Die 
Norweger fliegen auch nach Instrumenten in 
gekrümmtem Anflug in die Fjorde hinein. Das 
norwegische System ist meines Erachtens auch 
auf diesen Platz anwendbar. Wie ich höre, 
besteht ja eine gewisse Bereitschaft, so etwas 
zu installieren. Herr Bundesminister! Ich wäre 
Ihnen sehr dankbar dafür, wenn Sie sich dafür 
einsetzen würden. Wenn ich richtig informiert 
bin, daß Sie sich darum bemühen, dann bin 
ich Ihnen bereits dankbar, wenn diese Sache 
kommt. 

Ich darf vielleicht kurz ein Erlebnis schil­
dern, aus dem sich die Bedeutung eines Flug­
platzes abschätzen läßt. Im letzten Jahr war 
ic::h in Berlin bei einem Kongreß. Da wurde 
ein Unter ausschuß gegründet, der sich im 
Herbst in Innsbruck treffen sollte. Drei 
Wochen vor diesem Zeitpunkt wurde von 
Paris, wo der Sitz dieser Organisation ist, 
angerufen und gesagt: In Innsbruck können 
wir es nicht machen, weil es am Flughafen 
mangelt! 

Es wird keine Statistik darüber gegeben, 
wieviel das Festspielhaus in Salz burg vom 
Flughafen in Salzburg profitiert, aber es ist 
sicherlich enorm viel. 

Ic::h glaube, meine Damen und Herren, ab­
schließend noch der Hoffnung Ausdruck geben 
zu können, daß auch bei der heutigen Regie-

rung das Wort vom "modemen Osterreich" 
auf dem Sektor des Flugwesens seine Be­
stätigung finden wird. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist noch 
Herr Bundesminister Frühbauer . Ic::h erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Leider ist es niCht so, wie Herr Bundesrat 
Dr. Schwaiger meint, daß die Bevölkerung 
einstimmig der Ansicht ist, daß der, der für 
einen Flugplatz ist, fortsc::hrittliCh denkt und 
derjenige, der dagegen ist, rücksChrittlich ist, 
sondern mehr oder weniger hängt die 
Stellungnahme der einzelnen Bürger davon 
ab, ob ,sie se~bst Flieger oder FLugsport­
betreibende sind oder ob sie die sind, die 
leiden müssen, wenn die Flieger über ihren 
Köpfen ihre Schleifen ziehen. Das ist die 
Situation. Das erleben wir unabhängig von 
jeder politischen Richtung überall dort, wo es 
Flugplätze gibt, überall dort, wo Flugplätze 
ausgebaut werden sollen, UIlid überall dort, 
wo - wie zum Beispiel audl in Sdlwedlat ~ 
die unbedingte Notwendigkeit besteht, eine 
zweite Piste zu erridlten, um den Flugbetrieb 
audl in Zukunft garantieren zu können. 

Was Ihre Frage bezüglidl der Errichtung 
neuer Anflughilfen für den Flugplatz Inns­
bruCk betrifft, so haben wir bei uns im Mini­
sterium nadl eingehender Untersuchung ein 
neu es Anflugverfahren ausgearbeitet und es 
auch testen und prüfen lassen. Auch das Eid­
genössische Luftamt hat dieses Wolkendurch­
stoßverfahren als realisierbar betrachtet. 

Wir haben auf Grund der Ergebnisse dieser 
Untersuchungen der Flughafenbetriebsgesell­
schaft InnsbruCk mitgeteilt, daß es mit einem 
Kostenaufwand in der Größenordnung von 
15 bis 18 Millionen Schilling möglich wäre. 
eine solche Anflughilfe im Raume Innsbruck. 
für den Flughafen Innsbrudt zu errichten; . 

Das sagt aber noch nicht aus'; daß nach 
Installierung dieses neuen Anflugverfahrens 
die einzelnen Fluggesellschaften auch tatsäch­
lich den Flughafen InnsbruCk in ihren Flugplan 
aufnehmen, weil das im Ermessen der ein­
zelnen Fluggesellschaften liegt. Soweit wir aus 
Äußerungen der Pilotenvertretungen der ein­
zelnen Fluggesellschaften gehört haben, soll 
bei den meisten die Absidlt bestehen, trotz 
Errichtung einer neuen Anflughilfe den Flug­
hafen InnsbruCk linienmäßig nic::ht anzufliegen. 

Die Entscheidung, ob es nun zu diesem Aus­
bau kommen soll oder nicht, haben die Organe' 
der Flughafenbetriebsgesellschaft zu treffen. 
Es· ist dort der Bund, das Land Tirol und die 
Stadt InnsbruCk ... (Bundesrat Ing. M ade r: 
Die hat schon zugestimmt/) Nein. In der Auf ... 
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Bundesminister Frlihbauer 
sichtsratssitzung ist, soweit im informiert bin, 
diese Frage noch nimt besprochen worden. 
Dieses Problem wurde zurückgestellt, und in 
der nächsten Sitzung (Bundesrat lng. M ade r: 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten 
somit durch mich den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 4. Juli 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesbahngesetz ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Nur das Finanzministerium!) - die Bundes­
vertreter haben nom nicht zugestimmt, soweit 
ich informiert bin (Bundesrat Doktor 
S c h w a i ger: Der Bund hat aber 50 Pro­
zent!) - muß die Entsmeidung getroffen 
wenden. Bei uns ist, soweit es das Verkehrs-
ressort als Oberste Zivilluftfahrtbehörde be- Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 

Debatte ein. 
trifft, alles vorbereitet, es kann installiert 
werden. (Beifall bei der SPO.) Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr Prechtl. Im erteile es ihm. 
gemeldet. Bundesrat Predltl (SPO): Meine sehr ge­

Wünscht nom jemand das Wort? - Dies ehrten Damen und Herren I Hoher Bundesrat! 
ist nimt der Fall. Herr Bundesministerl Wenn ich midl zum 

Wird vom Berlmterstatter ein Schlußwort Bundesbahngesetz zum Wort gemeldet habe, 
gewünscht? - Das ist nimt der Fall. so deshalb, weil es erfreulidl ist, daß diese 

Wir kommen zur Abstimmung. 

der 
des 

Bei der A b s tim m u n g beschließt 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu 
erheben. 

23. Punkt: Gesetz"besdlluß des Nationalrates 
vom 4. Juß 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesbahngesetz geändert wird 

(982 und 1006 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
23. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesbahngesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mayer. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Mayer: Hoher Bundesrat! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht bei stärkerer Betonung des 
öffentlichen Charakters der Osterreichischen 
Bundesbahnen eine weitergehende Abgeltung 
der den Osterreichischen Bundesbahnen aus 
ihrer besonderen Verpflichtung zur Erbringung 
öffentlicher Dienste, insbesondere aus der 
Weiterführung nicht mehr rentabler Neben­
bahnen und der Gewährung von Subventions­
und Sozialtarifen entstehenden Nadlteile vor. 
'Weiters soll die Pensionsentlastung dadurch 
verstärkt werden, daß die Osterreichischen 
Bundesbahnen als Pensionsaufwand lediglich 
einen Betrag in der Höhe von 26 vom Hundert 
des Aufwandes an Aktivbezügen für Bundes­
bahnbeamte zu tragen haben. 

Der Aussdluß für wirtsdlaftlidle Angelegen­
heiten hat die gegenständlime Vorlage in 
seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in Verhand­
lung genommen und einstimmig besdllossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Novelle zum Bundesbahngesetz einstimmig 
beschlossen werden soll. 

Es ist aber, glaube ich, notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß das Bundesbahngesetz unter 
der Alleinregierung der OVP gegen die Stim­
men der Sozialisten beschlossen worden ist. 
Daraus ergibt sidl zwangsweise die Frage, 
warum wir, wenn wir dagegen gestimmt 
haben, dieses Bundesbahngesetz nun nicht auf­
heben. 

Es ist, glaube idl, sehr wesentlidl, fest­
zustellen, daß wir Sozialisten das so betrach­
ten, daß eines der größten Unternehmen der 
Republik Osterreich nicht zum politisdlen 
Spielball werden soll oder den Wahlergeb­
nissen ausgesetzt werden soll, weil das letzten 
Endes mehr als 70.000 Aktive, 30.000 Versor­
gungsgenußempfänger und etwa rund 40.000 
Pensionisten betreffen würde. 

Im § 18 wird eine grundsätzlidle Regelung 
getroffen. Ich möchte in diesem Zusammen­
hang vorher auf einen Begriff eingehen, der 
sich wie ein roter Faden durdl das Bundes­
bahngesetz zieht: die Frage, ob die Oster­
reidlischen Bundesbahnen nadl kauf­
männischen Grundsätzen zu führen sind oder 
nidlt. Idl glaube, das ist primär und die Kern­
frage. Ich werde versuchen, Ihnen nach­
zuweisen, daß die Osterreichischen Bundes­
bahnen ein Unternehmen sind, das nach ge­
meinwlirtscblaftliicben Aspekten Z'U führen :ist. 

Die Eisenbahnen sind zu einem Zeitpunkt 
verstaatlicht worden, in dem es keine 
sozialistische Mehrheit und in dem es Kurien 
im Parlament gegeben hat. Die Eisenbahnen 
sind zu einer Zeit entstanden, als die Kohlen­
reviere erschlossen worden sind· und als im 
Rahmen der ersten industriellen Revolution 
MaJSsengüber ,tl'ICIlIlJSporuert wonden Ism. 
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AIs man dahintergekommen ist. daß es not­

wendig ist, das Verkehrsnetz weiter auszu­
bauen, hat sich herausgestellt, daß das übrige 
Stredtennetz defizitär, aber notwendig für 
die Wirtschaft ist. Man hat die Eisenbahnen 
von privater Hand in staatlidle Hand über­
geführt, wobei man den Beigeschmadt der 
Verstaatlidlung wegbringen muß und daß das 
eine Idee der Sozialisten ist. Das geschah 
letzten Endes zu einem Zeitpunkt, als volks­
-wirtschaftlidle Uberlegungen angestellt wur­
den. 

Was das Unternehmen Osterreichische 
:Bundesbahnen durchgemacht hat, möchte ich 
Ihnen an Hand einiger Ziffern schildern. weil 
es immer heißt. mehr oder weniger ist immer 
wieder die böse Personalvertretung und die 
Gewerkschaft schuld daran, wenn es um die 
Osterreichischen Bundesbahnen so schlecht 
steht. 

Ich möchte Ihnen nur einige Ziffern zu über­
legen geben und sie gar nicht weiter erläu­
tern, sondern Sie sollen selbst zu dem ent­
sprechenden Schluß kommen. 

Im Jahre 1924 hatten wir 94.000 Bedienstete 
und 52.000 Pensionisten. 

Im Jahre 1929 waren es 81.000 Aktive und 
61.000 Pensionisten. 113 Millionen Reisende 
-und 36 Millionen Tonnen Güter wurden trans­
portiert. 

Im Jahre 1936, in der sogenannten glor­
reichen . Zeit, wie diese kaufmännische Be­
triebsführung der OsterreichischeD Bundes­
bahnen fallweise dargestellt wird, wurden 
nur mehr 51 Millionen Reisende und 26 Mil­
lionen Tonnen Güter transportiert, also ein 
enormer Abgang in dieser Zeit. Es gab 
55.000 Aktive und 81.000 Pensionisten. 

Der Grundstodt für die große Zahl der Pen­
-sionisten ist aber nicht in der Zweiten 
Republik gelegt worden, sondern in der Ersten 
Republik in der Zeit zwischen 1934 und 1938 
·auf Grund des Bundesbahnsanierungsgesetzes. 
Unter diesen Personal- und Pensionslasten 
leiden nach wie vor die Osterreichischen 
Bundesbahnen. 

Es wäre nun unfair, nkht jene Ziffern zu 
nennen, die in der Zweiten Republik als Ver­
gleichsziffern herangezogen werden können. 

Das Jahr 1945 will ich auslassen, das ist 
keine Vergleichsbasis. 

Im Jahre 1950 sind 115 Millionen Reisende 
und 35 Millionen Tonnen Güter bei einem 
Personalstand von 81.000 Aktiven und 
79.000 Pensionisten, wobei im Jahre 1945 rund 
140.000 Eisenbahner Dienst verrichteten, 
transportiert worden. Es war damals eine 

große und schwierige Aufgabe, 40.000 Men. 
schen aus dem Betrieb der Osterreimismen 
Bundesbahnen auszuscheiden. Damals, in einer 
Zeit, in der Arbeitslosigkeit, Not und Hunger 
geherrscht haben. hat die Verwaltung gemein­
sam mit der Personalvertretung versucht. das 
Unternehmen zu konsolidieren. 

Im Jahre 1955 waren es 141 Millionen Rei­
sende und 44 Millionen Tonnen Güter bei 
einem Personalstand von 18.000 und etwa 
80.000 Pensionisten, wobei man die Zahl der 
Pensionisten teilen muß: Es :sind etwa rund 
40.000 Wlirf.wien fUnd UIlIgefähr 40.000 Ren­
sionisten. Die Witwen kriegen ja nur die 
Hälfte des Bezuges. 

Der jetzige Stand bewegt sich etwa um rund 
10.000 bei einer Leistung - und da muß man 
jetzt zu summieren beginnen - von 205 Mil­
lionen Reisenden. Es ist nicht so, wie es in 
der "Wirtschaft.. heißt. daß der Verkehr 
zurüdtgeht, sondern man muß ehrlicherweise 
auch die Leistungen des Kraftwagendienstes 
WlId der W1ener SdmeUbabrn. d/az1u:aIdJdiJe1'1eD.. 

Ich erinnere mich daran, welchen heftigen 
Angriffen die Inbetriebnahme der Wiener 
Schnellbahn ausgesetzt gewesen ist, ein­
schließlich der niedersmmetternden Beurtei­
lung des Rechnungshofes: Wie kann man so 
etwas bauen? Wenn wir heute aus gewerk­
schaftlichen Gründen, vielleicht sp wie die 
Ärzte, Zahnärzte oder andere intellektuelle 
Gruppen in Osterreich. einen Tag lang streiken 
und nur die Schnellbahn einstellen würden. 
dann würde man Zetermordio schreien. 36 Mil­
lionen Reisende fahren heute mit der Wiener 
Sdmellbahn. Das Wiener Verkehrsnetz wäre 
ohne Schnellbahn undenkbar. 

Es ist deshalb die Uberlegung anzustellen, 
ob für die Eisenbahn eine Renaissance herein­
gebrochen ist oder nimt. 

Ich versuche immer, frei von allen 
Sentimentalitäten zu sein und mich nicht in 
hochtrabenden Worten zu verlieren. Ich ver­
suche immer, ein sehr nüdltern und real den­
kender Mensch zu sein. 

Betrachten wir die Entwicklung des Straßen­
verkehrs: In Osterreich werden wir in etwa 
fünf Jahren die Vollmotorisierung erreicht 
haben, das heißt, auf etwa 1000 Einwohner 
werden rund 500 Fahrzeuge kommen, wobei 
das Zweitfahrzeug in der Familie als Selbst­
verständlichkeit betrachtet werden wird. 

Wenn man die Osterreichischen Bundes­
bahnen, die Verkehrsminister und unter Um­
ständen audl die Personalvertretung angreift 
und dann nom in' den furchtbaren Fehler ver­
fäUt und sagt: Schaut euch die Sdlweiz an, 
das ist ein aktives Unternehmen!, dann kann 
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man nur zu dem Schluß kommen, daß diese 
Menschen von den Eisenbahnen sehr wenig 
verstehen. 

Bewußt möchte ich jetzt die Schweiz heraus­
greifen, weil im § 18 ein sehr heißes Eisen 
enthalten ist: die Rentabilität unserer Neben­
bahnen. 

Sehr viele werden fragen: Wo liegt denn 
das Geheimnis der Schweiz? Es liegt in zwei 
Dingen: Erstens einmal liegt die Schweiz geo­
graphisch sehr günstig. Zweitens hat die 
Schweiz 100 Jahre lang keinen Krieg gehabt 
und hat somit konsolidiert aufbauen können. 

Ich neige nicht dazu, das eigene Nest zu 
besdmlUtzen. Wir Osterrekher haben das auch 
gar nicht notwendig, denn wir können wahr­
lich stolz darauf sein, ein Netz aufgebaut zu 
haben, das zu zwei Dritteln zerstört gewesen 
ist und das letzten Endes Leute mit einer 
Handvoll Erbsen wieder aufgebaut haben. 
Diese Leistung sollte man anerkennen! 

Die Schweiz hat ein Privatbahnnetz und 
schon lange eine diesbezügliche Regelung, die 
überwiegend dem Fremdenverkehr dient. 
Jährlich werden vom Staat umgerechnet unge­
fähr 100 Millionen Sdlilling zur Verfügung 
gestellt, damit dieser Betrieb, der über die 
Umwegrentabilität des Fremdenverkehrs von 
ganz entscheidender Bedeutung ist, aufrecht­
erhalten werden kann. 

Das Nebenbahnproblem wurde während der 
OVP-Alleinregierung hochgespielt. Wir hatten 
zwar einen OVP-Minister, der sachlich und 
objektiv gewesen ist und der dieses Problem 
auch erkannt hat, aber anscheinend ist es ihm 
nur gelungen, in den Reihen der OVP dieses 
Problem "herunterzubremsen". 

Uber die Nebenbahnen in Osterreich gibt es 
versdliedene Auffassungen: Da gibt es die 
Auffassung des Vorstandes, daß das Defizit 
der Nebenbahnen 400 Millionen Schilling be­
trage. Professor Illetschko, der den Experten­
beridlt über die Osterreichischen Bundes­
bahnen ausgearbeitet hat, sprach im engeren 
Kreis von etwa 50 Millionen Schilling Defizit; 
diese Ziffer ist aber offiziell nie genannt wor­
den. 

Nun ist von der sozialistischen Regierung 
im Hinblick auf die kaufmännische Betriebs­
führung ein Markstein gesetzt worden. Wir 
dürfen diese Linien - zum Beispiel die durch 
das Marchfeld - nicht - das Fernsehen tut 
dies gerne - zu einer Zeit betrachten, in der 
kein Getreide·· und keine RÜben transportiert 
werden - das heißt, man nimmt die Frequenz 
einer Strecke zu einem Zeitpunkt auf, zu dem 
ein sehr schwacher Verkehr ist und sagt: Das 

sind die österreichischen Nebenlinienl -, son­
dern zur Erntezeit, wenn zum Beispiel die 
Zuckerrüben geerntet werden, weil diese 
Güter nur mit der Bahn aus dem Mardlfeld 
gebracht werden können. So viele LKW s 
stehen nicht zur Verfügung, um so gewaltige 
Gütermengen wegtransportieren zu können. 

Im Gesetz ist vorgesehen, daß, wenn diese 
Linien aufrechterhalten bleiben, die finan­
ziellen Nachteile· dafür den Osterreidlischen 
Bundesbahnen von der Bundesregierung und 
vom Finanzministerium ersetzt werden kön­
nen. 

Ein Großteil dieser Nebenlinien liegt im 
Osten Osterreichs. Sie wissen, daß gerade die 
Grenzlandgebiete bevorzugt werden sollen, da 
wir dort noch Arbeitskräfte finden. Es soll 
doch nicht Sinn und Zweck sein, Menschen 60, 
70 Kilometer weit in die Ballungszentren zu 
transportieren, sondern man sollte doch. im 
Interesse der Arbeitszeitverkürzung dort, wo 
ein Arbeitskräftepotential vorhanden ist, Indu­
strien errichten und die produzierten Güter 
mit der Eisenbahn· wegtransportieren. Daß 
hier nun ein Ersatz für den finanziellen Ver­
lust der Bundesbahnen vorgesehen ist, freut 
uns; es schließt eigentlich einen fast zehn 
Jahre alten Kampf ab. 

Idl habe sarkastisch einmal gemeint: Wir 
werden es nodl erleben, daß der Herr Bundes­
minister für Verkehr dem Hohen Hause das 
Nebenbahngesetz vorlegen wird. Dann werde 
ich mir der Reihe nach die Abgeordneten 
anschauen, die dafür stimmen werden, daß 
eine Nebenlinie ihres Mandatsb.ereidls auf­
gelassen wird. Das wird politisch gar nicht 
möglich sein, weil ihm das· Hemd. wahrschein­
lich näher ist als der Rock. 

Wir wissen, daß 45 Prozent der Bevölkerung 
im Osten Osterreichs wohnen, das heißt also 
in Niederösterreich, Burgenland und in der 
angrenzenden Steiermark. Diese Gebiete 
haben auch das didlteste Eisenbahnnetz; sie 
haben aber auch ein großes wirtschaftliches 
Potential. 

Wir wissen genau, daß der Straßenverkehr 
immer schwieriger wird, und deshalb möchte 
ich ein sehr offenes Wort zur Unternehmung 
der Osterreidlischen Bundesbahnen sagen~ 

Jede Monopolstellung birgt die Gefahr in sich, 
in eine gewisse Lethargie zu verfallen. Das; 
soll jedoch nicht bedeuten, daß der Vorstand 
der Osterreichischen Bundesbahnen in den 
nächsten fünf Jahren seine Hände in den 
Sdloß legen und warten wird, bis die Straßen 
verstopft sind, denn dann bekommen wir auf 
jeden. Fall die Güter zum Transportieren, son­
dern die Osterreichisdlen Bundesbahnen 
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müßten auch eigene und echte Initiativen er­
greifen, um flexibler, moderner und attraktiver 
zu werden. 

Wenn ich im besonderen auf den Personen­
vrerkehr zu Isprechen komme, ,so möchte ich 
sagen, daß in ,allen Ba.t1UrIlJgSZ'entl"en, nicht nur 
im Osten OsterI'leidlJs, sondern 'aJudllim LirnZter 
Raum, in Salzburg und Innsbruck. und im 
Grazer Raum ein Verkehrsverbund, ein ko­
ordinierter Verkehr mit einer Tarifgemein­
sdlaft für die Zukunft sinnvoll sein wird. Des­
halb ist audl positiv zu vermerken, daß diese 
Kompetenzen in einem Ministerium zu­
sammengefaßt worden sind. 

Idl möch.te nur ein Beispiel nennen: Es ist 
oft schwierig, in Niederösterreich Dienst­
kleider zu bestellen. die man vielleicht in 
Hongkong - das wurde hier schon erwähnt -
wesentlich billiger bekommen könnte; das 
würde in der Industrie zu einem Chaos führen. 

Ich sage das aus einem sehr einfachen 
Grund: Die Osterreichischen Bundesbahnen 
haben neben gemeinwirtschaftlichen Aufgaben 
auch arbeitsmarktpolitische Aufgaben zu er­
füllen. 

Im habe nom nicht jene Ausnahmetarife 
erwähnt, die nicht im Hauptausschuß des Par­
laments beschlossen werden. Aber der Rech-

Nun etwas zur kaufmännischen Betriebs- nungshof. kritisiert, daß die Osterreimismen 
führung der Osterreichischen Bundesbahnen. Bundesbahnen schon wieder für etwa 300 Mil­
Es gibt Leute, die sagen, das eine oder das lionen Schilling Ausnahmetarife gewährt 
andere könnte anders gemacht werden. haben. 

Es wird aber dabei übersehen, daß die 
Osterreidlischen Bundesbahnen jährliCh Auf­
träge an ungefähr 4500 Firmen vergeben und 
daß, wenn man das Budget der Oster­
reiChisChen Bundesbahnen betrachtet, ein 
Großteil dieses Betrages gar nicht den Oster­
reichisChen Bundesbahnen zufließt, sondern 
auch dazu dient, die Beschäftigung im Ge­
werbe und in der Industrie aufrechtzuerhalten. 

Was sind Ausnahmetarife? Unternehmer 
und Betriebsrat marschieren Hand in Hand zur 
kommerziellen Direktion und sagen: Wir 
könnten diesen Auftrag bekommen, wenn uns 
die Osterreichismen Bundesbahnen einen 
billigeren Tarif geben würden. Und die Oster­
reichismen Bundesbahnen geben ihnen den 
billigeren Tarif, und dafür werden sie dann 
in einem Berimt angegriffen und das Personal 
wird vielleicht sogar in ein schlechtes Licht 

Nun noch zur großen Preisdifferenz, die· gerücktl Ich als Gewerkschafter mußte das 
immer wieder zur Diskussion steht. Kauf- hier einmal sagen. 
männische Betriebsführung: Was bedeutet das In der "Wirtschaft" steht unter Bezug auf 
im Einkauf? Das würde bedeuten, dort einzu- die OBB: Hier stößt man auf Schwierigkeiten 
kaufen, wo es am billigsten und besten wäre. in oor &abionaldlSli,erung. 
Sie wissen genau, daß das nicht möglich ist, 
denn würden alle Autobusse in Deutschland Das ist doch völlig falsch und nicht wahr! 
bestellt werden - sie sind trotz des Zolles Wir sind für Rationalisierungsmaßnahmen völ­
wesentlich billiger -, dann würde die öster- lig aufgeschlossen; der Herr Minister weiß es. 
reichisme Autoindustrie nicht mehr beschäf- Wir würden sehr viel finanzielle Mittel be­
tigt werden können. nötigen, weil wir ja dieses viele Personal gar 

Wenn man den Weg besChreiten würde, 
einige Elektrolokomotiven - sie sind weitaus 
billiger als die in Osterreich produzierten 
Lokomotiven; der Herr Minister hat dies ver­
sucht, um die eigene Industrie ein bißchen 
mobil zu machen - im Ausland zu be­
stellen, dann würde sofort Zetermordio ge­
schrien werden. 

Man wird sich fragen: Woran liegt das? Die 
Ursache ist darin zu sehen. daß Osterreidl ein 
kleines Land ist und somit nicht diesen ratio­
nellen Effekt erreimt wie große Unternehmen. 
Man darf jedoch nicht vergessen, daß die 
Osterreichischen Bundesbahnen dazu bei­
tragen, die österreidlische Wirtschaft anzu­
kurbeln, und daß diese Kosten nidlt im Bun­
desbahngesetz geregelt worden sind. Leider 
geschah das aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen. 

nicht haben. Wir sind todunglücklich, daß die 
automatische Kupplung erst im Jahre 1981 
oder 1982 eingeführt werden soll, was echt 
zu einem rationellen Betrieb bei den Oster­
reichischen Bundesbahnen führen könnte. Die 
automatische Kupplung kann auch nur im ge­
samteuropäisChen Raum eingeführt werden: 
Kostenaufwand für Gesamteuropa: 34 Milliar­
den D-Mark, um die automatische Kupplung 
einzuführen. Daß Osterreim an der Grenze 
liegt, macht Schwierigkeiten, denn Osterreich 
muß die gleichen Kupplungsköpfe wie der 
Osten haben, der bereits rationalisiert fährt. 

Drucktastenstellwerke werden in Betrieb ge­
nommen. Das allein hat 6000 Leute weniger 
in den tedmismen Dienstzweigen zur Folge 
gehabt. Wir fahren eins zu eins auf den Güter­
zügen, und auch bei den Personenzügen gibt 
es gewaltige Personalreduzierungen. Man 
rechnet mit EinsdlIänkungen von weiteren 
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5000 BecLi,ens1Jeten, di,e Wlir ,eilruspaI1en könnten, 
wenn finanzielle Mittel - ISO hoften Wlir -
im nächsten Budget in ·atllSr.eichendem Maß zur 
VerfÜJglUng ogestellt Wlerden. 

Wir wissen, daß die Osterreichischen Bun­
desbahnen ein technisch rationalisiertes und 
modernes Unternehmen sein sollen, und wir 
wissen auch, daß wir eine große Verantwor­
tung in der Mitbestimmung, in der Mitsprache 
haben. Aber jetzt zu sagen, Mitbestimmung 
und Mitsprache wären eine Idee Benyas ge­
wesen, ist nicht richtig. Die Mitbestimmung 
bei den Osterreichischen Bundesbahnen wurde 
schon 1906/1908 eingeführt, weil man damals 
schon erkannt hat, daß es besser ist, mit dem 
Personal zu sprechen und mit ihm die Dienst­
pläne einzuteilen, als unter Umständen gegen 
das Personal zu handeln. 

Man soll sich deshalb über die Mitbestim­
mung nicht allzusehr aufregen. Was schon in 
der k. und k.-Zeit gang und gäbe gewesen ist, 
soll man doch heute in der modernen Wirt­
schaft irgend wie als Selbstverständlichkeit 
hinnehmen, wo doch wir alle gemeinsam eine 
große Verantwortung zu tragen haben. 

Ich möchte daher zum Abschluß kommen 
und folgendes sagen: Die Novelle, die jetzt 
zum Bundesbahngesetz beschlossen wird, ist 
ein weiterer Schritt, um die Osterreichischen 
Bundesbahnen von ihren Kosten zu entlasten. 
Je mehr die Osterreichischen Bundesbahnen 
von Kosten entlastet werden, umso transpa­
renter wird auch ihre Geschäftsgebarung. 

Ich darf meiner Freude Ausdruck geben, daß 
sich Kollege Prechtl für die Rationalisierung 
bei den Osterreichischen Bundesbahnen aus­
gesprochen hat. Vor nicht allzulanger Zeit war 
das - nicht bei Ihnen, Herr Kollege Prechtl, 
sondern bei anderen Sprechern - nicht der 
Fall. 

Wir beraten heute über das Bundesbahn­
gesetz aus dem Jahre 1969, das abgeändert 
werden soll. Ich darf gleich vorwegnehmen, 
daß im Jahre 1969 von den Sozialisten dieses 
Bundesbahngesetz als ein Täuschungsgesetz 
bezeichnet wurde, das angeblich die Offent­
lichkeit irreführe, und gegen dieses Gesetz 
gestimmt wurde. 

Im Nationalrat hat dazu am 6. 3. 1969 Herr 
Nationalrat Ulbrich von der SPO folgendes 
gesagt - ich zitiere mit Genehmigung des 
Herrn Vorsitzenden aus dem steno graphischen 
Protokoll -: 

"Wir Eisenbahner, wir Sozialisten sind für 
eine gesunde OBB I Aber dann müssen Sie 
als Regierungspartei, als verantwortliche Par­
tei der OBB auch die Mittel dazu geben, daß 
sie ein solcher Betrieb werden kann. Es genügt 
nicht, nur Organisationsänderungen zu be­
schließen." 

Hier, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, stimmen wir vollkommen zu. Es wirft 
sich nur die Frage auf: Werden nun jetzt vom 
sozialistischen Finanzminister die nötigen Mit­
tel bereitgestellt, um gesunde OBB zu haben? 

In all den Jahren, von 1945 bis 1970, wurde 
doch von der SPO die SchJuld 'an den defirzitären 
OBB den OVP-Finanzministern in die Schuhe 
geschoben. Mir ist aber leider nicht bekannt, 
daß die Osterreichischen Bundesbahnen in den 
letzten zwei oder drei Jahren schuldenfrei sind 
und damit kein Defizit mehr haben. Im Gegen­
teil, das Defizit ist gestiegen so wie alle Preise 
unter der SPO-Regierung. 

In dem Minderheitsbericht der SPO aus dem 
Jahre 1969 wird unter anderem auch die Auf-

Was wir für die Zukunft brauchen, um uns 
ins gesamteuropäische Verkehrskonzept ein-: 
gliedern zu können, sind die notwendigen 
finanziellen Mittel, um dieses Unternehmen 
rationell zu gestalten. Um die Vollbeschäfti­
gung nicht nur der Osterreichischen Bundes­
bahnen, sondern auch unserer Industrie und 
unseres Gewerbes aufrechterhalten zu können, 
deshalb geben wir dieser Novelle gerne die 
Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) stellung eines mehrjährigen verbindlichen In­

Vorsitzender: Ich begrüße nun den im Haus vestitiönsprogramms gefordert und die Sidler­
erschienenen Bundesminister für Bauten und stellung der Finanzierung der in das Investi­
Technik Moser. (Allgemeiner Beifall.) tionsprogramm aufzunehmeruden Investitionen. 

Von all diesen geforderten Grundsätzen 
Zum Wort ist gemeldet Ing. Spindelegger. stand wohl noch im Ministerialentwurf unter 

Ich erteile es ihm. § 16 Z. 1 und 2 folgendes: 

Bundesrat Ing. Spindelegger (OVP): Herr 
Vorsitzender I Meine sehr geehrten Herren 
Minister! Meine Damen und Herren! Ich darf 
gleich vorwegnehmen, daß ich nicht so lange 
reden werde wie mein Vorredner, Kollege 
Prechtl, weil die Zeit schon sehr weit fort­
geschritten ist. (Bundesrat Pr e eh t 1: Wir 
haben den 24 Stunden-Tag!) 

"Uber die Durchführung der mehrjährigen 
Investitionspläne der aBB hat der Bundes­
minister für Verkehr das Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 
Dieser hat dabei die auf Grund der mittel- und 
langfristigen Haushalts- und Kreditpolitik des 
Bundes gegebenen Finanzierungsmöglichkei­
ten zu beachten. 
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Ing. SpiDdelegger 
Die finanziellen Erfordernisse für jene in 

den mehrjährigen Investitionsplänen enthal­
tenen Vorhaben, deren Realisierung sich über 
mehrere Jahre erstreckt, sind durch besonderes 
Bundesgesetz sicherzustellen." 

Aber, meine Damen und Herren, in dieser 
Vorlage ist von all dem keine Rede mehr, hier 
wird nichts mehr davon erwähnt. Wo bleiben 
hier die flankierenden Maßnahmen? Hier frage 
ich: Wer war hier stärker, der Finanzminister 
oder der Verkehrsminister? Ich glaube, ein­
deutig sagen zu können: der SPO-Finanzmini­
ster. 

Wir begrüßen andererseits den Mut des 
Herrn Verkehrsministers, den er im Ministe­
rialentwurf bewiesen hat. Aber das Ergebnis 
ist eigentlich sehr mager. Dieses Gesetz, das 
wir heute beschließen werden, trägt weder 
Ihrem seinerzeitigen Minderheitsbericht Rech­
nung noch Ihrem eigenen Verkehrskonzept. 
Ein Beweis dafür, daß das im Jahre 1969 be­
schlossene Bundesbahngeset~ nicht das 
Schlechteste war. Heute werf wohl einige 
Änderungen beschlossen, d€ wir auch die 
Zustimmung geben werden, aber die Struktur 
und das Ziel, das damals mit .dem neuen Bun­
deslbahngesetz unter Minister Dr. Weiß Ig,e­
setzt wurde, werden trotz der Änderungen 
erhalten bleiben. 

Ich darf schon zum Schluß kommen und 
sagen, daß man gerüchteweise hört, daß sich 
der Herr Verkehrsminister angeblich in das 
Land Kärnten zurückziehen will. Ich habe dafür 
volles Verständnis. Denn bei einer solchen 
Brüskierung durch den Herrn. Finanzminister 
und bei einer solchen Bundesregierung ist das 
Ausweichen besser, als in der Regierung zu 
bleiben. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch der Herr Bundesminister für Verkehr 
Frühbauer . Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: Herr 
Vorsitzender I Sehr geehrte Damen und Her­
renl Ich darf den Kollegen Ing. Spindelegger 
beruhigen. (Bundesrat Ing. S p i n deI e g ger: 
Bin ich aufgeregt, Herr Minister?) Nicht eine 
Brüskierung meiner Person ist Ursache dafür, 
daß es zu Gerüchten über eine etwaige Rück­
kehr nach Kärnten gekommen ist, sondern ein 
trauriger Umstand, der uns im Bezirk Villach 
betroffen hat, daß nämlich mein langjähriger 
Freund und ehemaliger Angehöriger des Bun­
desrates und des Nationalrates leider sehr 
schwer erkrankt ist. Daraus ergibt sich eine 
Verpflichtung gegenüber meiner Parteiorgani­
sation, unter Umständen eine neue Aufgabe 
zu übernehmen. Das ist die Ursache, Herr 
Abgeordneter, und nicht Kombinationen, die 
Sie in diesem Zusammenhang anstellen. 

Im übrigen darf ich mich, wie ich das auch. 
schon im Nationalrat getan habe, zum Min­
derheitsbericht des Jahres 1969 bekennen. 
Meine Damen und Herren I Wir hätten 1969 
dem Bundesbahngesetz unsere Zustimmung er­
teilen können, wenn es damals möglich ge­
wesen wäire, die von UIlJS 'gestellten Anträge, 
die w.ir. Jetzt mit dieser NoveUe IIealilSliJeren,. 
durch..ztuosetum. 

Was ist geschehen? Wir haben erstens eine 
Forderung erfüllt, durch die Novellierung des 
§ 2 die Voraussetzung für eine ordnungsge­
mäße Bereinigung der Nebenbahnfrage zu 
schaffen, eine Forderung, die alle Bundesländer 
aufgestellt haben. 

Wir haben zweitens die Voraussetzungen 
däfür geschaffen, daß die Abgeltung auf dem 
Sektor der Sozial- und Subventionstarife kor­
rekt vor sich geht. 

Wir haben drittens die Voraussetzung da­
für geschaffen, daß eine Pensionsentlastung 
erfolgt, wie wir sie seinerzeit schon gefordert 
haben und was von seiten der Osterreichischen 
Volkspartei abgelehnt wurde. Wir gehen kon­
form mit den Vorstellungen von der Konten­
norma!Usjerung der Europäi,schen GemeiDJSmaft 
und damit konform mit der europäischen Ver­
kehrspolitik. 

Wir haben darüber hinaus - auch das muß 
im. sagen - Voraussetzungen auf der Inve­
stitionsseite geschaffen. 

Wenn heute gefragt wird: Wer war stärker, 
der Finanzminister oder der Verkehrsmini­
ster?, Herr Bundesrat Spindelegger, dann muß 
ich Ihnen antworten: So wie zu Ihrer Zeit im 
Jahre 1969 war der Verfassungsdienst stärker, 
dem die Vorstellung, die seinerzeit mein Amts­
vorgänger, Kollege Dr. Weiß, gehabt hat und 
die auch ich hatte, nämlich durch ein Gesetz 
die Investitionsseite für die Osterreichischen 
Bundesbahnen langfristig sidlerzustellen, ver­
fassungsmäßig bedenklich erschien, sodaß sie 
vom Verfassungsdienst, aber auch in der Stel­
lungnahme der Industriellenvereinigung ab­
gelehnt worden ist. Das war die Ursache, 
warum Absatz 2 des § 16 bei Beschlußfassung 
dieses Gesetzes nicht mehr aufscheint. 

Wenn Sie mich um die Ziffern fragen, dann 
kann ich Ihnen sagen: Während 1968/69 Inve­
stitionen in einer Größenordnung von durch­
schnittlich 1200 bis 1400 Millionen getätigt 
worden sind, so sind wir heute bei 3 Milliar­
den. Sie ersehen daraus, daß es schon möglich 
ist, die Voraussetzungen zu schaffen, 

Aber darum geht es Ihnen nicht. Sie wollen 
politische Uberlegungen anstellen. Das ist ja 
aus einer Zeitungsmeldung mit der Ubersdlrift 
"Verkehrsminister Frühbauer will 5000 OBBler 
,einsparen'. Bankrotterklärung" zu ersehen. 
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Bundesminister Frühbauer 

Meine Damen'Wld Herrenl Die "Eiruspammg" 
von Eisenbahnbediensteten ist keine Bankrott­
erklärung. Im Gegenteil. Der Umstand, daß 
jährlidl mehr als 2000 Bedienstete aus diesem 
großen Unternehmen ausscheiden, verpflichtet 
uns, dafür vorzusorgen, daß ein Teil dieser 
Ausscheidenden durch Rationalisierung und 
Modernisierung des Betriebes ersetzt wird, 
weil gerade die Personalkosten eine große 
Belastung sind - sie werden in diesem Unter­
nehmen über 9,7 Milliarden Schilling aus­
madlen - und daher dort echt Einsparungen 
erzielt werden können. 

ICh glaube, es ist im Interesse der Gesamt­
bevölkerung, bei einem so großen Unterneh­
men alle Möglidlkeiten der Rationalisierung 
auszusdlöpfen. Darunter fällt auch das Nicht­
ersetzen des normalen Abganges an Bundes­
bahnbediensteten, der Jahr für Jahr vor sich 
geht. 

Darüber hinaus darf idl Ihnen sagen, daß 
mit dieser Beschlußfassung des Bundesbahn­
gesetzes nunmehr eine geordnete Betriebs­
redlnung für die Offentlichkeit vor sich gehen 
kann, bei der der Abgang in der Betriebsrech­
nung nach der Entlastung der Konten in einer 
Größenordnung 1972 bei 570 Millionen Schil­
ling und 1973 bei 900 Millionen Schilling lie­
gen wird, also in einer Betragshöhe, die bei 
Ausschöpfung weiterer Modernisierungsmög­
lichkeiten in Zukunft ohne Zweifel zu einer 
ausgeglichenen Betriebsrechnung führen wird. 

Es ist auch Aufgabe der Unternehmenslei­
tung - ich habe sie schriftlich dazu aufge­
fordert -, neue Uberlegungen anzustellen. 
Solche Uberlegungen sind auch bereits im 
Zuge und mit der Personalvertretung abbe­
sprochen, um damit für den größten Verkehrs­
betrieb in den nächsten Jahren eine gesunde 
Basis sicherzustellen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu er­
heben. 

24. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 19'13 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Wasserbauteniörderungsgesetz 

geändert wird (100'1 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 24. Punkt 
der Tagesordnung: Änderung des Wasserbau­
tenförderungsgesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Hötzen­
dorfer. !tu bitte um den Beridlt. 

Berichterstatter Hötzendorier: Hohes Haus! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll die höchstzulässige Laufzeit 
von Fondsdarlehen für regionale Maßnahmen 
zur Seenreinhaltung unter Ausschluß der Orts­
kanalnetze von 25 auf 50 Jahre verlängert 
werden. Uber Antrag der Darlehensnehmer 
soll die Erstreckung der Tilgungsfrist auch auf 
die einschlägigen laufenden Bauvorhaben An­
wendung finden, die vom Wasserwirtschafts­
fonds bereits genehmigt, aber nodl nicht ab­
gerechnet sind. Audl werden einige Begriffs­
bestimmungen entsprechend den in der Praxis 
gewonnenen Erfahrungen neu definiert. Aus­
fertigungen, die mittels elektronisdler Daten­
verarbeitungsanlagen hergestellt werden, sol­
len künftighin weder einer Untersdlrift noch 
einer Beglaubigung bedürfen. 

Der Aussdluß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so­
mit durch mich den An t rag, der Bundesrat 
wolle besdlließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 3. Juli 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das WasseIiba'1lltenföndJeruiligs­
g€lsletz geändert wird, wild kein Einsprudl 
erhoben. 

Diese Novelle ist ein Schritt, die Probleme, 
die es in der Verkehrspolitik in Osterreich 
gibt, soweit es die Osterreichischen Bundes­
bahnen betrifft, zu lösen. Der Erfolg dieser 
Novelle des Bundesbahngesetzes wird aber 
nur dann garantiert sein, wenn es darüber 
hinaus zu einer echten Koordinierung der Ver­
kehrsträger kommt und damit eine sinnvolle 
Aufgabenteilung in der Verkehrspolitik in 
Osterreich vor sidl geht. (Beifall bei der SPO.) Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr Debatte ein. 
gemeldet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 

Wünscht nom jemand das Wort? _ Dies Schipani. Ich erteile es ihm. 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Beridlterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Bundesrat Schipani (SPO): Herr Vorsitzen­
derl Herr Ministerl Meine Damen und Herren! 
Bei der Novelle zum Wasserbautenförderungs­
gesetz handelt es sich im wesentlichen um eine 
KlarsteIlung von Gattung und Umfang der zu 
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Sdrlpani 
fördernden Anlagen sowie um eine finanzielle 
Entlastung von Bauwerken, die zur Seenrein­
haltung dienen. Diese Förderung von baulichen 
Maßnahmen zur Seenreinhaltung beinhaltet 
somit auch einen wirtschaftlichen Anreiz zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen. 

Während nach der bisherigen Fassung des 
Wasserbautenförderungsgesetzes Bauwerke 
zur Speicherung von Trink- und Nutzwasser 
nicht ausdrücklich als förderbare Einrichtungen 
genannt waren, spricht der neue Gesetzestext 
hjer klar aus, daß auch Speicheranlagen von 
Trink- und Nutzwasser gefördert werden kön­
nen. Damit wird weitestgehend der bisherigen 
Praxis entsprochen, weshalb diese Novelle 
auch die Beseitigung von Unklarheiten zur 
Folge haben wird. 

Auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung 
wird der Umfang der zu fördernden Wasser­
beseitigungsanlagen auch auf Kanäle, die zur 
Weiterleitung von Abwässern - und nicht 
nur zur Ableitung - dienen, ausgedehnt. 

Waren nach der bisherigen Fassung nur 
Reinigllngsanlagen förderbar, so soll nun ganz 
allgemein die erforderliche Behandlung von 
Abwässern gefördert werden. Daraus geht her­
vor, daß nunmehr auch Anlagen zur Neutrali­
sation oder zur chemischen Behandlung von 
Abwässern zu fördern sind. Dies wird sich bei 
der Behandlung von betrieblichen Abwässern 
als wichtig erweisen, die nun im § 10 Abs. 7 
ausdrücklich erwähnt sind. 

Damit ist künftig die Möglichkeit verbun­
den, auch Betrieben bereits eine innerbetrieb­
liche Abwasserbehandlung finanziell zu er­
leidltern und mitzuhelfen, die Vorflut mit Be­
triebsabwässern weniger zu belasten. 

Besondere Bedeutung kommt neben den ge­
nannten Ergänzungen auch der in der Novelle 
getroffenen Maßnahme zu, derzufolge Darle­
hen, die zur Errichtung von Abwasserbeseiti­
gungsanlagen an Seen aufgenommen werden, 
nicht in 50, sondern in 100 halbjährlichen Til­
gungsraten zurückzuzahlen sind. Abwasserbe­
seitigungsanlagen an Seen sind, wie wir alle 
wissen, besonders teuer, weil an Seen bekannt­
lich jedes Gefälle fehlt und deshalb in Ring­
leitungen oft sehr viele Hebewerke gebaut 
werden müssen. 

Im Hinblick auf die höheren Anspruche an 
die Reinhaltung von Seezu- und -abflüssen 
werden auch die Maßnahmen zur Reinigung 
dieser Abwässer teurer, sodaß die Gebiets­
körperschaften von sich aus - ohne besondere 
Förderung - keinesfalls mehr in der Lage 
sli.tIl!d, Isolche MaßIlIClihmen ,ei,I1JZU1eliten. Erfreu­
lich ist der Umstand, daß nur überregionale 
Maßnahmen an Seen durch diese Novelle eine 
besondere Förderung erfahren. 

Immer mehr zeigt es sich, daß Einzelklär­
anlagen für kleinere Ortschaften die nötige 
Wartung entbehren und deshalb ihre Real­
wirkung oft nur sehr gering ist. Abwasser­
verbände mit zentralen Kläranlagen lassen 
sicherlich günstigere Ergebnisse erwarten. 

Auch die bestehenden oder zu schaffenden 
Abwässerverbände haben mit den hohen Dar­
lehens rückzahlungen . zu kämpfen, weshalb es 
richtig ist, daß sie nunmehr in den Genuß 
der längeren Rückzahlungsfrist kommen kön­
nen. 

Wichtig erscheint mir, daß der Gesetzgeber 
keine Unterscheidung vorgenommen hat zwi­
schen natürlichen und künstlichen Seen. Ich 
denke dabei an jene künstlichen Seen, welche 
im Zusammenhang mit dem Ausbau der Donau 
durch die sogenannten Staustufen entstehen. 
Durch die Errichtung dieser Staustufen wird 
in den betroffenen Regionen jene Situation 
herbeigeführt, wie sie an den Alpenseen von 
Natur aus schon gegeben ist. 

Betrachtet man die Bevölkerungsdichte an 
der DOIllau, :so weiß man, daß we Situation 
ohne Schutzmaßnahmen durch geeiJgnete Ab­
waSlser,Slammler und Kläl1anlagen sehr I'1a!sch 
schlechter werden würde, wie sie an manchen 
natürlichen Seen schon ist. Da gerade in diesen 
Gebieten die Versorgung der Bevölkerung mit 
Trinkwasser überwiegend durch Horizontal­
filterbrunnen im Grundwasserbereich ~erfolgt, 
kann man ermessen, welChe verheerenden Fol­
gen eine Verschmutzung der Stauräume durch 
einfließende ungeklärte Abwässer herbeifüh­
ren könnte. Selbst eine größere Verseuchung 
weiter GrurudwasserbereiChe wär;e niCht aUJS­
zuschließen. 

Meine Damen und Herren! Als Mitglied 
des Gemeinderates einer Stadt im zitierten 
Raum weiß ich um die Sorgen und Nöte dieser 
Gemeinden und darf Ihnen versichern, daß 
wir froh sind, dieses Gesetz zu bekommen, 
weil es mithilft, die Probleme etwas leichter 
zn lösen. 

Jeder Mandatar - und es wird Ihnen, meine 
Damen und Herren, sicherlich nicht anders als 
mir gehen - wird ständig direkt oder indirekt 
mit den Problemen der Gemeinde konfrontiert, 
wobei es hauptsächlich um die Unterstützung 
des einen oder anderen Projektes oder das 
Aufbringen von Mitteln geht. Betrachtet man 
die Entwicklung der Dotierungen des Wasser­
wirtsmaftsfonds, muß man sachlich feststellen, 
daß der laufenden Entwicklung im Rahmen 
der Möglichkeiten Rechnung getragen wurde. 

Dazu zwei Ziffern: Im Bundesbudget 1970, 
also noch erstellt unter einem OVP-Minister, 
waren 17,5 Millionen an Zuschüssen für den 
Wasserwirtschaftsfonds vorgesehen. 

822 

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 97 von 116

www.parlament.gv.at



9664 Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 
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Im Bundesbudget 1973 sind es - und hier 

mein Dank an Bautenminister Moser und 
Finanzminister Androsc:h - bereits 216 Millio­
nen, also fast der 13fache Betrag. 

Merken Sie den Untersc:hied? Man erkennt 
hier den Zug der Zeit. 

Aber gerade auf diesem Gebiet, meine 
Damen und Herren, werden wir in Zukunft 
enorme Mittel aufbringen müssen, gegen die 
sich die eben von mir genannten Zahlen wie 
ein Trinkgeld anhören werden. 

Genauso wenig wie die sprunghafte tech­
nische Entwicklung vor unseren Landesgren­
zen haltgemacht bat, genauso wenig tun es 
die damit verbundenen Folgeerscheinungen, 
und es wird gut sein, wenn bei kommenden 
Budgetverhandlungen nicht davon gesprochen 
wilnd, daß diese Ansätze konjunktuIlanheizend 
sind, um dann etwas später verwundert fest­
zustellen, es hätte ruhig etwas mehr sein kön­
nen. 

Jene Damen und Herren, welche einmal die 
Gelegenheit hatten, die gegenständliche Pro­
blematik in Amerika oder Deutschland ZU er­
leben, wissen, was hier auf uns zukommt. 
Sie wissen, daß es notwendig ist, Zweitwasser­
versorgungen, etwa für Industrien und Be­
triebe, vorzusehen, aber auch Aufbereitungs­
anlagen mit einem riesigen Kostenaufwand 
zu errichten, an den Flußläufen mit größerer 
Ir,dustrie oder Gewerbeansiedlung parallel zu 
diesen Flußläufen geschlossene Abwasserge­
rinne zu führen, um so unsere größtenteils 
noch heiLe, ;aber an veiischiooenen Orten 
manchmal schon kranke Umgebung gesund zu 
erhalten beziehungsweise wieder gesund zu 
machen. Alle werden wir hier zur Kasse ge­
beten werden müssen: Bund, Länder, Gemein­
den und Betriebe. 

Jenen Abgeordneten des Hohen Hauses, 
welcher in den von mir genannten Kreis noch 
jeden Staatsbürger einbezogen wissen wollte, 
möchte ich daran erinnern, daß jeder Berufs­
tätige sowieso zweimal und jeder übrige 
Staatsbürger einmal zur Kasse gebeten wird, 
einmal als Konsument durch die Belastung der 
Betriebe über die Kalkulation mit dem Preis 
und zum zweiten Mal als Steuerzahler. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir 
der nächsten und auch der übernächsten Gene­
ration eine Heimat übergeben wollen, in der 
es sich lohnt, zu leben, ohne glauben zu müs­
sen, im Abfallkorb Europas zu Hause zu sein, 
werden wir diese Belastungen auf uns nehmen 
müssen. 

Weil dieses vorliegende Gesetz, den Zug 
der Zeit erkennend, viel Positives bietet, wird 
die sozialistische Fraktion im Bundesrat die-

sem Gesetz die Zustimmung geben, das heißt, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch erheben. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesrat Pabst. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Pabst (OVP): Hoher Bundesrat! 
Werter Herr Ministerl Verehrte Damen und 
Herrenl Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 3. Juli dieses Jahres, mit 
dem das Wasserbautenförderungsgesetz geän­
dert wird, hat im Nationalrat eine sehr starke 
Debatte ausgelöst. Mehrere Vertreter aller im 
NamOIllalIiat v.ertl1etenen pO'litischen Poarteien 
ha ben dazu Stellung genommen und damit die 
Notwendigkeit und die Bedeutung dieses Ge­
setzes unterstrichen. 

Seit Beschlußfassung dieses Gesetzes im 
Jahre 1948 wurde es sechsmal novelliert und 
den ErfoIldernissen der Zeit angepaßt. So 
konnte es zweifellos über den Wasserwirt­
schaftsfonds zweieinhalb Jahrzehnte lang für 
sehr viele Osterreicher sehr segensreich wir­
ken. 

Verhältnismäßig große öffentliche, aber auch 
private finanzielle Mittel wurden in der Ver­
gangenheit aufgewandt, um in erster Linie 
die entsprechende Wasserversorgung mög­
lichst sicherzustellen. Durch den enorm an­
steigenden Wasserbedarf im Haushalt, beson­
ders aber auch in Gewerbe und Industrie, wer­
den wir alle auch in der nächsten Zukunft noch 
gewaltige Al1iStl1eng'Ungen machen mÜlSsen, um 
eine Wasserversorgung sowohl in entspre­
chender Quantität als auch in entsprechender 
Qualität zu erreichen. 

Die vorliegende Novellierung beschäftigt 
sich allerdings ausschließlich mit der Reinhal­
tung- der Gewässer beziehungsweise im be­
sonderen mit der Reinhaltung der Seen. 

Für regionale Seenreinhaltungsmaßnahmen 
gewährte Darlehen sollen statt der bisherigen 
Laufzeit von 25 Jahren eine solche von 50 Jah­
ren erhalten. Das ist sicher eine sehr notwen­
dige und wertvolle Hilfe für betroffene Ge­
meinden, damit sie ihren Aufgaben leichter 
nachkommen können. 

Es ist sicher Alarmstufe eins, wenn im Vor­
jahr in Kärnten ein See gesperrt werden 
mußte, weil er so stark verunreinigt war, daß 
er eine Gefahr für die Gesundheit der Men­
schen bedeutete. 

Die Gefahr liegt meiner bescheidenen Mei­
nung nach aber noch viel tiefer: Mit einem 
derart verunreinigten See kommt auch die 
wirklich ernste Gefahr der Gnmdwasserver­
unreinigung, vielleicht nicht ganz so plötzlich, 
aber sie kommt. 
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Verunreinigt sind aber nicht nur Seen, son­

dern aucheme Reihe von österreichisch:en 
Flüssen, so zum Beispiel nach einem "Biolo­
gischen Gütebild der Gewässer Osterreichs" , 
erst kürzlidl. herausgegeben vom Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft, wonach 
nicht nur die Mur, sondern auch die March, 
aber auch Teile der Donau schon die Güte­
klasse IV aufweisen, das heißt, daß in diesen 
Gewässern schon Verödungen, ja sogar die 
Vernichtung jeglichen Lebens auftreten kön­
nen. 

Eine weitere größere Anzahl von österrei­
chischen FlüsSen oder zumindest größere Teile 
von Flüssen haben die Güteklasse IH, bei der 
die Wasserverunreinigung auch schon sehr 
bedenkliche Formen annimmt und mit der 
FlußverUnreinigung das Grundwasser immer 
wieder in größte Gefahr kommt. 

Wir alle wissen, daß neben der guten Luft 
reines Wasser für die Gesundheit der Men­
schen von ganz besonderer Bedeutung ist und 
daß wir alle alles tun müßten, um diese beiden 
Grundelemente für das menschliche Leben so 
rein und so gut zu erhalten, wie es eben nur 
irgendwie möglich ist. 

Deshalb empfinde ich es als einen großen 
MaI}gel, daß man bei dieser Gesetzesnovellie­
rung nicht auch die so notwendigen sonstigen 
Abwasseranlagen gleichermaßen wie die Seen­
reinigung fördert. 

Unser Landeshauptmann Dr. Niederl hat 
mehrmals in Gesprächen mit dem Herrn Bau­
tenminister, in Gesprächen beim Wasserwirt­
schaftsfonds wie audJ. mehrmals schriftlich 
diese Notwendigkeit hervorgehoben und Maß­
nahmen gefordert. Die zu errichtenden Ab­
wasseranlagen der Mur erfordern nach letzten 
Erhebungen derzeit einen Baukostenaufwand 
von rund 3 Milliarden Schilling, die aufge­
bracht werden müssen, soll das Wasser der 
Mur einigermaßen saniert werden. Es müßten 
also für solche Gewässer - die Mur ist 
schließlich auch ein Grenzfluß, wobei zwischen­
staatliche Verpflichtungen bestehen - die 
gleiche Priorität und die gleich günstigen För­
derungsmaßnahmen eingeräumt werden, wie 
sie für die Reinhaltung der Seen gewährt wer­
den. 

Sie sagen nun sicherlich wieder, wie dies im 
Nationalrat geschah, das sei Lizitation der 
Opposition. Woher das Geld nehmen? 

Das Verlangen der vorhin angeführten Maß­
nahmen ist leider viel zu ernst und zu bren­
nend, als daß man damit Lizitation betreiben 
könnte. Für solche Maßnahmen müssen eben 
mehr öffentliche Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Jeder Staatsbürger wird schon jetzt 

und in der Zukunft vielleicht wahrscheinlich 
noch stärker seinen Teil dazu beitragen müs­
sen, wenn wir nicht in der Kloake unserer 
Flüsse und Seen - in dieser Wohlstandsge­
sellschaft - umkommen wollen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, das 
"moderne Osterreich" aufbauen wollen, so 
muß man sagen: Das geht ohne ,eirui'g,ermaßen 
'lieine GewälSlS'er IUnd Seen ;nicht. 

Welch große Bedeutung diese Angelegen­
heit für unseren Fremdenverkehr hat, brauche 
ich hier wohl nicht besonders herauszustrei­
chen. 

Im übrigen steht in den Erläuterungen zu 
dIeser Novelle: 

"Eine finanzielle Mehrbelastung des Bundes, 
die eine budgetäre Abdeck.ung erfordern 
würde, ist durch den Entwurf der gegenständ­
lichen Novelle zum WasserbautenföI1derungs­
gesetz nicht zu erwarten." 

Die Forderung des Landeshauptmannes 
Niederl hätte also wirklich berücksichtigt wer­
den müssen, nämlich im § 10 Abs. 11 nadl. 
"im näheren Einzugsgebiet von Seen" die 
Einfügung "sowie für die Errichtung oder Er­
weiterung von Abwasseranlagen in besonde­
ren Schwerp:unk'bgieooe1Jen meBender Gewässer 
(Grenzgewässer)" erfolgen sollen, wobei die­
ser Satz wie folgt zu Ende geht: "gewährt 
werden, in höchstens 100 gleichbleibenden 
halbjährlichen Tilgungsraten zurückzuzahlen." 

Daß die Budgetmittel seit 1948 ständig, und 
zwar immer auch den größeren Anforderungen 
entsprechend, erhöht wurden, ist für diese so 
dringende Aufgabe wohl selbstverständliCh. 
Durch die Baukostensteigerung ist aber im 
vergangenen Jahr ein Verlust von über 20 Pro­
zent eingetreten. 

Diese Budgetmittel werden auch in Zukunft 
noch stärker erhöht werden müssen, wenn 
wir nicht für uns selbst und für unsere Jugend 
echte große Gefahren heraufbeschwören wol­
len. 

Unsere Fraktion wird dieser Novelle die 
Zustimmung geben, erwartet aber in aller­
nächster Zeit eine weitere Novelle, in der 
auch die vorhin angeführten Punkte Berück­
sichtigung finden. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesminister für Bauten und 
Technik Moser. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Vorsitzender I Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren des Bundesrates I Es 
war mit klar, daß eine Debatte um ein Pro­
blem, wie es das vorliegende Gesetz bein-

823 
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Bundesminister Moser 
haltet, nicht vorübergehen kö~nte, ohne daß Das war auch der Grund, warum im allge­
nieht mehr Mittel für diesen Zweck verlangt meinen in der Entwicklung der Baupreise ge­
würden. rade mein Ressort und ich Maßnahmen gesetzt 

Ich darf den Hohen Bundesrat aber darüber . haben, die zu einer strengeren Kontrolle der 
informieren, daß in der ganzen Zeit von 1966 Vergabe solcher Bauleistungen in den einzel­
bis 1970, also in fünf Jahren, der Bundesbei- nen Gemeinden führen, damit nicht die Ge­
trag zu diesen Maßnahmen, die damals min- meinden aus irgendwelchen Uberlegungen 
destens genauso wichtig waren wie heute, heraus einfach Preise akzeptieren, die über 
insgesamt 115 Millionen betragen hat, daß dem Normalmaß liegen. Ich glaube, daß diese 
aber in den drei Jahren von 1971 bis 1973 Tätigkeit meines Ministeriums und der neu 
der Bundesbeitrag 310 Millionen betrug, also ,eingeIiichteten PreitSlbeobachtungssteLle in der 
bereits fast dreimal so hoch ist, als er in den Vergangenheit bereits im abgelaufenen halben 
von mir genannten fünf Jahren der Vorzeit Jahr einen sehr wesentlichen Beitrag zur Sta­
gewesen ist. bilisierung der Baupreise im Tiefbau, nicht 

nur im Straßenbau, sondern auch im Bereiche 
Allein der Bundesbeitrag im Jahre 1973 be- der Kanalisationsbauten, geleistet haben, wie 

trägt rund 216 Millionen, ein Betrag, der mir übrigens alle politischen Referenten der 
- wie wir heute schon gehört haben - min- Bundesländer gerade in den letzten Tagen in 
destens 13mal so hoch ist wie der Bundesbei- einer gemeinsamen Konferenz bestätigt haben. 
trag, der im letzten Jahr der Regierungszeit 

Meine Damen und Herren I Gemessen an unserer Vorgänger vom damaligen Finanz-
minister bereitgestellt wurde. den noch vor uns liegenden Problemen sind 

natürlich die Mittel immer zu gering. Sie sind. 
Daraus, meine Damen und Herren, mögen gemessen audl in anderen Bereichen, natürlich 

Sie doch ersehen, welche besondere Bedeu- immer zu gering, weil wir das, was wir heute 
tung diese jetzige Bundesregierung den Maß- bauen, vielleicht schon vor zehn Jahren ge­
nahmen auf dem Gebiete der Versorgung unse- braucht hätten, und das, was wir morgen erst 
rer Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwas- bauen können, vielleicht schon vorgestern 
ser und der kontrollierten Beseitigung der hätte gebaut weI1den sollen. Es ist kein Ge­
Abwässer beimißt. . heimnis, daß im Wasserwirtsdlaftsfonds der-

Während das Bauvolumen, das mit Hilfe zeit Anträge auf Förderung von Kanalisations­
dieses Fonds ausgelöst wurde, im Jahre 1968 und Wasserversorgungsanlagen in einem Bau-
1,2 Milliarden Sdlilling betrug, hat es im ver- volumen ausmaß von mehr als 10 Milliarden 
gangenen Jahr bereits 3,4 Milliarden betra- Schilling liegen und daß diese Anträge von 
gen, und mit einem Beschluß im Februar des Jahr zu Jahr natürlich noch zunehmen wer­
heurigen Jahres hat der Fonds durdl Förde- den. 
rungsmaßnahmen ein Bauvolumen von 6,6 Mil- Aber der Sinn des jetzigen Gesetzesbe-
liarden Schilling ausgelöst. schlusses war es, vor allen Dingen dort zu 

helfen, wo die Last und Not für den einzelnen 
Damit liegt Osterreich zweifellos, gemessen am größten war, nämlich dort, wo es sich um 

an der Zahl der Einwohner, im internationalen die teuersten Leitungen handelt, wie etwa 
Spitzenfeld, und ich glaube, wir haben allen Seegrundleitungen, Hebewerke und ähnliches. 
Anlaß, auf diese Leistungen der Bevölkerung, die zur Reinhaltung der Seen nun einmal not­
von der die Gelder ja kommen, stolz zu sein. wendig sind. Jener Seen vor allen Dingen 
Natürlich, meine Damen und Herren ... (Bun- natürlich auch, die wir auf'der anderen Seite 
desrat Sc h re i n e r: Minus 50 Prozent Bau- als Kleinode Osterreichs bezeichnen und die 
preiserhöhung, das müssen Sie dazusagen/) eine ungeheure, ja geradezu lebenswidltige. 

Darf idl Sie, Herr Bundesrat, jetzt dazu Bedeutung für den österreichischen Fremden­
fragen, woher Sie - idl wollte das auch den verkehr haben. Wenn in diesen Bereichen be-· 
Herrn Abgeordneten Pabst fragen - diese reits Abwasserpreise von mehr als 20 S pro 
Behauptung im Bereiche der Kanalisations- Kubikmeter als Folge dieser teuren Anlagen 
arbeiten nehmen? Es gibt leider keine Sta- entstehen, dann sind die einzelnen Anschluß­
tistik darüber. Es gibt eine einzige Statistik werber einfadl nidlt mehr imstande, ohne~ 
im Wohnungsbau, der nidlt vergleidlbar ist Hilfestellung diese Lasten zu tragen. 

mit dem Tiefbau, der nicht vergleidlbar ist Die Seengemeinden und die davon Betrof-­
mit dem Straßenbau und der nicht vergleidJ.- fenen sind dankbar und warten . auf dieses 
bar ist mit den Kanalisierungsarbeiten oder Gesetz. Ich glaube, daß damit auch einem edl-· 
den Arbeiten an Wasserversorgungsanlagen. ten Bedürfnis entsprochen wird. 
Leider - idl gebe Ihnen recht - gibt es 
keine Statistik über die Entwicklung dieser Wir hätten nichts davon, teure Anlagen zu. 
Preise. bauen, aber durch die Finanzierungskosten. 
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Bundesminister Moser 
die einzelnen - das ist nicht immer nur die 
Hotellerie, das sind natürlich genauso die Ein­
familienhausbesitzer in diesen Bereichen, die 
kleinen Pensionen, die dort den Fremdenver­
kehr betreiben - in finanzielle Leistungsun­
fähigkeit zu treiben. Wir hätten dann zwar 
teure Leitungen, aber keine eingefangenen 
Abwässer mehr. Das ist der Sinn dieser 
Novelle. Ich glaube, daß damit einem echten 
Bedürfnis entsprochen wurde. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies 
ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

W'irr kommen zur AbstJimmung~ 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p ru eh zu er­
heben. 

25. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 19'13 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Wohnungsverbessemngsgesetz 

geändert wird (1008 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
25. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Wohnungsverbesserungsgesetzes. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Elisabeth 
Sdlmidt. Ich bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Elisabeth Sdlmidt: Herr 
Vorsitzender I Herr Minister! Hoher Bundes­
ratl Um die Gewährung einer öffentlichen För­
derung für Verbesserungen an Wohnungen 
auch weiterhin sicherzustellen, soll durch den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates die Geltungsdauer des Wohnungsver­
besserungsgesetzes, die derzeit mit 31. Dezem­
ber 1973 befristet ist, um zwei Jahre erstreckt 
werden. Darüber hinaus soll die Förderung 
nunmehr eine Verbesserungswürdigkeit - bis­
her Erhaltungswürdigkeit - des Objektes vor­
aussetzen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem. Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
SdlUß für wirtschaftliche Angelegenheiten so­
mit durdl mim den An t rag, der Bundesrat 
wolle besdlließen: 

Gegen den Gesetzesbesmluß des National­
rates vom 3. Juli 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Wohnungsverbesserungs­
gesetz geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Wally. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Wally (SPO): Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister I Sehr verehrte Damen 
und Herren! Die vorliegende Novelle zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz 1969 bewirkt 
die Verlängerung der Geltungsdauer um wei­
tere zwei Jahre bis 31. Dezember 1975, womit 
gleichzeitig aum die Antragsfrist bis 30. Sep­
tember 1975 erstreckt wird. 

Wie bereits in der Debatte zum Stammgesetz 
ausgeführt wurde, wo ich die Ehre hatte, die 
Meinung meiner Fraktion vorzutragen, ver­
folgt das Wohnungsverbesserungsgesetz den 
Zweck, ältere Klein- und Mittelwohnungen zu 
verbessern und ihren Standard zu heben. 

Die bestehende Diskrepanz zwischen soge­
nannten Altwohnungen und modernen Neu­
bauwohnungen wird durch die Anwendung 
der gesetzlichen Bestimmungen zweifellos ge­
mildert. Außerdem wird der allgemeine Woh­
nungsmarkt bis zu einem gewissen Grad ent­
lastet. 

Durch die zuletzt beschlossene Novelle vor 
einem Jahr, am 9. Juli 1972, ist der Förderungs­
bereich erweitert worden. Wie bekannt, ist 
dem einzelnen Mieter beziehungsweise Be­
nützer ein selbständiges Recht zugestanden 
worden, von sich aus Anträge zur Verbesse­
rung der von ihm bewohnten Klein- oder 
Mittelwohnung zu stellen. 

Das Gesetz ist seinerzeit noch in der Ära 
der OVP-Alleinregierung beschlossen, jedoch 
in der Zeit der SPO-Regierungen exekutiert 
worden und wird nun zum dritten Male ver­
bessert. Ubrigens - um gleim bei diesem 
Ausdruck zu bleiben -: Der bisherige -Termi­
nus im § 1 Abs. 1 "erhaltungswürdig" ist sinn­
gemäß durCh .. verbesserungswürdig" ersetzt 
worden. 

Rückblickend auf die bisherige Laufzeit des 
Gesetzes kann festgestellt werden, daß es im 
Hinblick auf den weiterhin gewaltigen Wohn­
raumbedarf und seine Bedeckung natürlich 
keine endgültige Lösung, jedoch eine teilweise 
Milderung des Wohnungsproblems auf einem 
wiChtigen Sektor darstellt. 

Wenn ich dazu eine Einzelheit anmerken 
darf, so kann sich nach dem § 10 für den An­
tragsteller eine Ablehnung ergeben, die allein 
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wegen des Kreditmangels im Entscheidungs­
zeitpunkt, also innerhalb der sechs Monate 
des EntsdIeidungszeitraumes, begründet wird 
und in der dem Förderungswerber ex lege eine 
schriftliche Erledigung zugestellt werden muß. 

Um zu vermeiden, daß der: Förderungswer­
ber deshalb mit allen Unterlagen neu ansudIen 
muß, wäre eben zu praktizieren, daß der Be­
werber weiterhin in der Reihung verbleibt. 
Damit wird sowohl dem Bewerber als audI 
der Administration ein Dienst erwiesen. 

Idl erwähne das,' verehrte Damen und Her­
ren, deshalb ausdrüddich, weil dieser Sach­
verhalt in Stellungnahmen einzelner Bundes­
länder zu diesem Gesetz so aufgezeigt worden 
ist, als wäre durch die Verweigerung im Erle­
digungszeitraum eine völlig neue AntragsteI­
lung unbedingt erforderlich. 

Bisher sind auf Grund des Wohnungsverbes­
serungsgesetzes folgende Förderungsleistun­
gen erbracht worden: im Jahre 1910 8266 Er­
ledigungen, davon unter anderem 186 Einbau­
ten von Zentralheizungen, 2833 Einridltungen 
von Bädern und 5356 Einbauten sanitärer An­
lagen. Insgesamt sind in diesem Jahr 10.813 
verbesserungswürdige Klein- und Mittelwoh­
nungen gefördert worden. 

Immerhin sind, wenn man jetzt einen Uber­
blick anstellt, zurzeit immer nodl über 230.000 
Wohnungen in Osterreidl ohne Trinkwasser­
anschluß - ein trauriges Erbe, so kann man 
vielleicht sagen, vergangener Zeiten und ein­
stiger allgemeiner Wohnverhältnisse. 

Was die Ausstattung der österreichischen 
Wohnungen überhaupt betrifft, so kann man 
sagen, daß derzeit immerhin noch über 800.000 
so beschaffen sind, daß sie nadl unserem 
Dafürhalten den modernen Ansprüchen und 
einem modernen Standard nicht zu entspredlen 
vermögen. 

Der Wohnraumknappheit auf der einen 
Seite, verehrte Damen und Herren, und dem 
Nachholbedarf im Sinne einer zeitgemäßen 
Assanierung steht auf der anderen Seite die 
Tatsache gegenüber, daß Tausende neue Woh­
nungen leerstehen oder als Apartments nur 
zeitweise oder vorübergehend bewohnt wer­
den. Allein in meinem Bundesland sind zurzeit 
über 10.000 Apartments registriert, davon über 
3000 allein in der Landeshauptstadt. 

abermals die Hinaufsetzung des· Limits von 
150 Quadratmetern bei Wohnungen in land­
wirtsChaftlichen Wohngebäuden oder in denk­
malgesChützten Bauten verlangt. Diese Forde­
rung muß schon am Kompetenztatbestand 
unter anderem im Wohnbauförderungsgesetz 
1968 scheitern. Daß Wohnungsverbesserungen 
im ländlichen Raum besonders im ersten Jahr 
der Wirksamkeit des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes nicht etwa zu kurz gekommen 
sind, wird jedem klar, der die statistischen 
Unterlagen näher studiert. 

Daß der Zuteilungsschlüssel der Förderungs­
mittel - auch schon ein ,Diskussionspunkt im 
Jahre 1969 - für die Länder gemäß § 5 Abs. 2 
des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 besser 
konstant bleibt, als daß er einer jährlichen 
Änderung unterliegt, müssen wir gerade als 
Ländervertreter anerkennen, weil damit die 
kontinuierliche Finanzpolitik der Länder unter­
stützt wird. Im Falle einer jährlichen Ände­
rung des Schlüssels müßten nämlich jene Län­
der, die in den Folgejahren durch einen nied­
rigen Zuteilungsschlüssel weniger erhalten, 
den Ausfall aus Landesmitteln tragen. Darauf 
ist schon, wie gesagt, seinerzeit bei der Dis­
kussion über das Stammgesetz verwiesen wor­
den. (Bundesrat B ü r k 1 e: Und die, die stei­
gende Bevölkerungszahlen haben, sind die 
Armen dabei/) Sie meinen jetzt die Rück.flüsse. 

Die Förderungsmittel setzen sich, wie be­
kannt, zu je einem Drittel aus Haushaltsmit­
teln des Bundes, aus Rückflüssen aus dem 
Wohnbauförderungsfonds und aus Rück.flüssen 
aus dem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
zusammen. Insgesamt werden die Förderungs­
beiträge von 1914 und 1915 inbegriffen im 
überschaubaren Zeitraum von 1910 bis 1916 
2,1 Milliarden Schilling betragen, davon sind 
120 Millionen, ein Drittel, Bundesmittel. Damit 
wird in den sechs Jahren eine Gesamtbau­
summe von insgesamt 4,5 Milliarden Schilling 
aktiviert. . 

Sehr verehrte Damen und Herren I Ich darf 
meinen kurzen Beitrag damit abschließen, daß 
ich fast wörtlidI dasselbe sage wie seinerzeit 
bei der Diskussion über das Stammgesetz: Das 
vorliegende Gesetz ist für die Bestrebungen, 
die Diskrepanz zwischen Alt- und Neubau­
wohnungen allmählich zu verringern und die 
Wohnkultur insgesamt zu heben, zwar keine 
entsdleidende, aber dennodl eine wichtige 
sozialpolitische Maßnahme, der wir Soziali­
sten unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Zu einem wesentlichen Teil sind diese Woh­
nungen, wie wir wissen, auch Spekulations­
objekte. Darüber wird, wie idl mir heute schon 
bei anderer Gelegenheit anzudeuten erlaubt 
habe, noch bei der Debatte zu einem anderen 
Gesetz gesprochen werden. Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­

Die OVP beziehungsweise ihre Vertreter meldet hat sich Herr Bundesrat Wagner. Ich 
haben in Form eines Abänderungsantrages erteile es ihm. 
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Bundesrat Wagner (OVP): Herr Vorsitzen­
derl Herr Minister I Hoher Bundesrat! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren I Auf die 
Ausführungen meines Vorredner~ möCh.te iCh. 
am Beginn meiner Ausführungen nicht näher 
eingehen. Im werde miCh. mit den Ausführun­
gen meines Vorredners im Verlaufe meines 
Debattenbeitrages eingehender besCh.äftigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Dem Bundesrat liegt also heute eine Gesetzes­
novelle zur Beschlußfassung vor, deren 
wesentliCh.ster Inhalt - das wurde ja schon 
von meinem Vorredner betont - darin be­
steht, daß die Geltungsdauer des Wohnungs­
verbesserungsgesetzes wieder einmal nur 
- iCh. mödlte hier die Betonung auf das Wort 
"nur" legen - um zwei Jahre verlängert 
werden soll. 

In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
steht unter anderem folgendes: 

"Auf Grund der bisher gewonnenen positi­
ven Erfahrungen erscheint es im Hinblick auf 
die Zielsetzung des Bundesgesetzes als zweck­
mäßig, dessen Geltungsdauer um weitere zwei 
Jahre zu verlängern." 

Wenn man das in den Erläuterungen liest, 
meine Damen und Herren, erhebt siCh. die 
Frage: Wenn man also von den positiven 
Auswirkungen dieses Gesetzes überzeugt ist, 
warum gibt man diesem Gesetz dann immer 
nur eine Gnadenfrist, warum verlängert man 
dieses Gesetz nicht für einen längeren Zeit­
raum, warum gibt man ihm nicht eine längere 
Geltungsdauer1 Das wäre im Hinblick auf weit­
blickende Planungen für alle Betroffenen, so­
wohl für die Verwaltung als audl für die, die 
dieses Gesetz in Anspruch nehmen wollen, 
sicherlich zweCkmäßig. 

Ich könnte mir einen Grund hiefür vorstel­
len, wenn das, was ich so anklingen gehört 
ha be, den Tatsachen entspricht, nämlich daß 
man sich in der SPO darüber Gedanken macht, 
die Bestimmungen des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes in die generellen Bestimmungen 
des Wohnbauförderungsgesetzes einzubauen. 
Wenn dies zutreffen sollte, so darf ich von 
meiner Warte aus sagen, daß ich diese Rege­
lung sehr begrüßen würde, weil sie zweck­
mäßig wäre. Aber vielleiCh.t kann der Herr 
Bautenminister dazu etwas sagen. 

Zu der eigentliCh.en Änderung dieses Ge­
setzes, die in dieser Novelle enthalten ist, 
möchte iCh. sagen, daß sie meines Erachtens 
lediglich eine kosmetische Handlung darstellt. 
Jetzt heißt es nämlich im Wohnungsverbesse­
rungsgesetz: "Die Länder haben Verbesserun­
gen an erhaltungswürdigen Häusern zu för­
dern" ,und nadl der Novellierung soll es 
heißen: "an verbesserungswürdigen·Häusern". 

Meine Damen und Herrenl Den Erläuterun­
gen zufolge setzt die Verbesse-rungswündigkeit 
eines Hauses dessen Erhaltungswürdigkeit 
voraus. Ich persönlich sehe darin nur so eine 
Art von Wortspiel, zumal j.a im Gesetz die 
Erläuterungen für 'heide Begriffe gleichgeblie­
ben sind, Ich gebe aber zu, daß es sinnvoller 
ist, in einem Wohnungsverbesserungsgesetz 
von "verbesserungswürdig" als von "erhaI­
tungswürdig" zu spredlen. 

Ansonsten muß ich sagen, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, daß diese Novelle 
ihrem Inhalt nach sehr bescheiden ist, genauso 
bescheiden wie die Ausführungen meines ge­
schätzten Vorredners. Man kann ohne Gehäs­
sigkeit diese Novelle als Mininovelle bezeich­
nen, obwohl in diese Novelle vieles hätte 
hineingelegt werden können, was geeignet ist, 
das Wohnungsverbesserungsgesetz mehr zum 
Tragen zu bringen. 

Ich will jetzt gar niCh.t auf die Forderungen 
eingehen, die meine Fraktion im Bautenaus­
sCh.uß des Nationalrates erhoben hat und die 
von der SPO abgelehnt wurden. Ich denke vor 
allem an die Kritik und an die Forderungen, 
die bereits bei der BesCh.lußfassung des Stamm­
gesetzes in der Zeit der OVP-Alleinregierung 
im Jahre 1969 von der SPO selbst erhoben 
wurden, 

Wenn man die Protokolle der damaligen 
Zeit durdlliest, kann man siCh. des Eindruckes 
nicht erwehren, daß die SPO mit dem Woh­
nungsverbesserungsgesetz von Haus aus keine 
Freude hatte. Vielleicht liegt das daran, daß 
die Erhaltung des Althausbestandes irgendwie 
der Mentalität der Sozialisten widerspridlt, 
weshalb man sidl auCh. bis heute noch nimt 
zu einer großzügigeren Förderung auf diesem 
Gebiet entschließen konnte, obwohl man da­
mals gerade nach der Auffassung der SPO die 
damals zur Verfügung gestellten Mittel als 
viel zu gering kritisierte. 

Wie ich überhaupt sagen muß, meine Damen 
und Herren, daß diese SPO seinerzeit an dem 
Wohnungsverbesserungsgesetz wirklich kein 
gutes Haar gelassen hat. Was wurde da nicht 
alles kritisiert? Was wurde da nicht alles be­
mängelt? Was wurde da niCh.t alles als schlemt 
hingestellt, ja sogar als gesetzwidrig, meine 
Damen und Herren? Sogar als gesetzwidrig 
und ~ls "Raub" wurde es bezeichnet. 

Aber was ist bisher geschehen? Gar nichts. 
Denn die damals von der SPO im Stammgesetz 
kritisierten Punkte haben auCh. heute noch 
ihre rechtliche Gültigkeit. 

Ich will nur zwei dieser damals von der 
SPO so sehr kritisietten Punkte herausgreifen, 
die deutlich zeigen, wie wenig ernst die SPO 
ihre eigene Kritik nimmt. So sagte zum Bei-
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spiel damals bei der Besmlußfassung des nisierung zur Verfügung zu stellen, sondern 
Stammgesetzes der damalige Abgeordnete.der daß sie dazu wieder auf Wohnbaumittel, die 
SPO Weikhart dazu folgendes: zweckgebunden für den Neubau reserviert zu 

"Wenn im daran denke, daß bei einem 
- wie wir gestern. gehört haben - Budget­
ausgabenrahmen für 1970 von mehr als 
101 Milliarden Smilling 20 Millionen Smilling 
eine Rolle spielen sollen, bei mehr als 92 Mil­
liarden Smilling Einnahmen, dann muß im 
sagen: Da hört sim der Gurkenhandel aufI" 

Weiter meinte Abgeordneter Weikhart: 
.,Das ist für diese OVP-Alleinregierung ein 
j. rmutszeugnis ... " 

Meine Damen und Herren I Daraus erhebt 
sim di~ Frage: Was ist bisher gesdlehen? 
Nimts, lpeine Damen und Herren I Heute be­
trägt da. Budget nimt mehr 101 Milliarden 
S<hilling; sondern wird sim für 1974 um 
155 Milliatden Smilling herum bewegen. Die 
Bundeszusmüsse sind' gleidJ.geblieben. Jetzt 
hört sidJ. der "Gurkenhandel" auf einmal nicht 
auf, und das, was man seinerzeit der OVP 
als "Armutszeugnis" vorgeworfen hat, ist eine 
Leistung der SPO-Alleinregierungl (Bundesrat 
Sc h r ein e r: Das Stammgesetz womöglich 
auch!) Das sowieso. 

Abgeordneter Weikhart sagte aber damals 
bezüglidJ. der Bundeszuschüsse nodJ. etwas, 
und das ist besonders bemerkenswert: 

"NadJ. dem § 36 Abs. 7 des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 hat der Bund auf die Rück­
flüsse, die er jetzt wegnimmt und für die 
Wohnungsverbesserung verwendet, überhaupt 
kein Recht. 

Das heißt: Diese Rückflüsse sind für den 
Neubau von Wohnungen zu verwenden, und 
die Bundesregierung hat gar keinen Rechts­
ansprudl darauf" - idl betone, man hat fest­
gestellt: "gar keinen Redltsansprudl" j das war 
ja Ihr Sprecher, das sind nicht wir gewesen-, 
"nun diese wieder den Ländern ... zu rauben .. ' 

Meine Damen und Herrenl Nadl dem Straf­
gesetz also ein kriminelles Delikt. Aber Sie 
haben sich mitschuldig gemacht: Sie haben dem 
Gesetz zugestimmt! 

Diesen Punkt kritisierte damals aum der 
damalige Nationalratsabgeordnete und heu­
tige Bautenminister Moser, wenn audl in 
etwas sehr gemildeter Form: Man weiß ja 
nie, was kommt. Der Herr Bauteminister sagte 
damals (Zwischenruf: Das kann man nicht 
wissen!) - er hat eine Vorahnung gehabt-: 

"Es ist wirklim bedauerlim. daß diese Regie­
rung nicht einmal imstande war, bei einem 
mehr als 101-MilliaIlClen-Budget heuer 10. Mil­
lionen und nächstes J abr 20 Millionen aus 
Budgetmitteln für einen Versuch einer Moder:" 

bleiben haben, zurückgreift." 

So die Meinung des heutigen Herrn Bauten­
ministers, damals nodl Abgeordneter. 

Aber, meine Damen und Herren, auch hier 
im Bundesrat hat die SPO durch ihren dama­
ligen Spredler, Herrn Abgeordneten Kollegen 
Wally, diesen Punkt einer Kritik unterzogen. 
Und darum habe ich gesagt, Herr Kollege: 
Ihre heutigen Ausführungen sind so beschei­
den gewesen wie der Inhalt der Novelle selbst. 

Ich darf auf Ihre Ausführungen von damals 
zurückkommen - der Herr Vorsitzende ge­
stattet, daß ich zitiere -, Kollege Wally sagte 
damals folgendes: 

"Vom Standpunkt meiner Fraktion aus ist 
es 4." - das wurde in einigen Punkten auf­
gezählt - "bedauerlich, daß man einem Vor­
sdJ.lag der sozialistischen Abgeordneten nkht 
allgemein beigetreten ist, der eine Abände­
rung der vorgesehenen Finanzierung betroffen 
hat." 

Idl habe vermißt, daß Sie heute den Vor­
sdJ.lag, den Antrag wieder gebracht hätten, 
Herr Kollege. Der Herr Bautenminister hätte 
ihn bestimmt bewilligt, da jetzt eine SPO­
Alleinregierung ist und es ja keine Smwierig­
keiten mehr macht: Sie brauchen nicht mehr 
zu fordern, Sie brauchen das nur mehr vor­
zubringen. 

Sie haben weiter gesagt, Herr Kollege: 

"Wir halten es für eine mehrfadl bedenk­
lidle Vorgangsweise, wie das zweite Drittel" 
-- das Sie heute auch angezogen haben -­
"aus Rückflüssen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds und des Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds seiner gesetzlidl bereits geregelten Be­
stimmung - § 36 Abs. 1 des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 -- plötzlich entzogen und 
anderweitig verwendet werden soll." 

Sie haben es damals als "bedenklich" be­
zeichnet. Heute haben wir nichts mehr davon 
gehört, heute ist es ein Positivum, daß es ge­
madlt wird. 

. Sie haben dann noch weiter gesagt: 

.. Rechtlich ist es, wie gesagt, nicht unbe­
denklich, samlich jedenfalls ein Kabarettstück. 
der OVP-Finanzierungsjongleurkunst." 

Herr Kollege I Die SPO hat sich zu einem 
noch besseren Jongleur in Finanzierungsfra­
gen entwickelt, denn Sie gebrauchen noch 
immer dieselbe Finanzierungsart. 

Zum Schluß, Herr Kollege Wally, haben 
Sie damals folgendes zu diesem Thema gesagt: 
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",Die Landesfinanzreferentenkonferenz stellt 

lest, daß der Bund die gemäß § 4 Abs. 1 und 
§ 5 Abs. 1 Wohnungserneuerungsgesetz vor­
gesehenen Rüdd}üsse entgegen den Bestim­
mungen des § 36 Abs. 1 Wohnbauförderungs­
gesetz 1968 als Bundesmittel bezeichnet. Es 
muß daher verlangt werden' - so stellt die 
Konferenz der Landesfinanzreferenten einhel­
lig fest -, ,daß der Bund für die Förderungs­
maßnahmen zur Wohnungserneuerung edJ.te 
Haushaltsmittel des :Bwldes einsetzt. 

Die derzeit nodJ. gegebene OVP-Mehrheit 
im Nationalrat' .. - man weiß nidJ.t, wie lange 
Ihr e Mehrheit dauert - "hat sidJ. über diese 
Forderung der Finanzreferenten aller Bundes­
länder ebenso hinweggesetzt wie über den 
Abänderungsantrag der sozialistisdJ.en Abge­
ordneten im Nationalrat." 

IdJ. habe sdJ.on bemängelt, daß dieser An­
trag heute nidJ.t wieder eingebradJ.t wutde. 

Sie sagten absdJ.ließend: 

"Meine Damen und Herren I IdJ. bin der 
Meinung, daß hier gegen Länderinteressen 
vorgegangen worden ist und daß das hier 
im Bundesrat aufgezeigt gehört." 

BezüglidJ. des letzten Punktes, Kollege 
Wally, sdJ.1ieße idJ. midJ. vollinhaltlidJ. Ihrer 
Auffassung an: Es gehört hier im Bundesrat 
aufgezeigt I Das ist ridJ.tig. Nur haben Sie 
heute verabsäumt. es aufzuzeigen. Sie sind 
heute nidJ.t mehr in der Opposition. 

Aber es erhebt sidJ. nun die Frage daraus: 
Was ist eigentUm in der Zeit der sozialisti­
schen Alleinregierung in diesem sosehr kriti­
sierten Punkt bisher gesdJ.ehen. den man als 
gesetzwidrig bezeidJ.net und als "Raub" hin­
gestellt hat? 

NidJ.ts ist gesdJ.ehen, meine Damen und Her­
ren. Gar nimts ist gesdJ.ehenl Die Länder wer­
den weiterhin um ihre RedJ.te gebracht, um 
nidJ.t das Wort "Raub" zu gebraudJ.en. 

Aber nun, meine Damen und . Herren, ein 
ernstes Wort: Da der Bundesrat die Länder­
redJ.te zu vertreten hat, erlaube idJ. mir daher, 
an den Herrn Bundesminister Moser folgende 
Fragen zu rimten: 

Finden Sie, Herr Minister, es audJ. heute 
nodJ. bedauerlidl, daß die Bundesregierung 
- also die SPO-Alleinregierung - nidJ.t im­
st.ande ist, die Wohnungsverbesserungen aus 
emten Budgetmitteln zu bestreiten, sondern 
daß sie dazu wieder auf Wohnbaumittel zu­
rückgreift, die - die gleichen Worte des Herrn 
Bautenminister,s von damals wiedergegeben -
gesetzlidJ. zweckgebunden für den Wohnungs­
bau reserviert zu bleiben haben? 

Zweite Frage: Finden Sie, Herr Minister, 
diese damals von der SPO-Regierung kriti-

sierte und heute nodJ. immer bestehende 
RedJ.tskonstruktion dieser Finanzierung heute 
remtlich in Ordnung? 

Eine klärende Antwort, Herr Minister, wäre 
hier in diesem Hause wohl am Platze, zum al 
ja durdJ. diese RedJ.tskonstruktion die Länder­
redJ.te tatsädJ.lim berührt werden. 

Und nun zum zweiten Punkt: Die SPO übte 
damals auch sehr heftige Kritik an der Kredit­
laufzeit, das heißt also an der Laufzeit des 
aufgenommenen Kredites. NadJ. den damali­
gen Vorstellungen der OVP-Alleinregiemng 
sollte die Laufzeit der Verbesserungskredite 
zehn Jahre betragen. Die SPO hat damals 
15 Jahre Laufzeit gefordert und audJ. begrün­
det. Im stehe nidJ.t an, meine persön1ime 
Meinung dahin gehend zu äußern, daß idJ. 
sage: IdJ. fand damals diese Foroerung beredJ.­
tigt, und idr1lalte sie audl heute für beredl­
tigt. Man fand sich dann in der Mitte, wie 
gewöhnlidJ. bei Verhandlungen, und einigte 
sidJ. auf eine Laufzeit von zwölf Jahren. 

Was sagte damals der heutige Herr Bauten­
minister dazu? Er sagte wörtlidJ.: 

"Es wäre uns sehr angenehm gewesen, wenn 
diese Regierung eine Finanzierungsmethode 
hätte vorsdJ.lagen können, die eine Ausdeh­
nung der Rückzahlungszeit zur Folge gehabt 
hätte, weil wir uns davon eine bessere An­
wendung und eine bessere Inanspruchnahme 
dieses Gesetzes hätten erwarten können. Denn 
wenn Sie die Kosten auf ein Ausmaß in die 
Höhe treiben, daß die betroffenen Mieter, die 
ohnedies mit den Reparaturkosten belastet 
werden, finanziell einfach nimt mehr mitkom­
men, dann ist diese ganze Konstruktion ein 
Smlag ins Wasser ... " 

Diese Konstruktion besteht aber nodJ. immer, 
meine Damen und Herren I IdJ. habe nicht das 
persönlidJ.e Empfinden, daß der Herr Bauten­
minister heute nodJ. die Meinung vertritt, es 
wäre ein "SdJ.lag ins Wasser" gewesen. 

Da erhebt sidJ. ja wieder die Frage: Was 
hat sim bisher in der SPO-Alleinregierung in 
dieser Frage geändert? Nichts, gar nidlts, 
meine Damen und Herren, wenn idJ. davon 
absehe, daß der Herr Bautenminister Moser 
der SPO-Alleinregierung inzwischen optimi­
stisch geworden ist - idJ. möchte vielleicht 
einsdJ.ränken: er ist nidJ.t ganz optimistisch 
geworden, aber er ist optimistischer gewor­
den -, und zwar hinsidJ.t1idJ. der Auswirkung 
des Wohnungsverbesserungsgesetzes, was 
sehr erfreulich ist und für die Qualität des 
Wohnungsverbessemngsgesetzes spridlt, die 
ja der Herr Minister damals sehr in Zweifel 
gezogen hatte. 
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Meine Damen und Herren I Heute, wo die 

SPO die Alleinregierung stellt und nicht mehr 
zu fordern braucht, sondern das, was sie sei­
nerzeit in der Opposition gefordert hat, heute 
einfach erfüllen könnte, sieht und hört man 
von diesen Forderungen nichts mehr! Das, 
was die SPO gestern noch gefordert und für 
richtig gehalten hat, hat sie heute ansmei­
nend vergessen. 

Heute ist dieses Wohnungsverbesserungs­
gesetz kein schlemtes Gesetz mehr. Im Gegen­
teil. Heute ist es ein gutes Gesetz. 

Heute sind die geringen Förderungsmittel 
kein "Armutszeugnis" der Regierung mehr, 
sondern eine positive Leistung der Regierung. 

Heute ist die Inansprumnahme zweckgebun­
dener Wohnbaumittel kein "Raub" mehr, son­
dern remtlim vollkommen in Ordnung. 

Heute, meine Damen und Herren, genügt 
die zwölf jährige Laufzeit vollkommen, und 
zwar trotz der inzwismen enorm gestiegenen 
Baukosten. Heute hört man nichts mehr von 
der Forderung auf 15 Jahre Laufzeit, wobei 
ich sage: Im schließe mim dieser Forderung 
gerne an, denn es wäre wirklich zweck.mäßig, 
daß die Laufzeit 15 Jahre betragen sollte. 

Meine Damen und Herren! Die heutige No­
velle zum Wohnungsverbesserungsgesetz 
hätte nimt so mager ausfallen müssen -
durmaus nicht -, wenn nur die SPO bereit 
gewesen wäre, zumindest - zumindest! -
das, was sie seinerzeit in der Opposition ge­
fordert hat, heute in die Tat umzusetzen. (Bun­
desrat Dr. S kot ton: Also hat die Opposi­
tion damals recht gehabtf) 

Herr Kollege! Auch wenn der politisch 
Andersdenkende eben eine andere Meinung 
hat, so soll man doch so aufrichtig sein, wenn 
man etwas Gutes daran findet - und ich darf 
das auch von Ihrer Fraktion erwarten; Sie 
haben es ja einige Male bezeugt -, daß man 
sagt: Na gut, schön, das ist wirklich nicht 
smlecht, das könnte man machen. Im stehe 
aum nimt an zu sagen: Die 15jährige Lauf­
zeit wäre simerlim zweck.mässiger. Ich stehe 
aum . nicht an zu sagen - und ich bekenne 
mich dazu -, daß es remtwidrig ist, daß d~n 
Ländern hier ein Drittel weggenommen wird, 
weil ja in Bestimmungen smon festgelegt wor­
den ist, wofür diese Mittel zu verwenden 
sind. Es ist also keine Schande, etwas einzu­
bekennen, wenn der Andersdenkende eine 
Meinung äußert. . 

Nur mömte im bekritteln, meine Damen 
und Herren der SPO-Fraktion: Sie haben ja 
damals vehement gegen diese Ungesetzlim­
keiten gewettert. Sie haben. damals vehement 
kritisiert, daß Sie mit Ihren Forderungen nicht 

durmgekommen sind, was Sie immer wieder 
bedauert haben. Heute brauchen Sie nicht ein­
mal eine Forderung zu stellen I Der Herr Bau­
tenminister müßte es dom auf Grund der 
seinerzeitigen Ansichten, die die SPO damals 
vertreten hat, erfüllen können. Und das be­
mängle ich; denn damit erscheint das, was die 
SPO seinerzeit in der Opposition gefordert 
hat, nicht mehr glaubwürdig und kann nicht 
glaubwürdig ersmeinen. 

Zum Smluß, meine Damen und Herren: Was 
meine Fraktion betrifft, wind sie dieser 
- wenn auch sehr mageren - Novelle selbst­
verständlich ihre Zustimmung gern erteilen, 
und zwar aus der Genugtuung heraus, daß 
dieses von der OVP-Alleinregierung gesmaf­
fene Wohnungsverbesserungsgesetz, das da­
mals die OVP initiiert hat (Bundesrat Wall y 
verneint) - wenn Sie auch zugestimmt haben, 
Herr Kollege; der Gedanke ist von der OVP 
ausgegangen - und das damals die SPO sehr 
geringsmätzig als Alibigesetz bezeichnet hat, 
heute von der SPO-Alleinregierung als ein 
durmaus braumbares Instrument der Woh­
nungspolitik gewertet wird. Deshalb wird 
meine Fraktion dieser Novelle gern ihre Zu­
stimmung erteilen. Im danke für die Aufmerk­
samkeit. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundes:r.at Wally. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Wally (SPO): Herr Vorsitzender I 
Herr Bundesminister I Sehr verehrte Damen 
und Herren I Wie nom nie - ich glaube seit 
fünf Jahren - hat ein Kollege hier als Redner 
zitiert. (Bundesrat W a g ne r: Richtig zitiertl) 
leb muß ihm bescheinigen: Er hat richtig und 
genau zitiert, er hat ·aus den Protokollen vor­
gelesen. Ich müßte es eigentlich, was meine 
Person betrifft und soweit ich zitiert worden 
bin, als eine Hervorhebung bezeichnen, daß 
er das getan hat. 

Ich darf nur sagen: Sollten wir uns diese 
Art der Beiträge im Bundesrat zur Regel 
machen, dann haben wir eine sehr - so 
möchte ich es sagen - eigenartige Form der 
Argumentation. (Bundesrat [ng. Ha r r a­
mac h: Das hat der Herr Staatssekretär 
Veselsky gemachtI) 

Ich komme zu den Tatsachen und möchte 
erstens sagen: Was ich damals hier gesagt 
habe, bleibt, so wie es war, in voller' Form 
mit jedem Wort bestehen. Ich brauche auch 
heute davon nicht einen Beistrim zurückzuneh­
men. Ich ,bleibe dabei, und zwar deshalb, weil, 
wie wir gehört haben, meine Kritik damals, 
glaube ich, sachlich und unpolemism gewesen 
ist und sich auf Argumente gestützt hat, die. 
heute wieder unterstridlen worden sind, und 
zwar auf die damals einmütig gefaßte Mei-
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nung der Landesfinanzreferenten aller neun Vorsitzender: .. Zum Wort gemeldet hat sich 
Bundesländer, audl der damaligen OVP- nodl Herr Bundesminister Moser. Ich erteile 
Landesfinanzreferenten, audl meines Salz- es ihm. 
burg er OVP-Landesfinanzreferenten. 

Die Kritik, die angebradlt wurde, war be­
gründet und ernst und audl ernst gemeint und 
ist als solche bestehen geblieben. 

Damals haben wir dieses Gesetz 
beschlossen, und wir haben mit der Beschluß­

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Vorsitzender! Hoher Bundesratl 
leb möChte mich nicht in die Debatte um die 
Vaterschaft dieses Gesetzes einmengen. ICh 
halte von Vatersdlaftsfeststellungen naCh Jah­
ren relativ wenig. 

fassung dieses Gesetz als soldles gehandhabt.' Idl möchte allerdings darauf hinweisen, daß 
Damit hat die Polemik audl schon ihr Ende der Gesetzesbeschluß des Nationalrates und 
gefunden, die Sie heute von der anderen Seite des Bundesrates damals erheblich von dem 
her wieder aufzugreifen sidl bemüht haben. abgewichen ist, was als Regierungsvorlage 
(Bundesrat W a g ne r: Ich habe festgestellt! - ins Parlament gebradlt wurde. 
Weitere Zwischenrufe.) 

Lieber Herr Kollege Wagner! Ich spredle 
ruhig, daher können Sie sich das audl in 
Ruhe anhören. Sie verlieren ja' dabei nichts. 
(Bundesrat Sc h r ein e r: Jetzt haben Sie 
Gelegenheit, das' durchzuführen, was Sie 
damals verlangten! Jetzt sind Sie säumig!) 

Zu Ihrer heutigen Kritik möchte idl sagen 
- nadldem Sie andere Beiträge als sehr be­
scheiden bezeichnet haben -: Soviel ich ent­
nommen habe, haben. Sie überhaupt keinen 
positiven Beitrag zu diesem Gesetz geleistet. 
Das ist das eine. 

Das zweite, wasidl mir erlaube festzu­
stellen, was Si,e du lbre Da'l1stJe}lUng nJieht mit 
einbezogen haben, ist, daß das Gesetz mit dem 
heutigen Tage ip.zwisdlen dreimal geändert, 
novelliert worden ist (Bundesrat Wa g ne r: 
Das steht heute nicht zur Debatte!), und zwar 
im Sinne der entspredlenden Notwendig­
keiten. 

Ihrer Meinung: Es hat sich sowieso nichts 
geändert!, ist entgegenzuhalten: Wir haben 
ein Gesetz beschlossen, das unter der SPO­
Regierung - ich habe mir erlaubt,das anzu­
führen - durdlgeführt worden ist, wie eben 
Gesetze durdlgeführt werden sollen. (Bundes­
rat W a g ne r: Was bleibt Ihnen <1nderes 
übrig? Sie haben es doch mitbeschlossen! Was 
bleibt euch anderes übrig? Das ist doch ein 
Unsinn!) 

Wenn Sie meine Ausführungen jetzt als 
Unsinn bezeidlnen, so muß idl sagen, daß sich 
die vorhergehenden Ausführungen in einer 
eigentümlidlen Art selbst qualifizieren. Idl 
mödlte Ihre Ausführungen nicht als Unsinn 
bezeichnen, sondern eben dazu ganz kurz 
Stellung nehmen. 

Ich glaube: Die Art, in der wir damals als 
Oppositiongesprodlen haben, unterscheidet 
sich davon, wie Sie es heute maChen. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Ich erinnere midl daran, daß ein Debatten­
redner der damaligen Oppositionspartei ge­
sagt hat: N!ichdem es gelungen ist, die.ser 
Regierungsvorlage quasi die Giftzähne zu neh­
men, ist es möglidl, einen gemeinsamen Be­
sChluß herbeizuführen. 

Die Qualität der· Regierungsvorlage mußte 
damals im Nationalrat und dann auCh im 
Bundesrat doch erheblich verändert werden, 
bis es zu dem heute in wesentlichen Grund­
zügen noCh bestehenden Wohnungs­
verbesserungsgesetz kam. 

In der Zeit der jetzigen Bundesregierung 
aber ist durch eine Novellierung des Woh­
nungsverbesserungsgesetzes überhaupt er~t 

die Möglichkeit eröffnet worden, das Ziel die­
ses Gesetzes zu erreichen, nämlich das Ziel, 
mit Hilfe solmer Förderungsmaßnahmen ver­
besserungswürdige Wohnungen vor allen Din­
gen in den Ballungszentren unserer Städte 
und unserer Gemeinwesen zu verbessern. 
Dieses Ziel ist in der Vergangenheit - wie die 
Statistik ausweist - deshalb ni<ht erreicht 
worden, weil ein Teil der Konstruktion dieses 
Gesetzes s<hon unserer damaligen Meinung 
naCh - wie siCh dann au<h' durCh die Tat­
saChen erwiesen hat - unrkhtig gewesen ist. 

Erst durch die Novelle im Jahre 1912, wo­
durch auCh den willigen Mietern die Möglich­
keit der direkten Inansprudlnahme von För­
derungsmitteln eröffnet wurde, ist der Weg 
freigemaCht worden, um das angestrebte Ziel 
zu erreiChen. 

Wenn gesagt wird, daß die jetzige Bundes­
regierung niChts getan habe, darf ich in aller 
Bescb.eidenheit darauf hinweisen, daß durch 
die zweimalige Verlängerung dieses Gesetzes 
in der Zeit der jetzigen Bundesregierung der 
Finanzminister heute schon einen echten Bud­
getaufwand für Wohnungsverbesserungsmaß­
nahmen von 720 MillionenScb.illing tätigt, 
zweifellos ein Betrag, der wesEmtlicb. höher ist. 
als er damals in der Debatte des Nationalrates 
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Bundesminister Moser 
bei der Beschlußfassung über dieses Gesetz 
~zunächst vorgesehen war. 

Nun zur Frage, warum wir dieses Gesetz 
nur auf zwei Jahre verlängern. Ja, ich ver­
trete die Meinung - das ist kein Geheim­
nis -, daß man sich in absehbarer Zeit über 
.die Frage einer gänzlichen Änderung des 
Wohnungsverbesserungsgesetzes wird Gedan­
ken machen müssen. 

Sie alle, meine Damen und Herren, wissen, 
daß im Parlament derzeit auch eine Regie­
rungsvorlage betreffend ein Boden­
beschaffungs- und Assanierungsgesetz - wie 
'es leider mit einem verunglückten Fremdwort 
heißen muß; ich sage: Stadterneuerungs­
gesetz - liegt. Wenn diese Materie, deren 
.Regelung zweifellos höchste Dringlichkeit hat, 
geregelt sein wird, wird man in Zusammen­
schau mit der Wohnbauförderung, die auch im 
1tahmen der Stadt-emeueru.ng 'eine ,bedeutsame 
.Rolle spielen wird, und der Wohnungsver­
besserung in diesen Bereichen, wo Ver­
"besserungsmöglichkeiten sinnvoller sind als 
-etwa der gänzliche Ersatz von vorhandener 
Wohnsubstanz, also in Zusammenschau dieser 
drei Maßnahmen: Wohnungsverbesserung , 
"Wohnbauförderung und Stadterneuerung, zu 
-einem vielleicht auch unbefristeten Gesetz 
oder zu einer unbefristeten Regelung dieser 
Materie im Rahmen ein e s Gesetzes kommen 
können. 

Das ist ein wesentlicher Grund, warum wir 
:heute dieses Gesetz nimt einfach unbefristet 
verlängern wollen, sondern neuerlich um zwei 
Jahre, und zwar so rechtzeitig verlängern 
wollen, daß Anträge, die eingebracht werden, 
nicht wegen Terminversäumnisses zurück­
gewiesen werden müssen, sondern um auch 
alle anderen Antragsteller - und erfreulicher­
weise weist die Statistik aus, daß Mieter in 
zunehmendem Maße nunmehr direkt von die­
sel' Möglichkeit Gebrauch machen, im Gegen­
satz zu den Jahren 1970 und 1971 bis zur 
Novelle des Jahres 1912 - nicht daran zu 
hindern. die Anträge neuerlich zu stellen. 

Ich freue mich über diese Entwicklung, die 
"uns recht gibt, daß durm die Novelle 1972 ein 
wesentlicher Fortschritt im Rahmen der Woh­
nungsverbesserung erreicht werden konnte. 
(Beifall bei der SPO. - Bundesrat S ehr e i­
n e r: Ein bißchen eine Kreditsperre dazu, und 
dann geht es schon vorwärts!) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
iJemeldet. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt deI 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu 
erheben. 

26. Punkt: GesetzesbesdlluJI des Nationalrates 
vom 3. Juli 1973 über ein Bundesgesetz be­
b'eifend die Bediensteten der Donauhom­
wassersmutz-Konkurrenz (1009 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
26. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
betreffend die Bediensteten der Donauhoch­
wasserschutz-Konkurrenz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Walzer. 
Idl bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Walzer: Verehrte Damen 
und Herrenl Der vorliegende Gesetzesbesmluß 
des Nationalrates" sieht im wesentlichen vor, 
daß die Geschäfte der Donauhochwasserschutz­
Konkurrenz nicht nur durch deren eigene Be­
dienstete, sondern auch durch solche des Bun­
des besorgt werden können, wobei die Kosten 
dem Bund von der Donauhochwasserschutz­
Konkurrenz zu ersetzen sind. Diese Regelung 
soll es ermöglichen. Bedienstete der Donau­
hochwasserschutz-Konkurrenz in ein Öffent­
lich-rechtlimes Dienstverhältnis zum Bund zu 
übernehmen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 17. Juli 1973 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche' Angelegenheiten 
somit durch mich den A n t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 3. Juli 1973 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Bediensteten der Donauhoch­
wasserschutz-Konkurrenz wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meldet. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wünscht noch jemand das Wort? _ Dies Bei der Ab s ti zn m u n g besdlJießt der 
1st nicht der Fall. Bundesrat~ gegen den Gesetzesbeschluß des 

Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu 
Die Debatte ist geschlossen. erheben. 
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21. Punkt: Gesetzesbesdtluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1913 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Entsdlädigung für Impischäden (Impi-

schadengesetz) (1010 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 21. Punkt 
der Tagesordnung: Impfschadengesetz. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Wanda 
Brunner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Wanda Brunner: Herr 
Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll für Schäden aus Schutz­
impfungen auf Grund Kles Bundesgesetzes über 
Schutzimpfungen gegen Pocken, BGBl. Nr. 156/ 
1948, oder des § 11 Abs. 3 des Epidemie­
gesetzes 1950, BGBl. Nr. 186, ein öffentlich­
rechtlicher Ansprudl auf Entschädigung be­
gründet werden. Für die Festsetzung des Aus­
maßes der Entsdlädigung ist die sinngemäße 
Anwendung der einschlägigen Bestimmungen 
des Heeresversorgungsgesetzes vorgesehen. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 11. Juli 1913 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
sdluß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n t rag, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 3. Juli 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Entschädigung für Impfschäden 
(Impfschadengesetz) wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Ich begrüße die soeben im 
Hause erschienene Frau Bundesminister Dok­
tor Leodolter. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sidl Herr Bundesrat 
Knoll. Im erteile es ihm. 

Bundesrat Knoll (OVP): Herr Vorsitzender I 
Sehr. geehrte Frau Minister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Im möchte gleich ein­
gangs feststellen, daß die OVP-Fraktion die­
sem Gesetz die Zustimmung geben wird, ob­
wohl wir uns eigentlich mehr erwartet hätten. 
(ZwischenruJe bei der SPO.) Vom Gesetz, ja. 
Dies ist ein kleiner erster Schritt, um Per­
sonen, die durch SdlUtzimpfung zu Schaden 
qekommen sind, zu entschädigen. 

Nach diesem Gesetz sollen alle Personen, 
die Pßidltimpfungen nadl dem Pockensdlutz­
gesetz aus dem Jahre 1948 unterliegen, und 
der Personenkreis, der gemäß § 11 Abs. 3 des 

Epidemiegesetzes erfaßt wird, das sind alle 
jene, die im Krankenpflegedienst oder mit der 
Leichenbesorgung beschäftigt sind, und 
Hebammen, entschädigt werden, wenn sie zu 
Schaden gekommen sind. Das Gesetz tritt mit 
1. August 1913 in Kraft und sieht Leistungen 
für ärztliche Hilfe, Heilmittel, orthopädische 
Behelfe, Pflege in Krankenanstalten, Trans­
portkosten und Rehabilitationsmaßnahmen 
vor, ebenso wiederkehrende Geldleistungen, 
wie Beschädigtenrente, Pflegezulage, Sterbe­
geld, Witwenrente und Waisenrente. Es wird 
also mit diesem Gesetz ein öffentlich-recht­
licher Anspruch bei Impfschäden installiert. 

Nach dem Gesetz vom 30. Juni 1948, das 
sind die Schutzimpfungen gegen Pocken, sind 
alle Personen verpflichtet, sich gegen Pocken 
impfen zu lassen, doch ist in diesem Gesetz 
keine Bestimmung enthalten, wie Impfschäden 
entschädigt werden sollen. Auch im Epidemie­
gesetz sind keine diesbezüglichen Bestimmun­
gen enthalten. 

Wenn ich auf das Pockenschutzgesetz ein­
gehe, dann kann ich feststellen: Hier hat der 
Staat Pflichtimpfungen angeordnet, aber 
keinerlei Bestimmungen darüber erlassen, wie 
Impfschäden entschädigt werden sollen. 

Bisher mußten daher alle Geschädigten ihre 
Ansprüche im Zivilrechtsweg durchsetzen. 
Wer Fälle kennt, abgesehen von der persön­
lichen Tragik, den seelischen und finanziellen 
Belastungen der Familien, und weiß, wie 
schwierig und langwierig die Durchsetzung 
solcher berechtigter Forderungen im Zivil­
prozeß erkämpft werden mußte, der kann er­
messen, daß gerade durch dieses Gesetz eine 
Erleichterung für all die Betroffenen gesdlaffen 
wurde und doch Härten beseitigt worden sind. 

Ich war in meiner Berufstätigkeit 26 Jahre 
Fürsorgereferent bei einer Bezirkshauptmann­
schaft und hatte in dieser langen Berufszeit 
einen Fall, mit dem wir uns jahrelang befassen 
mußten. Wir haben die Tragik und die er­
schütternden Familienverhältnisse dieser 
Familie kennengelernt. 

Wie viele Personen werden mit diesem Ge­
setz erfaßt? Auch das ist ganz interessant: 
In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
wird bemerkt, daß seit 1948 bei über 2 Mil­
lionen Pflicb.timpfungen von Kindern gegen 
Pocken nur 16 dauernde Impfschäden aufge­
treten sind. Das heißt, daß je 125.000 Erst­
impfungen nur ein dauernder Impfschaden 
registriert wird. 

Derzeit sind dem Ministerium, wie gesagt, 
nur 16 Fälle bekannt, die auf Grund dieses 
Gesetzes einen Finanzaufwand von 150.000 S 
erfordern werden. ,Mit diesem Gesetz wird 
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Knoll 
also ein ganz kleiner Kreis von Geschädigten 
entschädigt. Daher meine Worte eingangs: ein 
ganz kleiner erster Schritt. 

Sicherlich sind wir alle einer Meinung, daß 
hier die Zahl der Geschädigten keine Rolle 
spielen darf, sondern nur die Härte und Tragik 
eines Falles. 

Wir von der OVP-Fraktion - das wurde 
auch im Nationalrat durch einen Ent­
schließungs antrag bekundet - sind nun der 
Ansicht, wenn wir ein Gesetz schaffen, daß ein 
modemes Gesetz geschaffen werden soll und 
daß diese Hilfeleistungen auf einen größeren 
Personenkreis ausgedehnt werden müßten. 
Daher meine Eingangsworte, daß wir nicht 
ganz zufrieden sind. 

Wir haben uns vorgestellt, daß Personen 
mit Impfschäden, die nach einer freiwilligen 
Schutzimpfung entstanden sind, noch dazu, 
wenn die Impfung auf Empfehlun:g von Ge­
sundheitsbehörden angeordnet und durchge­
führt wird, ebenfalls in die Hilfeleistungen des 
Gesetzes einbezogen werden sollen. Wir reden 
immer von diesen Impfungen, animieren die 
Leute dazu, sich impfen zu lassen, und wollen 
UIllS dann, so lWie bisher der GelSlet:zgeber, von 
Entschädigungen und Rehabilitationsmaßnah;" 
men drücken. Das sollte doch nicht geschehen. 

Aber eine kleine Gruppe von Geschädigten 
zu entschädigen, dazu hat mannidlt den groß­
zügigen Weg gewählt,· den wir uns in einer 
modemen, sozialen Gesetzgebung von Ihrer 
Partei eigentlich erwartet hätten. (Bundesrat 
Sc hip an i: Sie haben ihnen bisher ja gar 
nichts gegeben!) Gerade wegen des kleinen 
Personenkreises und der kleinen Belastung 
hätte hier etwas großzügiger vorgegangen 
werden können. Das steht fest. (Bundesrat 
Sc hip an i: Ja, ja: Zuerst nichts und dann 
mehr, das ist doch klar!) Wir hoffen, daß sich 
die SPO in nächster Zeit doch noch besinnt 
und einer Novellierung und Erweiterung die­
ses Gesetzes zustimmt. 

Ein Anfang und ein Lichtbli<k besteht. Im 
Nationalrat wurde ein gemeinsamer Ent­
schließungs antrag angenommen, mit dem die 
Regierung aufgefordert wird, zu prüfen, wie 
der von mir vorhin genannte Personenkreis 
doch noch in die Leistungen dieses Gesetzes 
einbezogen werden kann. Im Interesse einer 
wirklichen Gesundheitsfürsorge ist zu hoffen, 
daß die erforderlichen Gesetzesänderungen 
sehr, sehr bald erfolgen. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist noCh 
Herr Bundesrat Dr. Gise!. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPO): Herr Vorsitzen­
derl Frau Ministerl Sehr geehrte Damen und 

Weiters sind wir der Ansicht, daß auch Herrenl Es ist seltsamerweise hier in Wien, 
Impfschäden von Personen, die gefährdet sind aber auch in Osterreich ganz dem Gedächtnis 
und sich auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit entschwunden, daß die erste Po<kensdlUtz-­
impfen lassen müssen, einbezogen werden impfung auf diesem Kontinent in Wien von 
sollen. Es sind dies Beamte, Zollbeamte, Rot-. dem damaligen Sanitätsreferenten des Kron­
kreuzhelfer, Bundesheerangehörige, wenn sie landes Niederösterreich, dem sehr verdienst­
im Rahmen ihres Einsatzes im Ausland für die vollen Dr. Pasqual Joseph Ferro durchgeführt 
UNO tätig sind, oder überhaupt Personen, die wurde, der im Jahr 1799 seine drei Kinder­
für Osterreich im Ausland tätig sind. Die angesichts einer herankommenden Pocken­
Kosten für diese Personengruppen, wenn man epidemie nach dem Jennerschen Vorschlag mit 
bedenkt, daß bei 125.000 Po<kenimpfungen ein Eiter von der Kuhpocke her geimpft hat. Er 
Dauerschaden angenommen werden kann, hat damit seine Kinder in einer Situation be­
dürften wahrlich nicht sehr hoch sein. Dadurch wahrt, die im damals noch kleinen Wien über­
würde bestimmt keine große Mehrbelastung aus bedrohlich war. Es gab, wenn ich mich 
des Bundes erfolgen. Im Nationalrat haben recht erinnere, im Jahre 1800 in Wien 32000 
Sie aber unseren diesbezüglichen Antrag und etliche Pockentote. 
niedergestimmt. Der erste Direktor des Allgemeinen Kran-

Es erhebt sich daher die Frage: Wo bleibt 
da die modeme, soziale SPO? Hier hätte wirk­
lich mit wenig Ge1d eine großzügigere Rege­
lung gefunden werden können. 

Am Geld dürfte 'es, da ,sind Wlir von der 
OVP-Fraktion einer Meinung, nicht liegen. Es 
werden doch auf anderen Gebieten Millionen 
jährlich ausgegeben. Ich denke hier an Mini­
sterien, die geschaffen wurden, an Staats­
sekretäre, die eingesetzt wurden, und an 
Schulbümer, für die alljährlich Millionen­
beträge ausgegeben werden. Hier hat man 
mit dem Geld wirklich nicht gespart. 

kenhauses der Josephinischen Zeit, Johann 
Peter Frank, hat diesem Land ein medi­
zinisches Vermächtnis hinterlassen. In seinem 
Buch "System einer vollständigen medi­
zinischen Polizeiy" stellt er erstmals die 
Grundsätze der "Staatsarzneykunde" vor und 
schlägt vor, daß der Staat Maßnahmen zu 
erzwingen hat, die den Bürger verpflichten, 
für seine Gesundheit mamhe Unbequemlich-­
keiten und Einschränkungen auf sich zu neh-­
men. Von dieser Zeit her stammt ja audt 
häufig der Begriff des Zwanges, - und . in 
unserer Bevölkerung hört man bisweilen das, 
Vokabel i,Impfzwang·~. 
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Dr. Gisel 
Was ist nun diese impfende Substanz? Ein 

Wundermittel, das schreckliche Besorgnisse 
von uns nehmen kann? Wenn dem so ist, 
warum gibt es dann - in unserem Land Gott 
sei Dank nur Iganz wenige - so ,eng,agierte 
Impfgegner? 

Interessant ist auch das Phänomen, daß die 
Gesundheitsbehörden heute immer wieder die 
Bevölkerung aufklären müssen über Zweck 
und Sinn einer Impfung. Die Pocken scheinen 
dem Durchschnittsösterreimer, abgesehen von 
einem akuten Ereignis, das uns wieder näher 
mit dieser Krankheit befaßt hat, dom etwas 
so fern und im Fernen Osten Liegendes, daß 
man solme Impfungen nimt mehr für nötig 
hält. 

Nun ist bereits klargestellt worden, daß die 
Gemeinschaft ein Interesse daran hat, daß 
innerhalb der österreidrlschen Bevölkerung 
die Schutzimpfung gegen Pocken in einem 
gewissen Ausmaß auch heute noch durchge­
führt werden muß. Zuzugeben ist natürlich, 
daß eine solche Impfung - Fachausdruck 
Vakzination - eine Krankheit verursacht. Das 
i>St ,ein ,gew\isJs!els Paradoxon, daß Ärzte eine 
Krankheit durch eine solche Impfung eigent­
lieb provozieren, immer vorausgesetzt, daß 
diese Impfung auch Erfolg hat. 

Ich möchte als kleine Ergänzung zu dem, 
was Kollege Knoll gesagt hat, der sich also 
viele Jahre mit einem solchen Fall beschäf­
tigen mußte, sagen, wie sehr es einem Arzt 
bisweilen auf der Seele liegt, sich hier gegen 
Gesetze vergehen zu müssen und mitzuwirken 
bei Impfhandlungen, die für ihn persönlich 
schwere Folgen nach sich ziehen können. 

Ein Beispiel: Ein hochqualifizierter Arbeiter 
bekommt für eine gewisse Zeit in einem 
anderen Kon1JiDient leine Ar.beit lailigebo1len, 
die für ihn finanziell wichtig ist, die aber aueb 
seine Ausbildung weiter fördert und die wir 
eigentlich auch im Interesse seines Arbeit­
gebers fördern wollen. Er muß pockengeimpft 
werden. Nun hat dieser Mann eine kleine 
Hautverämlerung, die fast unsichtbar ist. Ich 
möchte fast prophezeien, der eine oder andere 
unter uns hat sie auCh. Aber nach den Impf­
gesetzen ist der Impfarzt nicht berechtigt, eine 
Pockenschutzimpfung vorzunehmen, wenn der 
Impfling diese Hautveränderung hat. 

Und nun, gestehe ich, habe ich bisweilen 
dabei mlitgew,i.rikt, einen priVlaten Impfurzt zu 
bitten, diesen Mann oder diese Frau doch zu 
impfen. Nun maChen wahrscheinlich sowohl 
der impfende Kollege als auch ich schlimme 
Tage durch, denn wir beide sind gewärtig, 
daß sich vielleicht gerade bei diesem Impfling 
eine Impfkomplikation einstellt, die zu einem 

Impfschaden führen könnte. Idl möchte also 
bei diesem Gesetz nur auf diese Möglichkeit 
noch hinweisen. 

Das Gesetz verpflichtet die Bürger und 
v,erpflichtet die Eltern, die Ki1nJderimpfen zu 
lassen. Durch dieses Gesetz sollen Impf­
sChäden, soweit man sie geldlich abgelten 
kann, erträglicher werden. 

Es ist gerade 100 Jahre her, daß eine furcht­
bare Pockenepidemie in Europa die gesetzliche 
Befassung mit dieser Materie erzwungen hat. 
Als die Weltausstellung pleite ging, hat es 
hier in Osterreich und um Osterreich herum 
Hunderttausende Pockentote gegeben. Auch 
das ist für den heutigen Osterreicher fast nicht 
mehr vorstellbar. 

llie Impfungen werden limmer hälllfiger. 
Durch dieses Gesetz wird diejenige Impfung 
erfaßt, die gesetzllich vorgeschJlteben li'St. 
Immer mehr Krankheiten scheinen durch recht­
zeitige Impfungen verhütbar oder leichter zu 
werden. 

Und nun ist ein Wort zu sagen zu den 
Vorstellungen und Anregungen meines Vor­
redners. Er sagte, man müsse diese Bereit­
stellung von Mitteln auf weitere Personen­
kreise erweitern, wo doch die bisherige Er­
fahrung gezeigt hat, daß der in Frage kom­
mende Personenkreis, der also geschützt wer­
den soll, so klein ist. 

Meine Damen und Herren! Die Medizin ist 
nicht ganz >So lS:ilmpel, 'Wie es vile1leicht .'bi>Sw.ei­
len dem NicbJtmedliziner .mllSein :scbeint. Impf­
stoffe sind sehr komplJi7)ilelit m 1gewi:rmen. Viele 
Impfstoffe können nur auf tierischen Organen 
waChsen. Diese tierischen Organe, die mit dem 
Virus geimpft werden, damit wir den Impf­
stoff bekommen, haben selbst wieder Viren in 
ihren Zellen, in den allermeisten Fällen harm­
lose; wir nennen sie Fremdviren. Wird aber 
ein solches Fremdvirus, für Menschen nicht 
krankmachend, mit einem anderen, krank­
machenden Virus' in Kontakt kommen, können 
sich hier Umsetzungen entwickeln. Bei soldlen 
Impfungen können nun Impfschäden vor­
kommen, die wir nicht voraussehen können 
und die sicherlich nicht durch einen Impf­
fehler, zum Beispiel durch einen unsterilen 
Impfvorgang, auftreten. 

Vor allem noCh eines, meine Damen und 
Herren: In vielen von uns kreisen derzeit 
krankmachende Substanzen, die aber durch 
unseren Organismus in Scham gehalten 
werden. Im Moment einer Impfung können 
gerade diese Substanzen eine Erkrankung 
provozieren, und diese Erkrankung wird offen­
bar. Es käme im derzeitigen Zeitpunkt zu 
einem Rattenschwanz von Prozessen, wobei 
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Dr. Gisel 
wir über die Virologie noch lange nicht so 
viel wissen, wie wir wissen müßten, sodaß 
noch sehr genaue Uberlegungen anzustellen 
sind, in welchem Ausmaß der Schutz weiterer 
Personen, die einen Impfsdladen erlitten 
haben, vom Staate her gewährt werden kann. 

Ein Impfschaden ist jede über das übliche 
Maß einer Impfreaktion hinausgehende Stö­
rung nach einer Impfung. Ihre gründliche und 
frühzeitige Erfassung und Abklärung dient 
sowohl den Interessen des Gesdlädigten als 
auch den Belangen des Staates. Gesundheit 
ist schon lange nicht mehr nur Anliegen des 
einzelnen. 

Es ist nur redlt und billig, und dankbar 
soll es an dieser Stelle vermerkt werden, daß 
nunmehr die Allgemeinheit bereit ist, bei 
einigen Impfschäden Pflichtleistungen zu er­
bringen. Das ist das Positive dieser Vorlage, 
und daher stimmen wir zu. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht nodl jemand das Wort? - Dies ist 
nidlt der Fall. 

Die Debatte ist gesdllossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gElwünsdlt? - Das ist audl nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

der 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 11. Juli 1913 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit 
durch midl den A n t rag, der Bundesrat wolle 
besdlließen: 

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 3. Juli 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Apothekengesetz ge­
ändert wird (Apothekengesetznovelle 1913), 
wird kein Einsprudl erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meldet. 

Wünsdlt jemand dasWort1 - Dies ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u c h zu 
el'heben. 

29. Punkt: GesetzesbesdlluB des Nationalrates 
vom 4. Jul119'13 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Tuberkulosegesetz geändert wird 
(Tuberkulosegesetznovelle) (1012 der Bei-

lagen) 
Bei der Ab s ti mm u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k ein e n Ein s p ru eh 
erheben. 

des Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
zu 29. Punkt der Tagesordnung: Tuberkulose­

gesetznovelle. 

28. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 19'13 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Apothekengesetz geändert wird 
(Apothekengesetznovelle 19'13) (1011 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 28. Punkt 
der Tagesordnung: Apothekengesetznovelle 
1913. 

Berichters1la.tber dost Helir Bll!IlldesIlat Tratter. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Tratter: Herr Vorsitzender I 
Frau Bundesministerl Meine Damen und 
Herrenl Durdl den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen einige Be­
stimmungen des Apothekengesetzes unter Be­
rücksimtigung der siCh aus ihrer Anwendung 
ergebenden Erfahrungen an geänderte soziale 
und wirtsdlaftswissenschaftliche Bedingungen 
angepaßt werden. Insbesondere sollen die Be­
stimmungen über die Dienstbereitsdlaft öffent­
liCher Apotheken sowie der Arzneimittelbezug 
für Krankenanstalten ohne Anstaltsapotheke 
neu gefaßt werden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Lied!. 
Ich bitte um den Bericht. 

Beridlterstatter Uedl: Herr Vorsitzender! 
Frau Bundesminister I Meine Damen und 
Herrenl Der vorliegende Gesetzesbesmluß des 
Nationalrates sieht im wesentlidlen die Besei­
tigung der Einkommensgrenze für die Uber­
nahme der Behandlungskosten durm den Bund 
sowie eine Neuregelung der Beremnung des 
für das Ausmaß der Leistungen der Wirt­
schaftshilfe maßgebenden Einkommens in 
einer dem Zweck dieser Leistung entspremen­
den Weise vor. Darüber hinaus sollen das 
Verfahren vereinfacht, die Bestimmungen über 
die Anhaltung uneinsimtiger Tuberkulose­
kranker wirksamer gestaltet und der Umfang· 
der Reisekostenvergütung für die vorgesdlrie­
benen Untersudlungen eindeutig umschrieben. 
werden. . 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
SdlUß für soziale Angelegenheiten somit durch. 
mich den An t rag, der Bundesrat wolle be­
sdlließen, gegen diesen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

324. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)112 von 116

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 324. Sitzung - 18. Juli 1973 9679 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Elisabeth Sdunidt. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Elisabeth Sdlmidt (OVP) : Herr 
Vorsitzender I Frau Bundesminister! Hoher 
Bundesratl Es ist für einen Redner nicht ange­
nehm, zum letzten Tragesordnungspunkt Stel­
lung zu nehmen, besonders nach einer der­
artigen Fülle von Tagesordnungspunkten, die 
zu diskutieren waren. Ich möchte Sie aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, trotz­
dem nom um einige Minuten Aufmerksamkeit 
bitten, da mir die Aussagen, die ich zu dieser 
Novelle zu machen habe, ni mt sehr unwesent­
lich ersweinen. 

Das Tuberkulosegesetz 1968 wurde in der 
Zeit der OVP-Alleinregierung besdllossen. 
Umso erfreulidler ist es, daß die SPO-Abge­
ordnete Frau Nationalrat Winkler im Plenum 
des Nationalrates die Beschlußfassung dieses 
Gesetzes als einen echten Beitrag zur Be­
kämpfung der Tbc in Osterreidl anerkannt 
hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Inlolge der gesetzlidl intensivierten Be­
kämpfung der Tbc und durch die Anwendung 
der modemen Behandlungsmethoden, beson­
ders durch die Chemotherapie, kann in 
wesentlich kümerer Zeit a.1s frülher eIDe Stabili­
sierung bei Erkrankung an Tbc erreicht 
werden. Diese seinerzeitige Volksgeißel ist 
in ständigem Rückgang begriffen, was sich 
audl in einer Aufwandsverminderung der 
zur Bekämpfung der Thc lei-IllQ16setzten Mittel 
auswirkt. 

So betrug zum Beispiel im Jahr 1910 der 
finanzielle Aufwand rund 55 Millionen Schil­
ling, im Jahr 1911 49 Millionen Schilling und 
im Jahr 1912 nur mehr 42 Millionen Sdli11ing. 
Das bedeutet eine Aufwandsverminderung im 
Jahr 1912 von 13 Millionen Schilling gegen­
über dem Jahr 1910. Einen deutlicheren Beweis 
des Rückganges der Tbc gibt es wohl kaum I 

Wir können IMSO der R:egJi'erung KLCllUs und 
der ,darrnatigioo 1F11a.JU SOZliJaJmin;ister Grete 
Rlehor dankbar Isein, Idaß die Tbc -in österreich 
durch dte Im JaJl11e 1968 getroffenen g,es'etz­
lichen Maßnahmen ,enbscheildend 'eingedämmt 
wenden konnte. 

Durm die Anwendung des Gesetzes wurden 
Erfahrungen gesammelt, die eine Novellie­
rung notwendig machten. Auch durch die 
29. ASVG-Novelle und durch die zunehmende 
Teuerungsrate, aber auch durm die Zunahme 
der Zahl der Gastarbeiter in Osterreim hat 
sich diese Notwendigkeit ergeben. 

Durdl diese Novelle wiIKl die Einkommens­
grenze bei der Erteilung von Wirtsmaftshilfe 
an Tbc-Erkrankte beseitigt, was eine Ver­
waltungsvereinfachung darstellt, da es sich 
aus der Praxis ergab, daß diese Einkommens­
grenze, die so hoch angesetzt war, niemals 
von einem Tuberkulosehilfewerber über­
schritten wurde. Demnam können die Ein­
kommenserhebungen wegfallen und so Kosten 
des Ermittlungsverfahrens eingespart werden. 

Die Novelle sieht ferner vor, daß uneins ich­
tige Kranke, die eine Gefährdung für ihre 
Mitmenschen bedeuten, zum Zweck der An­
haltung in einer Krankenanstaltnimt nur so 
wie bisher in eine Sonderheilanstalt, sondern 
auch in eine Lungenabteilung eines psychi.'atri­
schen Krankenhauses eingewiesen werden 
können. 

Dazu, meine sehr· geehrten Damen und 
Herren, möchte ich mir die Bemerkung erlau­
ben, daß es ein wesentlicher Unterschied ist, 
ob man einen Geisteskranken oder einen 
Patienten, der geistig gesund ist, zu pflegen 
und am Verlassen der Anstalt zu hindern haL 
Das Pflegepersonal ist in dieser Art von 
Sonderheilanstalten ausbildungsmäßig in kei­
ner Weise auf die Anhaltung von geistig 
gesunden Menschen vorbereitet, weshalb sidl 
die Anhaltung der Tbc-Erkrankten smwierig 
gestalten wird. Aber auch Bettenknappheit: 
wird sich bemerkbar machen. 

Die Novellierung beinhaltet ferner die volle 
Gleichstellung aller Tbc-Erkrankten in Oster­
reich, ohne Unterschied der Nationalität. Das 
bedeutet, daß 'ClJUch die J.:n Osterreich an Tlbc 
erkrankten Gastarbeiter sowohl in den Genuß 
der Tuberkulosehilfe als auch der Wirtschafts-· 
hilfe, die sich auch auf ihre Familien erstreckt, 
kommen. 

Erkrankt ein Gastarbeiter in unserem Land 
- das ist jetzt meine Meinung, meine Damen 
und Herren -, dann ist es nicht nur ein Akt 
der Menschlichkeit, sondern auch unsere 
Pflicht, für seine Gesundung zu sorgen. Wer 
für uns und mit uns arbeitet, soll uns aueb 
in sozialer Hinsicht gleichgestellt sein. (Beifall 
bei der OVP.) 

Es wäre jedoch angebracht, in erster Linie 
vorbeugende Maßnahmen zu treffen, damit es 
erst gar nicht zum Ausbruch der Tbc bei den 
Gastarbeitern kommt. Zu solchen vorbeugen­
den Maßnahmen gehören unter anderem auch 
gesundes Wohnen und eine saubere Umwelt. 
Primär müßten gesunde Unterkünfte für die 
Gastarbeiter geschaffen werden, um so ihre 
Gesundheit und ihre Arbeitskraft zu erhalten. 

Vorbeugen ist besser als heilen I Das Ubel 
an der Wurzel fassenl Diese beiden Zitate 
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Elisabeth Sdlmidt 

haben wir heute bereits gehört, und zwar 
- wenn Sie sidl daran erinnern, meine Damen 
und Herren - im Zusammenhang mit dem 
Katastrophenfondsgesetz. 

Es ist im Interesse von uns allen, daß wir 
mit Mitarbeitern, die frei von Infektionskrank­
heiten sind, zusalD.JIlenarbeiten und in der 
Gemeinsdlaft leben, gleichgültig, ob es ein 
In-oder Ausländer ist. 

Hoher Bundesrat! Wie idl bei einzelnen 
Bezirksverwaltungsbehörden feststellen 
konnte, leiden viele Gastarbeiter, insbeson­
dere Jugoslawen 'an TUlberkulose, jla oft sog.ar 
an offener Tbc, . aber' audl an Geschlechts­
krankheiten. Sie werden zwar vor Einglie­
derung in den Arbeitsprozeß in Osterreidl 
einer fach- und amtsärztlidlen UntersudlUng 
unterzogen, die sich jedoch infolge 'Voraus­
gehender notwendiger Formalitäten, wie An­
fahrt, Meldung beim Arbeitsamt, Vorstellen 
beim Dienstgeber und so weiter, oft wochen­
lang verzögert. 

Da der Sichtv,ermerk, dj.e AI1beitser'}'alUbnilis 
und der Befund der ärztlichen Untersuchung 
oft erst nach zwei Monaten wieder beim 
Arbeitgeber einlangt, ist der Gastarbeiter ge­
zwungen, in der Zwismenzeit in ein loses 
Arbeitsverhältnis zu treten, um seinen Unter­
halt bestreiten zu können. 

Leidet ein Gastarbeiter an einer anstecken­
den Krankheit, so gefährdet er nicht nur seine 
mitreisenden Kameraden, sondern auch andere 
Personen, aber nodl viel mehr seine in- und 
ausländisdlen Kollegen am Arbeitsplatz. 

Es kommt auch sehr häufig vor, meine 
Damen und Herren, daß Gastarbeiter, wenn 
sie von ihrer Krankheit erfahren, den Arbeits­
platz wechseln und verziehen. Sie können 
dann oft erst nach Monaten aufwendiger Nach­
forschungen stellig gemacht werden und ge­
fähmen dadurdl die Bevölkerung. (Bundesrat 
Rem p 1 bau e r: Das stimmt! Weil sie freu­
dig aufgenommen werden, ohne daß man fest­
stellt, woher sie kommen!) 

Diese Gefährdung könnte vermieden 
werden, wenn die ärztlichen Untersuchungen 
an ausländismen Arbeitsuchenden bereits in 
den Grenzstationen durchgeführt werden 
könnten. Kranke Gastarbeiter könnten so 
wieder rascher ihrem Heimatstaat überstellt 
werden. Eine zentrale, sofortige Untersuchung 
an den Grenzstellen würde nicht nur die An­
steckung durch kranke Gastarbeiter ver­
hindern, sondern auch die Eingliederung in 
den Arbeitsprozeß im Interesse des Gast­
arbeiters beschleunigen, Tl1aIDiSportspesen 
sparen (Bundesrat Dr. R eie h 1: Schauen Sie 

sich doch ein einziges Mal Spielfeld an, die 
Autokolonnen von Leibnitz bis Graz!) - da 
muß man halt irgend etwas sdlaffen, Herr 
Kollege; man muß eben darüber nachdenken, 
es ist dies ja ein Vorsdllag, den idl hier 
untelibreite (Beifall bei der OVP) - U[)Jd nidlt 
zuletzt audl dite Nachforschungen. ruach dem 
Aufenthalt ,einles lansteckJentd ~I1anken Gast­
arbeiters erübrigen, die audl letztlich mit 
Kosten verbunden sind. Man würde so nidlt 
nur unserer Bevölkerung, sondern auch dem 
ausländisdlen Arbeitsudlenden selbst, der sidl 
auf diese Weise Kosten und Strapazen spart, 
einen Dienst erweisen. 

VieI1eicht könnte sich das Gesundheits­
ministerium mit diesem Gedanken, der mir 
überlegenswert erscheint, befassen, um so eine 
Einschleppung und Verbreitung der Tbc in 
Osterreich zu vermeiden. 

Die Novellierung des Tbc-Gesetzes war 
schon auf Grund der 29. ASVG-Novelle not­
wendig, sie bringt einige begrüßenswerte 
Änderungen, daher gibt meine Fraktion dem 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates die Zu­
stimmung. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sidl 
Herr Bundesrat Dr. Gisel. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPO): Herr Vorsitzen­
derl Frau Ministerl Sehr verehrte Damen und 
Herren I Idl möchte mich persönlich bei der 
Vorrednerin bedanken, denn ihr Debatten­
beitrag ist in wesentlichen Punkten anders 
als das, was ich im Plenum zur gleichen 
Materie gehört habe. Auch das, was im zu­
ständigen Ausschuß vor der Plenarbehandlung 
darüber gesprochen wurde, deckt sich nicht 
mit dem, was Frau Kollegin Sdlmidt jetzt 
gesagt hat, denn sowohl im Ausschuß als 
auch im Plenum waren die Sprecher der Oster­
reichischen Volkspartei gegen die völlige Ein­
beziehung der Gastarbeiter in den Schutz die­
ses Gesetzes. 

Richtig ist, Frau Kollegin Schmidt, daß das 
Tuberkulosegesetz 1968 ein gutes Gesetz ist. 
Wäre ich - damit hört meine Polemik auch 
schon auf - ein Mandatar, der auf Ihrer 
Seite des Saales sitzt, dann würde ich das von 
Ihnen so oft strapazierte Wort von der "Gunst 
der Stunde" gebrauchen, denn ich weiß, wie 
viele Jahre schon intensiv unter einer anderen 
Ministersmaft als unter der von mir sehr 
geschätzten Frau Rehor am Tuberkulosegesetz 
gearbeitet wurde. (Bundesrat B ü r k 1 e: Danke 
schön!) 

In unserer Bevölkerung ist im Zusammen­
hang mit auch anderen Einstellungen zum 
Fremd- und Gastarbeiter die Meinung zu 
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Dr. Gisel 

hören, daß diese Leute im weitesten Sinne schützt sein, als wäre er :seit eh und je aus 
tuberkulös verseucht wären und auch andere unserer Population hervorgegangen. 
Krankheiten hätten. 

Wäre das wirklich so, dann könnte ich fol­
gende Zahlen aus dem österreichischen Sani­
tätsbericht nicht verstehen: Im Jahre 1969 
waren 3141 an off,ener Lungentuberkulose Er­
krankte gemeldet und in Behandlung. Ein Jahr 
später waren es 2547 und im vorigen Jahr 
2360. Trotz dieses starken Einwanderungs­
kontingents war eine kontinuierliche Ab­
nahme der offenen Tuberkulose im Bereich der 
Atmungsorgane zu verzeichnen. Die Zahl der 
Tuberkuloseerkrankungen an anderen inneren 
Organen ist leicht gesunken oder bei einigen 
Erkrankungen .stabil. 

Die Pflichten, die dieses Gesetz, sowohl das 
Gesetz aus 1968 als audl das jetzige, den Ver­
waltungsbehörden. den Kranken und den der 
Krankheit Verdächtigen auferlegt, sind nicht 
klein. Wenn Sie. Frau Kollegin - ich habe 
für alles Verständnis -, besorgt sind. daß 
künftig ein uneinsichtiger an ansteckender 
Tuberkulose Erkrankter audl in eine öffent­
liche Krankenanstalt oder sogar in eine Lan­
des-Heil- und Pflegeanstalt oder eine psychia­
trische Abteilung eingewiesen werden kann. 
dann haben Sie recht. Aber das soll ja keine 
Daueraufnahme sein, sondern der Gesetzgeber 
sieht vor, daß die Verwaltungsbehörde un­
verzüglich für die Isolierung des Betreffenden 
sorgt. Wenn also ein Bett in einer Sonder­
abteilung oder in einer Lungenabteilung eines 
Krankenhauses nicht .sofort zur Verfügung 
steht und außerdem der betreffende Unein­
sichtige wegen seiner Uneinsichtigkeit wahr­
scheinlich durch wenige Stunden oder Tage 
fast wie ein psychisch nicht Normaler zu be­
handeln ist, so ist es im Sinne des Schutzes 
der Allgemeinheit gerechtfertigt, daß diese 
Maßnahme ergriffen wird. Sie wird sicherlich 
nicht der Regelfall sein. 

Meine Damen und Herrenl Wir haben heute 
gehört, daß sich erfreulicherweise die Brücken­
funktion "'lien für Osterreich auch darin aus­
wirkt, daß wir hochqualifizierte Kräfte wieder 
nach Osterreich bekommen, seien es öster­
reichische WissensChafter und Techniker, die 
im Ausland waren und nun gern zurück­
kommen, sei es, daß es aus dem Ausland 
berufene Hochschulprofessoren sind, die wir 
mit ihren Kindern nun bevorzugt in die öster­
reichische Staatsbürgerschaft aufnehmen 
können. 

Das, was wir dem einen gewähren, muß 
auch dem anderen gewährt werden. Wer mit 
uns arbeitet, muß eben - das ist unsere 
Meinung - im Krankheitsfall genauso ge-

Eine Bitte hätte kh an bei.de Fraktionen. 
Im kenne manChen Fall. namgewiesenermaßen 
ohne Tuberkulose über die Grenze gekommen 
und nachgewiesenermaßen sowohl in der Hei­
mat als auch hier untersumt. Aber weil wir 
einen großen Teil dieser Gastarbeiter wohl 
arbeitsmäßig gleichstellen, aber sozial nicht 
adaptieren können, weil sie von den gefähr­
lidlsten Hyänen unter uns, die wir in unserer 
Bevölkerung haben, smamlos ausgebeutet 
werden und in Massenquartieren Unterschlupf 
finden, kann es sein, daß sich ein solcher 
Mensch an einem, der illegal über die Grenze 
gE;kommen ist und tuberkulös ist und von 
einem Freund in ein solches Massenquartier 
mitgenommen wird. ansteckt. Wer immer 
hilft, diese unleidlichen Zustände endgültig 
zu beseitigen, leistet einen großen Dienst an 
diesen Menschen und an den Osterreichern. 
Danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Wünscht noch jemand das Wort?- Dies ist 
nicht der Fall. 

Willd vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist gesChlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu 
erheben. 

Vorsitzender: Hohes Haus I Die heutige 
Sitzung des Bundesrates ist die letzte vor den 
Parlamentsferien. Ich möchte daher diese Ge­
legenheit benützen, Ihnen, meine Damen und 
Herren. für die geleistete Arbeit, die stets 
zeitgerecht, würdevoll und, wie ich meine, 
auch erfolgreich bewältigt wurde, herzlich 
zu danken. 

Mein Dank gilt aber auch den Beamten 
des Hauses für ihre so wertvolle Unter­
stützung unserer Tätigkeit. 

Ich wünsche Ihnen allen schöne Urlaubstage 
und eine recht gute Erholung und hoffe, daß 
wir uns im Herbst wieder gestärkt zu neuer 
fruchtbringender Arbeit für unser Volk und 
Vaterland zusammenfinden. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
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Vorsitzender 
Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung' Nach Schluß der Sitzung begeben sich die 

des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege beiden Vorsitzenden-Stellvertreter Dr. h. c. 
erfolgen. Eck er t und Dr. S kot ton zum Vorsitzen-

Die Sitzung ist ge s chI 0 S sen. 
den und erwidern im Namen ihrer Klubs 
dessen Wünsche. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 30243 
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